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Übungsplätze 

MdlAnfr 92, 93 06.09.85 Drs 10/3795 
Stiegler SPD 

SchrAntw PStSekr Dr. Häfele BMF 

	

 11768* C 

Anlage 17 

Zahl der jährlich in der Bundesrepublik 
Deutschland verarbeiteten Katzen- und 
Hundefelle 

MdlAnfr 94, 95 06.09.85 Drs 10/3795 
Stutzer CDU/CSU 

SchrAntw PStSekr Grüner BMWi 

	

 11769* A 

Anlage 18 

Ausbruch der Aujeszkyschen Krankheit in 
der Bundesrepublik Deutschland 

MdlAnfr 98 06.09.85 Drs 10/3795 
Pfuhl SPD 

SchrAntw PStSekr Dr. von Geldern BML 

	

11769* C 

Anlage 19 

Anlieferung ausländischen Getreides in-
folge verkürzter Zahlungsfristen für den 
Verkauf an deutsche Interventionsstellen 

MdlAnfr 99, 100 06.09.85 Drs 10/3795 
Kißlinger SPD 

SchrAntw PStSekr Dr. von Geldern BML 

	

11769* D 

Anlage 20 

Zahlungsfristen für von kleinen Erzeugern 
durch deutsche Interventionsstellen über-
nommenes Getreide 

MdlAnfr 101, 102 06.09.85 Drs 10/3795 
Frau Weyel SPD 

SchrAntw PStSekr Dr. von Geldern BML 
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156. Sitzung 

Bonn, den 12. September 1985 

Beginn: 8.00 Uhr 

Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 
Vor Eintritt in die Tagesordnung habe ich im Ein-

vernehmen mit der amtierenden Präsidentin der 
gestrigen Sitzung, Frau Renger, zwei Kollegen Ord-
nungsrufe zu erteilen. 

Der Abgeordnete Hornung hat den Abgeordneten 
Lange als einen „Handlanger Moskaus" bezeichnet. 
Ich muß ihn deswegen zur Ordnung rufen. 

Außerdem hat der Kollege Reddemann den Aus-
druck „Verleumder" in demselben Zusammenhang 
benutzt. Auch ihn muß ich zur Ordnung rufen. 

Ich rufe Zusatzpunkt 2 der Tagesordnung auf: 

Aktuelle Stunde 
Aktuelle Lage auf dem Getreidemarkt 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
hat gemäß Nr. 1 c der Anlage 5 unserer Geschäfts-
ordnung eine Aktuelle Stunde zu dem Thema „Ak-
tuelle Lage auf dem Getreidemarkt" verlangt. Ich 
eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat Herr Dr. Schmidt (Gellersen). 

Dr. Schmidt (Gellersen) (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die von meiner Frak-
tion beantragte Aktuelle Stunde hat eine doppelte 
Zielsetzung. Zum einen soll sie endlich Klarheit 
bringen in die offenkundig besorgniserregende 
Lage auf dem Getreidemarkt. Die Erzeugerpreise in 
diesem Wirtschaftsjahr liegen erheblich, bei einigen 
Getreidearten sogar dramatisch unter dem Niveau 
des Vorjahres. Zum anderen wollen wir von der Re-
gierung einen Ausweg aus dem Dilemma erfahren, 
der allen Marktbeteiligten eine hoffnungsvolle Per-
spektive für die Zukunft geben kann. 

Die Bundesregierung hat bisher jede Antwort auf 
die drängenden Fragen verweigert. Minister 
Kiechle hat auch auf der sogenannten Ernte-Pres-
sekonferenz am 3. September hier in Bonn kein klä-
rendes Wort gefunden. Bezeichnenderweise taucht 
in seiner Presseerklärung das Wort „Getreideprei-
se" gar nicht auf. Da hat offenbar ein psychologi-
scher Verdrängungsprozeß stattgefunden. Zwar hat 
sich der Minister zu dem verschämten Bekenntnis 
durchgerungen, es sehe für die Bauern nicht rosig 
aus. Nur: Die betroffenen Landwirte müssen nach 
dieser Verharmlosung davon ausgehen, daß ihr Mi

-

nister nicht weiß oder nicht wissen will, wie es 
draußen aussieht. 

(Beifall bei der SPD) 

Dort ist die Empörung und Enttäuschung groß, ja, 
teilweise explosiv. 

Meine Damen und Herren, wir verlangen nicht 
Aufklärung, um schadenfroh festzustellen, daß un-
sere Vorhersagen über die katastrophalen Ergeb-
nisse der Bonner Verhandlungsführung am Brüs-
seler Ratstisch von der Wirklichkeit noch weit über-
troffen worden sind. Wir wollen Klarheit, weil nur 
die volle Wahrheit zerstörtes Vertrauen in die Poli-
tik wiederherstellen kann. Die Bauern sind schon 
viel zu lange mit schönen, aber leeren Sprüchen 
abgespeist worden. 

(Beifall bei der SPD) 

Vertrauen bei allen Marktpartnern ist die Vor-
aussetzung für tragfähige Lösungen. Es wurde aber 
in den letzten Monaten in unerträglicher Weise be-
lastet. Den Landwirten wurde wider besseres Wis-
sen versprochen, die von der EG-Kommission auto-
nom vorgenommene Getreidepreissenkung bliebe 
praktisch ohne negative Auswirkungen auf die 
Preise. Als die Marktpreise dann drastisch sanken, 
stellte der Minister lapidar fest: Niemand ist ge-
zwungen, unter Interventionspreis zu verkaufen. 
Dieser törichte und beschämende Hinweis offen-
bart nicht nur fehlende Kenntnis vom Getreide-
markt, sondern auch über den Ablauf der Ernte. 
Jeder Getreideerzeuger, der Getreide an der Rampe 
bei der Genossenschaft oder beim Handel abgelie-
fert hat, kann ihn da leicht eines Besseren belehren. 
Die Bauern müssen sich für dumm verkauft fühlen, 
wenn ihre Fähigkeiten als Unternehmer öffentlich 
in Frage gestellt werden. 

Meine Damen und Herren, dem Handel und den 
Verarbeitern wiederum hält der Minister vor, die 
Marktlage zu Lasten der Erzeuger auszunutzen. 
Ernst zu nehmende Warnungen — auch meiner-
seits — wurden mit dem Hinweis „abgebügelt", 
durch die Schwarzmalerei werde Unruhe in den 
Markt gebracht. Das ist ein allzu durchsichtiges Ab-
lenkungsmanöver. Auf den durch das Getreide

-

Veto verursachten Vertrauensverlust bei unseren 
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Dr. Schmidt (Gellersen) 
EG-Partnern und der Kommission will ich nur der 
Vollständigkeit halber hinweisen. 

Fortdauernde Ausflüchte und das Abschieben der 
Verantwortung für das Getreidedebakel auf andere 
Schultern müssen die Krise verschärfen. Der Mini-
ster kann nicht länger den Kopf in den Sand stek-
ken und darauf hoffen, daß das Gewitter vorbei-
zieht. Er muß sich der Wahrheit stellen, 

(Beifall bei der SPD und Beifall des Abg. 
Werner [Dierstorf] [GRÜNE]) 

auch wenn sie für ihn bitter ist. 

Auf Unterstützung durch die Bauernverbände 
kann er anscheinend nicht länger bauen. Deren an-
fänglicher Beifall für sein hartes Auftreten im Mini-
sterrat ist deutlicher Kritik gewichen. Was noch vor 
wenigen Wochen als großer Verhandlungserfolg be-
jubelt wurde, ist heute von Übel. 

Ich habe den Eindruck: Der Minister steht mit 
seiner Politik nun allein. Auch innerhalb der Bun-
desregierung scheint zu dämmern, daß die explo-
sive Getreidefrage sich zu einem Agrar-Waterloo 
ausweiten kann. Auch der Bundeskanzler müßte 
sich fragen, ob er gut beraten war, als er sich das 
von Kiechle mit so großem Nachdruck verlangte 
Veto zu seiner eigenen Sache machte. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundesminister, ich appelliere an Sie, die 
Stunde der Wahrheit zu nutzen. Nur auf der Grund-
lage einer ehrlichen Bestandsaufnahme kann ein 
konsensfähiges Konzept zur Verbesserung der be-
drückenden Lage vieler Landwirte gefunden wer-
den. 

Ich danke Ihnen schön. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Susset. 

Susset (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! An der gegenwärti-
gen Situation am Getreidemarkt läßt sich nichts 
beschönigen. Die Landwirte haben Grund zur 
Klage. 

Aber die SPD hat keinen Grund, dies, wie sie es 
heute versucht, parteipolitisch auszuschlachten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei der SPD — Roth [SPD]: Wir 
haben doch gewarnt! — Oostergetelo 
[SPD]: Wer ist denn Minister? — Dr. Vogel 

[SPD]: Ihr wollt doch regieren!) 

Lassen Sie mich, Herr Kollege Schmidt, gleich 
zum Veto folgendes feststellen: Die Preise wären 
ohne den harten und zähen Einsatz unseres Land-
wirtschaftsministers in Brüssel noch mehr zurück-
gegangen, als sie es ohnehin sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Widerspruch bei der SPD) 

In Brüssel werden Interventionspreise beschlossen. 
Wenn die Interventionspreise nicht um 1,8, sondern 
um 3,6 % zurückgenommen worden wären, wären 

auch die jetzigen Marktpreise entsprechend gerin-
ger. Wir hätten ohne dieses Veto Getreidepreise, die 
noch um 2 bis 3 % niedriger wären. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Die Wende ist 
minus!) 

Was hat die SPD in der Vergangenheit eigentlich 
zu all diesen Problemen gesagt? Außer Absenken 
der Preise gab es seitens der SPD überhaupt kein 
Rezept. So steht es im Programm zur Europawahl. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Lesen!) 

So hat es der Fraktionsvorsitzende der SPD in 
Straßburg vor der sozialistischen Fraktion zum 
Ausdruck gebracht. 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD] — Ooster

-

getelo [SPD]: Das glaubt euch doch kein 
Bauer mehr! Geht doch in die Versamm

-

lungen!) 

So hat es Herr Apel in seiner Erklärung der Frak-
tion zu dem Stuttgarter Gipfel zum Ausdruck ge-
bracht: Auflösung der Interventionsmechanismen, 
stärkere Beteiligung der Erzeuger an der Über-
schußverwertung. Die SPD hat also keinen Grund, 
die Situation parteitaktisch zu nutzen. 

Aber wir sind der Auffassung, daß es für eine 
Umorientierung in der Agrarpolitik höchste Zeit ist. 
Denn die diesjährige Situation auf dem Getreide-
markt macht deutlich, 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Habt ihr das 
auch schon gemerkt?) 

daß eine neue Konzeption gesucht werden muß. Wir 
wollen jedoch im Gegensatz zur SPD einen Weg 
einschlagen, der den Landwirten eine gesicherte 
Existenz bietet. Wenn wir wie Sie die Landwirte 
dem Wettbewerb auf dem unberechenbaren Welt-
markt aussetzen, werden wir von der Landwirt-
schaft, wie wir sie heute haben, Abschied nehmen 
müssen. Seit dem letzten Jahr sind die Weltmarkt-
preise bei Getreide um 18 % und bei Ölsaaten um 
26 % zurückgegangen. Das Ergebnis ist, daß etwa 
ein Drittel der amerikanischen Farmer vor dem 
Bankrott stehen. Das ist eine Politik, die wir als 
CDU/CSU-Fraktion hier in der Bundesrepublik 
Deutschland und in der Europäischen Gemein-
schaft nicht mitmachen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Meine Damen und Herren, wir müssen zur Wie-
dererlangung des Handlungsspielraums bei den 
Überschüssen ansetzen. Wir haben das Problem der 
Vorruhestandsregelung schon öfter angesprochen, 
weil wir wissen, daß hier Flächen aus der Produk-
tion freigesetzt werden könnten, ganz anders, als 
das früher bei der Landabgaberente der Fall war. 
Die Verwendung von eigenem Getreide in der Fut-
termischung muß weiter zunehmen. Freiwillige 
Flächenstillegungen könnten die Produktion in be-
stehenden Betrieben senken und gleichzeitig einen 
positiven Fruchtfolgeeffekt mit sich bringen. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Tut mal 
was!) 
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Susset 
Beim Getreide müssen wir weg von der reinen 

Massenproduktion. Es gilt, hier in Zukunft Anreize 
für eine stärkere qualitätsorientierte Erzeugung zu 
schaffen. Auch müssen wir uns, meine Damen und 
Herren — die Außenminister verhandeln ja zur Zeit 
über eine Reform der Römischen Verträge —, die 
Frage stellen, ob das, was in den 50er Jahren in 
Rom und Stresa im Europa der Sechs, in Zeiten der 
Unterversorgung als europäische Norm für die 
Agrarpolitik vereinbart worden ist, im Europa der 
Zwölf bei vollen Märkten noch weiter möglich ist. 
Hier sind Vorschläge gefragt, hier müssen wir ins-
gesamt, und zwar alle Fraktionen, im Interesse der 
Landwirtschaft zusammenarbeiten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und er FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Bredehorn. 

Bredehorn (FDP): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Im Oldenburger Land, dort, wo 
ich meinen Wahlkreis habe, und im übrigen nördli-
chen Niedersachsen steht noch beängstigend viel 
Getreide auf den Feldern — und das zu einem Zeit-
punkt, in dem in anderen Jahren die Herbstbestel-
lung üblicherweise schon durchgeführt worden ist. 
Trotz der Nässe bei uns, der Ernteverzögerung, des 
Auswuchses und der Qualitätseinbußen sagen die 
Hochrechnungen des BML eine gute Bundesdurch-
schnittsernte voraus. Das ist eigentlich ein Grund 
für uns alle, uns zu freuen und dankbar zu sein. 
Nur, in diesem Jahr kann man nicht so recht froh 
darüber werden. Denn die Probleme auf dem Ge-
treidemarkt bekommen dadurch um so schärfere 
Konturen. Das Getreide wird vom Markt nur zö-
gernd aufgenommen, und die Erzeugerpreise sind 
dieselben wie 1958, d. h. also wie die vor fast 30 Jah-
ren. Damals erzielte der Landwirt 42 DM pro Dezi-
tonne Weizen, heute teils noch weniger. 

Auf dem Bauerntag in Ludwigshafen hat der 
Bundeslandwirtschaftsminister unseren Bauern 
versprochen, der Preisrückgang bei Getreide werde 
sich auf 1 % bis 2 % begrenzen lassen. Heute haben 
wir es aber mit einem Preisverfall von bis zu 10% zu 
tun, und die Enttäuschung der Landwirte ist groß. 

(Demonstrativer Beifall bei der SPD) 

Hier zeigt sich aber auch, daß wir als verantwor-
tungsvolle Agrarpolitiker keine Hoffnungen auf 
eine rosarote Zukunft wecken dürfen. Denn die 
Sachzwänge sind oft stärker als das ehrliche Wollen 
und die Gefühle für die Sorgen der Bauern. 

17 Millionen Tonnen EG-Getreide aus der Vor-
jahresernte warten in den Lägern noch auf ihre 
Verwendung. Bisher haben die Erhöhungen der Ex-
porterstattung leider nichts genützt. Die Drittlands

-

nachfrage ist gedämpft. Auch die Sowjetunion 
nutzt, so scheint es, die Überschußsituation auf dem 
Weltgetreidemarkt, um zu Billigstpreisen einzukau-
fen. Trotzdem brauchen wir dynamischere Export-
strategien in der EG. Marktanteile, die auf dem 
Weltmarkt einmal verlorengehen, sind nur schwer-
lich zurückzugewinnen. 

Die Brüsseler Preisentscheidung, die erst fiel, als 
die Landwirte ihre Mähdrescher schon rüsteten, 
kam viel zu spät, um eine korrekte Preisfindung auf 
den Regionalmärkten zu ermöglichen. Die FDP hat 
aus ihrer kritischen Haltung zu dem Veto nie ein 
Hehl gemacht. Das Veto hat unseren Bauern kaum 
geholfen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Vogel [SPD]: Es 
hat überhaupt nicht geholfen!) 

Der Ministerrat hat sich das Gesetz des Handelns 
aus der Hand nehmen lassen, und die Kommission 
agiert nun mit Notverordnungen. Trotzdem erken-
nen wir Minister Kiechles harte Verhandlungsfüh-
rung an. Leider ist es ihm aber nicht gelungen, den 
Mengendruck vom Markt, den drastischen Preis-
verfall und die negativen Einkommensperspektiven 
für die Bauern abzuwenden. 

Das Grünbuch der Kommission weist im Sinne 
der FDP einige überlegenswerte Lösungsansätze 
für den Getreidemarkt aus. Zu den Grünbuch-Vor-
schlägen gehören u. a. auch die Umwidmung von 
landwirtschaftlichen Flächen zu Naturschutzflä-
chen sowie die Beteiligung der Erzeuger am Absatz 
ihrer Produkte. Das sind alte Forderungen der FDP. 
Im Agrarbereich müssen wieder mehr marktwirt-
schaftliche Elemente zum Tragen kommen. Aller-
dings lehnt die FDP eine Preissenkungspolitik ohne 
Ausgleichsmaßnahmen entschieden ab. Dadurch 
würden Tausende bäuerlicher Existenzen vernich-
tet. 

(Beifall bei der FDP) 

Überdies könnte der Preisdruck zu einer noch stär-
keren Mobilisierung letzter Produktionsreserven 
führen. 

Lassen Sie mich abschließend für die FDP fest-
stellen: Nach den verheerenden Erfahrungen mit 
der Milchkontingentierung 

(Zustimmung bei der SPD) 

kommt für uns Liberale ein ähnliches planwirt-
schaftliches Konzept zur Lösung der Probleme auf 
dem Getreidemarkt auf keinen Fall in Frage. Wir 
brauchen eine klare, zielbewußte Agrarpolitik, die 
Perspektiven aufzeigt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Zum Abbau der Überschüsse und zur mittelfristi-
gen Herstellung des Marktgleichgewichts bei Ge-
treide befürwortet die FDP daher erstens eine nach 
der Betriebsgröße gestaffelte Mitverantwortungs-
abgabe; zweitens ein Flächenstillegungsprogramm 
mit Prämienregelung; 

(Beifall bei der SPD) 

drittens eine vorsichtige Preispolitik, 

(Erneuter Beifall bei der SPD) 

da wir uns danach ausrichten müssen, was unser 
Finanzminister zur Verfügung stellt; viertens die 
Beibehaltung des bestehenden Interventionssy-
stems. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD — Zuruf 
von der SPD: Das war hervorragend!) 
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Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schröder. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was, der auch?) 

Schröder (Hannover) (SPD): Es ist vielleicht ganz 
günstig, wenn sich einmal jemand zum Thema äu

-ß

ert, der normalerweise nicht bei diesen Debatten 
anwesend ist, der aber, weil er mit offenen Augen 
durchs Land geht, die Folgen Ihrer Politik sehr 
deutlich feststellen kann. Die Folgen stellen ja nicht 
nur wir fest, sondern die Folgen stellen inzwischen 
vor allen Dingen die Landwirte fest, jene Landwirte 
nämlich, die einmal Hoffnungen auf Herrn Kiechle 
gesetzt hatten, die guten Willens waren und die sich 
von ihm etwas für ihre eigene materielle und so-
ziale Situation erhofft hatten 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Die sind sau

-

ber reingefallen!) 

und die nun feststellen müssen — und nicht erst 
seit der Milchquotenregelung —, daß sie wegen der 
Tatsache, daß bei diesem Landwirtschaftsminister 
Reden und Handeln allzu deutlich auseinanderklaf-
fen, in wachsende Schwierigkeiten gekommen 
sind. 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie kennen sich in 
der Materie aus!) 

Ihnen wird dann auch nicht dadurch geholfen, daß 
sich dann der Koalitionär Herr Bredehorn hier hin-
stellt und eine Oppositionsrede hält. Das ist auch 
nicht sonderlich redlich, 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie haben ihm doch 
Beifall geklatscht!) 

übrigens auch nicht sonderlich redlich der CDU/ 
CSU gegenüber. Aber das müssen Sie miteinander 
ausmachen. 

Worüber wir heute zu reden haben, ist über die 
Verschärfung der sozialen Situation der Bauern im 
Lande dadurch, daß nach — wie Herr Bredehorn 
gesagt hat — den verheerenden Erfahrungen mit 
der Milchquotenregelung — eine Regelung, die von 
der Bundesregierung zu verantworten ist — die Si-
tuation auf dem Getreidemarkt nun mindestens 
ebenso verheerend ist oder jedenfalls zu werden 
droht. Ich finde, daß es dann ganz sinnvoll ist, sich 
zunächst einmal darüber zu verständigen, daß es 
keinem einzigen Landwirt nutzt, wenn man weiter 
beschönigt, wie man erfahren kann, wenn man die 
offiziellen Äußerungen auch des Landwirtschafts-
ministers sieht. 

Was ist denn geschehen? Herr Kiechle hat zu-
nächst gesagt, sein Veto bringe die Bauern sozusa-
gen in Sicherheit, verhindere weiteren Abfall beim 
Getreidepreis und ermögliche daher eine verbes-
serte ökonomische und soziale Situation. Das haben 
wir monatelang gehört. Jetzt gibt es ja zwei Mög-
lichkeiten: Entweder hat er nicht gewußt, daß die 
Kommission in der Lage ist, unabhängig vom Veto 
aus eigenem Notstandsrecht Preise festzusetzen — 
auch niedrigere Preise festzusetzen —, oder aber er 
hat es gewußt und er hat es den Landwirten nicht 
gesagt. Im ersten Fall wäre es eine bedauerliche 
Fehlleistung; denn ein Landwirtschaftsminister 
darf es sich eigentlich nicht leisten, das nicht zu 

wissen. Im zweiten Fall wäre es — und diesen Fall 
vermute ich — eine Strategie, die die tatsächliche 
Situation durch Sprache verharmlosen soll. Eine 
solche Strategie machen wir nicht mit. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn die reale Situation der Landwirte ist, daß sie 
auf dem Getreidesektor Einbußen zwischen 10 und 
15, ja bis zu 20% werden hinzunehmen haben. 

Das mindeste, was man von der Bundesresgie-
rung verlangen müßte, ist, daß sie die daraus fol-
gende schlimme soziale Situation insbesondere der 
kleinen Landwirte nicht weiter beschönigt, sondern 
endlich die Wahrheit sagt. Denn nur wenn in der 
gesamten Gesellschaft — nicht allein bei den Land-
wirtschaftspolitikern — Einverständnis darüber be-
steht, daß, bezogen auf die Masse der bäuerlichen 
Familienbetriebe, von einer glänzenden Situation, 
die einige glauben machen wollen, keine Rede sein 
kann, wird man eine Landwirtschaftspolitik ent-
werfen können, die die Gesamtgesellschaft Geld ko-
stet, welches diese dann auch zahlt, und die den 
Bauern und den Verbrauchern nützt und dafür 
sorgt, daß das, was die gesamte Gesellschaft für die 
Landwirtschaft zahlt und zahlen muß, nicht in den 
Kanälen zwischen den Verbrauchern einerseits und 
den Landwirten andererseits verschwindet. 

Ehrlichkeit in der Debatte ist nach meiner Auf-
fassung deshalb das Erste und Wichtigste, was gel-
ten muß. Ehrlichkeit heißt: Entgegen den gemach-
ten Versprechungen des Bundeslandwirtschaftsmi-
nisters, entgegen den Versprechungen im Zusam-
menhang mit dem Veto haben die deutschen Land-
wirte — das trifft die kleinen und schwachen insbe-
sondere — katastrophale Einbußen hinzunehmen. 
Die Verantwortung dafür sollten der Landwirt-
schaftsminister und Sie nicht wegdrängen, sondern 
endlich übernehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter von Schorlemer. 

Freiherr von Schorlemer (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! In 
seinem Buch „Die subventionierte Unvernunft" 
schreibt Hermann Priebe auf Seite 79: 

Die 70er Jahre waren die Zeit einer weitgehen-
den geistigen Immobilität in der gemeinsamen 
Agrarpolitik, die bis zur Finanzkrise 1983/84 
anhielt. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

An der Spitze des Bonner Landwirtschaftsmi-
nisteriums stand in diesen Jahren Josef Ertl, 
der, sekundiert vom Agrarsprecher der SPD im 
Bundestag, Martin Schmidt (Gellersen), be-
müht war, die Agrarpolitik möglichst unverän-
dert weiterzuführen und mit jährlichen Preis-
anhebungen nach Hause zu kommen. Dabei 
entwickelte man die große Meisterschaft in der 
Verdrängung der tatsächlichen Probleme. 1983 
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übernahm die neue Regierung mit dem Über-
schußchaos ein schweres Erbe. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das soll 
der Einstimmung dienen. 

(Zurufe von der SPD) 

Dies habe ich nicht als Vorwurf vorgebracht, son-
dern einfach nur vorgelesen, um uns zum gemein-
samen Nachdenken anzuregen. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich glaube, wir sollten deshalb die Höhe des Ge-
treidepreises in einen größeren Zusammenhang 
stellen. Die Überschüsse bei allen Agrarprodukten 
zwingen zu neuen Entscheidungen. Denn Über-
schußprobleme sind mit den Instrumentarien der 
letzten 20 Jahre nicht mehr zu lösen. 

Nun scheint die SPD inzwischen die Bauern ent-
deckt zu haben. 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Die Bauern 
entdecken uns! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Noch 1980 meinte der damalige Verteidigungsmini-
ster Apel, die Bauern brauchten die Mistgabeln nur, 
um Geldscheine umzustapeln. Der Finanzminister 
Matthöfer forderte dazu auf, es müsse ein Sturm 
gegen die Landwirtschaft entfacht werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
glaube, inzwischen werden auch die Landwirte er-
kennen, daß dies, meine sehr verehrten Kollegen 
von der SPD, schlichte Bauernfängerei ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Herr Kollege Schröder, selbst wenn Sie hier in grü-
ner Alcantarajacke auftreten, selbst wenn Sie im 
Wattenmeer die Prieltaufe hinnehmen, selbst wenn 
Sie das Plaudern im Schweinestall vornehmen, 
selbst wenn Sie den prächtigen Edelschweineber 
mit dem Stöckchen durch den Pferch treiben, selbst 
wenn Sie die Melkversuche bei der Kuh Elsa ma-
chen — all dies ist, wie der „Spiegel" zu Recht 
schreibt, billiger Politzirkus. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich be-
daure den Zeitpunkt dieser Debatte. Warum? 

(Roth [SPD]: Hoffentlich hilft das den Bau

-

ern!) 

Wir werden in den nächsten Wochen im Ausschuß 
das Grünbuch der EG-Kommission beraten. Wir 
haben dazu namhafte Agrarwissenschaftler gela-
den. Ich meine, danach sind wir alle, Bundesregie-
rung, die Fraktionen, der Berufsstand, gefordert, 
Stellung zu nehmen und — auch die, die mit dem 
Vorschlag nicht einverstanden sind — Alternativen 
zu entwickeln. 

Der Getreidepreis ist — dies sei gar nicht in 
Frage gestellt — miserabel. Aber er wäre um vieles 
miserabler, wenn nicht unser Landwirtschaftsmini-

ster in Brüssel so gehandelt hätte, wie er gehandelt 
hat. 

(Zuruf von der SPD: Dann wäre der Grenz

-

ausgleich nicht total verpfuscht!) 

— Entschuldigen Sie, Herr Kollege! Was haben Sie 
denn gefordert? Restriktive Preispolitik und Preis-
senkung ist doch Ihr Konzept gewesen. Und jetzt 
stellen Sie sich hier hin und kritisieren das. Sie 
haben doch überhaupt kein Konzept als nur restrik-
tive Preispolitik; das war immer das Argument, das 
der Kollege Müller hier in die agrarpolitische De-
batte eingeführt hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Noch 
ein paar praktische Hinweise. Wir müssen auch in 
Zukunft bei der Getreidepreisregelung beachten: 
Qualität muß bewertet werden. Wir müssen uns 
überlegen, ob unser Frachtsystem beweglich und 
preisentlastend ist. Und wir müssen alle Lagerungs-
möglichkeiten nutzen. 

Meine Damen und Herren, ich habe versucht, 
meinen Beitrag in einen etwas größeren Rahmen 
zu stellen. Ich weiß aber auch, daß wir alle danach 
beurteilt und auch bewertet werden, wie es uns ge-
lingt, Verbesserungen zu erzielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Werner (Dierstorf). 

Werner (Dierstorf) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir haben wirklich 
keine Veranlassung, die Agrarpolitik der SPD-FDP- 
Koalition von vor zwei Jahren zu loben. Aber genau 
den gleichen Vorwurf, der heute von seiten der Bun-
desregierung immer wiederholt wird, man habe da-
mals in Sachen Milchmarkt nichts unternommen, 
machen wir der heutigen Regierung in bezug auf 
den Getreideberg. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Seit Jahren sagen alle Prognosen eine weitere Stei-
gerung der Erträge voraus, aber die Regierung hat 
kein Konzept zum Abbau der Überschüsse vorzule-
gen. Oder besteht das Konzept darin, daß in den 
EG-Verhandlungen die Zahlungsziele von 120 Ta-
gen auf 60 Tage verkürzt worden sind? Genausowe-
nig ist es eine wirkliche Lösung, wenn Minister 
Kiechle sagt, sein konzeptioneller Ansatz gehe im 
Prinzip auf Qualität. 

Immer wieder hat uns auch der Minister gesagt, 
daß die Senkung der Getreidepreise kein geeigne-
tes Mittel sei, um Überschüsse abzubauen. Heute 
spricht er davon, daß es auf Dauer unmöglich sei, 
Preispolitik gegen den Markt zu machen. Die heu-
tige Situation ist doch die, daß die Bauern gegen-
über dem vergangenen Jahr für sämtliches Ge-
treide bei der Ablieferung 10 % weniger bekommen, 
und bei Raps ist es sogar noch weniger. 

Sollten die Vorstellungen im Grünbuch der EG 
verwirklicht werden, sind die Zukunftsaussichten 
für die kleinen und mittleren Bauern so, daß sich 
die Bauern, wenn sie nur könnten, lieber heute als 
morgen einen anderen Arbeitsplatz suchen müßten. 
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Wir sind uns wohl einig, daß es dem Steuerzahler 
auf Dauer nicht zuzumuten ist, für Lagerung, Milch-
verpulverung und Exportsubvention hohe Summen 
zu bezahlen. Von diesen Milliarden kommen doch 
letztlich nur 10 % bei den Bauern an. 

Beim Export  von Getreide zu Weltmarktpreisen 
werden wir in der Bundesrepublik, aber auch auf 
EG-Ebene, ohne Subventionen nicht mit anderen 
Getreideexportländern konkurrieren können, da 
dort andere Produktionsbedingungen vorliegen. Wir 
brauchen innerhalb der EG, damit aber auch natio-
nal oder regional, eine Einschränkung der Getrei-
deerzeugung. Das notwendige Herunterfahren der 
Intensität in allen Betrieben und auf allen Böden 
darf nicht erst dann und deshalb passieren, weil die 
Bauern pleite sind, sondern ertragsteigernde Mittel 
sind aus drei Gründen zu minimieren: erstens zum 
Schutze des Trinkwassers und der Böden, zweitens 
aus Gründen des Arten- und Naturschutzes und 
drittens um Überschüsse abzubauen. Dieser Ver-
zicht auf den höchsten Einsatz ertragsteigernder 
Mittel kann jedoch bei der heutigen wirtschaftli-
chen Lage der meisten bäuerlichen Betriebe nicht 
durch moralische Appelle erwartet werden. Entwe-
der müssen Anreize zur freiwilligen Zurücknahme 
der Höchsterträge gegeben werden, oder allge-
meine Einschränkungen müssen finanziell ausge-
glichen werden. Durch umweltverträglicheres Wirt-
schaften aller Bauern auf allen Standorten können 
Arbeitsplätze erhalten werden und neue entstehen, 
und es werden Überschüsse abgebaut. 

Mittel, um dieses zu erreichen, sind: Besteuerung 
mineralischer Stickstoffdüngemittel bei hohem 
Verbrauch, freiwilliger Verzicht auf ertragstei-
gernde Pestizidanwendung bei finanziellem Aus-
gleich der Einkommenseinbußen, stärkere Förde-
rung des Leguminosenanbaus mit Erweiterung auf 
Körner- und Ganzpflanzensilage und Sicherung des 
Getreideeinsatzes in der Verfütterung. 

Es wird bei diesem Rückgang der Getreidepreise 
um mehr als 10 % — und nicht um 1,8% — nötig 
sein, differenzierte Hilfen an ohnehin einkom-
mensschwache Bauern zu geben. Diese Hilfen dür-
fen nicht an Investitionen gebunden sein. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Brunner. 

Brunner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Dr. Schmidt, 
sosehr ich Sie auch sonst als Vorsitzenden unseres 
Ausschusses schätze, heute muß ich doch Kritik 
daran üben, daß Sie sich hier hinstellen, die Situa-
tion beklagen und so tun, als ob Sie den Stein der 
Weisen irgendwo hätten, ihn aber hier nicht preis-
geben. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
das ist eine Geschichte, die sich die SPD eigentlich 
nachdenklich noch einmal vor Augen führen sollte; 
denn sie war es doch, die 1982 aus der Verantwor-
tung geflüchtet ist, 

(Lachen bei der SPD) 

weil sie die Wirtschafts-, Finanz- und Agrarpolitik 
zu Tode geritten hatte. Und heute stellt sie sich hin 
und klagt diese Bundesregierung, die mit diesen 
Schwierigkeiten fertig werden muß, an, an Stelle 
ihr und dem Herrn Minister Kiechle dafür zu dan-
ken, 

(Lachen bei der SPD — Dr. Vogel [SPD]: 
Ein politischer Selbstmörder!) 

daß er die großen Scharten, die entstanden sind, 
bisher auszuwetzen versucht hat. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
letzten Getreidepreisverhandlungen haben das ein-
mal mehr und deutlich bewiesen. Ihre Politik läuft 
bisher doch nur auf eine Preissenkungspolitik hin-
aus. Das ist das einzige — und das ist negativ —, 
was Sie zur Agrarpolitik — wie auch in anderen 
Politikbereichen — hier zum besten geben. Ihre 
Kollegen vom Europaparlament bis hin zum 
Bayerischen Landtag haben nur ein Rezept zur Ge-
sundung der Agrarwirtschaft, nämlich Preissen-
kungen. 

Die GRÜNEN schließen sich dem an und sagen: 
dazu noch Betriebsmittelverteuerungen. — Meine 
Damen und Herren, so einen Unsinn habe ich in 
meinem Leben noch nicht gehört, zur Gesundung 
eines Wirtschaftszweiges derartige Rezepte anzu-
bieten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
stellen erfreut fest, daß sich die Wirtschaft allge-
mein aus der Talsohle herausbewegt. Wir haben lei-
der Gottes noch im agrarpolitischen Teil zu kämp-
fen. Aber auch hier zeichnen sich Aspekte ab, 

(Lachen bei der SPD) 

wenn die Politik der Bundesregierung konsequent 
weitergeführt wird, wie sie eingeleitet worden ist. 
Wir brauchen im Augenblick noch Ausgleichszah-
lungen, um die Einkommensverluste, die auf Grund 
der von Ihnen betriebenen Politik entstehen, mil-
dern zu können. 

(Lachen bei der SPD) 

Wir müssen aber auch neue Wege finden. Wir 
müssen wieder freie Märkte schaffen. Wir müssen 
an die Industrie appellieren, kooperationsbereit zu 
sein, wenn es darum geht, neue Verwertungslinien 
für Agrarrohstoffe zu finden — und damit freie 
Märkte zu schaffen und auch wieder eine aktive 
Preispolitik einzuleiten. 

Wir als Landwirte wollen nicht Dauerabhängige 
von Subventionen sein. 

(Ströbele [GRÜNE]: Seid ihr aber!) 

Das möchte ich hier ausdrücklich betonen. Allzu 
große Staatsabhängigkeit führt in die Unfreiheit. 
Und das wollen wir vermeiden. 

Ich möchte hier noch einmal meinen persönli-
chen Dank, aber auch den Dank unserer Landwirt-
schaft, an den Minister zum Ausdruck bringen, dem 
es gelungen ist, 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Die Bauern 
kaputtzumachen!) 
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zu verhindern, daß die Getreidepreise noch weiter 
abgesackt sind — auf Grund Ihrer Vorschläge. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Nur daß die bayeri

-

schen Bauern das nicht glauben!) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Müller (Schweinfurt). 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Bisher 
war ich der Meinung, daß der einzige, der mit dieser 
Agrarpolitik zufrieden ist, der Herr Minister selbst 
ist. Ich habe mich getäuscht. Er hat noch einige 
Kämpfer, die wir eben hier gehört haben, aber nur 
hier, denn draußen reden sie ja anders, vor allem 
vor Bauernversammlungen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kollege von Schorlemer; Sie haben Herrn Pro-
fessor Priebe zitiert. 

(Zuruf von der SPD: Ausgerechnet den!) 

Selbst wenn er recht hätte, Sie haben doch den 
Bauern die Wende versprochen, nicht wir. Sie ha-
ben ihnen doch das Blaue vom Himmel verspro-
chen. 

(Beifall bei der SPD) 

Und was ist dabei herausgekommen? — Jetzt be-
schweren Sie sich, daß die Situation so mies ist. 

Entscheidend ist, daß die Landwirte selbst mit 
Ihnen unzufrieden sind. Das ist nicht verwunder-
lich; denn Sie haben zuviel versprochen, zu große 
Sprüche geklopft und nach jeder Verhandlungsrun-
de, auch nach der letzten, falsche Erwartungen ge-
weckt; 

(Bohl [CDU/CSU]: Wie soll es denn nun 
weitergehen?) 

siehe die Anzeigenkampagne vom Juni dieses Jah-
res in allen Tageszeitungen. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Was soll denn 
nun passieren?) 

Oder schauen Sie sich den Bericht des BML über 
die letzte EG-Ratssitzung am 15./16. Juli zum Ge-
treidepreis an. Dort heißt es — und das haben Sie 
den Bauern gesagt —: 

Einkommenseinbußen für unsere deutschen 
Landwirte konnten vermieden werden. 

Am 15./16 Juli! 

(Zuruf von der SPD: Ein Witz!) 

Dann. 

Keine Zustimmung zur Getreide- und Raps-
preissenkung. 

Oder: 
Für die deutschen Landwirte ein Plus von 2 bis 
3%. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Schauen Sie sich die Praxis an; sie sieht nämlich 
ganz anders aus. Durch diese Sprüche, Herr Mini

-

ster, haben Sie das letzte Vertrauen verloren; den-
ken Sie an ihre Versammlung in Bergtheim bei 
Würzburg. 

Ein Beispiel: Über den unterfränkischen Präsi-
denten des Bayerischen Bauernverbandes, Ihren 
Parteifreund, Senator Karl Groenen, schreiben die 
„Süddeutsche Zeitung", die „Main-Post", das 
„Schweinfurter Tagblatt" und viele andere mehr — 
ich kann mir nicht vorstellen, daß sich die Jour-
nalisten diese Meldung aus den Fingern gesogen 
haben —: 

Der unterfränkische Präsident des Bayeri-
schen Bauernverbandes, Senator Karl Groe-
nen, wird am Kreisbauerntag in Würzburg als 
Protest gegen die Anwesenheit von Bundeser-
nährungsminister Ignaz Kiechle nicht teilneh-
men. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Groenen begründet seine Absage damit, daß 
Kiechle auf dem Bauerntag nur wieder aus sei-
nem agrarpolitischen Märchenbuch vortragen 
und den Bauern seine Erfolge aufzeigen werde, 
die sich in den Einkommensbilanzen der Bau-
ern nicht widerspiegeln. Groenens Auffassung 
zufolge streue Kiechle den Bauern nur Sand in 
die Augen. 

Parteifreund von Herrn Kiechle, Präsident des Ver-
bandes! 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Wo sind Ihre Vorschläge! — Frau 
Hoffmann [Soltau] [CDU/CSU]: Kein einzi

-

ges Wort zur Sache!) 

— Den Präsidenten des unterfränkischen Bauern-
verbandes sollte man kennen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo sind die Vor

-

schläge der SPD?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, eine 
Entschuldigung hat Herr Kiechle natürlich auch 
schon gefunden: die SPD. Wer sonst? „Die SPD ist 
uns in den Rücken gefallen", so sagten Sie, Herr 
Minister, auf dem Bauerntag in Gillamoos/Nieder-
bayern. 

Sie produzieren einen Unsinn nach dem ande-
ren, 

(Beifall bei der SPD) 

von den Quoten über die Verschiebung des Milch-
wirtschaftsjahres bis hin zu Ihrem Veto, und weil 
wir diesen Unsinn nicht mitmachten, weil wir recht-
zeitig kritisierten und auf die Folgen hinwiesen, 
sind wir Ihnen in den Rücken gefallen, wie Sie 
behaupten. 

(Hornung [CDU/CSU]: Sie müssen doch sa

-
gen, wie es ohne Mengenbegrenzung aus

- gesehen hätte!) 

Kein Wunder, jetzt kommen Forderungen von den 
Landwirten. Deswegen fragen wir Sie: 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Wo sind Ihre Vor

-

schläge?) 

Wie stehen Sie denn zu diesen Forderungen, die 
jetzt erhoben werden? Sind Sie bereit, die von Ih- 



11640 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. September 1985 

Müller (Schweinfurt) 
nen hoch gepriesene Verlängerung der Zahlungs-
ziele rückgängig zu machen, nachdem diese Maß-
nahme den anderen EG-Staaten zustatten kommt? 

(Hornung [CDU/CSU]: Das ist doch Un

-

sinn!) 

Oder wollen Sie die Interventionskäufe von EG-
Getreide zumindest aus der kurzen 60-Tage-Frist 
ausschließen, um sie nicht mit deutschen Geldern 
finanzieren zu müssen? Wie stehen Sie zum Ein-
fuhrstopp gegen die Partnerländer, wie ihn der 
wackere EG-Streiter, der Präsident des Bauernver-
bandes Schleswig-Holstein, unser Kollege Karl Ei-
gen, verlangt? 

(Dr. Vogel [SPD]: Wo ist er denn?) 

Das ist eine tolle Forderung, im wahrsten Sinne des 
Wortes. Darüber hinaus werden Ausgleichszahlun -
gen gefordert: vom Bayerischen Bauernverband 
300 Millionen DM, vom Deutschen Bauernverband 
400 Millionen DM. Der Herr Heeremann ist nicht 
hier, um das zu begründen. 

(Zuruf von der SPD: Der schläft!) 

Wie stehen Sie dazu, Herr Minister? 

Die Landwirte brauchen ein offenes Wort. Sie ha-
ben ihnen die Hoffnung genommen, Herr Minister. 
Geben sie ihnen wieder eine realistische Zukunfts-
perspektive. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten haben schon im sogenann-
ten Apel-Papier aus dem Jahre 1980 einen Weg auf-
gezeigt. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum 
Schluß. 

Müller (Schweinfurt) (SPD): Wir halten diesen 
Weg nach wie vor für richtig. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Olderog [CDU/ 
CSU]: Kein Wort zu eigenen Vorschlägen!) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Herrn 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten das Wort. 

Kiechle, Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten: Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Daß die SPD in den 
letzten Tagen nervös geworden ist, kann ich verste-
hen. 

(Lachen bei der SPD) 

Daß die SPD von ihren internen Problemen abzu-
lenken versucht, ist auch nicht neu. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Daß die SPD dazu allerdings die Agrarpreise her-
auspickt, ist in der Tat eine Überraschung. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Was ich hier an unsachlichen Behauptungen, an 
vorgeschützter Sorge um die Getreidebauern, an 
unseriöser Polemik und an aufgeregter Scheinhei

-

ligkeit seit Wochen gehört habe, spricht nicht für 
Sie, meine Damen und Herren von der Opposition. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Schwierigkeiten auf dem Getreidemarkt sind 
zu ernst, und die Probleme unserer bäuerlichen Ge-
treideproduzenten sind zu groß, als daß man sie 
zum parteitaktischen Blitzableiter heranziehen 
dürfte. Ich ziehe die sachliche Darstellung vor. 

In Brüssel — falls Sie es nicht wissen, bitte ich 
Sie herzlich, zuzuhören — ist über die Interven-
tionspreise verhandelt worden, nicht über Markt-
preise. Diese Interventionspreise sind als unterstes 
Auffangnetz gedacht. Sie liegen niedriger als der 
politisch angestrebte Richtpreis. Wir haben in die-
sem Jahr die Preisverhandlungen, die extrem 
schwierig waren, zäh geführt. Die Bundesregierung 
hat sich nicht gescheut, trotz vorhandener Beden-
ken, gegen geplante und bereits 1981 — d. h. unter 
SPD-geführter Bundesregierung — programmierte 
Preissenkungen ein Veto einzulegen, 

(Dr. Vogel [SPD]: Immer der Gallus! Der 
böse Gallus!) 

weil die Existenz vieler bäuerlicher Familienbe-
triebe auf dem Spiel stand und weiterhin steht. 

(Zuruf von der SPD: Der Gallus ist an al

-

lem schuld! — Dr. Vogel [SPD]: Erblast 
Gallus!) 

Wir haben damit im übrigen auch ein Problembe-
wußtsein geschaffen. Wir haben darüber hinaus mit 
dem Veto nicht diesen einen Punkt im Auge gehabt 
— und haben ihn auch jetzt nicht im Auge —, son-
dern wir haben ein klares Nein zu der grundsätzli-
chen Absicht einer Preissenkungspolitik und damit 
einer Politik der Verdrängung unter den Landwir-
ten gesagt. 

Im Agrarministerrat ist kein Beschluß zustande 
gekommen. Die EG-Kommission verfährt auf 
Grund des Gemeinschaftsrechts nun so, als ob ihr 
letzter Vorschlag von minus 1,8 % bei den Interven-
tionspreisen realisiert worden wäre. Natürlich wuß-
ten wir das. Immerhin haben wir damit den Spiel-
raum der EG für ihr sogenanntes Notstandsrecht 
von geplanten 5 % über 3,6 % auf 1,8 % eingrenzen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Nun ereifert sich die SPD, es sei schlecht verhan-
delt worden. Ich setze dem allerdings die nüchter-
nen Tatsachen entgegen. Zu diesen Tatsachen, 
meine Damen und Herren, zählt, 

(Oostergetelo [SPD]: Abbau des Grenzaus

-

gleichs!) 

daß auf Grund unserer Hartnäckigkeit die Zah-
lungsziele von bisher 120 auf 60 Tage verkürzt wur-
den. Die Wirtschaft hat im vergangenen Jahr kalku-
liert, daß sich eine Verlängerung um zwei Monate 
als ein Preisminus von 1,2 % auswirke. 

(Hornung [CDU/CSU]: So ist es auch!) 

Ich folgere daraus, daß in diesem Jahr ein entspre-
chendes Plus herauskommen muß. 
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Dazu zählt auch, daß der Feuchtigkeitsgehalt 

nicht gesenkt wurde, wie es die Kommission beab-
sichtigt hatte. Dazu zählt schließlich, daß die Brot-
weizenschlußintervention — wir hätten lieber eine 
Anfangsintervention gehabt, aber wir konnten uns 
damit in der Gemeinschaft nicht durchsetzen — mit 
dem 5%igen Preisvorsprung immerhin durchgesetzt 
werden konnte. 

Das sind konkrete Ergebnisse, die sich trotz al-
lem — trotz allem, sage ich — in Mark und Pfennig 
niederschlagen. Doch die SPD sieht sie nicht; sie 
will sie wohl auch nicht sehen. 

(Zuruf von der SPD: Die Bauern sehen sie 
auch nicht!) 

Haben Sie sich eigentlich einmal ganz realistisch 
gefragt, wieviel schlechter die Getreidepreise aus-
gefallen wären, wenn wir dies nicht erreicht hätten, 
wenn wir Ihren Preissenkungsforderungen nachge-
geben hätten, den Forderungen, die Sie ja während 
der ganzen Preisverhandlungen immer an uns ge-
richtet haben? 

(Hornung [CDU/CSU]: Eine riesige Kata

-

strophe wäre es geworden!) 

Sie versuchen, die unerfreuliche Entwicklung des 
Getreidemarktes parteitaktisch auszuschlachten. 
Hat die SPD eigentlich auch einmal darüber nach-
gedacht, daß nicht Preise allein, sondern auch die 
Erntemengen entscheidend sind, 

(Lachen bei der SPD) 

daß das Produkt aus Menge und Preis, also der 
Erlös, trendmäßig ansteigt und nur gegenüber dem 
Ausnahmejahr 1984 deutlich zurückfällt? Nein, ich 
habe das Gefühl, Sie führen diese Dinge gar nicht 
in die Diskussion ein, weil Sie Fakten nicht zur 
Kenntnis nehmen wollen. 

Meine Damen und Herren, unbestritten ist — das 
sage ich denen, die da immer meinen, ich würde 
nicht die Wahrheit sagen —, daß es sehr ungünstige 
Einflußfaktoren gibt. Da ist eine weltweite Rekord-
ernte, die auch gegenüber dem Vorjahr noch einmal 
ein Plus von 3 % bringt. Da ist ein sehr niedriger 
Weltmarktpreis, an den sich die Kommission ja 
langsam angleichen will, was Sie auch noch unter-
stützen. Da sind schlechte Exportbedingungen; wir 
haben bisher statt 7,9 Millionen t aus der EG für 
den Weltmarkt Exportlizenzen für nur 2,8 Millio-
nen t vergeben können, weil einfach keine Nach-
frage da ist. Traditionelle Getreideimportländer wie 
Indien und China sind in diesem Jahr zu Exporteu-
ren geworden, und auch der Einfuhrbedarf der So-
wjetunion scheint zurückgegangen zu sein. Wir ha-
ben erhebliche EG-Getreideüberhänge aus dem 
Vorjahr — kein Mensch hat das je verschwiegen —, 
und wir haben fehlende Lagermöglichkeiten in ein-
zelnen Mitgliedstaaten, etwa in Frankreich. Das 
sind die Rahmendaten für den Markt. 

Meine Damen und Herren, ganz klar haben wir 
hinsichtlich der Daten der Interventions- und damit 
der unteren Schutzgrenzpreise verhandelt. Wir füh-
ren hier wirklich eine ziemlich geisterhafte Diskus-
sion: Während der letzten Preisrunde schlägt sich 
die SPD im Europaparlament geschlossen, hier im 

Parlament und in der Partei größtenteils auf die 
Seite der Kommission und fordert damit Preissen-
kungen von 5 % und mehr, und jetzt beklagt sie laut-
hals den Preisverfall. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

So etwas an Unseriosität, an Widersprüchlichkeit 
und an Opportunismus könnte man eigentlich ein-
fach mit einem verständnislosen Kopfschütteln ab-
tun, wenn durch diese verfälschende Kampagne 
nicht das Klima in den Dörfern vergiftet würde und 
wenn dies draußen nicht so stark zur Verunsiche-
rung beitragen würde. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wollen die 
ja!)  

Ich sage Ihnen wirklich: Das Spektakel, das Sie 
z. B. hier heute veranstalten, hat — immer bezogen 
auf Ihr Verhalten in den letzten Monaten — mit 
Fair play oder mit Zuverlässigkeit und politischer 
Geradlinigkeit nichts, aber auch gar nichts mehr zu 
tun 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hornung 
[CDU/CSU]: Und Alternativen haben sie 

überhaupt keine!) 

Wir haben uns in Brüssel mit allen verfügbaren 
Mitteln — ich glaube, das kann man nun wirklich 
offen sagen — gegen Preissenkungen gewandt, 
denn wir wissen, daß man mit Preissenkungen zwar 
die Einkommen der Bauern senken kann, aber 
nicht die Mengen entscheidend verringern oder den 
Markt in Ordnung bringen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Hornung 
[CDU/CSU]: So ist es! Das wollen sie nicht 

wahrhaben!) 

Mit „Markt" ist hier nicht nur der Preis, sondern 
sind auch die Mengen gemeint. 

Wer allerdings über Pleiten oder über das 
Zwangsausscheiden der Bauern aus der Produktion 
und damit über Preisdruck die Mengen beeinflus-
sen will, der hat mich — was immer irgendein Bau-
ernpräsident dazu sagen mag — zum Gegner. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wer in einer solchen Situation Zuschüsse zum Ein-
kommensausgleich verspricht, obwohl die Finanz-
mittel dafür gar nicht vorhanden sind, weder in der 
EG — wo sie dann eigentlich sein müßten — noch 
im nationalen Haushalt, der handelt für meine Be-
griffe grob fahrlässig. Wenn das dieselbe Partei tut, 
aus deren Mitte der frühere SPD-Bundesminister 
Apel oder der stellvertretende Fraktionsvorsitzende 
Roth die Einkommensausgleichsmaßnahmen als 
„unverdienten Milliardencoup" und als „Nacht-und-
Nebel-Aktion für die Bauern" darstellen, weiß jeder, 
wohin die Reise gehen soll. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU und der FDP — Roth [SPD]: Das ist 

eine Verfälschung!) 

Meine Damen und Herren, diese Debatte bringt 
nichts hinsichtlich eines Ausblicks auf die Zukunft. 
Was wir wollen, ist nicht Preissenkung, sondern 
dies: mehr Getreide in den Futtertrog, bessere 
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Bundesminister Kiechle 
Preisabsicherung für höhere Qualität, Verstärkung 
der Forschung und des Anbaus nachwachsender 
Rohstoffe, Ausnutzen der Möglichkeiten bei der 
Produktion von Eiweißfuttermitteln und Aufgreifen 
der Chancen im Anbau von industriell benötigten 
Gütern wie Naturfasern oder Stärke. 

Debatten wie die heutige, die sich nur darum dre-
hen, mit Behauptungen aufzutreten, die dazu noch 
durch die Aussagen der letzten Monate total wider-
legt werden, nützen nicht einmal den Parteien, die 
das veranstalten, den Bauern schon überhaupt 
nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Gallus. 

(Oostergetelo [SPD]: Der Träger der Erb

-

last!) 

Gallus (FDP): Herr Präsident! Meine verehrten 
Kolleginnen und Kollegen! Ich spreche heute in die-
ser Aktuellen Stunde für die FDP-Fraktion, und 
zwar vor allen Dingen deshalb, weil ich der Auffas-
sung bin, daß es wirklich lächerlich ist, von seiten 
der SPD unseren Landwirtschaftsminister in eine 
Ecke zu stellen, in die er nicht gehört, nachdem er 
seit zwei Jahren in Brüssel sein möglichstes tut, um 
die Situation für die deutschen Bauern und für die 
europäischen Bauern insgesamt zu erleichtern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Das muß man, meine Damen und Herren, einfach 
sagen. Ich halte von diesen Auseinandersetzungen 
ebensowenig wie von der Auseinandersetzung über 
die Erblast. Ich war in dieser Zeit jemand, der auf 
breiter Front angegriffen wurde, als ich von mehr 
Markt gesprochen habe. Tatsache ist, daß die 
Agrarpolitik, die in den 70er Jahren eingeleitet wur-
de, und zwar in ganz Europa, uns die heutigen 
Überschüsse beschert hat. Daran führt kein Weg 
vorbei. Das kann jeder mit Fug und Recht behaup-
ten. 

Das Problem, mit dem wir heute in Europa leben, 
ist darin zu sehen, daß es so schwer ist, diese Agrar-
politik in ein anderes Fahrwasser zu bringen, und 
zwar unter Aufrechterhaltung der Notwendigkeit, 
gleichzeitig die Einkommen unserer Bauern abzusi-
chern. Da wären die deutschen Bauern bei Ihrer 
Partei, Herr Vogel, in ganz schlechten Händen. 

(Zustimmung bei der FDP und der CDU/ 
CSU — Widerspruch bei der SPD) 

Unser ehrenwerter Vorsitzender des Ernährungs-
ausschusses, Herr Oostergetelo, Herr Müller — alle 
sind gute Agrarpolitiker der SPD. Aber ihr dürft 
heute doch nur deshalb so reden, weil ihr in der 
Opposition seid. Ich war für den Wechsel der Regie-
rung, weil wir mit eurer Wirtschaftspolitik den 
Bauern das Geld nicht mehr geben könnten, das 
wir brauchen, um ihre Einkommen zu sichern. Das 
ist doch das Problem, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch bei der SPD) 

Meine Freunde, die Zeiten sind doch vorbei, 

(Zuruf des Abg. Roth [SPD]) 

— das sieht der Dümmste in diesem Lande —, daß 
wir die Einkommen der Bauern allein über die 
Preise absichern können. Denken Sie einmal dar-
über nach, was diese Regierung den Bauern in den 
letzten zwölf Monaten finanziell hat zukommen las-
sen. Ich würde erwarten, daß ihr von der SPD da 
auch die Hände erhebt 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Oostergetelo [SPD]) 

und nicht die Bauern nur aufgeilt. 

(Zurufe von der SPD) 

Die Bauern wissen: Mit Ihrer Politik hätten sie 
am Ende Steine statt Brot. Das ist Ihre Politik, 
meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Vogel [SPD]: Immer dabei, der Gallus! 

— Weitere Zurufe von der SPD) 

— Herr Vogel, mit Ihnen muß ich nach Ihren Aus-
führungen, die Sie in bezug auf meine Person frü-
her gemacht haben, sowieso noch ein Hähnchen 
rupfen. Aber ich kann das sehr gut ertragen. Sie 
sagen das heute aus der Opposition heraus gegen 
mich genauso, wie Herr Geißler es in der Opposi-
tion einmal gesagt hat: Der Gallus versteht von der 
Agrarpolitik so wenig wie ein Ochse vom Schnaps-
brennen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Immer dabei, der Gal

-

lus!) 

— Herr Vogel, es kommt immer darauf an, in wel-
cher Position man sich gerade befindet. 

(Dr. Vogel [SPD]: Immer Staatssekretär! 
Gallus immer dabei! — Weitere Zurufe von 

der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich möchte Ihnen nur 
Aufmerksamkeit verschaffen, Herr Kollege. Ich bit-
te, etwas zurückhaltender mit Zwischenrufen zu 
sein. 

Gallus (FDP): Mir, meine Damen und Herren, und 
der FDP geht es um die Regelung der Probleme, um 
den Bauern zu helfen. Dabei ist es für uns — das 
sage ich in aller Deutlichkeit — das Grünbuch eine 
realistische Diskussionsgrundlage, mehr nicht. Auf 
dieser Grundlage müssen wir einen gemeinsamen 
Weg zu neuen Ufern in der Agrarpolitik in Europa 
finden. Ich brauche nicht zu erwähnen, welche 
Schwierigkeiten wir mit den Überschüssen haben. 

Die deutschen Bauern — das möchte ich zum 
Schluß sagen — können an folgendem ablesen, daß 
diese Bundesregierung und dieser Bundeslandwirt-
schaftsminister in bezug auf die Getreidepreise wei-
ter gehen als alle anderen. Wir haben in Deutsch-
land die günstigen Bedingungen für den Auswuchs 
bei der Intervention, für die Feuchtigkeit, für die 
Handelsplätze, für die Mindestmenge, für das Zah-
lungsziel. Deshalb kommen doch die anderen alle 
zu uns. Wir tun das aber nicht wegen der anderen, 
sondern wir tun es wegen der deutschen Bauern, 
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Gallus 
um hier das Bestmögliche im Bereich der Rahmen-
daten zu erreichen. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: So intelligent 
habt ihr das gemacht!) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum 
Schluß. 

Gallus (FDP): Meine Damen und Herren, ich er-
warte, daß die SPD in der Zukunft mehr als bisher 
ihren Teil zu einer objektiven Diskussion und zur 
Lösung der Probleme beiträgt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bayha. 

Bayha (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich habe nicht die Absicht, mich in das 
Gerangel um Schuldzuweisungen, das die SPD hier 
zu veranstalten versucht, einzulassen. Ich bin selbst 
Landwirt und habe einen Betrieb in einer Größen-
ordnung, von der manche meinen, man könnte da 
viel Geld scheffeln. Das ist leider nicht der Fall. Ich 
habe in diesem wie auch im letzten Jahr eine sehr 
gute Ernte gehabt, und ich habe — vielleicht im 
Gegensatz zu vielen Norddeutschen — bereits die 
Abrechnung für mein Getreide in der Hand, und ich 
muß gestehen: Ich bin auch erschrocken. Ich kann 
also aus Erfahrung sprechen. Deshalb ist es für 
mich auch nicht interessant, hier zu erfahren, was 
war, sondern ich möchte wissen, wie es weitergeht; 
denn die Lage in der Landwirtschaft ist wahrhaftig 
sehr ernst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so

-

wie bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Ich möchte in geraffter Form — anders ist es in 
einer solchen Debatte auch nicht möglich — vier 
Punkte anreißen, von denen ich meine, daß sie für 
eine Neuorientierung in der Agrarpolitik dringend 
notwendig sind. 

Erstens. Unsere benachteiligten Gebiete — das 
sind mittlerweile ein Viertel der Agrarfläche in der 
Bundesrepublik — müssen in Zukunft wesentlich 
stärker flächenbezogen und weniger produktions-
bezogen gefördert werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und bei der SPD) 

Im Klartext heißt dies: An unsere Landwirte in den 
Mittelgebirgen muß in Zukunft pro Hektar über die 
Fläche noch mehr bares Geld gegeben werden, als 
bisher schon gegeben wurde. 

Zweitens. Die Getreideüberschüsse in der EG 
sind so enorm angewachsen — dies geschieht schon 
seit einigen Jahren, nicht erst seit den letzten bei-
den Jahren —, daß ein totaler Preisverfall droht. 
Hier werden die Marktordnungen einfach unter-
spült; sie halten überhaupt nicht mehr. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Deshalb meine ich, daß in Zukunft Ackerflächen 
EG-weit auf freiwilliger Basis stillgelegt werden 
sollten, weil mir dies immer noch billiger erscheint, 
als große Läger zu unterhalten. Diese Flächen müs-
sen natürlich gepflegt und unterhalten werden, da-
mit sie jederzeit wieder in Produktion genommen 
werden können. Die Bauern müssen dafür natürlich 
einen finanziellen Ausgleich erhalten. 

Drittens. Agrarexporte und Welthungerhilfe müs-
sen wesentlich verstärkt werden. Ich weiß, wie 
schwierig es ist, in Afrika Getreide an die entspre-
chenden Stellen zu bringen. Aber wir dürfen hier 
nicht in den Bemühungen nachlassen. Es ist doch 
ein Skandal, daß auf unserem Nachbarkontinent 
30 Millionen Menschen hungern, während bei uns 
die Läger bersten. Es ist doch eine christlich-abend-
ländische Verpflichtung für unseren Kontinent, die-
sen Menschen zu helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vierter Punkt. Die Agrarproduktion für indu-
strielle Rohstoffe muß in Forschung und Praxis be-
schleunigt werden. Es hat keinen Sinn, ständig nur 
darüber zu reden. Hier muß endlich einmal etwas 
passieren. Ich meine, ähnlich wie bei der Kohlever-
flüssigung, die wir mit ungeheuren Mitteln subven-
tionieren, sollten wir auch auch bei Bioäthanol ver-
fahren: Hier sollten wir mehr investieren. Auch dies 
würde zur Entlastung des Marktes in der Landwirt-
schaft beitragen. 

Meine Damen und Herren, das sind nur vier 
Punkte. Ich meine, es sind die wichtigsten Punkte, 
die wir jetzt mit aller Rasanz angehen sollten. Die 
Lage in der Landwirtschaft ist wirklich brisant. 

(Beifall bei der CDU/CSU, bei der FDP und 
bei Abgeordneten der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Pfuhl. 

Pfuhl (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Ich habe nicht die Absicht, hier in der Ton-
lage zu antworten, die der Minister angeschlagen 
und die der Herr Staatssekretär Gallus hier fortge-
setzt hat. Ich bin dem Kollegen Bayha dankbar, daß 
er versucht hat, hier zu den realen Problemen zu-
rückzukommen. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich glaube, wir alle sind uns darüber klar, daß das 
bestehende System der Agrarpolitik, wie wir es in 
Europa haben, nicht mehr fortgeführt werden kann. 
Diese Einsicht muß dem einen oder anderen — 
auch wenn er sie bisher noch nicht gehabt hat — in 
diesem Jahr doch kommen. Die ständigen EG-Preis-
erhöhungen, die Mehrproduktion haben zu Über-
schüssen geführt, die wir nicht mehr absetzen kön-
nen. Dennoch konnten die Einkommen — das ist 
das Interessante — in erster Linie der kleineren 
und mittleren Betriebe nicht gesichert werden. Die 
sogenannte aktive Preispolitik konnte also die 
wichtigsten Ziele der gemeinsamen Agrarpolitik 
nicht verwirklichen. 

Im übrigen muß ich darauf hinweisen, daß weder 
in Art. 39 des EWG-Vertrages noch in der Erklärung 



11644 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. September 1985 

Pfuhl 
von Stresa überhaupt die Preispolitik als Mittel zur 
Einkommenssicherung erwähnt wurde. 

(Müller [Schweinfurt] [SPD]: Sehr richtig!) 

Es ist also ein Umdenken in der Agrarpolitik not-
wendig. Kollege Susset, wir haben uns gestern im 
Ausschuß darüber unterhalten, und ich sage es hier 
wieder: Wir müssen gemeinsam versuchen, Lösun-
gen zu finden. Wir sind auch bereit dazu. Die Oppo-
sition hat aber die Aufgabe, auch darauf hinzuwei-
sen, wo im Augenblick die Fehler von dieser Regie-
rung, von diesem Minister gemacht werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir stehen dabei nicht allein. Meine Damen und 
Herren, wenn ich mir die Äußerungen des Präsi-
denten des Bayerischen Bauernverbandes, Sühler, 
vergegenwärtige, die im letzten Monat in der „Süd-
deutschen Zeitung" veröffentlicht wurden — er sag-
te: Kiechle hat sein Ziel nicht erreicht —, dann ist 
es für uns allerhöchste Zeit, daß wir uns gemeinsam 
bemühen, dem Minister zu helfen, damit er endlich 
über die Runden kommt, wenn er überhaupt die 
Absicht dazu hat. Denn dieser Prozeß des Umden-
kens hat bei ihm noch nicht so eingesetzt; bei Herrn 
Susset schon. Selbst Herr Gallus hat im Hinblick 
auf die Vorstellungen der Kommission einen ande-
ren Ton angeschlagen. Selbst der Herr Bundes-
kanzler soll hier schon Bedenken geäußert haben. 
Nur der verantwortliche Minister und der Präsident 
des Deutschen Bauernverbandes halten trotz der 
jüngsten Preisentwicklung unverändert starr an ih-
ren Forderungen nach der sogenannten aktiven 
Preispolitik fest. 

Dabei hat sich mit aller Deutlichkeit gezeigt, daß 
eine Anhebung der administrativen Preise nichts 
nutzt, wenn sie am Markt nicht durchsetzbar sind. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Das Beispiel der Rindfleischmarkt-Ordnung, wo 
der Marktpreis zum Teil 25 % unter dem Orientie-
rungspreis liegt, macht dies deutlich. Das Motiv für 
die Uneinsichtigkeit des Ministers ist mir unklar. 
Möglicherweise ist es ein tiefenpsychologisches 
Problem. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Aber, meine Damen und Herren, wie kann denn 
ein Konzept aussehen? Der Kollege Bayha hat hier 
dankenswerterweise einige gute Vorschläge ge-
macht. Lassen Sie mich darauf eingehen. Keine Lö-
sung scheint mir zu sein, eine Quotenregelung bei 
Getreide einführen zu wollen, denn die Erfahrun-
gen bei der Milch sprechen für sich. Sie würden bei 
Getreide noch übertroffen. Allerdings drängt sich 
mir der Verdacht auf, daß hinter der Unbeweglich-
keit des Herrn Kiechle das Motiv steht, neue Men-
genregelungen als Ergebnis der Macht des Fakti-
schen durchzusetzen. 

Ich glaube auch nicht, daß eine aggressive 
Exportpolitik eine Lösung ist. Wer in Amerika war 
und die Gespräche dort in den Ministerien und bei 
dem Handelsbeauftragten geführt hat — Herr Kol-
lege von Schorlemer wird das bestätigen —, der 
weiß, daß der Weltmarkt kaum noch aufnahmefähig 

ist, und daß die USA alles daransetzen werden, hier 
einen größeren Anteil der EG zu unterbinden. 

Man muß auch einmal auf den sinkenden Dollar-
kurs hinweisen. 

(Freiherr von Schorlemer [CDU/CSU]: Wie 
ist er denn heute? Er ist doch wieder hö

-

her!) 

10 % Senkung des Dollarkurses bedeutet, daß die 
EG etwa eine Milliarde ECU mehr aufbringen muß, 
um ihre Exporterstattungen zu bezahlen. 

Keine Lösung ist auch die ständig einseitig gefor-
derte Abschottung des gemeinsamen Marktes, wie 
es der Kollege Eigen immer hinsichtlich der Substi-
tute verlangt. Hier würden wir Deutschen uns ins 
eigene Fleisch schneiden. Der unvermeidliche Han-
delskrieg — und der ist uns ja angedroht worden — 
würde uns am härtesten treffen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum 
Schluß. 

Pfuhl (SPD): Ein wirksames Konzept kann deswe-
gen nur sein, daß wir die direkte Einkommensüber-
tragung den Landwirten zugute kommen lassen — 
bei verminderter Produktion, die wir von ihnen for-
dern. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Hornung. 

Hornung (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Pfuhl hat ver-
sucht, etwas Sachlichkeit in die Diskussion zu brin-
gen. Dennoch ist nicht zu leugnen, daß diese Aktu-
elle Stunde mehr der Schadenfreude über eine Poli-
tik dient und darüber, daß es der Landwirtschaft 
draußen schlechtgeht. Aber ich sage Ihnen: Das 
geht als Bumerang auf Ihre Politik zurück. Denn 
das ist das Ergebnis einer Unfähigkeit in Ihrer Re-
gierungszeit. Mit offenen Augen und Volldampf ha-
ben Sie den Zug dieser Agrarpolitik 

(Roth [SPD]: Gallus, das ist der Dank, unfä

-

higer Bursche! — Weitere Zurufe von der 
SPD: Gallus! Gallus!) 

ins Aus laufen lassen. Hören Sie nur zu! 

Die Zahlen beweisen das. Seit 1975 ist nämlich 
das Betriebseinkommen der deutschen Landwirte 
um 1,5% gestiegen, bei den Franzosen um 13%. Und 
wenn man sieht, daß das 25% unter dem französi-
schen Einkommen ist, wundert es uns nicht, daß in 
der gegenwärtigen Situation so manches am Markt 
einfach nicht mehr stimmt. 

(Zuruf des Abg. Oostergetelo [SPD]) 

Die Indexpreise, die Erzeugerpreise, sind in der 
Bundesrepublik in dieser Zeit um 14% gestiegen, in 
Frankreich um 106%, die Kosten aber bei uns um 
43% — dreimal schneller als die Erzeugerpreise. 
Das sind reale Preissenkungen. 
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Hornung 
Dennoch reiten Sie von der SPD immer noch auf 

der alten Schimäre daher, die Preise müßten herun-
tergehen. 

Der Anteil an der Ernährung des privaten Ver-
brauchers ist mittlerweile 18 %. Was fragt der Ver-
braucher, ob das Kilo Brot oder der Anteil der 
Landwirtschaft 33 oder 31 Pfennige ist! Ob bei ei-
nem Glas Bier der Gersteanteil 5% oder 4% beträgt, 
bedeutet 10 % Einkommensverlust für die Landwirt-
schaft. 

Im übrigen: Wir leben auf Grund dieser Situation 
in einem Schlaraffenland. Denn die Ernährung ist 
in allen Bereich gesichert. Ein Traum der Mensch-
heit von der gebratenen Taube ist wahr geworden. 
Dennoch fällt Ihnen da nichts anderes ein. Denn — 
und das gebe ich zu — wenn die Maus satt ist, dann 
ist das Mehl bitter. Und Sie — gerade Sie, Herr 
Roth und Herr Dr. Vogel —, treten der Landwirt-
schaft von diesem Pult immer wieder an die Beine, 
und Sie meinen, die Preise müssen noch einmal 
herunter, obwohl Sie die Landwirte in die Produk-
tion hineingehetzt haben. 

(Roth [SPD]: Verleumder! — Weitere Zu

-

rufe von der SPD) 

Der Schlüssel aber zur Agrarpolitik ist die Menge. 

(Oostergetelo [SPD]: Wer hat denn total ab

-

gebaut?) 

Und unser Minister Kiechle hat hier einiges dazu 
beigetragen. Er hat bei dem Produkt Milch Wesent-
liches erreicht. Die Situation wäre ganz schlimm, 
wenn hier dies nicht gewesen wäre. Und auch in 
Brüssel hat er gekämpft — nicht um die Masse, wie 
es andere wollten, sondern um die Qualität und um 
den Preis. 

Wir wissen natürlich selber, daß die Leistung der 
Landwirtschaft nicht mehr allein das Produkt ist, 
sondern daß weitaus mehr geleistet wird und dies 
dann auch seinen Preis haben und honoriert wer-
den muß. Dazu gehören Entschädigungen, das müs-
sen Ausgleichszahlungen sein, und es gibt Alterna-
tiven im Non-Food-Bereich. Ich nenne nur Energie, 
Eiweiß und Stärke. Auch Flächenstillegungen wer-
den ebenso wie soziale Maßnahmen, z. B. Vorruhe-
standsregelung, und steuerliche Maßnahmen disku-
tiert werden müssen. Bis diese Gleise aber gelegt 
sind und funktionieren, brauchen wir — das sage 
ich ganz offen — noch mehr finanzielle Mittel. Lei-
der hat uns die SPD aber auch hier einen Scherben-
haufen hinterlassen. 

(Lachen und Widerspruch bei der SPD) 

In dieser schwierigen Zeit der Neuorientierung 
möchte ich auch die Berufskollegen vor denen war

-

nen, die da jetzt in einer Drei-Mann- oder Vier-
Mann-Gruppe im Haus sitzen. Wie die bunten 
Schmetterlinge kommen sie angeflattert. Aber erst 
wenn sie sich verpuppt haben, sind sie die gefräßi-
gen grünen Raupen, 

(Zuruf von der SPD: Genau umgekehrt ist 
es! — Weitere anhaltende Zurufe von der 

SPD) 

die dann den Wirt, bei dem sie sich eingenistet 
haben, vernichten. So ist die Wahrheit in der Agrar

-

politik. Nur mit der CDU — der letzte Haushalt hat 
es gezeigt — können wir eine offensive und positive 
Agrarpolitik für unsere Bauern machen. 

Recht herzlichen Dank. 
(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

(Die Abgeordneten erheben sich) 

Meine Damen und Herren, vor wenigen Stunden 
erfuhren wir von dem schweren Eisenbahnunglück, 
das sich in Portugal ereignet hat. Nach den vorlie-
genden Meldungen haben wahrscheinlich mehrere 
hundert Menschen ihr Leben bei dem Unglück ver-
loren. Unter ihnen waren viele, die sich auf der 
Reise zu ihren Arbeitsplätzen in anderen Ländern 
Europas befanden. 

Ich spreche dem Präsidenten des portugiesischen 
Parlaments und dem portugiesischen Volk namens 
des Deutschen Bundestages unsere tiefempfunden 
Anteilnahme aus. 

Sie haben sich zu Ehren der Toten von Ihren 
Plätzen erhoben. Ich danke Ihnen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf: 
Erste Beratung des von der Fraktion der 
SPD eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zum Ausbau und zur Sicherung der betrieb-
lichen Mitbestimmung 
— Drucksache 10/3666 

—Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Innenausschuß 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba-
rung im Ältestenrat sind für die Aussprache zwei 
Stunden vorgesehen. — Ich sehe keinen Wider-
spruch. Dann ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, daß 
ich an die in der Ältestenratssitzung vom 23. Mai 
1985 getroffene Vereinbarung erinnere, wonach ge-
mäß der Empfehlung der Ad-hoc-Kommission Par-
lamentsreform die regelmäßige Redezeit für den 
einzelnen Beitrag zehn Minuten beträgt. Darüber 
hatte ich Ihnen bereits am 12. Juni 1985 eine amtli-
che Mitteilung zugehen lassen. Ich bitte auch die 
Mitglieder und Beauftragten von Bundesregierung 
und Bundesrat, sich an dieser Redezeitordnung zu 
orientieren. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Abgeordnete Dreßler. 

Dreßler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Heute haben wir in erster Lesung über den 
Gesetzentwurf der SPD-Fraktion zur Verbesserung 
des Betriebsverfassungsgesetzes zu verhandeln. Zur 
gleichen Zeit befindet sich der Gesetzentwurf der 
Regierungskoalition zur Verschlechterung des Be-
triebsverfassungsgesetzes im Gesetzgebungsverfah- 
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ren. Christliche Demokraten plädieren für den 
Rückschritt, Sozialdemokraten wollen den Fort-
schritt. 

(Dr. Dregger [CDU/CSU]: So einfach ist 
das!) 

Wir sind für den Ausbau und die Sicherung der Mit-
bestimmung, die Koalitionsfraktionen für das Ge-
genteil. 

(Hornung [CDU/CSU]: Wer sagt denn 
das?) 

Wir machen uns für die Arbeitnehmerinteressen 
stark, Sie haben sich gegenteiligen Interessen ver-
schrieben. Das genau, meine Damen und Herren, ist 
die Trennlinie zwischen uns und Ihnen. 

(Hornung [CDU/CSU]: Alles Irrtum! — 
Günther [CDU/CSU]: Alles falsch!) 

Ihr Bild der Arbeitnehmer, der Bedingungen, un-
ter denen die Menschen leben und arbeiten sollen, 
ist das Bild von gestern, wenn nicht von vorgestern. 
Für uns ist der arbeitende Mensch ein Bürger in 
einem demokratischen Staat, der ein Recht auf Mit-
verantwortung und Mitgestaltung hat — und das 
nicht nur nach Feierabend, sondern auch während 
seiner Arbeitszeit. Sie von der CDU/CSU und von 
der FDP sind ständig von der Furcht vor zuviel 
Demokratie erfüllt. 

(Günther [CDU/CSU]: Ach du lieber Gott! 
Ein echter Dreßler! — Weitere Zurufe von 

der CDU/CSU) 

Für uns ist der Auftrag des Grundgesetzes erst 
dann erfüllt, wenn die Menschen ihr Recht auf Ent-
faltung ihrer Persönlichkeit auch im Arbeitsleben 
verwirklichen können. 

(Beifall bei der SPD) 

Mit dem Gesetzentwurf zum Ausbau und der Si-
cherung der betrieblichen Mitbestimmung setzen 
wir unsere Politik für mehr Mitbestimmung der Ar-
beitnehmer fort, unterstreichen wir die notwendige 
Kontinuität eines der wichtigsten politischen Fel-
der, dokumentieren wir unser Engagement zum 
Ausbau der Arbeitnehmerrechte. Wir haben dafür 
gesorgt, daß eine umfassende Reform der betriebli-
chen Mitbestimmung 1972 in Kraft trat. Das war 
und das ist ein wesentlicher Aktivposten der sozial-
liberalen Koalition. Mit der damaligen FDP, Herr 
Cronenberg, war dieser Schritt möglich. Mit der da-
maligen FDP! 

Jedes Gesetz hat eine Vorgeschichte. So auch das 
Gesetz von 1972. Bereits 1967 hatte der Deutsche 
Gewerkschaftsbund Vorschläge zur Weiterentwick-
lung des alten Gesetzes von 1952 vorgelegt. Alle 
Parteien haben damals mit eigenen Entwürfen rea-
giert, allerdings von sehr unterschiedlicher Quali-
tät. Die CDU/CSU setzte sich in ihrer Vorlage für 
eine Übersteigerung der Grundsätze des Verhält-
niswahlrechts ein. Schon damals war es ihr Ziel, 
Splittergruppen den Weg in die Betriebsräte künst-
lich zu ebnen. Der Gesetzentwurf der SPD deckte 
sich weitgehend mit den Vorstellungen des DGB. 
Heute wie damals das gleiche Bild. 

In der 5. Wahlperiode kam es nicht mehr zu einer 
Regelung. Die Große Koalition blockierte sich 
selbst. Als die Sozialdemokraten 1969 die Hauptver-
antwortung in der Regierung übernahmen, wurde 
es auch beim Thema Mitbestimmung Ernst. Ende 
Januar 1971 gab es einen Regierungsentwurf; die 
oppositionelle Unions-Fraktion zog wenig später 
nach. Die Gewerkschaften sahen den Regierungs-
entwurf auf dem Weg in die richtige Richtung. Am 
CDU/CSU-Entwurf konnten Gewerkschaften kein 
Wohlgefallen finden. 

Das Ergebnis der SPD/FDP-Koalition konnte 
sich dann sehen lassen. Das Betriebsverfassungsge-
setz 1972 war ein erheblicher Fortschritt. Die Ver-
besserungen betrafen die Beteiligungsrechte des 
Betriebsrats, insbesondere in sozialen Angelegen-
heiten, teilweise auch in personellen Einzelmaßnah-
men. Wesentliche Fortschritte gab es bei den Ar-
beitsgrundlagen des Betriebsrats wie z. B. beim 
Kündigungsschutz für Betriebsratsmitglieder und 
bei den Möglichkeiten zur Freistellung von der be-
ruflichen Tätigkeit sowie bei der Teilnahme an 
Schulungsveranstaltungen. Auch die umfassende 
Unterstützungsfunktion der Gewerkschaften im 
Rahmen der Betriebsverfassung sowie die Auswei-
tung der Rechte der Jugendvertreter müssen der 
historischen Wahrheit willen erwähnt werden. 

Ich erinnere daran, weil historische Exkursionen 
nicht nur einen Wert an sich haben, nämlich festzu-
stellen, wie es einmal war. Das Besondere an dieser 
Geschichte ist, daß beinahe alle Einzelheiten auf die 
Gegenwart übertragbar sind. Die oppositionellen 
Christdemokraten haben damals gegen die Fort-
schritte in der betrieblichen Mitbestimmung ge-
stimmt. Das Gesetz wurde mit 264 Ja-Stimmen an-
genommen; es gab 212 Nein-Stimmen und 4 Enthal-
tungen. Aus den Reihen der CDU/CSU stimmten 21 
Abgeordnete mit Ja. Die kleine Arbeitnehmergrup-
pe, Kollege Scharrenbroich, zeigte Flagge. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das müssen Sie 
diesmal auch!) 

Wir werden uns darüber in den nächsten Wochen 
weiter unterhalten. 

Das Betriebsverfassungsgesetz 1972 hat sich 
grundsätzlich bewährt. Damit wurde aber kein 
Schlußpunkt für die betriebliche Mitbestimmung 
gesetzt. In den letzten Jahren sind bei der Praktizie-
rung des Betriebsverfassungsgesetzes eine Reihe 
von Mängeln deutlich geworden. So reichen z. B. die 
vorhandenen Regelungen nicht aus, der zunehmen-
den Leistungsverdichtung wirksam entgegentreten 
zu können. Es hat sich gezeigt, daß der Gesetzgeber 
bei der letzten Novellierung Lücken noch nicht oder 
nicht genügend erkennen konnte. So ist die Mitbe-
stimmung des Betriebsrats bei der Einführung und 
Anwendung neuer Technologien und bei der Perso-
naldatenverarbeitung einschließlich der Ermittlung 
und Verwendung von Personaldaten gegenwärtig 
völlig unzureichend. 

Deshalb stellen wir Sozialdemokraten zusammen 
mit den Praktikern in den Betrieben und in den 
Gewerkschaften folgendes fest. Die betriebliche 
Mitbestimmung muß den heutigen Erfordernissen 
ensprechend fortentwickelt werden. Die Lösungen, 
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die unser Gesetzentwurf vorsieht, enthalten fol-
gende unverzichtbare Punkte: 

Erstens. Die Betriebsräte erhalten ein Mitbestim-
mungsrecht bei der Einführung, der Anwendung, 
der Änderung oder der Erweiterung neuer techni-
scher Einrichtungen und Verfahren. 

Zweitens. Die Gestaltung der Arbeitsplätze, der 
Arbeitsumgebung und der Arbeitsorganisation wird 
der Mitbestimmung unterworfen. 

Drittens. Die Mitbestimmungsrechte bei der Per-
sonalplanung werden präzisiert. Die betriebliche 
Vertretung hat mitzubestimmen bei der Festset-
zung des Personalbedarfs einschließlich der Stel-
lenpläne und der Anforderungsprofile bei der Per-
sonalbeschaffung, beim Personaleinsatz und bei 
Maßnahmen zum Ausbau oder Abbau des Perso-
nals. 

Viertens. Die Mitbestimmungsrechte bei Be-
triebsänderungen und Sozialplanregelungen wer-
den ausgebaut. Die Arbeitnehmer werden bei Be-
triebsstillegungen und -einschränkungen verstärkt 
geschützt. 

Fünftens: Die Mitbestimmungs- und Kontroll-
rechte bei der Personaldatenverarbeitung ein-
schließlich der Ermittlung und der Verwendung von 
Personaldaten werden ausgebaut. 

Sechstens. Die Betriebsräte erhalten das Recht, 
Maßnahmen zu beantragen, die der Gleichbehand-
lung von Mann und Frau dienen. 

Siebentens. Die Mitbestimmungsrechte bei Ein-
stellungen und anderen personellen Einzelmaßnah-
men werden erweitert. Das gilt auch für befristete 
Arbeitsverträge. 

Achtens. Es wird sichergestellt, daß bei einem Wi-
derspruch des Betriebsrats gegen eine beabsich-
tigte Kündigung die Auflösung des Arbeitsverhält-
nisses nur durch arbeitsgerichtliche Entscheidung 
herbeigeführt werden kann. 

Neuntens. Notwendig ist eine Sicherung der Mit-
bestimmung der Betriebsräte durch Vorschriften, 
daß mitbestimmungspflichtige Maßnahmen nur mit 
Zustimmung der betrieblichen Vertretung vorge-
nommen werden dürfen. 

Zehntens. Durch eine Änderung der Wahlvor-
schriften wird der Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts Rechnung getragen. 

Meine Damen und Herren, die Entwicklung der 
Technik und noch viel mehr ihre Anwendung sind 
nicht naturwüchsig oder allein von den kreativen 
Fähigkeiten unserer Wissenschaftler und Inge-
nieure bestimmt. Sie sind abhängig von Interessen, 
die die Ziele bestimmen. Heute müssen wir feststel-
len, daß die neuen technischen Möglichkeiten, die 
Chancen, die in den neuen Techniken liegen, viel zu 
wenig genutzt werden. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Eine neue Er

-

kenntnis!) 

Das will ich sogleich verdeutlichen, bevor von Ab-
geordneten der CDU/CSU und der FDP wieder be-
hauptet wird, mit den von uns geforderten Regelun-

gen gefährdeten wir die technischen Entwicklun-
gen, die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirtschaft 
und wahrscheinlich auch noch die ganze westliche 
Welt. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das haben Sie 
lange genug getan!) 

Unser Anspruch an die Technik und ihre Entwick-
lung ist ein anderer als der Ihre; das ist zuzugeben. 
Für uns ist technische Entwicklung erst dann fort-
schrittlich, wenn sie auch zu sozialem Fortschritt 
führt. Sozialer Fortschritt ist mehr als das, was am 
Ende des Monats auf der Gehaltsabrechnung steht. 
Erwerbsarbeit, die Produktion von Gütern, die Ent-
wicklung der Technik — das hat sich für Sie von 
der CDU/CSU bisher auf den Merksatz Ihres Kanz-
lers reduziert: Entscheidend ist, was hinten heraus-
kommt — natürlich möglichst in klingender Münze. 
Zu dieser Geringschätzung eines großen Teiles der 
Existenz von Millionen von Arbeitnehmern werden 
wir nie fähig sein. Das ist der Unterschied zwischen 
uns. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Lage unserer Umwelt, die zunehmende Zahl 
von Menschen, die nicht mehr ohne gesundheitliche 
Beeinträchtigung das Arbeitsleben überstehen, 
sprechen eine deutliche Sprache. Es kommt nicht 
nur darauf an, was hinten herauskommt, sondern 
genauso darauf, unter welchen Bedingungen gear-
beitet wird, mit welchen Zielen sich die Technik 
entwickelt und wie sie in den Unternehmen ange-
wendet wird. 

(Beifall bei der SPD) 

In welcher Situation befinden wir uns? Welche 
Ansprüche hat die Gesellschaft heute an die Tech-
nik? Und welche Ansprüche kann die Technik be-
friedigen? Die Produktivität der Arbeitnehmer in 
unserem Land hat ein Niveau erreicht, das bis vor 
20 oder 30 Jahren noch unvorstellbar war. Wir sind 
in der Lage, Gütermengen zu produzieren, die eine 
Versorgung aller Bürger auf einem sehr hohen Ni-
veau möglich machen. Wenn es gleichwohl Not und 
Armut gibt, dann ist das die Folge politischer Ent-
scheidungen 

(Hornung [CDU/CSU]: Sehr richtig, näm

-

lich Ihrer!) 

oder gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse 

(Kolb [CDU/CSU]: 13 Jahre lang!) 

und nicht die Folge der Beschränktheit der Produk-
tivitätsmöglichkeiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Gegenteil, bestimmte Dinge entstehen in einem 
Übermaß. 

Vor diesem Hintergrund und angesichts der 
neuen technischen Möglichkeiten muß die Steige-
rung der Qualität der Erwerbstätigkeit der Produk-
tion und der Produkte und insgesamt der Lebens-
qualität der Menschen in das Zentrum unserer Be-
mühungen treten. Es ist die Aufgabe der Politik, 
dem Markt den richtigen Rahmen zu setzen, die 
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qualitativen Ziele in die wirtschaftlichen Prozesse 
einzubauen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Also Planwirtschaft?) 

Wenn wir heute über unseren Gesetzentwurf re-
den, dann geht es darum, die Interessen der Arbeit-
nehmer für die Entwicklung und Anwendung neuer 
Techniken wirksam zu machen. Das ist nicht nur 
das Recht der Arbeitnehmer; sie können es auch. 
Noch nie gab es so viele qualifizierte Arbeitnehmer. 
Noch nie waren die Voraussetzungen so gut, um 
Arbeitnehmer weiter zu qualifizieren. 

Wir haben eine Technik, meine Damen und Her-
ren, deren entscheidendes Qualitätsmerkmal es ist, 
die Dezentralisierung im Arbeitsprozeß möglich zu 
machen. Wenn heute verschiedene Tätigkeitsmerk-
male wie Steuern, Überwachen und Gestalten zu-
sammengeführt werden können, dann muß das Fol-
gen haben für die Arbeitsorganisation, für die Qua-
lität der Erwerbsarbeit und für die Qualität der Pro-
dukte. Wenn heute immer noch am Ende fast aller 
sogenannten betrieblichen Modernisierungspro-
zesse die Fortführung der Arbeitszerteilung, die 
Zentralisierung von Handlungs- und Entschei-
dungsmöglichkeiten steht, dann ist das ein überhol-
tes Konzept, das nicht zur neuen Technik paßt. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist überholt, weil es gegen die Interessen der 
Arbeitnehmer gerichtet ist, und es ist überholt, weil 
es die wirklichen Chancen der neuen Technik ver-
schenkt. 

Es ist doch kein Zufall, daß es eine Regale fül-
lende Diskussion über Managementkonzepte gibt, 
die alle ein Ziel gemeinsam haben: Wie sind die 
brachliegenden Fähigkeiten der Arbeitnehmer zu 
nutzen, wie ist ihre Kompetenz und ihre Kreativität 
zu nutzen? Aber diese Konzepte werden nicht zum 
maximal Möglichen führen können, weil sie an ih-
rem eigenen Widerspruch scheitern. Der Wider-
spruch liegt zwischen Unternehmenskonzepten, die 
auf technikgestützte Herrschaft setzen, und in dem 
gleichzeitigen Versuch, den Arbeitnehmer als gan-
zen Menschen nutzen zu wollen. Ein Technikein-
satz, der den Arbeitnehmer an die elektronische 
Kette legen will, ist von vornherein zum Scheitern 
verurteilt. Es führt deshalb kein Weg daran vorbei: 
Nur der auch im Betrieb zur Mitsprache und Mit-
entscheidung berechtigte Mensch macht eine wirk-
lich humane und fortschrittliche Industriegesell-
schaft möglich. 

(Beifall bei der SPD) 

Da reichen bloße Informationsrechte eben nicht 
aus. 

Die Interessen der arbeitenden Menschen und 
damit der Gesellschaft müssen in die Entwick-
lungs- und Planungsprozesse einfließen, müssen 
ebenso wie heute die kurzfristigen Verwertungsin-
teressen der Unternehmen zu einem konstruktiven 
und produktiven Bestandteil der Modernisierung 
werden. 

Wir wollen eine Technikgestaltung, die an die Fä-
higkeiten und Bedürfnisse der Arbeitnehmer an-
knüpft. Das ist mehr als Mitsprache für die farbli

-

che Gestaltung des Teppichbodens, auf dem der 
Computer steht. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Arbeitnehmer und ihre Betriebsräte müssen an 
den Planungs- und Entscheidungsprozessen betei-
ligt werden, damit die Technik für den Menschen 
paßt und nicht, wie bisher, die Menschen passend 
gemacht werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist ein Unterschied, ein entscheidender Unter-
schied, auch für die Qualität der Produkte, ob der 
produzierende Arbeitnehmer zum Teileeinleger am 
zentral gesteuerten Roboter gemacht wird, oder ob 
er z. B. an werkstattprogrammierten, vor Ort ge-
steuerten Maschinen eingesetzt wird. Und es ist ein 
entscheidener Unterschied, ob die elektronische 
Vernetzung im Unternehmen dazu benutzt wird, 
daß wenige alles über viele wissen, oder ob viele 
mehr wissen, um mitgestalten zu können. 

(Beifall bei der SPD — Hornung [CDU/ 
CSU]: Sie haben da eine Menge ver

-

säumt!) 

In den 80er Jahren werden die Weichen gestellt, 
welches Gesicht unser Arbeitsleben in den näch-
sten Jahrzehnten haben wird. Mitbestimmung und 
Mitgestaltung der Arbeitnehmer ist nur ein Ele-
ment, aber es ist ein entscheidendes Element für 
das zukünftige Gesicht unserer Arbeitswelt. 

Unser Gesetzentwurf nennt die wichtigsten 
Punkte, setzt Prioritäten und ist — das ist wahr — 
nicht vollständig. Unser Gesetzentwurf zum Ausbau 
und zur Sicherung der betrieblichen Mitbestim-
mung ist ein notwendiger Zwischenschritt bis zu 
einer umfassenden Reform. Nicht enthalten, aber 
nicht vergessen, ist die notwendige Umfirmierung 
der Jugend- in Auszubildendenvertretungen. Auch 
in diesem Punkt ist das alte Gesetz überholt. Auch 
dazu werden wir im nächsten Jahr einen Vorschlag 
machen. Uns und den Gewerkschaften geht es dar-
um, dem Austrocknen der Jugendvertretungen ent-
gegenzuwirken. 

Unser Gesetzentwurf ist aus den Erfahrungen 
der Praxis heraus geschrieben. Wir haben das auf-
gelistet, was die Kolleginnen und Kollegen in den 
Betrieben dringend brauchen. Die Zustimmung der 
Koalitionsfraktionen — wenn ich die Zwischenrufe 
hier höre — dürfen wir wohl nicht erwarten. Aber 
die Sozialausschüsse, Herr Scharrenbroich und 
Herr Kollege Müller, werden Farbe bekennen müs-
sen. 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Wir brauchen 
nicht auf Euch zu warten!) 

Wir wollen dafür sorgen, daß die Betriebsräte 
nicht überstimmt, nicht überfahren werden können. 
Das übrigens heißt Mitbestimmung. Nach wie vor 
gültig ist für uns, was Willy Brandt in seiner Regie-
rungserklärung vom 18. Januar 1973 gesagt hat 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Antiquarisch! Das 
könnt ihr nicht verkaufen!) 

— Ich zitiere —: 
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Den Ausbau der Mitbestimmung sehen wir als 
eine unserer Hauptaufgaben. Mitbestimmung 
gehört zur Substanz des Demokratisierungs-
prozesses unserer Gesellschaft. In ihr erken-
nen wir die geschichtlichen Voraussetzungen 
für jene Reformen, die in ihrer Summe den 
freiheitlichen Sozialstaat möglich machen. Mi-
bestimmung — als Ordnungselement im Ar-
beitsleben, aber nicht nur dort — heißt natür-
lich auch: Mitverantwortung tragen; beides ge-
hört zusammen. 
(Beifall bei der SPD - Zurufe von der 

CDU/CSU) 
Es ist ja erstaunlich, wenn das, was in den Grund-

satzbeschlüssen der Sozialausschüsse steht, wenn 
es von einem ehemaligen Bundeskanzler in diesem 
Hause anders interpretiert, aber in der gleichen In-
tention vorgetragen wird, ausgerechnet vom ehe-
maligen Hauptgeschäftsführer der Sozialaus-
schüsse ausgelacht wird. Aber das ist Ihr System: 
draußen einzeln den Leuten nach dem Munde re-
den und hier in der Praxis das Gegenteil abstim-
men. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Scharrenbroich? 

Dreßler (SPD): Aber mit Vergnügen. 

Scharrenbroich (CDU/CSU): Herr Kollege, können 
Sie mir erklären, wieso Sie dazu gekommen sind, 
bei dem Mitbestimmungsgesetz 1976, das von der 
stellvertretenden DGB-Vorsitzenden Maria Weber 
als ein „gelbes Gesetz" bezeichnet worden ist, alles 
das nicht zu verwirklichen, was Sie heute hier for-
dern? 

Dreßler (SPD): Herr Kollege Scharrenbroich, das 
kann ich Ihnen genau erklären. Die Erfahrungen, 
die Sozialdemokraten — die im übrigen die einzige 
Partei und auch hier im Bundestag die einzige 
Fraktion sind, die Mitbestimmung wollen — 

(Frau Dr. Adam-Schwaetzer [FDP]: So eine 
Arroganz!) 

in einer Koalition gemacht haben, werden  Sie,  Herr 
Scharrenbroich, spätestens in den nächsten Wo-
chen am eigenen Leibe erfahren. 

(Beifall bei der SPD) 
Und es ist überhaupt keine Geheimnis, Herr Schar-
renbroich, daß Sozialdemokraten nur so viel auf ih-
rem Weg zur Verwirklichung der Mitbestimmung 
realisieren konnten, wie es ein Koalitionspartner 
zuließ — nur mit dem Unterschied: Wir haben über-
all da, wo es uns möglich war, 

(Dr. George [CDU/CSU]: Neue Heimat!) 
als Partei auf diesem Sektor glasklare Beschlüsse 
gefaßt. 

(Dr. George [CDU/CSU]: „Vorwärts"! — 
Hornung [CDU/CSU]: Vorwärts und rück

-

wärts!) 

In der Partei, der Sie angehören, ist zur Zeit folgen-
der Sachverhalt zu entnehmen, Herr Scharren-
broich: Sie beschließen auf Ihren Tagungen: „Im 
Himmel ist Jahrmarkt" und kommen dann zurück 
in Ihre Partei, wo Ihnen Herr George über den 
„Deutschlandfunk" sagt: April, April, mit uns nicht! 
— Und Herr George hat die Mehrheit und nicht 
Sie. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Gestatten Sie eine weitere 
Zwischenfrage, Herr Abgeordneter Dreßler? 

Dreßler (SPD): Nach der Geschäftsordnung wird 
das j a nicht mehr angerechnet. Natürlich, mit Ver-
gnügen. 

Scharrenbroich (CDU/CSU): Herr Kollege Dreßler, 
darf ich dem entnehmen, daß Sie der Auffassung 
sind, daß die neuen Technologien erst nach der Re-
gierungsübernahme durch die CDU/CSU erfunden 
worden sind, daß also vorher nicht die Notwendig-
keit bestand, dafür Mitbestimmungsregelungen 
vorzuschlagen? 

Dreßler (SPD): Das dürfen Sie natürlich nicht dar-
aus entnehmen, Kollege Scharrenbroich. Sie dürfen 
daraus entnehmen, daß das, was heute in den Be-
trieben Wirklichkeit ist, der Gesetzgeber 1972 noch 
nicht, übrigens auch noch nicht der Deutsche Ge-
werkschaftsbund, in seiner grenzenlosen Dimen-
sion erkannt hatte. Und heute stellen wir fest, 

(Scharrenbroich [CDU/CSU]: Heute!) 
daß es die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
ist, die aus den Erfahrungen der letzten 13 Jahre 
auf diesem Sektor beabsichtigt, die gesetzgeberi-
schen Konsequenzen zu ziehen. Und Sie sind aufge-
fordert, diesen Weg mitzugehen. 

(Beifall bei der SPD) 
Lassen Sie mich abschließend sagen, meine Da-

men und Herren: Man kann nicht technologisch ins 
21. Jahrhundert aufbrechen, aber die Arbeitsbedin-
gungen und Sozialbedingungen auf dem Stand des 
zweiten bzw. dritten Drittels des 20. Jahrhunderts 
belassen oder sie sogar zurückdrehen wollen. Be-
triebsräte sind bereit, Verantwortung zu überneh-
men, wenn sie an den Entscheidungsprozessen 
gleichberechtigt beteiligt sind. Daß die sozialdemo-
kratische Bundestagsfraktion mit ihrem Gesetzent-
wurf auf dem richtigen Weg ist, ist offenkundig. 

(Hornung [CDU/CSU]: Das meinen Sie!) 
Die Praktiker in den Betriebsräten haben uns 
schon hundertfach bestätigt, daß sie das, was wir 
aufgeschrieben haben, dringend brauchen. 

Ich danke Ihnen. 
(Lebhafter Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, in der Aktuellen Stunde hat der Abgeordnete 
Roth während der Rede des Abgeordneten Hor-
nung den Zwischenruf „Verleumder" gemacht. Ich 
muß ihn wegen dieser Aussage zur Ordnung rufen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wieder einmal!) 
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Präsident Dr. Jenninger 
Das Wort hat der Abgeordnete Keller. 

Keller (CDU/CSU): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lieber 
Kollege Dreßler, bereits der Titel Ihres Gesetzent-
wurfs fordert den Widerspruch heraus. Ich frage 
Sie: Wollen Sie uns mit den Worten „Sicherung der 
betrieblichen Mitbestimmung" in der Öffentlichkeit 
unterstellen, daß die Koalitionsfraktionen die Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer und der Betriebs-
räte und der Gewerkschaften abbauen wollen? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das tun Sie 
doch!) 

Lassen Sie mich bei dieser Gelegenheit schlicht und 
einfach darauf hinweisen, daß die grundlegenden 
Gesetze zur Mitbestimmung nach dem ersten Be-
triebsrätegesetz von 1920 — Reichsarbeitsminister 
war Heinrich Brauns, ein Zentrumspolitiker — von 
den Unionsregierungen durchgesetzt worden sind. 
Denken Sie an die Montan-Mitbestimmung 1951, an 
das Betriebsverfassungsgesetz 1952 und an das 
Bundespersonalvertretungsgesetz von 1955. Und da 
wagen Sie zu sagen, Herr Kollege Dreßler, die SPD 
sei — wenn ich das richtig mitgeschrieben habe — 
die  einzige Partei, die Mitbestimmung wolle?! 

(Richtig! bei der SPD) 

Das ist nur schwer verständlich. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Urbaniak? 

Keller (CDU/CSU): Nein, ich möchte meinen Rede-
beitrag ohne Antworten auf Zwischenfragen vortra-
gen. 

(Zuruf von der SPD: Das wird auch bei 
Ihnen nicht angerechnet!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die 
Union sieht in der Mitbestimmung als einer echten 
Partnerschaft einen unverzichtbaren Teil der Sozia-
len Marktwirtschaft und unserer Gesellschaftsord-
nung im allgemeinen, und meine Fraktion schätzt 
und würdigt die Arbeit der Betriebsräte und Perso-
nalräte, die sich für eine vertrauensvolle Partner-
schaft im Interesse ihrer Kolleginnen und Kollegen 
einsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Deshalb darf ich bei dieser Gelegenheit einmal al

-

len Betriebsräten und Personalräten für ihre ver

-

antwortungsvolle Tätigkeit herzlichen Dank sagen. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU — Zuruf von 
der SPD) 

Unser gesellschaftspolitisches Ziel, meine sehr 
verehrten Damen und Herren, ist nicht die Spal-
tung der Arbeitnehmerschaft, wie uns bewußt un-
terstellt wird, 

(Zuruf von der SPD: Das macht ihr doch!) 

sondern die Stärkung der demokratischen Rechte 
des einzelnen Arbeitnehmers und der Vertreter 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

in Betriebs- und Personalräten und — auch wenn es 
für Sie hart klingen mag — der Schutz von gewerk-
schaftlichen Minderheiten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das kapiert die 
SPD nie!) 

Dieser politische Wille ist verfassungsrechtlich ge-
boten und ordnungspolitisch richtig, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

weil für uns Minderheitenschutz ein grundlegendes 
Element der sozialen Ordnungspolitik ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kolb [CDU/ 
CSU]: Auch mehr Demokratie!) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, das gel-
tende System der Betriebsverfassung, das sich auch 
nach der Einschätzung der SPD grundsätzlich be-
währt hat, läßt die unternehmerische Entscheidung 
im Grundsatz mitbestimmungsfrei. Auch nach un-
serer Auffassung besteht kein Zweifel daran, daß 
auf Grund von neuen Techniken die Frage der Er-
weiterung der Beteiligungsrechte des Betriebsrats 
bei der Einführung und Anwendung neuer Techni-
ken überprüft werden muß. In der CDU/CSU-Bun-
destagsfraktion arbeitet seit Monaten eine dafür 
eingesetzte Kommission unter dem stellvertreten-
den Fraktionsvorsitzenden Adolf Müller (Rem-
scheid). Wir versuchen dabei, die nicht ganz leichte 
Aufgabe zu lösen, den schutzwürdigen und mitwir-
kungsnotwendigen Interessen der Arbeitnehmer 
Rechnung zu tragen und gleichzeitig dafür zu sor-
gen, daß sich die Ausweitung der Mitbestimmungs-
rechte später nicht als Hemmschuh des techni-
schen Fortschritts erweist. 

Unsere Überlegungen orientieren sich dabei an 
der Philosophie der Sozialen Marktwirtschaft. 
Nicht die Behinderung neuer Techniken, sondern 
ihre Beherrschung und der soziale Ausgleich nach-
teiliger Folgen im Einzelfall bei ihrer Einführung 
und Anwendung mit dem Ziel einer Humanisierung 
des Arbeitslebens liegen im wohlverstandenen In-
teresse der Arbeitnehmer. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Entwurf der SPD sieht vor, daß viele wirt-
schaftliche Entscheidungen des Unternehmens, ins-
besondere zu neuen Techniken, an die vorherige 
Zustimmung des Betriebsrates, im Streitfalle an 
eine Einigungsstelle, zu binden sind. Ich will einmal 
sagen, was das konkret bedeutet. Im Streitfall 
würde über viele unternehmerische Fragen ein Au-
ßenstehender, z. B. ein Arbeitsrichter, als ausschlag-
gebender Vorsitzender entscheiden müssen. Das 
soll nach den Vorstellungen der SPD z. B. bei der 
„Einführung, Anwendung, Änderung oder Erweite-
rung technischer Einrichtungen und Verfahren, die 
geeignet sind, Daten oder Signale aufzunehmen, zu 
erfassen, zu speichern, zu verarbeiten, zu übertra-
gen oder auszugeben" gelten. Das soll ferner bei der 
gesamten Personalplanung bis hin zu Einzelent-
scheidungen gelten. Die volle Mitbestimmung soll 
ferner auch in sonstigen sozialen Angelegenheiten 
und beim Interessenausgleich bei Betriebsänderun-
gen gelten. 
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Meine sehr geehrten Damen und Herren beson-

ders von der SPD, Sie nehmen die neuen Techniken 
zum Anlaß, eine weitgehende Änderung des Sy-
stems der Betriebsverfassung vorzuschlagen. Ich 
muß den Kollegen Dreßler fragen: Ab wann begann 
denn die dritte industrielle Revolution? Das ist ein 
Begriff, den der DGB-Vorsitzende Vetter in den 
70er Jahren geprägt hat. Und wann reagieren Sie 
darauf? Heute. 

(Zuruf von der CDU/CSU: In der Opposi

-

tion! — Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Also 
stimmen Sie zu?) 

Ich will es noch etwas deutlicher sagen. Eine er-
zwingbare Mitbestimmung über Investitionen und 
deren Umfang sowie über den Einsatz von Personal 
bedeutet letztlich eine Änderung der Wirtschafts-
ordnung. 

(Abg. Lutz [SPD] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Lutz, 
der Redner gestattet keine Zwischenfragen. 

Keller (CDU/CSU): Denn hier wird eindeutig die 
unternehmerische Freiheit eingeschränkt. Das hat 
weitreichende Konsequenzen. 

Zum einen wäre eine Einschränkung der Ent-
scheidungsbefugnis der Arbeitgeber bereits verfas-
sungsrechtlich mehr als problematisch. Zum ande-
ren könnte dieser systemverändernde Ausbau der 
Mitbestimmungsrechte eine verheerende Verunsi-
cherung der Arbeitgeber mit negativen Folgen für 
das Einstellungsverhalten bedeuten. Was das ange-
sichts einer immer noch angespannten Lage auf 
dem Arbeitsmarkt für Menschen ohne Beschäfti-
gung bedeutet, brauche ich wohl nicht näher auszu-
führen. 

Ohne dem Beratungsergebnis vorgreifen zu wol-
len, erscheint mir der vorliegende Entwurf, was die 
Mitbestimmungsfrage im allgemeinen und die da-
mit verbundenen Konsequenzen auf das Wirt-
schaftsleben anlangt, unausgewogen und für uns 
nicht akzeptabel. Das bedeutet natürlich nicht, daß 
nicht auch überlegenswerte Gedanken, die an die 
bisherigen Grundsätze des Betriebsverfassungsge-
setzes anknüpfen, enthalten wären. Dazu zähle ich 
z. B. die Konkretisierung der Informationsansprü-
che und ihre Durchsetzbarkeit, z. B. bei Personal-
planung und bei Planung von Anlagen. Dazu zähle 
ich die Mitwirkung bei der Gestaltung der Arbeits-
plätze, die Mitwirkung zur Verbesserung des 
Schutzes der Daten der Arbeitnehmer und die Mit-
wirkung bei Bestellung und Abberufung des Daten-
schutzbeauftragten. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der 
SPD-Entwurf erwähnt auch die Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerichts und schlägt eine 
Herabsetzung des Unterschriftenquorums für 
Wahlvorschläge allgemein auf 5 % bei Beibehaltung 
der 100 Unterschriften vor. 

(Dreßler [SPD]: Wie es das Verfassungsge

-

richt gewollt hat!) 

Damit aber, Kollege Dreßler, hat es sich schon, 

(Dreßler [SPD]: Richtig! — Frau Fuchs 
[Köln] [SPD]: Das reicht auch!) 

obwohl es in Ihrer Problemdarstellung heißt, daß 
„bei der Praktizierung des Betriebsverfassungsge-
setzes eine Reihe von Mängeln deutlich geworden" 
seien. 

(Dreßler [SPD]: Nach Meinung der CSU! 
Das ist wohl richtig! Aber nicht nach Mei

-

nung des Verfassungsgerichts!) 

— Ich habe nur Sie zitiert, Herr Kollege Dreßler! — 
Es gibt jedoch nicht den leisesten Hinweis auf die 
zahlreichen Schutzbedürfnisse von Minderheiten, 
wie sie seit Jahrzehnten bekannt sind und von der 
CDU/CSU und der FDP im wesentlichen aufgegrif-
fen wurden. 

Bei der Einbringung unseres Gesetzentwurfes 
zur Verstärkung der Minderheitenrechte in Betrie-
ben und Verwaltungen hat Ihr Kollege Schreiner 
überhaupt nicht in Abrede gestellt, daß es in einzel-
nen Fällen möglicherweise Mißbräuche gegeben 
hat und noch gibt. 

(Dreßler [SPD]: Ja, gut!) 

Weiter sagte der Kollege Schreiner, wer das abstrei-
ten würde, trüge nicht gerade zur Seriosität der De-
batte bei. 

(Dreßler [SPD]: Wenn einer einen entzün

-

deten Fußnagel hat, wird ihm auch nicht 
der Kopf abgeschlagen! — Heiterkeit bei 

der SPD) 

Für uns ist der Schutz von Minderheiten als de-
mokratisches Grundelement unteilbar. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Der Minderheitenschutz kann doch nicht nur für 
religiöse, politische, rassische oder andere Gruppen 
gelten, sondern muß sich ebenso auf gesellschaftli-
che Minderheiten erstrecken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die SPD muß sich schon fragen lassen, warum 
respektable Minderheiten im gewerkschaftlichen 
Bereich von ihr totgeschwiegen werden. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Weil sie uner

-

wünscht sind!) 

Ich erinnere Sie bloß an die Mitgliederzahlen: Be-
amtenbund 900 000, DAG 500 000, CGB 300 000 Mit-
glieder. 

(Zuruf von der SPD: O, das ist ja viel! — 
Dreßler [SPD]: Das mußt du erst einmal 

beweisen!) 

Als Praktiker aus dem betrieblichen Bereich und 
als Politiker frage ich mich schon, worauf sich die 
Erkenntnisse des DGB-Vorsitzenden Ernst Breit 
stützen, wenn er entgegenhält, der Minderheiten-
schutz richte sich gegen die betriebliche Interessen-
vertretung, 

(Kolb [CDU/CSU]: Er ist mit dem Brief aus 
Hessen beschäftigt!) 
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gleichzeitig seien Spaltungsgefahren zu sehen, und 
dieser Entwurf richte sich gegen die Einheitsge-
werkschaft. 

(Dreßler [SPD]: Das sind empirische Er

-

kenntnisse!) 

Wörtlich heißt es in dem Brief vom 4. Juni 1985, den 
Sie alle erhalten haben: „Wer einen solchen Ge-
werkschaftspluralismus herbeiführen will, be-
kämpft die Einheitsgewerkschaft". 

(Zustimmung der Abg. Frau Fuchs [Köln] 
[SPD] — Zuruf von der CDU/CSU: Angst 

vor den besseren Ideen!) 

Nun, meine sehr geehrten Damen und Herren, 
ein Wort zu dieser Einheitsgewerkschaft: Die Ein-
heitsgewerkschaft mit ihren sozialistischen und 
christlich-sozialen Wurzeln hat nach 1945 unbe-
streitbare politische Verdienste; 

(Demonstrative Zustimmung bei der SPD) 

das will niemand von uns wegdiskutieren. Trotzdem 
kann niemand darüber hinwegsehen, daß sich da-
neben — die Zahlen habe ich genannt — andere, 
kleinere Gewerkschaften entwickelt haben. 

DGB-Gewerkschaften und Sozialdemokraten be-
rufen sich auch gerne auf die Texte der katholi-
schen Soziallehre. In dem Beschluß der Synode der 
deutschen Bistümer in Würzburg vom 21. November 
1975 „Kirche und Arbeiterschaft" heißt es wörtlich 
— und daran hat der beliebte und vielzitierte Pater 
Oswald von Nell-Breuning wesentlich mitgearbei-
tet —: „Es müßte selbstverständlich sein, daß der 
katholische Arbeiter sich gewerkschaftlich organi-
siert". Dem kann ich nur vollinhaltlich zustimmen. 
Das heißt aber nicht — und hören Sie bitte genau 
zu —, daß er sich allein in einer Einzelgewerkschaft 
des DGB organisieren und engagieren muß. Diese 
persönliche und gewerkschaftliche Freiheit, die 
auch verfassungsrechtlich garantiert ist, wollen wir 
schützen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, mit In-
teresse, aber mehr noch mit Bestürzung habe ich 
die Entschließung des Beirates der IG Metall vom 
11. Dezember 1984 in der „Aktionsmappe zur Vertei-
digung des Betriebsverfassungsgesetzes" gelesen. 
Unter dem Vorwand des Minderheitenschutzes 
werde, so behauptet die IG Metall, den Splitterorga-
nisationen und Spaltergruppen ebenso Tür und Tor 
geöffnet wie den chaotischen Sektierern. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr gut! — Ge

-

genruf von der CDU/CSU: Unerhört ist 
das!) 

Wörtlich heißt es: 

Darauf gibt es für die IG Metall und den DGB 
nur eine Antwort: die bedingungslose Verteidi-
gung der Einheitsgewerkschaft gegen die Wie-
derbelebung gelber Gruppen, 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Ja!) 

der geschlossene Protest gegen die geplanten 
Anschläge 

(Demonstrative Zustimmung bei der SPD) 

— freuen Sie sich nicht zu früh! — 

auf eine solidarische Interessenvertretung der 
Arbeitnehmer im Betrieb. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, als Poli-
tiker frage ich mich bei dieser Aussage nach dem 
Toleranz- und Freiheitsverständnis der IG Metall, 
und als Gewerkschafter, der nicht dem DGB ange-
hört, frage ich nach der Geschichtsfälschung, die 
sich hier über der deutschen Gewerkschaftsbewe-
gung niederschlägt. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ein für uns unverdächtiger, aber anerkannter Hi-
storiker, nämlich Arthur Rosenberg — er war übri-
gens kommunistischer Reichstagsabgeordneter — 
schreibt in seinem Buch „Entstehung der Weimarer 
Republik" 

(Zurufe von der SPD) 

— hören Sie bitte einmal zu —: 

In Deutschland ist eine selbständige Arbeiter-
bewegung parallel von zwei Seiten her geschaf-
fen worden. Neben der marxistischen Bewe-
gung steht die katholische. Es ist zweifelhaft, 
ob in den 70er Jahren 

— gemeint ist das letzte Jahrhundert — 

den  herrschenden Klassen Deutschlands die 
sozialdemokratische Arbeiterbewegung in Ber-
lin und Sachsen viel unangenehmer war als die 
katholische Arbeiterbewegung in Oberschle-
sien und am Rhein. 

So dieser Historiker. Dann behaupten Sie, das seien 
„gelbe Bewegungen" gewesen. 

Nach den Feiern zur 40jährigen Wiederkehr des 
8. Mai 1945 ist es für mich mehr als bedauerlich, 
wenn man die christlichen Gewerkschafter und die 
Mitglieder der katholischen Arbeitervereine in die 
gelbe Ecke stellen will. Historisch gesehen ist das 
schlicht und einfach eine Geschichtsfälschung. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Vor der sachlichen Argumentation und Diskus-
sion während und nach den Aktionswochen des 
DGB brauchen wir keine Angst zu haben. Gegen 
aggressive Polemik ist allerdings — wie immer — 
kein Kraut gewachsen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Kern-
stück unseres Gesetzentwurfs zur Verstärkung der 
Minderheitenrechte in den Betrieben und Verwal-
tungen ist die Besetzung der Ausschüsse und die 
Wahl der freizustellenden Betriebsratsmitglieder 
nach der Verhältniswahl. Ich will hier keine weite-
ren Einzelfälle aufführen, aber es gibt bei der Be-
setzung von Positionen im Betriebsrat und auch im 
Personalrat zahlreiche Beispiele, wonach sich die 
Mehrheit einer Einzelgewerkschaft des DGB eis-
kalt über starke gewerkschaftliche Minderheiten 
hinweggesetzt hat. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Das ist die breite 
Toleranz!) 

Ich sehe für den Vorschlag der Arbeitgeberseite, 
ein Fairneßabkommen anzustreben, heute keine 
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Chance mehr. Vor 20 Jahren wäre das vielleicht 
möglich gewesen. 

Bei dieser Gelegenheit muß einfach die Frage er-
laubt sein, inwieweit es überhaupt rechtssystema-
tisch vertretbar ist, bei der Wahl eines demokrati-
schen Vertretungskörpers von der Verhältniswahl 
auf das reine Mehrheitswahlrecht umzuspringen, 
wie dies nach dem Betriebsverfassungsgesetz und 
dem Bundespersonalvertretungsgesetz rechtlich 
möglich ist. Mir ist keine Vertretungskörperschaft 
bekannt, wo dies so geschieht. 

Persönlich hoffe ich trotzdem, daß die gewerk-
schaftliche Solidarität, von der so viel geschrieben 
und auch geredet wird, ausreichend ist, nicht nur 
den Mitwirkungsbereich der Betriebsräte zu ver-
deutlichen und zu verbessern, sondern auch das ge-
werkschaftliche Miteinander in den Betrieben zu 
harmonisieren. 

Persönlich bedaure ich es, daß der DGB in dieser 
Härte seinen Anspruch als Einheitsgewerkschaft 
darzustellen und durchzusetzen versucht. Ich frage 
uns alle: Sollten uns nicht vielmehr die Sorge und 
die Bemühungen darum umtreiben, warum in so 
vielen kleineren, mittleren und auch größeren Be-
trieben noch kein Betriebsrat existiert? Der dama-
lige Bundesarbeitsminister Arendt hat bei der Ein-
bringung des Gesetzentwurfs über die Mitbestim-
mung der Arbeitnehmer in Betrieben und Unter-
nehmungen am 11. Februar 1971 ausdrücklich be-
dauert, daß von 400 000 betriebsratsfähigen Betrie-
ben im Jahre 1968 nur 25 000 Betriebsräte gewählt 
haben. 

(Zuruf des Abg. Dreßler [SPD]) 

Das heißt, für die Arbeitnehmer von 94 % aller Be-
triebe, die unter dieses Gesetz fallen, existiert die-
ses Gesetz eben nur auf dem Papier. 

In den „Gewerkschaftlichen Monatsheften", Aus-
gabe 12/1984, ist über die Ergebnisse der Betriebs-
ratswahlen 1984 nachzulesen, daß die etwa 200 000 
Betriebsratssitze in ca. 36 000 Betrieben zu verge-
ben waren. Leider gibt es für diesen Bereich keine 
exakte Statistik. 

Eines aber machen diese Zahlen deutlich, so ge-
nau und so ungenau sie auch sein mögen: In der 
Mehrheit der betriebsratsfähigen Betriebe gibt es 
auch heute noch keinen Betriebsrat. Das bedeutet 
mindere Rechte für die Arbeitnehmer. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, diese 
Zahlen sind es, die uns eigentlich wachrütteln und 
aufrütteln müßten, die uns umtreiben sollten. Es 
wäre einer gemeinsamen Aktion aller Gewerk-
schafter in den Fraktionen wert, darüber ernsthaft 
nachzudenken. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich auf eine Kleinigkeit — vielleicht 
ist es auch ein Versehen oder aber Absicht — hin-
weisen. Es geht mir um den Änderungsvorschlag zu 
§ 23 bei der Verletzung gesetzlicher Pflichten nach 
dem Betriebsverfassungsgesetz. Bisher können, wie 
wir alle wissen, der Betriebsrat oder — jetzt kommt 
das entscheidende Wort — eine im Betrieb vertre-
tene Gewerkschaft bei groben Verstößen des Ar

-

beitgebers gegen seine Verpflichtungen aus dem 
Gesetz zum Arbeitsgericht gehen und gegebenen-
falls auch Zwangsgeld beantragen. 

In der Neufassung läßt die SPD „eine im Betrieb 
vertretene Gewerkschaft" fallen, und dann heißt 
§ 23 Abs. 4: „Absatz 3 gilt entsprechend für die im 
Betrieb vertretene Gewerkschaft." In der Begrün-
dung wird das als redaktionelle Änderung hinge-
stellt. Da muß ich mich natürlich schon fragen, ob 
die Änderung dieses einzigen Wörtchens ein Fehler 
des Korrektors oder Absicht ist. Dies ist eine win-
zige Kleinigkeit, die allerdings für den Geist der 
Verfasser entscheidend ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir, die 
Unionsfraktionen, werden alle Vorschläge, auch 
Ihre, sorgsam prüfen und das Betriebsverfassungs-
gesetz im Sinne der Partnerschaft und des Mitein-
ander im Betrieb weiterentwickeln. Wir werden 
aber nicht das System der Betriebsverfassung in 
Frage stellen oder total ändern. Die Betriebsräte 
und analog dazu die Personalräte können sich auf 
uns verlassen, daß wir die Mitbestimmung und Mit-
wirkung mit Herz und mit Verstand bejahen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, auf der Ehrentribüne hat eine Delegation des 
isländischen Althing Platz genommen. 

Ich habe die Ehre, Sie im Deutschen Bundestag 
zu begrüßen. 

(Beifall) 

Der Besuch der isländischen Parlamentarier ist 
Ausdruck der seit vielen Jahren bestehenden guten 
und freundschaftlichen Beziehungen zwischen un-
seren Ländern. Ich wünsche der Delegation nützli-
che Gespräche und einen guten Aufenthalt in der 
Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall) 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Tischer. 

Tischer (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lieber nicht anwesender Arbeitsmini-
ster! Wir debattieren heute den Entwurf eines Ge-
setzes zum Ausbau und zur Sicherung der betriebli-
chen Mitbestimmung, den die Fraktion der SPD 
eingebracht hat. Bevor ich auf das Werk im Detail 
eingehe, möchte ich noch in einer Zeit, die nicht 
gerade zu den Sternstunden der Lohnabhängigen 
zu zählen ist, auf die Rahmenbedingungen einer 
Zeit eingehen, in welcher dieses Gesetz vorgelegt 
wird. 

Diese sogenannte Regierungskoalition der Mitte, 
wie sie sich gern zu nennen pflegt, ist mit dem 
Anspruch angetreten, auch die Schwachen dieser 
Gesellschaft zu vertreten. Unzählige Wahlkampf-
aussagen vor der Bundestagswahl 1983 sprechen ja 
dafür. Was sich nach der Bundestagswahl für die 
abhängig Beschäftigten herausstellt, läßt dem Ar-
beitnehmer hinter seiner Fabrikbank die Haare zu 
Berge stehen. Nicht erst seit Flick und auch nicht 



11654 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. September 1985 

Tischer 
erst seit den entlarvenden Berichten über die Me-
dien wegen der Versicherungskonzerne und deren 
wohltätigen Spenden an namhafte Politiker wird 
herauskristallisiert, von wessen Klientel diese 
Rechtskoalition getragen und gesteuert wird. Hier 
hat sich auch für mich wenigstens erklärbar ge-
macht, was und wen die CDU/CSU und die FDP mit 
dieser „fünften Kolonne" gemeint hat, die ich vor 
1983, als ich noch Außenstehender dieses Hauses 
war, 

(Kolb [CDU/CSU]: Bald werden Sie das 
wieder sein!) 

über die Medien immer wieder vernommen habe. 
Hier und da zeigt sich auch, wo die fünfte Kolonne 
steht und von wem sie getragen wird; 

(Zuruf von der CDU/CSU: Kommen Sie 
mal zur Sache!) 

denn spätestens seit diesen Skandalen ist für jeden 
Bürger und für jede Bürgerin in diesem Lande er-
kennbar, für wessen Interessen und für wen diese 
Rechtskoalition einsteht. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Der massive Eingriff in die Sozialleistungen, vom 
Sozialhilfeempfänger bis zum abhängig Beschäftig-
ten, und die schlimmen Eingriffe in die Rechte der 
Arbeitnehmer dieses Landes zeigen auf, daß dieses 
Luftschloß, welches die Parteien dieser Rechtsko-
alition im Wahlkampf 1983 den Bürgern auf den 
Wahltisch stellten, auf Lug und Trug aufgebaut ist. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist uner

-

hört!) 

Das von den Rechten dieser Koalition heiß ersehnte 
Müller-Gutachten, das nunmehr bestehende Inter-
esse dieser Koalitionäre, die tarifliche Kampffähig-
keit der Gewerkschaften in die Luft zu jagen, sind 
nicht allein Beleg für die Absichten dieser Rechts-
koalition. 

(Zuruf des Abg. Dr. Bötsch [CDU/CSU] — 
Dr.  Meyer zu Bentrup [CDU/CSU]: Biedern 

Sie sich nicht so bei der SPD an!) 

— Ja, das regt Sie auf; das kann ich verstehen. 

Wie schlimm Sie die Rahmenbedingungen der 
Lohnabhängigen nun zu ihrem Nachteil wenden, 
zeigt auch das Urteil des Bundesarbeitsgerichts 
über den Einsatz von Beamten im Streik. 

(Stutzer [CDU/CSU]: Was hat das denn mit 
dem Entwurf zu tun?) 

Wer da noch vor englischen Verhältnissen warnt — 
wenn ich die Rede von Herrn Rappe richtig im Kopf 
habe —, verkennt, daß diese Verhältnisse hier bei 
uns bereits in den Anfängen stehen. Es sieht in der 
Tat so aus, daß diese Rechtskoalition die Rechte der 
Arbeitnehmer wie einen Schweizer Käse durchlö-
chert mit dem Ziel, diese Rechte so genießbar zu 
machen wie den versauten Wein aus dem Burgen-
land, damit die Beschäftigen nachher dastehen wie 
die Nudelesser von Birkel. In einer solchen Zeit fällt 
der Gesetzentwurf der SPD auf, er ist zu begrüßen. 

Kommen wir nun jedoch zum Gesetzentwurf der 
SPD. 

(Dr. Bötsch [CDU/CSU]: Bravo! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU: Endlich!) 

Der „Entwurf eines Gesetzes zum Ausbau und zur 
Sicherung der betrieblichen Mitbestimmung" der 
SPD beginnt mit folgendem Satz — ich möchte ihn 
gern zitieren —: 

Das Betriebsverfassungsgesetz 1972 hat sich 
grundsätzlich bewährt. 

(Beifall des Abg. Dreßler [SPD]) 

— Klatschen Sie mal; Sie müssen aufpassen, was 
nachher kommt. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP — 
Kolb  [CDU/CSU]: Und schütze mich vor 

meinen Freunden!) 

Ich bitte die SPD, doch einmal aufzuzeigen, wo sich 
das Betriebsverfassungsgesetz Ihrer Meinung nach 
für die Lohnabhängigen und insbesondere für die 
von Schließungen Betroffenen bewährt hat, Herr 
Dreßler. Die SPD möchte doch bitte schön einmal 
aufzeigen, wo sich insbesondere die im Betriebsver-
fassungsgesetz verankerte „vertrauensvolle Zu-
sammenarbeit" zwischen dem Betriebsrat und der 
Kapitalseite bewährt hat. Fragen Sie einmal bei 
den Betriebsräten nach, mit denen Sie j a angeblich 
so oft und gern zusammenkommen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Beim Sozialplan viel

-

leicht!) 

Hat sich denn nicht gerade bei Betriebsschließun-
gen und bei Verhandlungen zum Zwecke des Inter-
essenausgleichs herausgestellt, daß die Unterneh-
merseite solche Gesetzesteile dann auf einmal ver-
gessen hat? 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dreßler? 

Tischer (GRÜNE): Ich möchte das jetzt bitte im 
Zusammenhang vortragen. Seien Sie mir nicht 
böse, Herr Dreßler. Ich lasse sonst Zwischenfragen 
zu, aber das möchte ich gern en bloc vortragen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Erst erzählen 
Sie Lügen und dann lassen Sie keine Zwi

-

schenfrage zu! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Ich möchte es krasser betonen: Wenn es um den 
Profit der Arbeitgeber geht, dann scheißen die Un-
ternehmer auf die „vertrauensvolle Zusammenar-
beit", die im Betriebsverfassungsgesetz verankert 
ist. 

Uns geht es darum, daß die Interessen der Lohn-
abhängigen durchgesetzt werden, ohne eine Kluft 
zwischen Betriebsrat und Beschäftigten aufzutun, 
wie es der Gesetzentwurf der SPD jedoch indirekt 
beinhaltet. In nur wenigen Ländern sind die Bezie-
hungen zwischen Arbeit und Kapital in so deutli-
cher Weise verrechtlicht wie in der Bundesrepublik 
Deutschland. Diese Verrechtlichung hat zwei Sei-
ten: Durch die Verrechtlichung werden viele Kon- 
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flikte im Vorfeld der Arbeitskampfmaßnahmen ab-
gemildert. 

(Zuruf von der FDP: Aha!) 

Da möge dann der Beifall der SPD stehen. — Wenn 
aber — das ist die Kehrseite der Medaille — die 
politischen Verhältnisse so sind, wie sie jetzt sind, 
nämlich daß die Regierung nur das Interesse der 
Kapitalseite durchsetzt, dann wendet sich das Blatt. 
Rechtsprechung ist abhängig von den politischen 
Verhältnissen in dieser Gesellschaft. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau!) 

Nach der Wende ist zunehmend eine Rechtspre-
chungspraxis zu erkennen, die zwar immer Kon-
flikte löst, aber vorwiegend im Interesse der Arbeit-
geber auf dem Rücken der Arbeitnehmer. Das ver-
deutlicht das BAG-Urteil, das Beamte per Dienst-
pflicht zu Streikbrechern macht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Nach dem BAG-Urteil sollen abhängig Beschäftigte 
— Beamte — gegen andere Beschäftigte, die oft-
mals die gleiche Arbeit tun, ausgespielt werden. Da 
freut sich natürlich die Koalition aus Kapital und 
Kabinett, wenn es darum geht, die Arbeitnehmer-
schaft zu spalten und die Arbeitnehmer möglichst 
auch gegeneinander aufzuhetzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Schöne Sprüche 
sind das!) 

Was sind die Folgen einer solch üblen Strategie? 
Dies wurde am deutlichsten, als im Kampf um die 
35-Stunden-Woche in einem Stuttgarter Druckerei-
betrieb ein Kurierfahrer seinen auf Streikposten 
stehenden Kollegen überfuhr und verletzte. Solche 
Fälle haben Sie, meine Herren von der Regierung 
— Damen sind j a nicht viele vertreten —, durch Ihr 
Verhalten im Streik um die 35-Stunden-Woche, 
durch Ihre Kampagne gegen die Gewerkschaften 
provoziert und zu verantworten. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Das ist ja 
Blödsinn! — Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: 
Wir wollen Hoss wiederhaben! — Heiter

-

keit bei der FDP und der CDU/CSU — Ge

-

genruf des Abg. Kolb [CDU/CSU]: Der war 
schlimm, aber viel besser!) 

Das, meine Damen und Herren von der SPD, ist die 
andere Seite der Verrechtlichung von Arbeitsbezie-
hungen in einer kapitalistischen Gesellschaft. 

Jetzt in drei Stichpunkten zu Ihrem Entwurf. 

Erstens. Zu § 79 schlagen Sie vor, die bisher beste-
hende Geheimhaltungspflicht einzuschränken, 
wenn dies die Interessen der Belegschaft erforder-
lich machen. Das finden wir gut. Das halten wir für 
richtig. Aber, meine Damen und Herren von der 
SPD, Sie wissen ganz genau, daß das Fehlen einer 
Bestimmung, was denn nun berechtigte Interessen 
sind, in der nächsten Zeit den erhöhten Einsatz von 
Arbeitsrichtern erforderlich machen würde. Wir 
wollen diese Auslegung nicht den Arbeitsrichtern 
überlassen. Nach unserer Meinung liegt klar auf 
der Hand: Die berechtigten Interessen werden die 
Betriebsräte nur in ihrer eigenen Praxis ausma-
chen können. Das heißt, das Recht zur Interessen

-

bestimmung muß eindeutig bei den Betriebsräten 
liegen. 

Zweitens. Des weiteren schlagen Sie zu § 80 vor, 
daß dem Betriebsrat auf Verlangen alle erforderli-
chen Unterlagen zur Verfügung gestellt werden 
müssen. In der Praxis wird dies häufig genug durch 
Verzögerungen seitens der Unternehmensleitung 
unterlaufen. Das wissen wir. Deshalb fordern wir 
ein umfassendes und jederzeitiges Akteneinsichts-
recht. Dies sieht Ihr Gesetzentwurf jedoch nicht 
vor, meine Damen und Herren von der SPD. In die-
sem Punkt sind unsere Auffassungen nicht sehr 
weit auseinander. Man sollte sich nach meiner Mei-
nung im Ausschuß über die konkrete Ausgestaltung 
dieses Teils unterhalten. Ich denke, daß wir in die-
ser Frage zu einem Konsens kommen könnten. 

(Günther [CDU/CSU]: Koalitionsfähig?) 

Drittens. Durch Ihren Novellierungsvorschlag zu 
§ 87 wollen Sie die Mitbestimmungsrechte in sozia-
len Fragen deutlich erweitern. Das ist sehr lobens-
wert. Dann sprechen Sie 14 Einzelfälle an, in denen 
nach Ihrer Meinung der Tatbestand einer sozialen 
Frage erfüllt ist. Diese Einzelaufschlüsselung er-
gänzen Sie interessanterweise in Nr. 15 durch die 
Passage, daß, auch „sonstige soziale Angelegenhei-
ten, die den Betrieb und die Arbeitnehmer betref-
fen", mitbestimmungspflichtig sein sollen. Meine 
Damen und Herren von der SPD, was soll denn das? 
Wenn Sie damit richtigerweise sagen wollen, daß 
grundsätzlich alle Fragen eines Betriebs, die mittel-
bar oder unmittelbar den Betriebsrat oder die Be-
schäftigten betreffen eine Mitbestimmung erforder-
lich machen, dann sagen Sie das doch so und steh-
len Sie sich nicht darum herum. Wir sind der Mei-
nung: Dem Betriebsrat muß eine sogenannte Kom-
petenzkompetenz zugestanden werden. 

Kommen wir zum Schluß. Der DGB hat Vor-
schläge in einem Gesetzentwurf entwickelt, der 
nach meiner Meinung aus Gründen der demokrati-
schen Kultur im Parlament diskutiert werden muß. 
Deshalb werden DIE GRÜNEN diese Gesetzesin-
itiative so, wie sie ist, im Bundestag einbringen, um 
eine ausführliche Diskussion zu ermöglichen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Wie unterscheidet sich 
das eigentlich?) 

Da dieses Vorgehen leider nicht vorgesehen ist, hal-
ten wir es für richtig, .. . 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Sie 
wollten j a zum Schluß kommen. 

Tischer (GRÜNE): — Ich komme zum Schluß —
daß eine Initiative der wichtigsten Arbeitneh-

merorganisation dieser Republik ausführlichst im 
Parlament diskutiert wird, obwohl DIE GRÜNEN 
Änderungsvorschläge zu diesem Gesetzentwurf 
vorzubringen haben. Dies werden wir in Form von 
Änderungsanträgen zum DGB-Entwurf in die parla-
mentarische Debatte einbringen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Der arme DGB wird sei

-

nen Entwurf nicht wiedererkennen!) 

Ich kann am Schluß an dieser Stelle nur alle 
Gewerkschaftsmitglieder .. . 
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Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Sie 
versprechen zum zweiten Mal, Schluß zu machen. 

(Kolb [CDU/CSU]: Das ist der Schluß vom 
Schluß!) 

Tischer (GRÜNE): — Einen halben Satz 
noch! — ... in diesem Haus auffordern, in dieser 
Zeit, in der die Rechte der Arbeitnehmer immer 
mehr beschnitten werden, diese Initiative zu unter-
stützen. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Adam-Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir sind uns alle einig: 
Mitbestimmung gehört zur Demokratie. Mitbestim-
mung bedeutet Partnerschaft. Und in einer Zeit mit 
einem so tiefgreifenden Strukturwandel, wie wir 
ihn derzeit erleben, ist Mitbestimmung notwendi-
ger denn je. 

(Dreßler [SPD]: Was verstehen Sie unter 
Mitbestimmung?) 

Das Betriebsverfassungsgesetz von 1972 ist — dar-
auf haben Sie zu Recht hingewiesen — von uns mit-
gestaltet, mitgetragen worden. Wir sagen auch 
heute noch ja dazu. 

(Dreßler [SPD]: Sehr gut!) 

Denn es ist ein gutes Gesetz, das dazu beigetragen 
hat, den Frieden im Betrieb zu sichern. 

(Ströbele [GRÜNE]: Darum geht es euch!) 

— Allerdings, es geht um die Erhaltung des Be-
triebsfriedens, und zwar sowohl im Interesse der 
Arbeitnehmer als auch zur Sicherung der Arbeits-
plätze. — 

(Beifall bei der FDP — Ströbele [GRÜNE]: 
Das ist die Frage!) 

Es muß natürlich, wenn nötig, fortentwickelt wer-
den. 

Aber, Herr Dreßler, es offenbart Ihre abgrund-
tiefe Arroganz, wenn Sie hier sagen, daß die sozial-
demokratische Fraktion die einzige Fraktion des 
Hauses sei, die Mitbestimmung überhaupt wolle. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig, er hat 

die Wahrheit gesagt!) 

Das glaubt Ihnen draußen im Betrieb nun wirklich 
niemand. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Und was Übertreibungen angeht, so kann ich Ihnen 
wirklich empfehlen, einmal den Kommentar, der 
heute in der „Frankfurter Allgemeinen" zur Spra-
che der Politiker geschrieben worden ist, zu lesen. 

(Beifall bei der FDP) 

Dann allerdings müßten wir erkennen, daß es zwar 
wichtig ist, sich sachlich miteinander auseinander-
zusetzen, daß es aber auch wichtig ist, nicht 
schwarzweiß zu malen, sondern zu versuchen, ein 
differenziertes Bild zu gestalten. 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Aber bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Dreßler (SPD): Frau Kollegin Dr. Adam-Schwaet-
zer, sind Sie bereit, dem Deutschen Bundestag ir-
gendeinen Parteitagsbeschluß der Freien Demokra-
tischen Partei oder, falls es auch Ihrem Interesse 
oder Ihren Neigungen entspricht, einen Parteitags-
beschluß der CDU/CSU zu nennen, in dem Mitbe-
stimmung für die Arbeitnehmer objektiv enthalten 
ist? 

(Zuruf von der FDP: Freiburger Thesen!) 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Dreßler, 
Ihre Frage offenbart den grundsätzlichen Unter-
schied zwischen der SPD und den Freien Demokra-
ten, was die Auffassung zur Mitbestimmung angeht. 
Ich kann ihnen Dutzende von Parteitagsbeschlüs-
sen nennen, angefangen von den Freiburger The-
sen 1971 und endend mit der Wahlaussage für die 
Bundestagswahl 1983. 

(Beifall bei der FDP) 

Also, die Freien Demokraten haben sich auf vielen 
Parteitagen damit befaßt. Nur, der grundlegende 
Unterschied zwischen Ihrer und unserer Mitbestim-
mung ist, daß wir immer die Stärkung der Rechte 
des einzelnen Arbeitnehmers gefordert haben, 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Kolb 
[CDU/CSU]) 

während Sie nur die Rechte der Organisationen 
stärken wollen; das ist der Unterschied. 

(Beifall bei der FDP — Cronenberg [Arns

-

berg] [FDP]: Und wir informieren uns über 
die Programme der Konkurrenz!) 

Außerdem Herr Dreßler: Wir lesen Ihre Program-
me. Wenn Sie das gleiche mit unseren getan hätten, 
dann hätten Sie Ihre Zwischenfrage nicht gestellt. 

(Beifall bei der FDP) 

Der grundlegende Unterschied — ich will es noch 
an zwei Beispielen deutlich machen — zeigt sich 
zum ersten in Ihrer Einstellung zur Montan-Mitbe-
stimmung und in dem, was wir bei der Änderung 
des Montan-Mitbestimmungsgesetzes 1980 im An-
satz verwirklicht haben. Damit haben wir nämlich 
zum ersten Mal überhaupt Wahlverfahren, die eine 
wirkliche Wahl beinhalten, eingeführt, damit hier 
nicht nur ein Benennungssystem von Gewerkschaf-
ten besteht. Das ist unser Ansatz von Demokratie. 
Das zweite Beispiel, Herr Dreßler, ist Ihr vorliegen-
der Gesetzentwurf: An keiner einzigen Stelle des 
vorliegenden Gesetzentwurfs werden Rechte des 
einzelnen Arbeitnehmers erwähnt, sondern es han-
delt sich nur um Rechte des Betriebsrates, d. h. um 
Organisationsrechte. Diese müssen zwar sein, aber 
der Ansatz ist eben doch verschieden. 

(Beifall bei der FDP — Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]: Das ist wahr!) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. September 1985 	11657 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Es gibt in Ihrem Gesetzentwurf vier Bereiche, die 

meines Erachtens vom Ansatz her zu kritisieren 
sind: 

Erstens. Ihr Gesetzentwurf würde eine Investi-
tionskontrolle schaffen, die zur Behinderung des 
Strukturwandels führen kann. 

(Dreßler [SPD]: Das glaubt doch noch nicht 
einmal ein mittelständischer Unterneh

-

mer!) 

Zweitens. Ihr Gesetzentwurf würde ein Ungleich-
gewicht zwischen den Rechten und den Risiken, die 
in einem Unternehmen verteilt werden, bringen: 

(Ströbele [GRÜNE]: Wer trägt denn die Ri

-

siken? — Tischer [GRÜNE]: Das ist die 
Sprache der Unternehmer!) 

die Machtfülle für den Betriebsrat, die Risiken für 
die Unternehmensleitung. 

Drittens. Ihr Gesetzentwurf beschneidet beste-
hende Rechte des einzelnen Arbeitnehmers. 

Viertens. Ihr Gesetzentwurf birgt die Möglichkeit 
der Störung des Betriebsfriedens in sich. 

Ich will die einzelnen Punkte näher erläutern. 
Zunächst zum ersten Punkt, daß die Investitions-
kontrolle den Strukturwandel behindern könne: Es 
ist wichtig, meine Damen und Herren, daß die Ar-
beitnehmer akzeptieren, daß der Strukturwandel 
kommen muß. Deshalb ist es wichtig, einen Kon-
sens herbeizuführen. Es klingt gut, Herr Dreßler, 
wenn Sie von sozialer Steuerung der technologi-
schen Entwicklung sprechen, ohne gleichzeitig auf 
die Konsequenzen aufmerksam zu machen, die dar-
aus auch für den Arbeitsplatz des einzelnen entste-
hen können, der den zukünftigen Notwendigkeiten 
des Strukturwandels eben nicht angepaßt werden 
kann. Es ist schon sehr verräterisch, wenn Sie in 
der Begründung Ihres Gesetzentwurfes sagen: „Die 
wirtschaftlichen und technologischen Prozesse sind 
gesellschaftlich nur zu verantworten, wenn auch die 
Betriebsräte" — nicht die Arbeitnehmer, sondern 
die Betriebsräte — „entsprechende Mitbestim-
mungsrechte haben." 

(Dreßler [SPD]: Die wählen doch die Be

-

triebsräte, Frau Adam-Schwaetzer! Ist Ih

-

nen das nicht bekannt? — Delorme [SPD]: 
Sie sind doch auch nur Abgeordnete und 
nicht das Volk! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

Ihr Gesetzentwurf übersieht, daß der Vorteil und 
der Nachteil der Nutzung moderner Technologien 
nicht immer im gleichen Betrieb angesiedelt sind. 

(Lambinus [SPD]: Was halten Sie denn da

-
von?) 

Die soziale Akzeptanz wird hier auf jeden Betrieb 
einzeln fixiert. 

(Lambinus [SPD]: Sehr nett, was Sie sa

-

gen!) 

Damit kann es eine unzumutbare Behinderung des 
notwendigen technischen Wandels geben. Wissen 
Sie, wenn alle, auch in der Sozialdemokratie, zum 
technischen Wandel die gleiche Einstellung hätten, 

wie Hermann Rappe sie am letzten Freitag im Ple-
num deutlich gemacht hat, wäre es einfacher, Ihren 
Vorschlägen offener gegenüberzustehen. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Frau Abgeordnete, gestat-
ten Sie eine weitere Zwischenfrage des Herrn Ab-
geordneten Lutz? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Aber sicher 
doch. 

Lutz (SPD): Frau Kollegin, warum sind Sie eigent-
lich der Meinung, daß sich der Arbeitnehmer nicht 
durch den Betriebsrat vertreten fühlt? Sind Sie 
nicht auch der Meinung, daß der Aktionär durch 
den Vorstand vertreten wird und daß somit beide 
die soziale Akzeptanz technischer Prozesse errei-
chen sollten: die einen über den Vorstand, die ande-
ren über den Betriebsrat? 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Lutz, 
selbstverständlich geht es darum, daß der Betriebs-
rat die Interessen der Arbeitnehmer vertritt. Aber 
es geht auch darum, daß der einzelne Arbeitnehmer 
auch j a dazu sagen muß, in welchen Fragen der 
Betriebsrat ihn vertritt. Das ist der grundsätzliche 
Unterschied: 

(Zuruf von der SPD: Wie bei den Aktionä

-

ren!) 

Sie geben dem Betriebsrat Aufgaben, ohne daß der 
Arbeitnehmer im Einzelfall sein Einverständnis zu 
dieser Vertretung geben müßte. Ich werde das im 
übrigen gleich noch an einem weiteren Beispiel 
deutlich machen, das ganz besonders plastisch de-
monstriert, mit welcher Nonchalance Sie darüber 
hinweggehen, was der einzelne Arbeitnehmer 
selbst für sich muß entscheiden können. 

(Anhaltende Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Her-
ren, wenn schon ein Abgeordneter eine Zwischen-
frage zuläßt, dann sollte das auch von allen Seiten 
durch größte Aufmerksamkeit honoriert werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Zu zweitens: 
Rechte und Risiken in einem Betrieb müssen 
gleichmäßig verteilt werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Das ist völlig unbestritten. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Deshalb kann es j a wohl nicht so sein, daß zwar der 
Betriebsrat die Investitionskontrolle, die Kontrolle 
über sämtliche personellen Maßnahmen ausübt, 
aber daß die Erfolgsgarantie dafür einseitig bei der 
Unternehmensleitung angesiedelt bleibt. 

(Delorme [SPD]: Der Erfolg entscheidet 
doch auch über die Arbeitsplätze!) 

Ihr Entwurf sieht ja nun einmal folgendes vor. Er 
schreibt ein Vetorecht für den Betriebsrat fest, d. h. 
die Unternehmensleitung kann nichts machen, 
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nicht eine einzige Entscheidung treffen, ohne daß 
der Betriebsrat zugestimmt hat. 

(Tischer [GRÜNE]: Das ist Demokratie!) 

Sie legen ausdrücklich fest, daß eine Maßnahme, 
der der Betriebsrat nicht zugestimmt hat, unwirk-
sam ist. Aber das bedeutet doch nichts anderes, als 
daß — nach Ihrer Vorstellung — Betriebsrat und 
Gewerkschaften, mit denen er zusammenarbeitet, 
eine bessere Entscheidung über Nutzen und Aus-
wirkungen von Investitionen und von Personalpla-
nungen treffen, als es die Unternehmensleitung sel-
ber kann. Nur, wenn ich mir die Erfolge ansehe, die 
die Gewerkschaften bisher im unternehmerischen 
Bereich gehabt haben, kommen mir sehr große 
Zweifel, ob sie dazu wirklich in der Lage sind. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ich brauche nur die Beispiele co op und Neue Hei-
mat zu nennen, um das ganz deutlich zu machen. 

An der Stelle frage ich mich: Wollen das eigent-
lich die Betriebsräte wirklich? Ich kenne einige, die 
das in dieser Form sicherlich nicht realisiert sehen 
möchten. 

(Tischer [GRÜNE]: Welche?) 

Dritter Punkt: Ihr Gesetzentwurf beeinträchtigt 
Rechte von Arbeitnehmern im Betrieb, die sie 
heute haben. Sie gehen von einem Bild des Arbeit-
nehmers aus, der für sich selber keine Entscheidun-
gen mehr treffen kann. Sie bevormunden ihn. Das 
ist für einen Liberalen unerträglich. 

(Beifall bei der FDP — Widerspruch bei 
der SPD) 

Im geltenden Betriebsverfassungsgesetz ist es so, 
daß der Arbeitnehmer den Betriebsrat zuziehen 
kann, wenn er es wünscht, z. B. bei Gesprächen mit 
dem Vorgesetzten. Sie wollen nun festschreiben, 
daß unabhängig von der Zustimmung des einzelnen 
Arbeitnehmers der Betriebsrat immer dabeisein 
kann, sogar muß. Ich halte dies für unerträglich. 

(Neuhausen [FDP]: Der große Bruder!) 

Sie wollen festschreiben, daß der Betriebsrat ohne 
Zustimmung des einzelnen Arbeitnehmers Einsicht 
in seine Personalakten, in seine Gehaltslisten, in 
alles nehmen kann, was mit seinen persönlichen 
Daten zusammenhängt. Ich halte das für unerträg-
lich. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Ganz abgesehen davon möchte die SPD mit diesem 
Gesetz dem Betriebsrat ein Mitbestimmungsrecht 
über leitende Angestellte verschaffen, d. h. über die-
jenigen Arbeitnehmer im Betrieb, die nicht einmal 
das Recht haben, diesen Betriebsrat mitzuwählen. 
All dies offenbart ein sehr merkwürdiges Demokra-
tieverständnis der Sozialdemokraten. 

Ich komme zu einem letzten, in meinen Augen 
unglaublich wichtigen Punkt. Der Gesetzentwurf 
kann dazu beitragen, den Betriebsfrieden zu stören, 
und zwar in zwei Bereichen. 

(Tischer [GRÜNE]: So ein Schwachsinn!) 

Erstens schreibt das derzeitige Betriebsverfas-
sungsgesetz fest, daß sich der Betriebsrat im Ar-
beitskampf neutral zu verhalten hat. Diese Neutra-
litätspflicht wollen die Sozialdemokraten aufheben. 
Das bedeutet, daß der Betriebsrat in einen Arbeits-
kampf eingreifen kann mit seiner Vorrangstellung, 
die ihm im Betrieb durch das Betriebsverfassungs-
gesetz zu Recht eingeräumt ist. Das heißt, es gibt 
keine Neutralität im Betrieb und damit auch keine 
Vertretung derjenigen Arbeitnehmer mehr, die sich 
an einem Arbeitskampf nicht beteiligen wollen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Tischer  [GRÜNE]: Und welche Möglichkei

-

ten hat der Vorstand?) 

Ein zweites Beispiel für eine mögliche Störung 
des Betriebsfriedens. Das derzeitige Betriebsverfas-
sungsgesetz geht von einer vertrauensvollen Zu-
sammenarbeit zwischen Unternehmensleitung und 
Betriebsrat aus. 

(Tischer [GRÜNE]: Die sich als Humbug 
erwiesen hat!) 

Dies ist wirklich die Voraussetzung dafür, daß der 
notwendige Friede im Betrieb erhalten bleibt. Eine 
so einseitige Verschiebung der Gleichgewichte zwi-
schen Betriebsrat und Unternehmensleitung 
schafft keine vertrauensvolle Zusammenarbeit, son-
dern das Gegenteil. Der einzelne Arbeitnehmer des 
Betriebs braucht den Betriebsrat. Das ist völlig un-
bestritten. Aber bei einer Diskussion des Betriebs-
verfassungsgesetzes geht es um Rechte des einzel-
nen Arbeitnehmers, der ein mündiger Bürger in un-
serem Staat und auch im Betrieb ist. Es kann nicht 
darum gehen, nur einseitig Organisationsrechte zu 
stärken, wie Sie von der SPD das vorschlagen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Tischer  [GRÜNE]: Das war Schwachsinn!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Jung (Düsseldorf). 

Jung (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Frau Adam-Schwaetzer, es ist 
sicher richtig, daß auch Ihre Partei Beschlüsse zur 
Mitbestimmung gefaßt hat, z. B. in den Freiburger 
Thesen. Aber die sind längst Makulatur. Von denen 
sind Sie doch längst abgerückt. 

(Beifall bei der SPD — Widerspruch bei 
der FDP) 

Ich möchte dazu sagen, daß sich unsere Vorstel-
lungen über die Mitbestimmung in der Tat be-
trächtlich unterscheiden. Wir Sozialdemokraten le-
gen großen Wert darauf, daß Mitbestimmung nur 
funktionieren kann, wenn sie solidarisch wahrge-
nommen, wenn sie kollektiv wahrgenommen wird. 

(Cronenberg [Arnsberg] [FDP]: „Kollektiv", 
ja! Der einzelne Mensch zählt nicht!) 

Wenn Sie die Interessen des Individuums so in den 
Vordergrund stellen, dann kann ich Ihnen sagen: 
Einzelne Arbeitnehmer können gegen die Verfü-
gungsgewalt von Unternehmern wenig ausrichten. 

(Beifall bei der SPD) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. September 1985 	11659 

Jung (Düsseldorf) 

Darum finden wir die solidarische Interessenver-
tretung so wichtig. 

(Neuhausen [FDP]: Kollektiv ist aber et

-

was anderes!) 

Meine Damen und Herren, wir befinden uns jetzt 
im dritten Jahr eines bescheidenen Konjunkturauf-
schwungs. Aber die Arbeitslosigkeit hat in den letz-
ten drei Jahren noch erheblich zugenommen. Das 
liegt vor allem daran, daß das Wirtschaftswachstum 
weit hinter dem Produktivitätszuwachs zurückge-
blieben ist. Das ist auf die rasante technologische 
Entwicklung zurückzuführen. Frau Adam-Schwaet-
zer, damit sind wir beim Thema. Mehr noch: Die 
Anwendung neuer Technologien steht erst an ih-
rem Anfang. Die Ausschöpfung ihres Anwendungs-
potentials wird die Rationalisierungswelle in der 
Produktion und vor allem auch im Dienstleistungs-
bereich noch weiter anschwellen lassen. Wir be-
fürchten — das muß in dieser Debatte auch gesagt 
werden —, daß der nächste Konjunkturabschwung 
bei einem Niveau von über zwei Millionen regi-
strierten Arbeitslosen einsetzen wird. Die Massen-
arbeitslosigkeit wird also weiter steigen, wenn die 
Bundesregierung nicht entschieden gegensteuert, 
und das tut sie nicht, nach meiner Einschätzung 
jedenfalls nicht wirksam oder mit den falschen Mit-
teln. 

(Dreßler [SPD]: Leider wahr! — Dr. George 
[CDU/CSU]: Hier spricht die FU Berlin!) 

Ernst zu nehmende Prognosen rechnen sogar da-
mit, wenn nicht gegengesteuert wird, daß die Ar-
beitslosigkeit am Ende dieses Jahrzehnts bei drei 
bis vier Millionen liegen könnte, die „stille Reserve" 
noch nicht einmal eingerechnet. 

Meine Damen und Herren! Immer mehr Arbeit-
nehmer machen die bittere Erfahrung, daß der 
technologische Wandel mehr Arbeitsplätze ver-
nichtet als schafft, daß er ihre beruflichen Fähigkei-
ten und Qualifikationen entwertet und daß er ihre 
Gesundheit gefährdet. Und immer mehr Politiker 
auf der anderen Seite machen die Erfahrung, daß 
die Technikfeindlichkeit unter den Arbeitnehmern 
wächst; das können Sie doch nicht leugnen. Ich fra-
ge: Ist das zwangsläufig? Gibt es eine Gesetzmäßig-
keit, daß sich der technische Wandel immer zu La-
sten der betroffenen Arbeitnehmer auswirken muß? 
Ist denn dieser technische Fortschritt Selbstzweck? 
Wir meinen das nicht. 

Natürlich sehen auch wir: ohne einen sinnvollen, 
ohne einen politisch gesteuerten und sozial kontrol-
lierten technologischen Wandel würden möglicher-
weise noch mehr Arbeitsplätze vernichtet werden. 

(Beifall des Abg. Dreßler [SPD]) 

Wir sehen daher in den technischen Möglichkeiten 
und in der wirtschaftlichen Erneuerung auch Chan-
cen und — ich füge hinzu — auch die Herausforde-
rung, die Lebensqualität der Menschen zu erhöhen 
und die Arbeit zu humanisieren. Wir dürfen aber 
diesen technologischen Wandel nicht wie ein Natur-
ereignis über uns ergehen lassen, wir müssen ihn 
gestalten. 

Notwendig ist eine wirksame Forschungs- und 
Technologiepolitik, die mit einer vorausschauenden 
Struktur- und Bildungspolitik verbunden werden 
muß. Aber ebenso notwendig ist die Ausdehnung 
der Mitbestimmung auf den Einsatz neuer Techno-
logien, und zwar aus zwei Gründen: 

Erstens. Wenn das Wissen, die Kompetenz und 
die Motivation der Arbeitnehmer zur Gestaltung ih-
rer eigenen Arbeitsbedingungen, ja zur Gestaltung 
der Technik insgesamt, nicht in den Produktions-
prozeß einbezogen werden, dann werden nicht nur 
Humanität und Ergonomie, dann wird auch die öko-
nomische Rationalität auf der Strecke bleiben. 
Wenn die Rentabilität des eingesetzten Kapitals der 
einzige Maßstab für wirtschaftliche Entscheidun-
gen bleiben soll 

(Dr. George [CDU/CSU]: Wo ist das denn 
der Fall?) 

— das ist doch Ihr Dogma, Herr George! —, 

(Dr. George [CDU/CSU]: Hier spricht die 
FU Berlin!) 

dann wird der langfristige volkswirtschaftliche und 
auch gesellschaftliche Schaden nach meiner Ein-
schätzung bald größer sein als der kurzfristige be-
triebswirtschaftliche Nutzen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Wenn die Betriebsräte lediglich die 
Aufgabe behalten, die unsozialen Folgen wirtschaft-
licher Entscheidungen zu bewältigen — und dies 
dann auch noch mit unzureichenden Mitteln —, ih-
nen aber auf diese Entscheidungen kein Einfluß 
eingeräumt wird, dann wird sich der wachsende Wi-
derstand der Arbeitnehmer wahrscheinlich in ande-
ren Formen Bahn brechen. Das kann man heute 
schon voraussehen. Ich meine, das könnte zu einer 
Legitimationskrise des gesamten Wirtschaftssy-
stems führen. 

Meine Damen und Herren! Der Strukturwandel, 
der zu bewältigen ist, muß von den Arbeitnehmern 
mitgestaltet werden können. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Die Bereitschaft, dafür auch Mitverantwortung zu 
tragen, ist bei den Arbeitnehmern zweifellos vor-
handen. Das werden Sie ihnen wohl nicht abspre-
chen können. Und die Folgen dieses Strukturwan-
dels müssen sozial beherrschbar gemacht werden. 
Ich kenne kein anderes Mittel als die Mitbestim-
mung. 

(Sehr richtig! und Beifall bei der SPD) 

Darum wollen wir die Mitbestimmung der Betriebs-
räte auf die Einführung, Anwendung, Änderung 
und Erweiterung neuer technischer Einrichtungen 
und Verfahren ausdehnen. Darum wollen wir die 
Gestaltung der Arbeitsplätze, der Arbeitsumgebung 
und der Arbeitsorganisation der Mitbestimmung 
unterwerfen. Darum wollen wir die Pflicht der Un-
ternehmer, mit den Betriebsräten über geplante Be-
triebsänderungen zu beraten, die Nachteile für die 
Belegschaft, für Teile der Belegschaft oder für ein-
zelne Arbeitnehmer haben können, auch auf Ratio-
nalisierungsmaßnahmen ausdehnen. Das ist die 
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notwendige Voraussetzung für einen fairen Aus-
gleich zwischen den wirtschaftlichen Interessen der 
Unternehmer und den mit einer Betriebsänderung 
regelmäßig verbundenen Nachteilen der Arbeitneh-
mer. Wenn zwischen Unternehmer und Betriebsrat 
keine Einigung über den Interessenausgleich zu-
stande kommt, muß die Einigungsstelle über Aufla-
gen zur Gestaltung der personellen, arbeitsmäßigen 
und sozialen Auswirkungen entscheiden können. 

Meine Damen und Herren, es ist doch eigentlich 
selbstverständlich: Je umfassender der Interessen-
ausgleich geregelt ist, je besser er funktioniert, de-
sto weniger Sozialpläne müssen durchgesetzt wer-
den. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Aber die Möglichkeit der Erzwingung von Sozial-
plänen muß nach unserer Auffassung erhalten blei-
ben. Wir wollen die Sozialplanansprüche der Arbeit-
nehmer auch in ihrem ursprünglichen Umfang wie-
derherstellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Und was wollen Sie auf der Regierungsseite? Sie 
wollen, wenn ich Sie bislang richtig verstanden 
habe, die Lasten des Strukturwandels einseitig auf 
den Rücken der Arbeitnehmer abwälzen, 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

damit die Angebotsbedingungen der Wirtschaft ver-
bessert werden — so Ihre ständige Rede. Das ist 
das ganze Ausmaß Ihrer Philosophie, die Ihrer ge-
samten Wirtschafts-, Sozial- und Gesellschaftspoli-
tik zugrunde liegt. 

(Dreßler [SPD]: Sehr wahr! — Kolb [CDU/ 
CSU]: In welcher Welt leben Sie?) 

Sie lehnen einen Ausbau der Mitbestimmung ab, 
schlimmer noch: Sie legen mit Ihrem Gesetzent-
wurf zur sogenannten Verstärkung der Minderhei-
tenrechte die Axt an die Wurzel einer einheitlichen 
und damit auch einer wirksamen Interessenvertre-
tung der Arbeitnehmer. Das ist die Kritik, Herr Kel-
ter, die wir an Ihren Vorstellungen haben. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wollen nur 
den DGB haben!) 

Ich behaupte, Sie sind an einem fairen Interes-
senausgleich überhaupt nicht interessiert, mehr 
noch: Sie haben mit Ihrem sogenannten Beschäfti-
gungsförderungsgesetz, das „Entlassungsförde-
rungsgesetz" zu nennen wir nicht aufhören werden, 
und dann noch einmal mit Ihrem Gesetz über den 
Sozialplan in Konkurs und Vergleich die Sozial-
planansprüche der Arbeitnehmer drastisch einge-
schränkt. Das sind Ihre Vorstellungen, wie der 
Strukturwandel zu bewältigen ist. 

Wenn die Anpassungslasten von den Menschen 
nicht widerspruchslos getragen werden, muß ihnen 
noch mehr Einfluß genommen, müssen ihre Rechte 
abgebaut werden — das scheint mir der Kern Ihrer 
Philosophie zu sein. In unseren Augen ist es ein 
Widersinn, technischen Fortschritt mit gesellschaft-
lichem Rückschritt, mit einem Zurückstecken der 
Menschen erreichen zu wollen. Wir glauben, meine 
Damen und Herren, daß aus dem Verfassungsauf

-

trag des Grundgesetzes „Eigentum verpflichtet. 
Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allge-
meinheit dienen" eine andere Politik abzuleiten ist. 
Für uns sind die Menschen der Maßstab aller Din-
ge, und ihnen muß sich der technische Fortschritt 
anpassen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kolb. 

(Dreßler [SPD]: Noch ein Betriebsrat!) 

Kolb (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Herr Kollege Dreßler, 
wenn Sie hier erklären, Sie wollen für die Betriebs-
räte wirken, dann, glaube ich, sind Sie der falsche 
Interpret gewesen; denn wenn ich es richtig im Ohr 
habe, war es Ihre IG Druck, die beschlossen hat, die 
Urabstimmung in den Betrieben abzuschaffen und 
ohne Urabstimmung von außen zu bestimmen, was 
geschieht. 

(Dr. George [CDU/CSU]: So ist das! — Abg. 
Dreßler [SPD] meldet sich zu einer Zwi

-

schenfrage) 

— Herr Dreßler, wir haben dann in der zweiten 
Runde Zeit dazu. 

Sie müssen mir deswegen schon einmal sagen, 
wie Sie das in Zukunft gestalten wollen. 

(Dreßler [SPD]: Ungeheuerlichkeit! Und 
dann keine Zwischenfrage zulassen!) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Dreß-
ler, Sie wissen, daß es jedem Abgeordneten, der hier 
vorne spricht, frei steht, eine Zwischenfrage zuzu-
lassen oder abzulehnen. 

(Dreßler [SPD]: Natürlich!) 

Er hat sie abgelehnt. 

Kolb (CDU/CSU): Lieber Herr Dreßler, ich hatte 
geglaubt, Sie kämen heute und sagten: Schauen Sie, 
wir haben in den Betrieben, in denen wir das ge-
macht haben, Erfolge aufzuweisen. — Ich kenne 
den Spruch, daß nichts erfolgreicher ist als der Er-
folg. 

Nun, wie schaut das aus? Mittwoch, den 28. Juni 
1972 — übrigens drei Jahre nachdem Sie die neue 
Mitbestimmung einführen, das moderne Deutsch-
land schaffen wollten — 10 Uhr: Bei Verlagsleiter 
Kurt Schordan von der Grafischen Gesellschaft 
Grunewald, die die Berliner Zeitung „Telegraf" und 
ihr Tochterblatt „Nachtdepesche" verlegt, läutet das 
Telefon. Am anderen Ende der Leitung meldet sich 
die Geschäftsführung der sozialdemokratischen 
Presseholding Deutsche Druck- und Verlagsgesell-
schaft. Die Mitteilung an Schordan ist kurz: Die bei-
den defizitären Blätter müssen ihr Erscheinen 
einstellen, und zwar am Monatsende, also am über-
nächsten Tag. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Vorwärts, Kame

-

raden, zurück!) 
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Wie ein Blitz aus heiterem Himmel traf diese 
Meldung Mitarbeiter in Redaktion und Verlag. 
Die im Außendienst tätigen Redakteure erfuh-
ren die Nachricht aus dem Rundfunk, andere 
lasen die kurze Mitteilung der Deutschen Pres-
se-Agentur an ihren Schreibtischen, 

schrieb die „Telegraf"-Redaktion am 29. Juni 1972 
resigniert in einem Bericht auf der Titelseite. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Noch nicht ein

-

mal informiert worden!) 

230 Mitarbeiter, davon 40 Redakteure, wurden von 
einem Tag auf den anderen auf die Straße gesetzt, 
Herr Dreßler. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Unglaublich!) 

Ein Sozialplan lag nicht vor, mußte erst erstritten 
werden. Das Blatt empörte sich in seiner letzten 
Ausgabe: 

Der skandalöse Entschluß, diese Zeitung ab-
rupt einzustellen, fiel mit Wissen des obersten 
Gremiums der SPD — dem Parteivorstand, 
dem wiederum der Bundeskanzler vorsitzt. 

Willy Brandt ließ damals erklären, daß er davon 
nichts gewußt habe. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Da sehen Sie 
mal, wie wichtig Mitbestimmungsrechte 

sind!) 

Sie sehen, wie es ist, wenn man nicht informiert 
wird, liebe Frau Kollegin Fuchs. 

Der Kollege Fritz Sänger schrieb dann in der 
„Welt der Arbeit" am 14. Juli, dies sei j a kein ein-
maliger Vorgang, 

(Dr. George [CDU/CSU]: Aha!) 

sondern es gehöre bei der SPD zum System, ihre 
nahestehenden Blätter so zu lösen. Wenn ich die 
jetzige Diskussion um Ben Wisch und den „Vor-
wärts" mitbekommen habe, Herr Dreßler, so ist von 
Ihnen draußen keine Erklärung abgegeben worden, 
daß so und so vorzugehen sei, sondern es geht in die 
übliche Richtung. Wenn Sie einmal die Litanei 
nachlesen, wie der SPD nahestehende Zeitungen 
und SPD-Zeitungen eingegangen sind, dann sehen 
Sie, daß da Anspruch und Wirklichkeit schon sehr 
durcheinandergehen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das beweist, wie 
notwendig das Mitbestimmungsrecht ist!) 

Herr Dreßler, wenn Sie heute gekommen wären 
und hier gesagt hätten: Meine Stimme des Herrn, 
nämlich der Herr Detlef Hensche, hat den Betrieb 
seines Vaters nun doch übernommen, und er wird 
im Betrieb seines Vaters all die Dinge verwirkli-
chen, die er von anderen fordert, weil er weiß, daß 
das hervorragend ist, dann wäre das eine Erfolgs-
meldung gewesen. Aber von anderen etwas zu for-
dern, was man selbst nicht tun kann, ist irgendwie 
unglaubwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

— Herr Dreßler, ich weiß, Wahrheit tut weh. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Kommen Sie 
doch mal zum Thema!) 

— Ich spreche zum Thema, Frau Kollegin. 

Da gibt es den ehemaligen Ministerialdirektor 
Bodenbender, seit neuestem Hauptgeschäftsführer 
der AWO. Was erklärt er? — Schlamperei und Kum-
panei hätten bei der AWO dazu geführt, daß un-
glaubliche Zustände eingetreten seien. Er müsse 
zwei weitere Einrichtungen schließen, und er könne 
heute schon sagen, daß es für diese beiden Schlie-
ßungen kein Geld für einen Sozialplan gebe, denn 
das Geld sei verwirtschaftet worden. 

(Dr. George [CDU/CSU): „AWO" heißt Ar

-

beiterwohlfahrt!) 

Nun frage ich einmal: Wie will man von anderen 
etwas fordern, was man selbst nicht tun kann? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das spricht alles 
für gute Gesetze, Herr Kollege!) 

— Frau Kollegin Fuchs, ich würde das mit Freude 
aufnehmen, aber der Präsident der AWO, der Kol-
lege Buschfort — den ich heute hier nicht sehe — 
sagt draußen nichts darüber, weshalb seine Mitar-
beiter keinen Sozialplan bekommen können. Er 
spricht draußen aber von der „Neuen Armut". Das 
eigene Haus zu säubern ist ihm zu schwierig. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das ist doch 
nicht wahr! Sie wissen doch, daß Sie jetzt 

Unsinn erzählen!) 

— Entschuldigen Sie, es ist so. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Dann sollten Sie 
warten, bis Herr Buschfort da ist!) 

Ich habe keine Erklärung vom Kollegen Buschfort 
gehört, daß der Sozialplan durchgeführt werden 
kann. 

Aber es geht in diesem Spiel weiter, Frau Kolle-
gin Fuchs. Die „Süddeutsche Zeitung" vom 7. Sep-
tember schreibt unter der Überschrift „DGB Hes-
sen: Forderungen im eigenen Haus erfüllen": 

Betriebsrat und Beschäftigte des hessischen 
DGB haben verlangt, daß der DGB-Bundesvor-
stand die Forderungen der Gewerkschaften 
nach Arbeitszeitverkürzungen und Neueinstel-
lungen im eigenen Haus erfüllt. 

In einem Brief „an den Kollegen Ernst Breit" 
kritisieren sie „einen eklatanten Widerspruch 
zwischen den Forderungen nach außen und 
dem Verhalten gegenüber den eigenen Be-
schäftigten". Die Angestellten beim hessischen 
DGB sind darüber verärgert, daß der geschäfts-
führende Bundesvorstand dem Einstieg in die 
35-Stunden-Woche nicht zustimmt, den der 
DGB-Betriebsrat fordert. Statt der vom DGB 
verlangten „attraktiven Vorruhestandsrege-
lung" biete der Gewerkschaftsbund seinen Be-
schäftigten nur das „im allgemeinen" be-
kämpfte Blüm-Modell an. Die hessischen DGB-
Beschäftigten befürchten überdies, daß die 
Führung der Düsseldorfer Gewerkschaftszen-
trale der Praxis nicht mehr folgen wird, Ge- 
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haltserhöhungen im Durchschnitt der Lohn-
steigerungen bei den Einzelgewerkschaften zu 
vereinbaren. 

(Zuruf des Abg. Dreßler [SPD]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch 
hier bewahrheitet sich wieder: Man fordert etwas 
von anderen, was man selbst nicht willens ist zu 
tun. 

Lassen Sie mich zum wahrscheinlich eklatante-
sten Fall all dieser nicht erfüllten Forderungen 
kommen. Da gibt es die Wohnungsbaugesellschaft 
„Neue Heimat". 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was ist denn 
das? — Gibt es die noch?) 

Diese „Neue Heimat" ist der einzige mir bekannte 
Betrieb mit einer 100 %igen Mitbestimmung. Im so-
genannten Arbeitgeberteil sitzen Leute wie Herr 
Frister und ehemalige Gewerkschaftsvorsitzende. 
Auf der Arbeitnehmerseite sitzen alle IG-Vorsitzen-
den. 

(Zuruf von der SPD: Sie haben die Mitbe

-

stimmung nie begriffen!) 

— Ich will gerade fragen, wie dort die Mitbestim-
mung läuft. — In diesem Bereich passierte folgen-
des. Im letzten Jahr wurden von den Einzelgewerk-
schaften 2 Milliarden DM zugeschossen. Übrigens 
ist das das einzige Mal, wo ich die Folgen falscher 
Mitbestimmung und eine Mitverantwortung sehe. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das spricht alles 
für gute Mitbestimmungsrechte!) 

Nur, lieber Herr Dreßler, die Einzelmitglieder der 
DGB-Gewerkschaften wurden nicht gefragt, ob sie 
bezahlen wollen. 

(Gilges [SPD]: Das ist nicht Ihre Sorge! Sie 
sind nicht Mitglied im DGB!) 

Ich würde in der DGB-Aktionswoche, die Sie jetzt 
veranstalten wollen, einmal fragen, wieso das Ein-
zelmitglied plötzlich die hohen Vorstandsgehälter 
von Herrn Frister und ähnlichen bezahlen soll. 

(Zurufe von der CDU/CSU — Anhaltende 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, einen 
Augenblick. — Ich bitte, den Redner nicht dauernd 
zu unterbrechen. Ich bin hier, um dem Redner die 
Möglichkeit zu schaffen, seine Ausführungen unge-
stört machen zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Er soll zum 

Thema reden!) 

Ich bitte, sich entsprechend meiner Mahnung zu 
verhalten. Sonst werde ich aus Gründen der Fair-
neß seine Redezeit verlängern, damit er nachholen 
kann, was er nicht auf Grund der Unterbrechungen 
ausführen konnte, weil er gestört wurde. 

Jetzt hätte der Herr Abgeordnete Lutz gerne eine 
Zwischenfrage gestellt, Herr Abgeordneter Kolb.  — 
Der  augenblickliche Redner kommt nochmals ans 
Rednerpult. Dann sind Sie, Herr Abgeordneter 

Lutz, mit Ihrer Zwischenfrage dran. — Bitte, fahren 
Sie in Ihrer Rede fort. 

Kolb (CDU/CSU): Meine Damen und Herren, des-
wegen kann ich nur sagen: Teure Heimat, Schmiede 
für Millionäre aus dem Nichts. Wer mußte das be-
zahlen? Herr Dreßler, hier hätten Sie und Ihre 
Freunde die große Chance gehabt, zu sagen: Wir 
verwirklichen Mitbestimmung, die so erfolgreich 
ist, daß man mit den Widerständen der Wirtschaft 
draußen fertig wird. Wir werden praktizieren, wie 
dies hervorragend geht. 

(Ströbele [GRÜNE]: Da haben Sie recht! 
Stimmt!) 

Das alles ist nicht geschehen. Deswegen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren von der SPD, ist 
das, was Sie hier vorgetragen haben, in diesem Part 
nicht glaubwürdig. Ich bin gerne bereit, Ihnen das 
im zweiten Teil noch zu sagen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Reimann. 

Reimann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und meine Herren! Mit dem heutigen Gesetzent-
wurf zum Ausbau der betrieblichen Mitbestimmung 
macht die SPD deutlich, daß das Betriebsverfas-
sungsgesetz von 1972 seine Bewährungsprobe zwar 
bestanden hat und anerkanntermaßen wesentlich 
zum sozialen Frieden beitrug — das ist übrigens 
der Grund, warum die Unternehmerverbände mit 
Vehemenz Ihre derzeitigen Änderungen zum 
Betriebsverfassungsgesetz ablehnen: weil das in 
Zukunft den sozialen Frieden zu gefährden 
scheint —, 

(Beifall bei der SPD) 

aber daß es weiterentwickelt werden muß. Wir er-
greifen die Initiative zum Ausbau der betrieblichen 
Mitbestimmung aus zwei wesentlichen Gründen. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Haben die Unter

-

nehmer zu eurem Entwurf ja gesagt?) 

Erstens konnte zum damaligen Zeitpunkt, 1972, der 
Gesetzgeber die Gesetzeslücken nach den heutigen 
Tatbeständen nicht erkennen, z. B. Mitbestimmung 
bei Technologien, z. B. Mitbestimmung bei der Per-
sonaldatenverarbeitung und dergleichen mehr. 
Zum zweiten erzwingen Massenarbeitslosigkeit, 
auch mitverursacht durch die neuen Technologien, 
und die nicht gerade günstigen Prognosen 

(Frau Dr. Adam-Schwaetzer [FDP]: Das ist 
Unsinn!) 

der Arbeitsmarktsituation wie auch in Zukunft die 
Anpassung an den Markt, daß die Arbeitnehmer an 
den Entscheidungen, die sie betreffen, beteiligt wer-
den; denn ansonsten gerät die Erhaltung des Be-
triebsfriedens in Gefahr, die politischen Verhält-
nisse könnten in Mitleidenschaft gezogen werden 
und dergleichen mehr. 

Es ist so, wie Kollege Dreßler sagt: Die Verpflich-
tung aus dem Grundgesetz ist nach dem Verständ- 
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nis meiner Partei erst dann erfüllt, wenn die Per-
sönlichkeitsentfaltung im Betrieb und im Unter-
nehmen durch die Mitbestimmung, d. h. durch 
gleichwertige und gleichberechtigte Zusammenar-
beit, garantiert ist. Die Demokratisierung von Wirt-
schaft und Gesellschaft ist ein unerläßlicher ständi-
ger Prozeß. Der polare Gegensatz zwischen Arbeit 
und Kapital, 

(Dr. George [CDU/CSU]: Gibt es den denn 
immer noch? Marxismus! — Lachen bei 

Abgeordneten der SPD) 

der sich aus unserem gesellschaftlichen System er-
gibt, wurde durch das Betriebsverfassungsgesetz 
von 1972 leider nicht aufgehoben 

(Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

und wird auch nicht wesentlich in seinen sozialen 
und gesellschaftlichen Auswirkungen gemindert. 

Dabei möchte ich Ihre Aufmerksamkeit auf die 
Rechtsstruktur des Betriebsverfassungsgesetzes 
und auf die schwierige Rolle der Betriebsräte len-
ken, die sowohl in gesellschaftspolitischer als auch 
in sozialpsychologischer Hinsicht vielfach verkannt 
wird. Das ergibt sich daraus, daß das Betiebsverfas-
sungsgesetz an dem Prinzip der betrieblichen Part-
nerschaft festhält. Damit wird den Betriebsräten 
die Möglichkeit genommen, die Interessen der Ar-
beitnehmer durch Mitbestimmung in die Entschei-
dungen der Unternehmen einzubringen. 

Wie sieht es denn in der betrieblichen Praxis aus? 
Die Unternehmensleitungen treffen ihre Entschei-
dungen nach Erwägungen des Marktes, der Techno-
logie und vieler anderer Faktoren. Die Entschei-
dungen, die sie so treffen, werden — man möge mir 
diesen Ausdruck gestatten — entsprechend dem 
hierarchischen Befehlssystem von oben nach unten 
durchgegeben. Von allen Vorgesetzten wird ver-
langt, daß sie das realisieren. Aber die sozialen Aus-
wirkungen, die damit verbunden sind, kommen 
nicht direkt als Rückspiegelung der getroffenen 
Maßnahmen auf die Unternehmensleitungen zu-
rück, sondern zuerst auf die Betroffenen und dann 
auf die Betriebsratsmitglieder, und diese müssen 
den sozialen Wechsel der unternehmenspolitischen 
Entscheidungen einlösen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist das Problem, 

(Zuruf von der SPD: Genau!) 

vor dem die Betriebsratsmitglieder stehen, weil sie, 
konfrontiert mit den betroffenen Arbeitnehmern, 
die Maßnahmen, die von oben nach unten getroffen 
worden sind, zu erklären haben und gleichermaßen 
auch noch dazu beitragen sollen, die sozialen Wir-
kungen im Interesse der Arbeitnehmerschaft zu mi-
nimieren. Die sozialen Konfliktsituationen, die mit 
solchen Entscheidungen der Unternehmensleitung 
ausgelöst werden, werden also in erster Linie vom 
Betriebsrat getragen, ohne daß dieser die Entschei-
dungen verhindern könnte; denken wir an Umset-
zungen, Versetzungen, Lohneinbußen, Geldeinbu-
ßen. 

Gesellschaftspolitisch bedeutet das: Betriebsräte 
beweisen Verantwortung für das Unternehmen, ob-
wohl sie rechtlich keine Entscheidungsbefugnisse 
haben. Deshalb stellt sich die Frage nach den Mög-
lichkeiten des Betriebsrates, auf die Entscheidungs-
prozesse einzuwirken, bzw. die Frage, wie seine 
Mittlerfunktion in betrieblich-sozialen Konfliktsi-
tuationen gestärkt werden kann. 

Wir meinen, die verantwortungsvolle Arbeit der 
Betriebsräte für Arbeitnehmer ist es wert, daß in 
der Praxis feststellbare Lücken des Betriebsverfas-
sungsrechts geschlossen werden. Dazu gehört vor 
allem die Stärkung der betrieblichen Mitbestim-
mung. 

(Beifall bei der SPD) 

Dazu gehört die konsequente Anwendung des Be-
triebsverfassungsrechts. Deshalb hat meine Frak-
tion in die Vorschläge hineingeschrieben, daß das 
Handlungspotential der Betriebsräte zu stärken ist 
und daß beispielsweise die Sanktionsmöglichkeiten 
gegen die Unternehmer verstärkt werden. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Vom DGB abge

-

schrieben!) 

Deshalb haben wir auch in § 77 Abs. 1 die schon seit 
langem in der Fachliteratur und auch in der Recht-
sprechung anerkannten Durchführungsansprüche 
der Betriebsräte nunmehr ausdrücklich in das Ge-
setz hineingeschrieben, Herr George, damit es im 
Unternehmen keinen Zweifel mehr gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Natürlich braucht eine soziale Konfliktsituation 
rechtzeitige Aussteuerung. Es ist zu klären, ob Un-
recht oder ungerechte Handlungen gegenüber den 
Arbeitnehmern begangen wurden, Handlungen, die 
sich in der Regel aus dem betrieblichen Direktions-
recht ergeben. Zur Vermeidung solcher Handlun-
gen bedarf es vorrangig der Mitbestimmung im per-
sonellen und sozialen Bereich. Deshalb haben wir 
die §§ 99 bis 102 neu gefaßt 

(Dr. George [CDU/CSU]: Bevormundungs

-

paragraphen!) 

und den Betriebsräten im Rahmen ihrer Schutz-
funktion, die sie für die Arbeitnehmer ausführen, 
Rechte zugeschrieben, die ihre Stellung und damit 
die Stellung der Arbeitnehmer im Betrieb stärken. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Ob sie es wollen 
oder nicht!) 

Ganz wesentlich ist hier auch die Umkehr der 
Beweislast hin zu den Unternehmern bei sozial un-
gerechtfertigten Kündigungen. Das bedeutet, daß 
der Unternehmer vor den Arbeitsgerichten eine 
entsprechende arbeitsgerichtliche Entscheidung 
herbeiführen und sich nicht der sozial Schwächere, 
nämlich der Arbeitnehmer, vor diesen Gerichten 
abplagen muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist auch der Hauptgrund, warum Gewerk-
schaften und Sozialdemokraten nach unserem ver-
fassungsrechtlichen Auftrag ständig, ob es Ihnen 
paßt oder nicht, zäh und beharrlich an der Ausge-
staltung des Betriebsverfassungsrechts und der be- 
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trieblichen Mitbestimmung arbeiten. Dafür suchen 
wir Mehrheiten, vielleicht auch bei Ihnen; aber ich 
bin da nicht so optimistisch. 

Wer unsere gesellschaftlichen Werte nicht in 
Frage stellen will, wer eine echte demokratische 
Alternative zwischen Selbstbestimmung einerseits 
und Fremdbestimmung andererseits sucht, kommt 
in diesem gesellschaftlichen Prozeß an der Mitbe-
stimmung nicht mehr vorbei. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Mensch gehört sich selbst, und die Achtung 
vor dem Menschen gebietet es, ihn soweit wie mög-
lich in die Entscheidungsstruktur einzubringen; 
denn nur er selbst trägt auch die Entscheidungen 
im Positiven wie im Negativen. 

Herr Kollege Kolb, jetzt will ich Ihnen einmal fol-
gendes ins Stammbuch schreiben: Die Herstatt-
Pleite hat stattgefunden ohne Mitbestimmung, die 
Gerling-Konzern-Skandale haben stattgefunden 
ohne Mitbestimmung, die 17 000 Konkurse des letz-
ten Jahres, also unter Ihrer Regierung, haben statt-
gefunden ohne Mitbestimmung. 

Ich sage Ihnen: Die Arbeitnehmer tragen mehr 
Verantwortung für ihren Arbeitsplatz, als Sie glau-
ben, weil mit der Vernichtung des Arbeitsplatzes 
ihre Existenz bedroht wird, während mancher Un-
ternehmer, der in Konkurs geht, hinterher noch ein 
Leben in Saus und Braus führen kann. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Kolb  [CDU/CSU]: Sie meinen wohl Herrn 

Vietor!) 

— Ich weiß, daß diese Opferbereitschaft vorhanden 
ist. Sie sollten sie einmal anerkennen. In Ihrem Un-
ternehmen sind die Arbeitnehmer genauso opferbe-
reit. Herr Kolb, Sie sollten hier einmal sagen, wel-
che Erfahrungen Sie mit Ihren Arbeitnehmern ge-
sammelt haben, damit sie bezüglich ihrer Leistung 
ins rechte Licht gerückt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich meine, Mit-
bestimmung heißt, bestehende Rechte zu verän-
dern, in diesem Fall zugunsten der Arbeitnehmer. 
Das ist bei den Unternehmen nicht populär, aber es 
ist eine dringende Notwendigkeit, insbesondere bei 
neuen Technologien, bei neuen Produktionsprozes-
sen. Dabei sollten Sie mithelfen. 

(Günther [CDU/CSU]: Alles Ihre Versäum

-n

isse!) 

Alle sind an die Entscheidungen des Gesetzes ge-
bunden. Ich meine, das wäre die wirksamste Hilfe, 
um unsere wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Probleme für die Zukunft im Sinne des inneren 
Friedens in dieser unserer Gesellschaft systema-
tisch und vernünftig auszusteuern. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kolb. 

Kolb (CDU/CSU): Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, vor allem von der SPD: Es tut mir leid,  

daß die Organisation anders lief, aber damit kann 
ich wenigstens auf das antworten, was Sie gesagt 
haben, Herr Kollege Reimann. 

Wenn ich Ihren Parteitagsbeschluß von 1984 lese, 
stelle ich fest, daß Sie an der Notwendigkeit der 
Mitbestimmung bei neuen Technologien keinen 
Zweifel gelassen haben. Aber entscheidend ist: 
Wenn Sie über das Wie zu lange diskutieren, brau-
chen Sie anschließend nicht mehr über das Wann 
zu sprechen, weil dann der Markt verlaufen ist. 

Wir leben nun einmal nicht in einer Welt der 
Glücklichen und Abgeschirmten, sondern wir leben 
in einer internationalen Konkurrenz, bei der wir 
feststellen müssen, daß woanders nicht einmal ein 
Minimum dessen, was wir heute bei uns an Zusam-
menarbeit zwischen Arbeitnehmern und Arbeitge-
bern haben, vorhanden ist. 

Aber — nun kommt das entscheidende Aber —: 
Jeder von uns ist, wenn er Kaufentscheidungen 
trifft, plötzlich ein hervorragender Marktwirtschaft-
ler. Er entscheidet sich nämlich bei Gleichwertig-
keit für das preiswertere Produkt. Er fragt nicht, wo 
und unter welchen Bedingungen dieses Produkt 
produziert wurde, sondern er trifft seine Entschei-
dung nach seinem eigenen Geldbeutel. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Sie 
wissen, daß der Abgeordnete Lutz eine Frage stel-
len möchte. 

Kolb (CDU/CSU): Augenblick bitte noch; ich bin 
sofort hiermit fertig. 

Nun kommt ein Zweites. Wir haben auf der einen 
Seite die Montan-Mitbestimmung, und wir haben 
auf der anderen Seite auch die Mitbestimmung in 
den großen Betrieben. Mein Kollege Friedmann 
reklamierte in der Haushaltsdebatte, daß die einen 
enorme Gewinne erzielen, sie auf Grund der Wett-
bewerbssituation nicht anlegen können. Hier lagen 
Sie übrigens richtig, Herr Dreßler, daß es Dinge 
gibt, die man einfach nicht mehr produzieren kann. 
Auf der anderen Seite erleben Sie, Herr Kollege 
Reimann, in der Montan-Mitbestimmung, daß die 
einzige unternehmerische Fähigkeit des Manage-
ments eigentlich darin besteht, hier in Bonn die 
Steuerkuh entsprechend zu melken. Ist dies eigent-
lich noch Unternehmerdasein? Ich glaube nicht. 
Dies ist für mich die Frage: Kommen Sie mit Ihrem 
Gesetz zu einer Blockade, d. h. verhindern Sie das 
Notwendige, oder kommen Sie nach vorn? 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Lutz, 
bitte. 

Lutz (SPD): Herr Abgeordneter, ich bedanke mich 
bei Ihnen sehr, daß ich zu einer Frage kommen 
kann. Es ist eine Doppelfrage: Empfinden Sie nicht 
die Mitbestimmung als Chance für die Unterneh-
men, zu einer vernünftigen Form der Gestaltung 
des Betriebsgeschehens zu kommen, und warum 
fühle ich mich, wenn ich Sie höre, immer an Jesus 
Sirach erinnert, der da schrieb: „Auf daß ein jegli-
cher Tag seine Plage habe"? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 
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Kolb (CDU/CSU): Lieber Kollege Lutz,  wenn Sie 
mit Zitaten kommen, dann kann ich Ihnen nur aus 
den Xenien Schillers erzählen: „Ach, was haben die 
Herrn für ein kurzes Gedärm". 

Nun zu Ihrer Frage, inwieweit wir die Mitbestim-
mung als richtig ansehen und ob das vernünftig ist. 
Ich sage Ihnen: Der Sprung ins dritte Jahrtausend 
wird ohne vernünftige Partnerschaft nicht funktio-
nieren. Ich kann Ihnen nur aus meinem eigenen 
Betrieb sagen: Ich kaufe keine Maschine, die ich 
nicht vorher mit meinen Leuten abgestimmt und 
ausprobiert habe, 

(von der Wiesche [SPD]: Weil es vernünftig 
ist!) 

weil ich selbst erkannt habe, daß es völliger Unsinn 
ist, eine Maschine hinzustellen, die nicht funktio-
niert. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Adam-Schwaet

-

zer [FDP]) 

Herr Kollege Lutz, jetzt kommt der entschei-
dende Punkt: Es nutzt nichts, wenn die einen für 
ihre Arbeitsplätze die lebenslängliche Sicherung 
ohne Rücksicht auf das Betriebsergebnis haben 
wollen, wenn sich die Konkurrenz mit den neuen 
Techniken beschäftigt. Wir werden ändern können, 
was immer wir wollen, wir haben keine Chance, mit 
einem Gesetz gegen die Errichtung eines neuen Be

-

triebs einzuschreiten. Sie werden dann erleben, daß 
die qualifizierten Arbeitnehmer aus dem einen Be-
trieb, wo nichts geschehen ist, zu dem anderen ge-
hen. Ich kann nur für Partnerschaft plädieren, Part-
nerschaft im Miteinander, aber — jetzt ist der Herr 
Kollege Dreßler dabei abzumarschieren — 

(Dreßler [SPD]: Überhaupt nicht!) 

nicht in der Form des Syndikats, nicht in der Form 
der Zentrale, nicht von oben steuernd, nicht mit der 
Investitionslenkung. 

(Dr. George [CDU/CSU]: Und nicht von au

-

ßen!) 

Ich kann Ihnen nur sagen: Dort werden wir unsere 
Chance sehen. 

Deswegen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, gestatten Sie mir, auf ein ganz aktuelles 
Ereignis hinzuweisen. Kollege Dreßler, Sie spra-
chen es in der letzten Woche kurz an. Die Arbeitslo-
sen- und die Arbeitsmarktstatistik ist in die Diskus-
sion gekommen. 

(Dreßler [SPD]: Die habt ihr in die Diskus

-

sion gebracht, auf eine schäbige Art und 
Weise!) 

— Nun hören Sie doch bitte mal gut zu, und dann 
können Sie argumentieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er hat noch nie 
zuhören können!) 

Da gibt es eine Kaufhauskette mit 40 Betrieben. 
Jeder Betrieb hat ungefähr 4 000 bis 5 000 Besucher, 
60 000 Artikel werden dort gehandelt, und die Be-
triebsbewegungen liegen zwischen 2 und 2,5 Millio-
nen. Am nächsten Tag um 11 Uhr weiß die Ge-
schäftsführung, was bewegt worden ist, was gegan-
gen ist. Bei uns bei der Bundesanstalt für Arbeit 

haben wir zwischen 10 000 und 15 000 Bewegungen, 
aber um einmal genau zu analysieren, was gesche-
hen ist, brauchen wir acht Monate, um nach acht 
Monaten einen Status der Vergangenheit zu haben 
und mit diesem Status der Vergangenheit nach 
vorne zu gehen. Dies habe ich kritisiert, und ich 
werde es weiter kritisieren, weil sich — das steht 
heute eindeutig fest — das Personalvertretungsge-
setz hier bei der Einführung von moderner EDV-
Technik als hinderlich erwiesen hat. — Kollege von 
der Wiesche, Sie schütteln den Kopf. — Wenn ich 
die Bezahlung eines Direktors einer Institution des 
öffentlichen Rechts nach den ihm unterstellten Per-
sonen vornehme, und wenn zehn Personen mehr 
einen Sprung in die nächste Gehaltsstufe bedeuten, 
dann wird niemand von denen daran interessiert 
sein, vernünftig und effizienter mit EDV zu arbei-
ten. Er wird vielmehr dafür belohnt, daß er ineffi-
zient arbeitet. Dies war unsere Kritik. Diese Kritik 
wollte ich hier noch einmal zum Ausdruck bringen. 

Lassen Sie mich deswegen ein kleines Plädoyer 
für das kommende Jahrtausend halten. Die demo-
graphische Entwicklung ist den Mitgliedern des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung bestens 
bekannt. Wir wissen, daß die Finanzierung der Ren-
ten und all diese Dinge auch von denen abhängt, die 
im Arbeitsprozeß stehen. Ich warne deswegen da-
vor, zu glauben, wir könnten uns deswegen gegen 
neue Techniken wehren, die wir stellenweise nicht 
selbst überschauen können. Ich habe als Maschi-
nenbauingenieur nie versucht, Erkenntnisse der 
Mathematik noch einmal nachzuvollziehen, son-
dern ich habe sie als gegeben betrachtet. Ich muß 
auch sagen: Es gibt Dinge — wenn ich an die Welt-
raumtechnik denke —, die ich einfach zur Kenntnis 
nehmen muß, weil sie meine Fähigkeiten überfor-
dern. Wollen wir aber, weil wir dies eventuell nicht 
können, eine Investition durch die Entscheidung ei-
nes Sozialrichters blockieren? Dies ist doch der 
Fehler Ihres Gesetzes. 

(Zurufe von der SPD) 

— Ja, sicher. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

— Es wäre gut, wenn Sie zuhören würden. Wir kön-
nen doch diskutieren. — Dort, wo es zu keiner Eini-
gung kommt, dort, wo es notwendig wäre, Personal 
abzubauen, weil die Personalkosten nicht weiterge-
geben werden können, sagen Sie: Dies darf nicht 
geschehen; wenn der Betriebsrat widerspricht, muß 
der Arbeitsrichter entscheiden. 

(Dreßler [SPD]: Das ist falsch, Herr Kolb! 
Zum 80. Male: Es ist falsch!) 

— Ja, gut, aber ich kann nur sagen: Ich lese das aus 
dem Gesetz heraus. 

(Dreßler [SPD]: Der kann es nicht lesen!) 

— Lieber Kollege Dreßler, wir sollten uns nicht dar-
über streiten, wer lesen kann und wer nicht. — Ich 
sage Ihnen nur eines — die Frau Kollegin Fuchs 
hat dies ja auch einige Male angedeutet—: Wenn es 
uns nicht gelingt, diesen Sprung in das dritte Jahr-
tausend zu machen, dann werden wir — schneller, 
als es uns lieb ist — zweitklassig oder gar drittklas- 
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sig werden. Die Geschichte ist voller Beispiele, in 
denen Entscheidungen nicht rechtzeitig getroffen 
wurden. Wenn Sie einmal den Untergang des Römi-
schen Reiches nachlesen — — 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN — 
Schlatter [SPD]: Untergang des Abendlan

-

des!) 

— Der Untergang des Römischen Reiches ist des-
wegen heranzuziehen, weil man glaubte, die ande-
ren würden die Erträge bringen, die man selbst ver

-

frühstücken wollte. Meine Damen und Herren, ein 
Betrieb — das habe ich Ihnen im ersten Teil meiner 
Rede nachgewiesen — ist nur so lange — — 

(Zuruf des Abg. Gilges [SPD]) 

— Ja, Herr Stobbe, ich weiß. Wenn Sie als Regieren-
der Bürgermeister von Berlin aufgepaßt hätten, daß 
nicht solche Fehlinvestitionen vorgenommen wor-
den sind, dann wäre es auch anders. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Lachen bei 
der SPD — Zurufe von der SPD: Wo ist 

er?) 

— Entschuldigung, das war eine Verwechslung. 

(Lachen bei der SPD) 

Wenn Sie in Ihren eigenen Betrieben finanzielle 
Schwierigkeiten haben, dann sagen Sie — wie es 
Wischnewski in Ihrem Vorstand sagte —: Wir kön-
nen es nicht mehr finanzieren, und anschließend 
sagen Sie: Der andere, der Unternehmer muß dies 
finanzieren. — Meine sehr verehrten Damen und 
Herren, gehen Sie deswegen weg von Ihrer Ideolo-
gie und fragen Sie sich einmal, wie Sie zur Partner-
schaft kommen können. — Herr Dreßler, ich weiß: 
In Ihren Augen sind Unternehmer etwas ganz Üb-
les. Am liebsten hätten Sie alle abgeschafft, aber 
ohne Unternehmer werden Sie auch keine Beschäf-
tigung bekommen. Deswegen rate ich Ihnen nur: 
Nehmen Sie den Ball auf und kommen Sie zur Part-
nerschaft und nicht — wie immer — zur Diskrimi-
nierung. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
von  der Wiesche [SPD]: Aber ohne Arbeit

-

nehmer sind die Unternehmer überhaupt 
nichts!) 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Ausspra-
che. 

Der Ältestenrat empfiehlt, den Gesetzentwurf auf 
Drucksache 10/3666 an den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung zur federführenden Beratung 
und an den Innenausschuß, an den Rechtsausschuß 
und an den Ausschuß für Wirtschaft — zur Mitbera-
tung — zu überweisen. — Weitere Vorschläge wer-
den nicht gemacht. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 4 der Tagesordnung: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuregelung der steuerrechtlichen Förde-
rung des selbstgenutzten Wohneigentums 
— Drucksache 10/3633 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Das Wort hat der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär Dr. Häfele. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung will die steuerliche Förderung des Wohnens 
auf Dauer verbessern. Der Kernpunkt ist, daß künf-
tig die Besteuerung des selbstgenutzten Wohnei-
gentums wegfallen soll. Dies ist eine wichtige Wei-
chenstellung in Richtung weniger Staat, weniger 
Bürokratie. Die Eigentumsförderung steht hier im 
Vordergrund. Wir wollen als die vierte Säule der 
Lebens- und Altersvorsorge — neben der allgemei-
nen Alters- und Sozialrente, der Betriebsrente und 
dem Privatsparen und -versichern — das „erlebte 
Eigentum" des eigenen „Häusles" verstärken. Zu-
gleich wollen wir die Familie stärken, indem die 
Förderungsmaßnahmen für die Familien besonders 
ausgeprägt werden. 

Im einzelnen sind folgende Regelungen vorgese-
hen. 

Erstens. Die Förderung nach § 7 b wird verstärkt 
und aufgestockt, freilich in einer anderen rechtli-
chen Form: in der Form des Sonderausgabenab-
zugs, beim Einfamilienhaus etwa durch Erhöhung 
des Höchstbetrags von 200 000 auf 300 000. Das ist 
auf das eigengenutzte Eigentum konzentriert. Es 
geht nicht bei vermieteten Gebäuden. Nur der, der 
in seinem Eigentum selber wohnt, soll künftig ge-
fördert werden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es macht keinen Unterschied, ob er in einem Einfa-
milienhaus, in einer Eigentumswohnung oder in ei-
nem Zweifamilienhaus wohnt. Aber er muß selber 
darin wohnen. 

Zweitens. Der Steuerabzug für Kinder — die 600 
Mark Bau-Kindergeld — wird schon ab dem ersten 
Kind gewährt. Auch das wirkt sich für die Familien 
günstig aus. Weiter wirkt sich für die Familien, vor 
allem für die jüngeren Familien, günstig aus, daß 
der Neubau und der Erwerb von alten Häusern 
gleichgestellt wird. Gerade jüngere Familien, die 
günstig ein altes „Häusle" kaufen können, werden 
dadurch gefördert. 

Drittens. Wir haben eine Vertrauensschutzrege-
lung für zwölf Jahre eingeführt. Das ist vor allem 
bei Zweifamilienhäusern von Bedeutung. Wer noch 
nach altem Recht baut, kann sich noch zwölf Jahre 
auf die alte Regelung verlassen, braucht also keine 
Sorge zu haben, daß ihm plötzlich ein Schaden er-
wächst. 

Viertens. Der Wegfall der Nutzungswertbesteue-
rung vereinfacht die Verwaltung. Darunter fallen 
heute rund 10 Millionen Fälle. Das entspricht einer 
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Eigentumsquote von rund 42 % in der Bundesrepu-
blik Deutschland. In diesen 42 % der Fälle mußte 
das Finanzamt mindestens möglicherweise den fik-
tiven Wert der Miete im eigenen Haus in Anrech-
nung bringen. Das hat vor allem ältere Mitbürger 
vielfach hart getroffen. Die Rente wird nur mit dem 
Ertragsanteil besteuert, in der Regel also nicht. 
Aber durch das Zusammentreffen mit dieser Be-
steuerung der eigengenutzten Wohnung ist beim Fi-
nanzamt oft eine Besteuerung herausgekommen, 
die dazu führte, daß gerade die tüchtigen Leute, die 
sich ein Leben lang krummgelegt hatten und ent-
schuldet waren, plötzlich nur deswegen Steuern 
zahlen mußten, weil der fiktive Eigenmietwert 
durchgeschlagen ist. Das soll es künftig nicht mehr 
geben. Das ist verwaltungsvereinfachend und bür-
gerfreundlich. Es betrifft Alt- und Neufälle. Es 
braucht jemand also nicht zu warten, wenn er jetzt 
bauen will. Der Sinn ist, die Eigentumsquote, die, 
wie gesagt, bei 42 % liegt, mittelfristig auf etwa 50 % 
zu steigern. 

Fünftens. Wir haben bewußt wie bisher die Form 
des Abzugs von der Bemessungsgrundlage gewählt, 
weil die Erfahrung lehrt, daß es keine größere An-
reizwirkung gibt, als etwas progressionsmildernd 
zu fördern. Gerade aufstrebende Familien, gerade 
die, die eine Familie gründen und parallel dazu be-
ruflich vorankommen wollen, werden von dieser 
Anreizwirkung besonders angesprochen. 

Sechstens. Für eine Übergangszeit bis 1991 tra-
gen wir auch Gesichtspunkten der Denkmalpflege 
und der Stadterneuerung Rechnung. Es bleibt also 
auch nach der neuen Regelung wenigstens bis 1991 
die Möglichkeit, für 10 Jahre 10 % dieser Kosten 
abzusetzen. Einer Anregung des Bundesrats fol-
gend, haben wir auch dem Umweltschutzgedanken 
Rechnung getragen. Wir empfehlen, das auch im 
Hohen Haus so zu verabschieden, daß der Einbau 
neuer Heizungs- und Warmwasseranlagen für eine 
Übergangszeit auch steuerlich bis 1991 gefördert 
wird, und zwar für alte Häuser, die bis zum 30. Juni 
1985 fertiggestellt worden sind — man kann also 
jetzt schon beginnen — und die mindestens 10 
Jahre alt sind, um energiesparende und umwelt-
freundliche Heizungsanlagen zu fördern. 

Alles in allem ist das, meine Damen und Herren, 
so glaube ich, eine Verbesserung für das „erlebte 
Eigentum", eine Verbesserung für die Familie. Ich 
appelliere jetzt an die Bürger — ich habe das von 
dieser Stelle aus schon wiederholt getan, so auch 
damals, als wir den Gesetzentwurf der SPD hier 
beraten haben; das Kabinett hat den vorliegenden 
Entwurf schon am 26. März beschlossen, aber er 
ging ja über den Bundesrat und kam dann erst zu 
uns zurück; deswegen entstand natürlich eine ge-
wisse Zeitverzögerung, aber so ist es nun einmal bei 
einem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren —, 
keine Abwartehaltung an den Tag zu legen. Wer 
eine Bauabsicht hat, sollte sein „Häusle" jetzt plan-
mäßig bauen und nicht meinen, er müsse noch auf 
den 1. Januar 1987 warten. Jetzt haben wir niedrige 
Baulandpreise, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: So ist es!) 

wir haben niedrige Baupreise, wir haben niedrige 
Zinsen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Jawohl!) 

Der Hauptsinn dieser Neuregelung, die ja auf 
Dauer angelegt und nicht nur ein Anstoßprogramm 
ist, nämlich der Wegfall der Nutzungswertbesteue-
rung, kommt Altfällen wie Neufällen zugute. Also 
wenn jemand jetzt baut, braucht er nicht die Sorge 
zu haben, daß er nachher noch mit dem Nutzungs-
wert unter die Steuer fällt und der andere nicht. 
Also, jetzt planmäßig beginnen! Denn dieses An-
stoßprogramm, das immerhin noch bis Ende 1986 
läuft und das wir zu Beginn dieser Periode be-
schlossen haben, ist — zusammen mit der allgemei-
nen Entwicklung der Baupreise und der Bauland-
preise — in vielen Fällen hilfreich. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Huonker. 

Huonker (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Regierung und SPD-Fraktion sind sich 
im Zusammenhang mit dem Gesetzentwurf, über 
den wir heute reden, in vier Punkten einig. 

Erstens. Wir wollen beide eine Erhöhung der 
Wohneigentumsqoute. Lassen Sie mich im Hinblick 
auf die Diskussion über unseren Gesetzentwurf vor 
einigen Monaten hinzufügen: Wir Sozialdemokra-
ten sind stolz darauf, daß noch niemals so viel 
Wohneigentum wie in den 70er Jahren unter sozial-
demokratisch geführten Bundesregierungen gebaut 
worden ist. Ein Weiteres: § 7 b wurde während der 
sozialliberalen Koalition auf den Bestandserwerb 
ausgeweitet, meine Damen und Herren. 

Zweitens. Koalition und Sozialdemokraten wollen 
die Nutzungswertbesteuerung abschaffen. Wir wol-
len also gemeinsam die Privatgutlösung. 

Drittens. Beide streben eine deutliche Verbesse-
rung der Förderung von Familien mit Kindern an. 

Viertens. Wir Sozialdemokraten stimmen Baumi-
nister Schneider ausdrücklich zu, der in einem 
Grußwort in diesen Tagen geschrieben hat, Infor-
mation und Beratung derjenigen müßten dringend 
verbessert werden, die Wohneigentum erwerben 
wollten; die Aktivitäten des Staates allein genügten 
nicht. Recht hat er; der Bauminister, meine Damen 
und Herren, und zwar vor allen Dingen dann, wenn 
er die Camouflage, die Schönfärberei im Auge hat, 
die er selbst und die gesamte Koalition mit dem 
hier zu debattierenden Gesetzentwurf treiben. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Na, na!) 

Wieso sagt die Bundesregierung denn eigentlich 
nicht, daß durch die vorgeschlagene Erhöhung der 
berücksichtigungsfähigen Herstellungs- und Er-
werbskosten auf 300 000 DM derjenige keine müde 
Mark an Vorteilen hat, der überhaupt nicht mehr 
als 200 000 DM an reinen Baukosten aufwenden 
kann? Und das ist die große Mehrheit derer, meine 
Damen und Herren, die heute aus finanziellen 
Gründen noch nicht in den eigenen vier Wänden 
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wohnen. Statt dessen werden die Bürger mit der 
regierungsamtlichen Semantik irregeführt, heute 
könne man acht Jahre lang 10 000 DM auf sein 
Häusle abschreiben, in Zukunft seien es 15 000 DM. 
Kein Wort davon, daß man erst einmal die erhöhten 
Erwerbs- und Baukosten finanzieren können muß. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung wird 
keinem der Ziele gerecht, die sich die Regierung auf 
diesem Felde selbst gesteckt hat, die Abschaffung 
der Nutzungswertbesteuerung ausgenommen. Der 
Gesetzentwurf wird die Wohneigentumsquote nicht 
oder jedenfalls nicht nennenswert erhöhen. Er 
bringt keine deutlich ins Gewicht fallende Verbes-
serung für Familien mit Kindern. Er verstößt auch 
gegen die vom Bundesfinanzminister in diesem 
Haus gestern beschworenen Grundsätze einer ra-
tionalen und sachgerechten Subventionspolitik. 
Und schließlich wäre das Gesetz — sollte es ohne 
grundlegende Änderungen in bezug auf seine Ver-
teilungswirkung verabschiedet werden — nach dem 
Verfassungsprinzip des Willkürverbots bei staatli-
chem Handeln verfassungsrechtlich zumindest äu-
ßerst fragwürdig, wenn nicht gar verfassungswid-
rig. 

Dem Gesetzentwurf steht der Entwurf meiner 
Fraktion als die bessere Alternative gegenüber. Wir 
werden auf eine sorgfältige Behandlung beider Ge-
setzentwürfe in den Beratungen drängen. Eine öf-
fentliche Anhörung, die wir beantragen werden, 
wird sicherlich wichtige Hinweise darauf geben, 
welcher der Gesetzentwürfe der bessere ist. Wir So-
zialdemokraten sind auch in diesem Punkt ganz zu-
versichtlich. 

Nun zur Kritik des Regierungsentwurfs in eini-
gen Schwerpunkten. Ich kann den Gesetzentwurf 
meiner Fraktion jetzt nicht im einzelnen darstellen. 
Das ist ja schon am 29. März 1985 hier geschehen. 

Erster Kritikpunkt: Statt des im Gesetzentwurf 
der SPD-Fraktion vorgesehenen einkommensunab-
hängigen Abzugsbetrags behält der Gesetzentwurf 
der Bundesregierung bekanntlich die heutige, mit 
steigendem Einkommen progressiv steigende För-
derungsmethode bei, nach dem Motto also: Wer nur 
über ein geringes Einkommen verfügt und deshalb 
dringend auf staatliche Hilfe beim Erwerb von 
Wohneigentum angewiesen ist, bekommt wenig 
staatliche Förderung; wer viel verdient und entspre-
chend weniger oder überhaupt keine staatliche 
Förderung benötigt, bekommt viel. Diese Förde-
rungsmethode mit ihrer unsinnigen Entlastungs-
wirkung verstärkt der Regierungsentwurf noch da-
durch, daß die berücksichtigungsfähigen Kosten 
auf 300 000 DM erhöht werden. 

In Zahlen bedeutet das: Heute erzielt ein Spitzen-
verdiener über § 7 b EStG eine maximale Steuerer-
sparnis von 44 800 DM. Nach dem Gesetzentwurf 
der Bundesregierung soll er künftig 67 200 DM spa-
ren, also 22400 DM mehr als bisher. Die breite 
Schicht der Bezieher durchschnittlicher Einkom-
men — bekanntlich sind 50% aller Steuerpflichti-
gen noch in der Proportionalzone mit dem Steuer-
satz von 22 % — hat von der beabsichtigten Erhö-
hung der berücksichtigungsfähigen Baukosten in 
der Mehrzahl der Fälle überhaupt nichts, zumal ja  

hier die reinen Herstellungs- und Erwerbskosten 
relevant sind ohne die Kosten für das Grundstück, 
ohne Architektenhonorar und ohne Gebühren. 

Beim Durchschnitt aller, die sich heute aus fi-
nanziellen Gründen Wohneigentum nicht leisten 
können, wird die Nichtausschöpfungsfähigkeit die 
Regel sein. Sollte ein Bezieher mit durchschnittli-
chem Einkommen doch in der Lage sein, die neuen 
Höchstgrenzen voll auszuschöpfen, so hätte er nach 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung eine Steu-
erersparnis von 26400 DM in dem Achtjahreszeit-
raum aus der Grundförderung gegenüber 17 600 DM 
nach dem heutigen Recht, also nach dem alten § 7 b. 
Ein Spitzenverdiener hätte also nach dem Gesetz-
entwurf der Bundesregierung einen um 40 800 DM 
höheren Steuervorteil als ein Arbeitnehmer in der 
Proportionalzone, also zweieinhalb mal mehr. 

Ich will hinzufügen, daß sich wichtige Institutio-
nen für den Abzug von der Steuerschuld, wie von 
uns vorgeschlagen, aussprechen. Ich erwähne jetzt 
nur den Städtetag und die Landesbausparkassen. 

Die Erhöhung der berücksichtigungsfähigen Bau- 
und Anschaffungskosten führt im wesentlichen le-
diglich dazu — das ist mein zweiter Kritikpunkt —, 
daß der Mitnahmeeffekt der Förderung gegenüber 
dem geltenden Recht verstärkt wird. Die Wahr-
scheinlichkeit, daß Bezieher kleiner und mittlerer 
Einkomen den vorgesehenen neuen Höchstbetrag 
ganz oder teilweise ausschöpfen können, ist auch 
deshalb besonders gering, weil die Grundstücksko-
sten, anders als in unserem Gesetzentwurf, nicht 
berücksichtigt werden. Wer die Privatgutlösung 
will, kann jedenfalls steuersystematische Gründe 
gegen die Hereinnahme der Grundstückskosten 
nicht geltend machen. Im übrigen verweise ich auf 
die höchst interessante Untersuchung des Ver-
bands der deutschen Hypothekenbanken. Auf 
Grund dieser Untersuchung kommt dieser Verband 
zum Ergebnis — ebenso wie die SPD-Fraktion —, 
daß die Grundstückskosten in die Förderung einbe-
zogen werden sollten. 

Drittens. Die Bundesregierung hat die Gleichbe-
handlung von Neubau und Erwerb vorgesehen. 
Mein Kollege Otto Reschke wird hierzu im einzel-
nen Ausführungen machen. 

Viertens. Von den „familienfreundlichen Lösun-
gen", von der „Verbesserung der Förderung von Fa-
milien mit Kindern im besonderen Maße", wovon 
seitens der Regierung immer die Rede ist, ist mit 
Ausnahme der Ausdehnung des Baukindergelds 
auf das erste Kind nichts übriggeblieben. Was be-
deutet das? Ein Spitzenverdiener mit einem Steuer-
satz von 56% ohne Kind bekommt eine zusätzliche 
Förderung von 22400 DM. Das ist fast fünfmal so-
viel wie die Verbesserung der Kinderkomponente. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

Da soll irgend jemand der Bundesregierung abneh-
men, daß sie für eine familienfreundliche Lösung 
ist! 

Fünftens. Wenn über die unsinnigen, im wesentli-
chen die Mitnehmereffekte bei Beziehern hoher 
Einkommen verstärkenden Auswirkungen des Ge- 
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setzentwurfs der Bundesregierung diskutiert wird, 
ziehen die Sprecher der Koalition immer die Karte 
„Direktförderung". Ich habe schon in der ersten 
Lesung unseres Gesetzentwurfs ausgeführt, daß 
dies seitens der Bundesregierung eine doppelte Ir-
reführung ist. Ich will die Begründung dafür nicht 
wiederholen. 

(Zuruf von der SPD: Aber sie ist richtig!) 

Sechstens. Wir sind uns über die Kriterien ge-
rechtfertigter Steuersubventionen in diesem Haus 
im Prinzip einig. Wenn man an diesen Kriterien die 
Regelung der Bundesregierung mißt, kommt man 
zu einem vernichtenden Ergebnis. Die Versuche der 
Koalition, die mit steigendem Einkommen stei-
gende Förderung durch den § 10 e mit dem im Steu-
errecht geltenden Prinzip der Besteuerung nach 
der Leistungsfähigkeit zu begründen, Herr Daniels 
und Herr Schulhoff, sollen hiervon ablenken. 

Ich verweise auf ein Interview, das Professor 
Tipke in diesen Tagen in den „Stadtbau-Informatio-
nen" zur Bewertung des Gesetzentwurfs der Bun-
desregierung gegeben hat. Er führt aus — und Sie 
nehmen ihn ja gern als Kronzeugen dafür, daß pro-
gressiv entlastende Kinderfreibeträge verfassungs-
rechtlich zulässig, nein, sogar verfassungsrechtlich 
geboten sind; deswegen wird es wehtun, wenn wir 
ihn nun für unsere Überzeugung in Anspruch neh-
men —, daß es sich bei der vorgelegten Grundförde-
rung der Bundesregierung um eine Perversion des 
Gerechtigkeitsgedankens handelt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Im übrigen sagt Professor Tipke — er dürfte da-
mit bei der Bundesregierung den Nagel auf den 
Kopf getroffen haben —: 

Dieses Wagnis wird nur eingegangen, weil man 
damit rechnet, daß der Bürger die Situation in 
Anbetracht der Einbettung der Subventionen 
in Steuergesetze nicht durchschauen werde. 

Er fährt fort: 

Verfassungsrechtlich muß sich der Gesetzgeber 
jedoch an dem festhalten lassen, was er in der 
Begründung erklärt. 

Diese Begründung, meine Damen und Herren, ist 
nicht, für die Bezieher hoher und höchster Einkom-
men die Steuern zu senken, sondern Ihre eigenen 
Ziele, die Sie in Ihrem Gesetzentwurf nachlesen 
können, sind natürlich wohneigentums- und vermö-
genspolitischer Art. 

Ich betone, daß Professor Tipke darauf hinweist, 
daß er es für verdienstvoll halten würde, wenn nach 
dem Inkrafttreten des Gesetzentwurfs der Bundes-
regierung, wie er jetzt vorliegt, ein Verfassungsge-
richtsverfahren wegen der Art der geplanten Woh-
nungsbauförderung angestrebt würde. Dies, meine 
Damen und Herren von der Koalition, sollten Sie 
sich ins Stammbuch schreiben: Progressionsabhän-
gige Förderung ist Willkür. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Hören Sie deshalb endlich damit auf, mit steuersy

-

stematischen und steuerpolitischen Argumenten 
für ihre verfehlten Lösungen der Neuordnung der 

steuerlichen Förderung von Wohneigentum zu wer-
ben. Ich erinnere an Ihre Ausführungen, Herr Da-
niels, auch an die Ausführungen von Herrn Kolle-
gen Häfele vor wenigen Monaten, als wir den Ge-
setzentwurf der SPD-Fraktion diskutierten. 

Es wird so getan, Herr Dr. Häfele, als ob ein Spit-
zenverdiener hinsichtlich des Stichworts „Anreiz-
wirkung", das Sie eingeführt haben, seine Entschei-
dung, ein Haus zur Eigennutzung zu erwerben, da-
von abhängig machen würde, ob dadurch seine 
Steuern sinken. Welch eine Verkennung der Le-
benswirklichkeit! Umgekehrt wird ein Schuh dar-
aus. Ein Bezieher eines kleinen Einkommens muß 
rechnen; bei dem kommt es auf jede Mark an. Seine 
Entscheidung wird wesentlich davon bestimmt, wie 
hoch die staatliche Förderung ist. 

Wie falsch die Politik der Bundesregierung auf 
diesem Gebiet ist und wie sehr die Wirklichkeit mit 
ihren Aussagen im Wiederspruch steht, wird deut-
lich, wenn man ihre Politik auf diesem Feld im 
Zusammenhang bewertet. Dabei kann die soge-
nannte Grunderwerbsteuerreform der konservativ

-

liberalen Koalition — von uns erbittert bekämpft 
—, nicht außen vorgelassen werden. Sie hat zu einer 
erheblichen Verteuerung beim Erwerb von kosten-
günstigem Wohneigentum geführt und die teuren 
Objekte begünstigt. 

(Zuruf des Abg. Gattermann [FDP]) 

Bezüglich der Auswirkungen der Grunderwerb -
steuerreform und der von Ihnen vorgesehenen Neu-
regelung — Herr Gattermann, werden Sie nicht 
nervös — nenne ich Ihnen zwei Beispiele, die Sie 
hoffentlich zum Nachdenken bringen. 

(Zuruf von der SPD: Das glaube ich 
kaum!) 

Erstes Beispiel. Wenn jemand mit einem ver-
gleichsweise niedrigen Einkommen einen Steuer-
satz von 25 % und ein Kind hat und ein Haus für 
eine Viertelmillion erwirbt, so zahlt er gegenüber 
dem bis 1982 gültig gewesenen Rechtszustand, Herr 
Kollege Gattermann, 5 000 DM mehr Grunder-
werbsteuer. Früher mußte er überhaupt keine be-
zahlen. 

Durch die von der Bundesregierung vorgesehene 
Neuregelung der Grundförderung hat er keine 
müde Mark Vorteil. Durch die Ausdehnung des 
Baukindergeldes auf das erste Kind erhält er zu-
sätzlich 4 800 DM in 8 Jahren. Er stellt sich also 
nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung ein-
schließlich der sogenannten Grunderwerbsteuerre-
form — von Ihnen allein zu vertreten — in dem 
Achtjahreszeitraum um insgesamt 200 DM schlech-
ter gegenüber 1982. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Ein Spitzenverdiener, Herr Gattermann, erwirbt 
eine Gebrauchtimmobilie zum Kaufpreis von 
600 000 DM; er hat einen Steuersatz von 50 % und 
ebenfalls ein Kind. Er spart allein durch die Grund-
erwerbsteuerreform 12 500 DM Steuern. Da er den 
neuen Höchstbetrag ausschöpfen kann 

(Zuruf von der FDP) 
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— jetzt werden Sie wieder nervös! —, 

(Zuruf von der FDP: Sie werden nervös, 
weil Sie dummes Zeug reden!) 

erhöhen sich seine Steuervorteile. Die Zahlen sind 
unanfechtbar; fragen Sie die Bundesregierung in 
der nächsten Fragestunde. Er hat einen zusätzli-
chen Steuervorteil nach § 10 e des Regierungsent-
wurfs gegenüber dem bisherigen § 7 b in Höhe von 
20 000 DM und bekommt natürlich auch das zusätz-
liche Kindergeld für das erste Kind. Er hätte also 
durch die Neuregelung plus Reform der Grunder-
werbsteuer insgesamt einen Steuervorteil von sage 
und schreibe 37 300 DM. 

Der von mir erwähnte Bezieher eines kleinen 
Einkommens, ebenfalls mit einem Kind, müßte ein 
insgesamt etwa um das Vierfache erhöhtes Baukin-
dergeld haben, wenn seine Gesamtförderung so 
hoch sein sollte wie die des Spitzenverdieners. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Er kann aber 
die Direktförderung in Anspruch neh

-

men!) 

Nicht viel anders sieht es aus, wenn man bei den 
Spitzenverdienern das Kind wegläßt. 

Zu dem Stichwort, daß Sie immer die Karte „Di-
rektförderung" ziehen, wenn wir Ihnen die un-
glaubliche Ineffizienz und Verteilungsungerechtig-
keit vorhalten, habe ich das Notwendige vorhin und 
auch in der Debatte am 29. März dieses Jahres ge-
sagt. 

(Dr. Möller [CDU/CSU]: Durch Wiederho

-

lungen wird das nicht besser!) 

— Durch Wiederholung hat die Wahrheit eine 
Chance, vielleicht im Laufe der Zeit auch in Ihre 
Köpfe zu kommen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Wenn es richtig wäre! Aber es ist 

nicht richtig!) 

— Wir geben den Glauben an Ihre zumindest par-
tielle Lernfähigkeit, mein lieber Herr Kollege, nicht 
auf. 

Die Koalition wendet sich gegen den Gesetzent-
wurf der SPD-Fraktion insbesondere mit dem Argu-
ment, er hätte Steuerausfälle, Herr Kollege Häfele, 
in Milliardenhöhe zur Folge. Hierüber werden wir 
in den Ausschußberatungen intensiv zu streiten ha-
ben. Natürlich weiß man, daß bei diesen komplizier-
ten Berechnungen nur einige Grundannahmen 
scheinbar geringfügig verändert werden müssen, 
um zu dem jeweiligen, politisch gewollten Ergebnis 
zu kommen. Dies gilt, wenn man uns das vorhält — 
wir haben versucht, spitz zu rechnen —, natürlich 
auch für die Rechnung in bezug auf den Gesetzent-
wurf der Bundesregierung, und ich wiederhole noch 
einmal: Bei dieser Regelung hat sich der Bundesfi-
nanzminister reich gerechnet 

(Zuruf von der SPD: Wie so oft!) 

— das werden wir nachweisen —, und der Bundes-
bauminister ist unterlegen. 

Meine Damen und Herren! Ich will zum Thema 
Wohnungsbaugenossenschaft heute nichts sagen; 

wir haben dazu einen Vorschlag gemacht. Ich ver-
weise nur auf die zu diesem Punkt sehr bedenkens-
werten Ausführungen in dem kürzlich vorgelegten 
Gutachten über die Besteuerung gemeinnütziger 
Wohnungs- und Siedlungsunternehmen. Sie sind, 
was diese Frage angeht, außerordentlich interes-
sant, auch wenn man im übrigen die in diesem Gut-
achten vorgeschlagenen Ergebnisse nicht teilt. 

Meine Damen und Herren, ich komme zum 
Schluß. Die Baugenehmigungen für Eigenheime 
und für Eigentumswohnungen sind 1984 gegenüber 
1983 erheblich zurückgegangen. Diese dramatische 
Entwicklung hält an. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Der begrenzte Schuldzinsenabzug, mein sehr 
verehrter Herr Zwischenrufer, ist ein Strohfeuer 
geblieben. 

(Zuruf von der SPD: Das kann man wohl 
sagen!) 

Angesichts der dramatischen Lage der Bauwirt

-

schaft — die tiefste Krise seit der Währungsreform 
— legt die Bundesregierung einen Gesetzentwurf 
vor, der wesentliche Verbesserungen für jene 
bringt, die wegen ihrer hohen Einkommen schon 
heute Wohneigentümer werden können, und zwar 
ohne zusätzliche Förderung, ja in vielen Fällen 
ohne jedwede staatliche Förderung. Dies ist ganz 
unabhängig von der Frage der Verteilungsgerech-
tigkeit ein wohnungs-, eigentums- und vermögens-
politischer Offenbarungseid der Bundesregierung. 
Die Verteilungsideologie zugunsten der Bezieher 
hoher Einkommen hat wieder einmal über die öko-
nomische Vernunft und über die wohnungspoliti-
schen Notwendigkeiten gesiegt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten bieten an, auf der Grund-
lage unseres Gesetzentwurfs zusammen mit der 
Koalition nach Lösungen zu suchen, die wohneigen-
tums- und vermögenspolitisch sinnvoll sind und da-
mit auch der Bauwirtschaft helfen und die auch — 
Herr Kollege Häfele, sagen Sie das bitte Herrn Dr. 
Stoltenberg weiter — von einem einsichtigen Fi-
nanzminister mitgetragen werden können. Was die 
Zahlen in den Gesetzentwürfen angeht — Höchst-
beträge, Abzugsbeträge —, so sind diese nicht vom 
Himmel gefallen; darüber muß zielorientiert mitein-
ander geredet und gestritten werden. 

Zum Schluß will ich sagen: Wir Sozialdemokraten 
bedauern, daß schon wegen der Verzögerungen sei-
tens der Bundesregierung — sie hat ja ewig ge-
braucht, bis sie mit ihrem Gesetzentwurf und dann 
mit der Gegenäußerung zur Stellungnahme des 
Bundesrates überkam — eine solche von mir skiz-
zierte Lösung nicht schon zum 1. Janaur 1986 in 
Kraft treten kann, wie dies auch der Bundesrat, und 
zwar einstimmig, gefordert hat. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 
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Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schulhoff. 

(Müntefering [SPD]: Das wird ihm jetzt 
aber schwerfallen!) 

Schulhoff (CDU/CSU): Das wird mir schon nicht 
schwerfallen, Herr Kollege. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Gesetzentwurf, den wir heute in erster Lesung zu 
behandeln haben, ist in mehrerer Hinsicht bemer-
kenswert. 

(Zuruf von der SPD: Das kann man sa

-

gen!) 

Mit ihm wird nach kaum mehr als der Hälfte der 
Legislaturperiode das letzte der steuerpolitischen 
Vorhaben verwirklicht, die Bundeskanzler Kohl in 
der Regierungserklärung vom 4. Mai 1983 angekün-
digt hat. 

(Müntefering [SPD]: Das „letzte", ist rich

-

tig!) 

Die übrigen Vorhaben stehen schon im Bundesge-
setzblatt. Wir handeln, wir tun das, was wir ange-
kündigt haben. Ich nenne die Wiederingangsetzung 
der Wirtschaft, insbesondere durch steuerliche 
Maßnahmen. Ich nenne die Beseitigung der steuer-
lichen Diskriminierung der Familien mit Kindern 
durch Wiedereinführung der Kinderfreibeträge. Ich 
nenne den Einstieg in die Tarifreform. Ich nenne 
den nach langem Stillstand bewirkten neuen Schub 
bei der Vermögensbildung. Die Koalition der Mitte 
hat ihre Ankündigungen in die Tat umgesetzt. Wir 
werden Steuern senken — und dies, meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren, bei fortschreitender 
Konsolidierung des Haushalts und dies, obwohl die 
Steuereinnahmen wegen unserer konsequenten 
Stabilitätspolitik nicht die Zuwachsraten aufwei-
sen, wie sie in den Zeiten der Deficit-spending-Poli-
tik der SPD üblich waren. 

Der vorliegende Gesetzentwurf ist weiterhin be-
merkenswert; denn er stellt nicht nur steuersyste-
matisch eine wesentliche Verbesserung gegenüber 
der jetzigen steuerlichen Behandlung des selbstge-
nutzten Wohneigentums dar, sondern schafft dar-
über hinaus auch bessere Voraussetzungen dafür, 
daß mehr Bürger als bisher, insbesondere Familien 
mit Kindern, Wohneigentum erwerben können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Huonker [SPD]: Mit 50 DM im Monat!) 

Die bisher allgemein auf das Wohneigentum aus-
gerichtete Förderung nach dem bekannten § 7 b des 
Einkommensteuergesetzes läuft unter Einräumung 
großzügiger Übergangsfristen aus. Im Zeichen ei-
ner zunehmenden Sättigung des Wohnungsmarktes 
wird die neue Förderung jetzt auf das selbstge-
nutzte Wohneigentum konzentriert. Anders als 
beim § 7 b geht es nicht mehr vorrangig darum, 
Wohneigentum allgemein, also auch vermietetes 
Wohneigentum, zu fördern. Der Wegfall des § 7 b für 
vermietete Wohnungen ermöglicht vielmehr, daß 
statt höchstens 10 000 DM für ein Einfamilienhaus 
bzw. 12 500 DM für ein Zweifamilienhaus künftig 

bis zu 15 000 DM für selbstgenutzes Wohneigentum 
abgezogen werden können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Huonker [SPD]: Wenn die Baukosten so 

hoch sind!) 

— Auf den Abzug werde ich gleich noch zu spre-
chen kommen, Herr Huonker. 

Die neue Förderung ist aber auch ein weiterer 
Schritt zu einem familienfreundlicheren Steuer-
recht. Das ist auch wieder bemerkenswert. Die im 
Sommer dieses Jahres von diesem Hohen Hause 
beschlossene deutliche Anhebung des Kinderfrei-
betrages wird für die „häuslebauende" Familie 
durch Einführung eines 600-DM-Abzuges bereits ab 
dem ersten Kind ergänzt. Hinzu kommt, daß die 
gleichrangige Förderung des Erwerbs von ge-
brauchtem Wohnraum vor allem jungen Familien 
helfen wird, die schon früh Eigentum erwerben wol-
len. Damit leistet die Regierung einen weiteren Bei-
trag zur Vermögensbildung. Gleichzeitig ist dies als 
ein weiterer Schritt zur privaten Altersvorsorge zu 
sehen; denn Bildung von Wohneigentum ist ein 
wichtiger Bestandteil der Alterssicherung, meine 
Damen und Herren. 

Bei der Beseitigung der Ungereimtheiten zwi-
schen der Besteuerung der eigengenutzten Einfa-
milienhäuser und der teilweise eigengenutzten 
Zwei- und Mehrfamilienhäuser hat man in der Ver-
gangenheit leider nur an den Symptomen kuriert. 
Diesen Schuh müssen Sie sich anziehen, Herr 
Huonker, denn Sie hatten 13 Jahre Zeit, das durch-
zusetzen, was Sie eben hier vorgeschlagen haben. 

(Zurufe von der SPD) 

Der jetzige Entwurf schafft endlich Klarheit, indem 
man der Tatsache Rechnung trägt, daß Wohnen zur 
persönlichen Lebensgestaltung gehört und die 
selbstgenutzte Wohnung dementsprechend nicht 
mehr als Investitions-, sondern vielmehr als Privat-
gut betrachtet wird. 

Mit einer derartigen Betrachtungsweise muß 
zwangsläufig die bisher praktizierte und zu vielerlei 
Ärgernis führende Nutzungswertbesteuerung weg-
fallen. Diese Nutzungswertbesteuerung stellt zu-
dem eine Ausnahme in unserem Steuerrecht dar 
und ist deshalb auch schwer begreiflich; denn unser 
Steuerrecht geht grundsätzlich davon aus — und 
das ist auch gut so, meine sehr verehrten Damen 
und Herren —, daß nur erzielte Einkünfte der Ein-
kommensteuer unterliegen, also nur tatsächliche 
Einnahmen nach Abzug der Betriebsausgaben oder 
Werbungskosten. Diese steuerliche Privatisierung 
der eigenen Wohnung ist — das ist vielleicht einer 
der wichtigsten Bestandteile dieses Gesetzentwurfs 
— ein Schritt zu weniger Staat, ein nicht zu unter-
schätzender Beitrag zur Entbürokratisierung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Zahlreiche Steuerzahler — Schätzungen gehen in 
die Hunderttausende; Herr Häfele hat dies eben 
erwähnt — werden heute nur deshalb beim Finanz-
amt verwaltet, weil sie einen Nutzungswert zu ver-
steuern haben. Diese Steuerzahler werden künftig 
aus den Steuerlisten gestrichen werden können. Ich 
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denke da besonders an unsere älteren Mitbürger, 
die heute zum Teil nur deswegen zur Einkommen-
steuer veranlagt werden, weil sie neben ihrer Rente 
ein Wohneigentum haben, das entschuldet ist und 
für das der § 7 b ausgelaufen ist. 

(Zuruf von der SPD: Das ist auch eine Un

-

verschämtheit!) 

— Sie werden gleich Gelegenheit haben, Ihren 
Standpunkt hier deutlich zu machen. 

Eine weitere wichtige Wirkung des Wegfalls der 
Nutzungswertbesteuerung ist die Beseitigung der 
steuerlichen Ungleichbehandlung zwischen einem 
völlig selbstgenutzten Haus und einem teilvermie-
teten Haus. Bei dem einen wird der Nutzungswert 
heute pauschal in Anknüpfung an den Einheitswert 
des Hauses besteuert, bei dem anderen wird der 
Nutzungswert der selbstgenutzten Wohnung nach 
der Marktmiete bemessen. Bei solchen Regelungen 
ist der Streit beim Finanzamt vorprogrammiert. 
Solche Streitigkeiten können künftig entfallen. 
Auch unsere Finanzgerichte werden dadurch entla-
stet. 

Der Bundesrat hat eine weitere Vereinfachung 
bei verbilligter Wohnüberlassung an einen Dritten 
angeregt. Wir werden den Vorschlag im Finanzaus-
schuß prüfen. Die CDU/CSU-Fraktion ist gewillt, 
auch andere Anregungen genau zu prüfen, die dar-
auf abzielen, insbesondere die Fördertatbestände 
überschaubarer zu gestalten. 

Es ist richtig — das sollte fairerweise hier betont 
werden —, daß auch der Gesetzentwurf der SPD-
Fraktion, den wir Ende März in erster Lesung be-
handelt haben und den wir in den Ausschüssen 
zusammen mit dem Regierungsentwurf noch bera-
ten werden, Herr Huonker, den Wegfall der Nut-
zungswertbesteuerung vorsieht 

(Zurufe von der SPD) 

— seien Sie doch froh, daß ich das einmal lobend 
hier erwähne — und damit insoweit die gleiche Ver-
einfachung wie der Regierungentwurf bringt. Lei-
der aber ist der Entwurf der SPD-Fraktion ebenso 
wie der Entwurf Nordrhein-Westfalens, den es auch 
noch gibt und der nicht zuletzt aus diesem Grunde 
bereits im Bundesrat gescheitert wäre, wenn ihn 
das Land Nordrhein-Westfalen nicht zurückgezogen 
hätte, zu sehr ideologiebefrachtet. 

(Zuruf von der SPD: Unsinn!) 

Das haben, Herr Huonker, auch Ihre Ausführungen 
sehr deutlich gemacht. Sie begannen gut und gin-
gen dann in blanke Ideologie über. 

(Huonker [SPD]: Fragen Sie mal Professor 
Tipke! Macht der auch Ideologie?) 

— Ich werde mich gleich mit Herrn Tipke beschäfti-
gen. 

Wenn ich auf die Unterschiede zwischen den bei-
den Gesetzentwürfen zu sprechen komme, so ist 
zunächst die Art der Förderung zu nennen. Wir wis-
sen, daß Ihnen der § 7 b, von dem seit den 50er Jah-
ren Millionen Bürger Gebrauch gemacht haben und 
der Millionen von Bürgern und auch Millionen von 
Arbeitnehmern eine wertvolle Hilfe war, schon im

-

mer ein Dorn im Auge war. Eines begreife ich nicht. 
Eben haben Sie noch Ihre Tätigkeit in den 70er Jah-
ren gelobt, und jetzt greifen Sie den § 7b an. 

(Huonker [SPD]: Wir wollen den § 7 b bes

-

ser machen!) 
Dieser Paragraph war Ihnen einfach nicht gleich-
macherisch genug. 

(Conradi [SPD]: Dummes Zeug! — Huon

-

ker [SPD]: Jetzt kommt der Neidkomplex!) 
Schon auf Ihrem ersten unseligen Steuerparteitag 
1971 wollten Sie nicht wahrhaben, daß der progres-
sionsabhängige Abzug das Gegenstück zur progres-
siven Besteuerung ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP — 
Huonker [SPD]: Das ist doch Unsinn!) 

Damals wurden die Ideologen in der SPD noch von 
den Pragmatikern und den Steuerrechtlern ge-
bremst. Heute scheint das anders zu sein. 

Unser Gesetzentwurf hingegen schließt an den 
bewährten § 7 b an, der in den vergangenen mehr 
als dreißig Jahren für zahllose Bauherren und spä-
ter auch für die Erwerber eine ganz wertvolle Ab-
schreibungserleichterung war 

(Ströbele [GRÜNE]: Für die Reichen im

-

mer mehr!) 
und der tief im Bewußtsein der Bevölkerung veran-
kert ist. Der § 7 b ist wahrscheinlich derjenige Para-
graph im Einkommensteuerrecht, der den größten 
Bekanntheitsgrad hat. Deshalb wollen wir auch bei 
der künftigen Förderung einen Abzug von der 
Steuerbemessungsgrundlage 

(Abg. Huonker [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Herr Huonker, ich werde wahrscheinlich gleich 
zu Ihrem Punkt kommen. Warten Sie; hören Sie 
erst einmal meine Ausführungen an. 

(Dr. Struck [SPD]: Lassen Sie ihn erst ein

-

mal fragen!) 
Deshalb wollen wir auch bei der künftigen Förde-

rung einen Abzug von der Steuerbemessungsgrund-
lage und nicht von der Steuerschuld. Steuersyste-
matisch bietet sich dazu ein Abzug als oder wie 
Sonderausgaben an. Ich kann das weder als ineffi-
zient noch als widersinnig empfinden oder wie 
sonst die Vokabeln in der Begründung zu Ihrem 
Gesetzentwurf lauten mögen. 

(Abg. Huonker [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, si-
gnalisieren Sie mir, ob Sie eine Zwischenfrage zu-
lassen? — Danke sehr, keine Zwischenfragen. Be-
daure, Herr Abgeordneter Huonker. 

(Dr. Struck [SPD]: Der hat Angst! Hören 
Sie auf vorzulesen!) 

Schulhoff (CDU/CSU): Lassen Sie mich den Ge-
danken zu Ende bringen. Die SPD hat bisher noch 
nicht vorgeschlagen, daß Bausparbeiträge, Lebens-
versicherungsbeiträge oder die Kirchensteuer oder 
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Spenden nicht mehr als Sonderausgaben abgezo-
gen werden dürften. Wir wissen, daß Sie das eben-
falls gern in einen Abzug von der Steuerschuld um-
gestalten möchten. Diesen Gefallen werden wir Ih-
nen nicht tun. 

Daß sich Abzüge von der Steuerbemessungs-
grundlage bei Höherverdienenden stärker auswir-
ken als bei jenen in der Proportionalzone, ist nur 
ein Spiegelbild der Steuerprogression. 

(Ströbele [GRÜNE]: Ja! Ja! Ja!) 

Bei dem, der fünfzig Pfennig oder mehr von jeder 
Mark an Steuern zahlt, sollen sich Abzüge auch ent-
sprechend auswirken. Wir stellen die Teile des Ein-
kommens, die für bestimmte, vom Staat geförderte 
Zwecke ausgegeben werden, im Rahmen bestimm-
ter Höchstbeträge bzw. mit einem bestimmten An-
teil von der Steuer frei. Das geht steuersystema-
tisch gar nicht anders als durch einen Abzug von 
der Steuerbemessungsgrundlage. 

Im übrigen ist die progressive Entlastung spiegel-
bildlich zur progressiven Steuerbelastung ein wirk-
samer Anreiz für aufstrebende Berufstätige, die 
Wohnungseigentum schaffen wollen. 

(Abg. Ströbele [GRÜNE] meldet sich zu ei

-

ner Zwischenfrage) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, Sie 
lassen keine Zwischenfragen zu? — Danke schön. 
Dann bitte ich das zu berücksichtigen. 

Schulhoff (CDU/CSU): Von dieser Seite kann so-
wieso nichts kommen. 

(Dr. Struck (SPD): Wie lange dauert das 
noch?) 

Ich werde mich gleich mit den GRÜNEN beschäfti-
gen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist wie die im Sommer beschlossene Tarif-
senkung ein weiterer Schritt zu einem leistungs-
freundlicheren Einkommensteuerrecht. Herr Huon-
ker, ich kann Herrn Tipke so lange nicht folgen, 
solange wir nicht zu einem linear-progressiven, also 
langsam ansteigenden Steuertarif kommen. Wenn 
wir diesen Steuertarif haben — der unser Langziel 
sein muß,. ich hoffe, auch Ihres —, dann können wir 
auch noch einmal über das, was Herr Tipke gesagt 
hat, in diesem Hause nachdenken. 

(Huonker [SPD]: Sie haben gar nicht ver

-

standen, was er meint!) 

Ihre häufig in diesem Zusammenhang erhobene 
Behauptung, die Bezieher niedrigerer Einkommen 
würden benachteiligt, geht meiner Einsicht nach 
völlig ins Leere. Denn die direkte Förderung im 
Bereich des sozialen Wohnungsbaus wird beibehal-
ten. 

(Huonker [SPD]: Dann nennen Sie die Zahl 
der Fälle, die gefördert werden!) 

Das ist nach wie vor eine soziale Komponente. Das 
können Sie nicht unter den Tisch kehren. 

Es gibt noch eine Reihe weiterer Abweichungen 
zwischen den beiden Gesetzentwürfen, auf die ich 
im Rahmen der ersten Lesung jetzt aber nicht wei-
ter eingehen will, 

(Zuruf von der SPD: Schade!) 

zumal sie bereits bei der Debatte im März deutlich 
geworden sind. Dazu gehört die Einbeziehung von 
Grund und Boden. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Meine persönliche Meinung ist: Darüber kann man 
nachdenken. 

(Zuruf von der SPD: Oho!) 

Dazu gehört die von Ihnen vorgeschlagene Diffe-
renzierung nach Bau- und Erwerbsfällen. Dazu ge-
hört die Ausgestaltung der Kinderkomponente. Ich 
habe den Eindruck, daß die meisten dieser Punkte, 
anders als die Meinungsunterschiede über den Ab-
zug von der Bemessungsgrundlage oder von der 
Steuerschuld — darüber haben wir eben gerade ge-
sprochen —, auch aus Ihrer Sicht keine so gravie-
renden Streitfragen sind, 

(Huonker [SPD]: Ich stimme Ihnen zu!) 

sondern Punkte, über die man in Ruhe und etwas 
unvoreingenommener noch einmal nachdenken 
sollte. 

(Zurufe von der SPD: Sehr gut! — Und Sie 
sollten dabei Ihre Ideologie vergessen!) 

— Ja, j a, wenn Sie Ihre Ideologie vergessen, geht es 
auf diesem Wege natürlich viel schneller voran. 

Es scheint mir im übrigen ein weiterer bemer-
kenswerter Punkt dieses Gesetzesvorhabens zu 
sein, daß über die Parteigrenzen hinweg — die 
GRÜNEN will ich wie üblich ausnehmen; sie hatten 
j a bereits bei der ersten Lesung des SPD-Gesetzent-
wurfes eine grundsätzliche Abkehr von der Eigen-
tumsförderung empfohlen; daß wir diesen Weg 
nicht mitgehen können, werden Sie, meine Herren 
von den GRÜNEN, doch wohl verstehen — Überein-
stimmung darin besteht, daß jedenfalls das gel-
tende Recht geändert werden muß, weil es zu unsy-
stematisch, zu unübersichtlich und auch zu unge-
recht geworden ist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die Reichen müssen 
noch mehr kriegen!) 

Um so größer ist deshalb unsere Erwartung, daß die 
SPD auch in den Ausschüssen bereit sein wird, mit 
uns gemeinsam über weitere Vereinfachungsmög-
lichkeiten, wenn es solche noch geben sollte, nach-
zudenken. 

(Huonker [SPD]: Ja!) 

Wir sind jedenfalls dazu bereit. Nur, meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen, muß es sehr schnell ge-
hen, damit der Bürger endlich Klarheit hat. 

(Zuruf von der SPD: Sehr schnell ist gut! — 
Huonker [SPD]: Die Regierung hat viel 

Zeit verschlafen!) 

Lassen Sie uns deshalb einen neuen Anlauf neh-
men, um schon in dieser Legislaturperiode in einem 
Teilbereich — einem zugegebenermaßen schmalen 
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Teilbereich — des Steuerrechts zu einer möglichst 
weitgehenden Vereinfachung zu kommen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Vogel (München). 

Vogel (München) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Man könnte den 
Eindruck gewinnen, hier werde eine soziale Großtat 
verhandelt, und es könne nun jeder zu seinem 
Häuschen kommen. Dieser Eindruck ist falsch. Es 
wird sich im Gegenteil unserer Meinung nach ins-
besondere der Entwurf der Bundesregierung für 
viele Menschen als Danaergeschenk erweisen, denn 
in einer Zeit immer noch vorhandener Massenar-
beitslosigkeit, deren Ende noch nicht absehbar ist, 
werden viele Leute, die darauf vertrauen, daß diese 
7 b-Förderung ihnen den Eigentumserwerb sichert, 
und die die Gelder aus dieser Steuererleichterung 
in ihre Berechnungen für den Hauserwerb einbe-
ziehen, dann, wenn sie plötzlich arbeitslos werden 
und wenn diese Gelder entfallen, auf einmal ziem-
lich mies dastehen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Dann ist nichts mehr 
mit Abziehen!) 

Wir halten eine Förderung über Steuerabzugs-
beträge, wie sie von der Regierung vorgeschlagen 
wird, für verhängnisvoll. 

(Ströbele [GRÜNE]: Vor allem für unge

-

recht!) 

Eigentum macht ja — das muß man sich auch ein-
mal deutlich machen — nicht frei, sondern bringt 
den normalen Erwerber von Hauseigentum in eine 
30jährige Abhängigkeit von den Banken. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Wenn man sich einmal vorstellt, daß in den engen 
Moseldörfern die Häuser, die der örtlichen Spar-
kasse oder Raiffeisenbank gehören, drei Meter vor-
rücken, wäre das Moseltal leergeräumt. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Lachen bei 
der CDU/CSU) 

Wieso stürzen sich dann aber so viele Menschen 
auf das Wohneigentum und in dieses Abenteuer? 
Einmal ist es natürlich der rechtlich unsichere Sta-
tus des Mieters. Wir haben es erlebt: immer weiter 
erleichterte Mieterhöhungsverfahren — ich nenne 
hier die Staffelmiete —, eine verschärfte Duldungs-
pflicht bei Modernisierungen, unzureichender 
Schutz bei Umwandlung von Miet- in Eigentums-
wohnungen. Dadurch verschärft sich die Situation 
der Mieter, und dann wächst natürlich auch der 
Wunsch, dem zu entkommen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 

Das führt direkt zu einem Zwang zum Wohnungsei-
gentum. 

Daß das Thema „Wohnungseigentum" überhaupt 
aktuell wird, liegt natürlich auch daran, daß es eine 
gewisse Alternativlosigkeit gibt. Wir haben prak-
tisch bloß die Alternative: Mietwohnung auf der ei

-

nen Seite, Wohnungseigentum auf der anderen Sei-
te. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Nein, Zelte!) 

Deshalb wäre es eigentlich erforderlich, z. B. Ideen 
wie die von genossenschaftlichem Wohneigentum 
verstärkt in die Diskussion zu bringen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deswegen ist der erste Ansatzpunkt für uns eine 
verstärkte rechtliche Absicherung der Mieter, z. B. 
durch Dauerwohnrechte. Ich möchte auch in die Ei-
nigkeit der anderen Parteien einbrechen, daß die 
steuerliche Förderung von Wohnungseigentum sehr 
sinnvoll sei. Zunächst einmal halten wir sie für 
haushaltspolitisch verfehlt. Mit diesem Gesetz wird 
weiter festgeschrieben, daß horrende Summen für 
die Eigentumsförderung gebunden sind, wodurch 
die Mittel für andere Formen der Verbesserung der 
Wohnsituation der Bevölkerung fehlen. In diesem 
Jahr werden die Mindereinnahmen laut dem Zehn-
ten Subventionsbericht, der gestern vorgelegt wur-
de, auf Grund des § 7 b 5,2 Milliarden DM betragen, 
auf Grund des Schuldzinsenabzugs 1,8 Milliarden 
DM und wegen des Baukindergeldes noch einmal 
0,4 Milliarden DM. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wir sind stolz 
darauf!) 

Das ist zusammen ein Volumen von fast 7,5 Milli-
arden DM, dem noch die steuerlichen Minderein-
nahmen wegen der Begünstigung des Bausparens 
hinzuzurechnen sind. 

(Dr. Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das wird ja 
immer schlimmer! Jetzt hat er auch noch 

etwas gegen die Bausparer!) 

Dies sind alles Gelder, die von denen, die nicht 
Eigentümer sind, zu denen hin verteilt werden, die 
nun Eigentümer werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir halten deshalb dieses Gesetz auch für vertei-
lungspolitisch verfehlt. 

(Zuruf von der FDP: Mehr Wohneigentum 
ist gut!) 

Die öffentliche Förderung von Wohneigentum be-
deutet immer eine Umverteilung, und zwar zu-
nächst einmal, wie gesagt, von den Nichteigentü-
mern hin zu den Eigentümern. Das bedeutet bei den 
gegebenen Bedingungen eine Umverteilung zugun-
sten höherer Einkommen: 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau!) 

denn Erwerber von Wohneigentum verfügen über 
ein überdurchschnittliches Einkommen. Entspre-
chend ist auch der Anteil der Haushalte, die in 
Eigentum wohnen, in den einzelnen Einkommens-
gruppen sehr unterschiedlich. Von den einkom-
mensmäßig untersten 20 % der Bevölkerung lebt 
nur jeder vierte Haushalt im eigenen Haus oder in 
der eigenen Wohnung. Bei den obersten 20 % dage-
gen ist es natürlich mehr als jeder zweite. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wollen wir 
j a ändern!) 
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sich übrigens entgegen dem, was Sie sagen, nicht 
vermindert, sondern er hat sich in den letzten 
20 Jahren immer weiter vergrößert. 

Auch regional variieren die Eigentumsquoten 
ganz beträchtlich. Am niedrigsten sind sie z. B. in 
Berlin, wo lediglich 8 % der Bevölkerung in der eige-
nen Wohnung wohnen. Dabei ist die Eigentumsför-
derung — das läßt die steuerliche Förderung sehr 
fraglich werden — in Berlin noch wesentlich höher 
als im Bundesgebiet. Hier wird also für eine noch 
kleinere Bevölkerungsgruppe eine noch höhere 
Förderung gewährt. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Was erwarten 
Sie denn in einer Stadt, die 30 Jahre von 

Genossen regiert wurde?) 

Welche sozialen Gruppen durch die Wohneigen-
tumsförderung begünstigt werden, zeigt sich auch, 
wenn man sich die Eigentumsquoten gegliedert 
nach der sozialen Stellung ansieht. Nach der letzten 
Wohnungsstichprobe wohnte nur ein Drittel der Ar-
beiterfamilien im eigenen Haus oder in der eigenen 
Wohnung. Bei den Selbständigen dagegen waren es 
zwei Drittel. 

(Tischer [GRÜNE]: Hört! Hört!) 

Eine weitere Umverteilung erfolgt natürlich in-
nerhalb der Gruppe der Eigentumserwerber. Hier 
werden nämlich besonders diejenigen bevorzugt, 
die es am wenigsten nötig haben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau! Die Reichen!) 

Worauf die SPD schon zu Recht hingewiesen hat: 
Dies ist auch unseres Erachtens eine Verschwen-
dung öffentlicher Mittel. Diese Leute würden ohne-
hin ihre Bau- und Kaufpläne realisieren. Da brau-
che ich nicht auch noch steuerlich tätig zu werden. 

Eigentumserwerber ist also nicht gleich Eigen-
tumserwerber. Hier wird vielmehr derjenige geför-
dert, der mehr als die anderen hat. Er bekommt 
auch noch mehr. 

(Ströbele [GRÜNE]: Richtig!) 

Dies geschieht, wie erwähnt, durch die steuer-
rechtliche Ausgestaltung des § 7 b. Da nach § 7 b die 
absetzbaren Kosten vom steuerpflichtigen Einkom-
men abgezogen werden, hängt die Höhe des Steuer-
verzichts der öffentlichen Hand vom individuellen 
Einkommen des Wohnungseigentümers ab. Das 
heißt, daß der Staat das Häusle des einen, beispiels-
weise des Arbeitslosen, mit 0 DM fördert, das 
Häusle des anderen mit 67 200 DM. Ich kann das 
nur als ungerecht empfinden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hat der Häuslebauer Kinder, so kommen über 
einen Zeitraum von acht Jahren pro Kind noch 600 
DM jährlich hinzu, also insgesamt 4 800 DM pro 
Kind. Das trifft aber auch nur dann zu, wenn die zu 
zahlende Steuer hoch genug ist, damit der Abzugs-
betrag voll zur Geltung kommt. 

(Tischer [GRÜNE]: Das ist der unfaire 
Punkt!) 

Demjenigen, der gebaut hat und arbeitslos wird, 
hilft es wenig, daß er für seine Kinder Baukinder-
geld bekommt. Wenn er nämlich kein steuerpflichti-
ges Einkommen hat, ist natürlich auch Schluß mit 
dieser Förderung und oft genug auch Schluß mit 
dem Traum vom eigenen Haus. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wer hat Dir 
denn diesen Unsinn aufgeschrieben!) 

Daß der Anteil des Wohnungseigentums bei den 
zugelassenen Neubauten ständig sinkt, wird doch 
nicht damit geändert, daß Sie einen § 7 b gegen ei-
nen § 10e eintauschen. Diese Entwicklung ist doch 
auch ein Ausdruck Ihrer verfehlten Wirtschaftspoli-
tik, durch welche für die meisten Menschen in den 
letzten Jahren die Realeinkommen gesunken sind. 
Die Arbeitsplatzsorge ist viel zu groß, als daß man 
noch ans Bauen denkt! 

(Ströbele [GRÜNE]: Die Reichen wollen 
eben noch ein bißchen mehr, damit sie wie

-

der spenden können!) 

Die besondere Förderung von Eigentumserwer-
bern mit hohem Einkommen läuft auch darüber, 
daß der Betrag der maximal absetzbaren Herstel-
lungs- und Anschaffungskosten erhöht wurde. Bis-
her waren es 200 000 DM, in Zukunft sollen 300 000 
DM der Förderung zugrunde gelegt werden. Wer 
sich also ein teureres Haus leisten kann, kriegt in 
Zukunft auch noch eine höhere Steuerprämie dafür. 
Eine solche Erhöhung ist unseres Erachtens keines-
wegs wegen der Baupreise erforderlich. Tatsächlich 
liegen nämlich die Herstellungskosten für die mei-
sten Eigentumsneubauten unter 200 000 DM. Bo-
denpreissteigerungen spielen ohnehin keine Rolle, 
weil die Grundstückskosten nicht berücksichtigt 
werden. 

Wir halten diesen Gesetzentwurf aber auch 
grundsätzlich wohnungspolitisch für verfehlt, weil 
jedes Objekt gefördert wird, egal, wie es aussieht, 
egal, wo es steht. Ich komme aus Südostoberbayern. 
Dort werden immer mehr Wohngebiete mit Jodler-
häusern vollgeknallt. Dort stehen dann 200 Häuser 
in Reih und Glied, alle im alpenländischen Stil. Ein 
einziges mag ganz gut ausschauen, auch fünf kann 
man noch auf einem Haufen verkraften, aber wenn 
200 solcher Häuser dastehen, ist das schon eine 
ästhetische Beleidigung. Uns ist es nicht egal, was 
gebaut wird. Die Devise von uns ist nicht: Jedem 
sein Eigentum 

(Gattermann [FDP]: Keinem sein Eigen

-

tum!) 

— nein —; 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Natürlich! Je

-

dem seine Höhle!) 

man muß natürlich auch darauf schauen, was ge-
baut wird. Deswegen sollte sich die Wohnungspoli-
tik auch vermehrt auf den Altbaubestand konzen-
trieren. 

Die bisher mit der Eigentumsförderung unmittel-
bar verbundene Landschaftszersiedelung hat je-
denfalls unserer Meinung nach jedes verträgliche 
Maß überschritten. Mit einer Luxusmodernisierung 
von Altbauten und ihrer Umwandlung in Eigen- 
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tumswohnungen wird aber auch nur wenigen ge-
dient und vielen geschadet. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist richtig!) 

Eine Rückbesinnung auf den Altbaubestand muß 
daher mit einer Besinnung auf andere Eigentums-
formen als allein der des ungebundenen Privat-
eigentums einhergehen. Gerade im Wohnungsbe-
reich sollte die genossenschaftliche Idee wieder 
mehr Aufmerksamkeit finden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir sprechen uns jedenfalls nicht gegen die private 
Eigentumsbildung im Wohnungsbereich aus, aber 
wir sprechen uns gegen die öffentliche Förderung 
dieses Eigentums aus. Es soll natürlich weiterhin 
jeder sein Haus kaufen können, der Lust dazu hat. 

Unsere Leitlinien für die Wohnungspolitik sind 
ein sparsamer Umgang mit Ressourcen und mehr 
Gemeinwirtschaft. Deshalb sollten nur Neubauten 
und Wohnungserwerb in spekulationsgebundenen 
Eigentums-, und Trägerformen gefördert werden, 
und zwar durch direkte Finanzhilfen, wobei Ein-
kommensgrenzen analog denen im sozialen Woh-
nungsbau gelten sollten. Wir fordern die Auswei-
tung des Mieterschutzes, u. a. durch Dauerwohn-
rechte, wir fordern das Verbot der Umwandlung von 
Mietwohnungen in private Eigentumswohnungen 
und die Streichung aller steuerlichen Förderungen 
von Wohnungseigentum. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Cronenberg : Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gattermann. 

Gattermann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Offenbar hat das 
Thema der Neuordnung der Besteuerung des 
selbstgenutzten Wohneigentums in unseren Reihen 
keinen besonders hohen Stellenwert, wenn ich mich 
hier so umschaue und die Präsenz als Gradmesser 
des Interesses nehme. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die verdienen zuviel, 
die haben schon alle ein Haus! — Zuruf 
von der SPD: Die haben schon alle was! — 

Weitere Zurufe von der SPD) 

Aber vielleicht, meine lieben Kolleginnen und Kol-
legen, ist auch das ein Grund: Wenn wir hier ledig-
lich immer wieder gebetsmühlenhaft alle mögli-
chen Argumente hervorholen, die keine sind, ir-
gendwelche Schlagworte austauschen, dann fehlt in 
der Tat der Impetus dafür, einer solchen Debatte 
mit Interesse zu folgen. 

Herr Kollege Huonker, ich freue mich immer 
über Ihre Sachkompetenz, aber warum Sie am 
Ende auch wieder bei der Ellenbogengesellschaft 
und bei der Umverteilung von unten nach oben lan-
den, 

(Huonker [SPD]: Davon habe ich gar nicht 
geredet! Das kommt bei mir gar nicht 

vor!) 

ist mir allerdings schleiferhaft. 

Meine Damen und Herren, wir Freien Demokra-
ten sind froh darüber, daß dieser Gesetzentwurf zur 
Neuregelung der steuerrechtlichen Förderung des 
selbstgenutzten Wohneigentums nach zugegebener-
maßen relativ schwerer Geburt nunmehr in das 
Stadium der parlamentarischen Beratungen 
kommt. Sie wissen, im Fachausschuß wartet bereits 
der Alternativentwurf der Opposition auf die Bera-
tung. Ich habe mir sagen lassen, daß es die eine 
oder andere Gruppe im Lande gibt, die noch auf 
Veränderungen oder Verbesserungen hofft. 

Für uns Freie Demokraten steht der Wegfall der 
Nutzungswertbesteuerung im Mittelpunkt der 
Überlegungen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Immerhin verfolgen wir dieses Ziel in ungebroche-
ner Konsequenz seit 1979. Der gesamte sich um die-
sen Kern herum rankende Bereich der staatlichen 
Förderung des Erwerbs von selbstgenutztem Wohn-
eigentum, so wichtig er auch ist, ist daneben von 
untergeordneter Bedeutung für uns. 

(Huonker [SPD]: Das wage ich zu bezwei

-

feln!) 

Wenn der Staat in Zukunft darauf verzichtet, den 
Nutzungswert einer selbstgenutzten Wohnung mit 
Ertragsteuern zu belegen, so ist für uns zunächst 
ein Stück Steuersystematik wiederhergestellt. Fik-
tive Einkünfte werden nicht besteuert. Das Zufluß-
prinzip ist wiederhergestellt. Schließlich besteuert 
der Staat auch nicht den Betrachtungswert eines 
Rubens-Gemäldes, nicht den Gebrauchswert eines 
Privat-Pkws und auch nicht die sicherlich erfreuli-
chen Nutzungsmöglichkeiten einer Privat-Yacht. 

(Huonker [SPD]: Zustimmung!) 

Meine Damen und Herren, wenn der Staat in Zu-
kunft darauf verzichtet, den Nutzungswert einer 
selbstgenutzten Wohnung zu besteuern, so doku-
mentiert sich für uns darin auch ein Stück Rückzug 
des Staates aus der Privatsphäre des Bürgers. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es gibt keinen intimeren Lebensbereich als das Fa-
milienheim. My home is my castle, sagen die Eng-
länder. In diesem privaten Lebensbereich — lassen 
Sie mich dies einmal überpointiert sagen — hat der 
Staat als Ertragsteuereintreiber nichts zu suchen, 
und zwar so lange nicht, so lange mit dieser Woh-
nung kein Geld verdient wird. Dabei ist es völlig 
gleichgültig, ob der Staat für die Heranziehung zur 
Ertragsteuer nun nach Tabellen vorgeht oder Ver-
gleichsobjekte oder fiktive, erzielbare Mieten oder 
irgendwelche Promillesätze vom Einheitswert zu-
grunde legt. Für uns ist das tatsächlich ein Stück 
Gesellschaftsreform, die bei allem Gerede über 
mehr oder minder großzügige Förderung leicht aus 
dem Blickfeld verloren wird. 

Für uns Liberale ist die Schaffung selbstgenutz-
ten Wohneigentums in der Tat ein Stück Vermö-
gensbildung. Man kann es gut und gerne als dritte 
Säule der Alterssicherung bezeichnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Welche Absurdität liegt darin, dieses Stück Alterssi-
cherung nach der Phase der Entschuldung — das 
ist meistens im Rentenalter — mit Ertragsteuern zu 
belegen, was im schlimmsten Fall dazu führt, daß 
der Bürger aus seinen vier Wänden verschwinden 
muß. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr rich

-

tig!) 

Meine Damen und Herren, dennoch ist dieser 
Teil des vorliegenden Gesetzentwurfs über Jahre 
hin Gegenstand heftigster Auseinandersetzungen 
gewesen. Wenn ich es recht sehe, sind diese Ausein-
andersetzungen immer noch nicht vollständig, im-
mer noch nicht zu hundert Prozent beendet. Die 
magische Gegenthese hieß und heißt Investitions-
gut-Lösung. Es ist überhaupt nicht zu bestreiten, 
daß eine solche Investitionsgut-Lösung für den Bür-
ger bei der Anschaffung von selbstgenutztem 
Wohneigentum und in den ersten Jahren nach der 
Anschaffung dadurch erhebliche Vorteile bringen 
würde, daß Verluste bei der Einkunftsart Vermie-
tung und Verpachtung seine Steuerlast auf seine 
sonstigen Einkünfte mindert. Dennoch haben wir 
dieser Lösung — das werden wir jederzeit tun — 
eine klare Absage erteilt, denn dies ist eine sehr 
kurzfristige, allenfalls mittelfristige Betrachtungs-
weise zugunsten des Bürgers, der schwerwiegende 
Nachteile, die ich aufgezeigt habe, gegenüberste-
hen. Vor allen Dingen aber würde man mit einer 
solchen Lösung eine ganz unheilvolle Tendenz in 
unserem Steuerrecht fortschreiben, die darin be-
steht, daß man Verluste durch geschickte Gestal-
tung in Gewinne umdefiniert. Es ist entlarvend, 
wenn es immerhin einmal einen ausformulierten 
Vorschlag für eine Gesetzesdefinition aus dem 
Fachministerium gegeben hat, die da lautete: Verlu-
ste sind keine Gewinne. Ein solcher ökonomischer 
Unsinn kann sich nur in einem Steuersystem aus-
breiten, das auf einem Belastungsniveau operiert, 
das nicht tolerierbar ist, weil es nicht zuläßt, daß 
sich ökonomisches Verhalten entwickelt. 

(Beifall bei der FDP) 

Schließlich ist mit dieser Änderung auch ein 
Stück Steuergerechtigkeit wiederhergestellt wor-
den. Warum sind denn die Bürger, die Wohneigen

-

tum  geschaffen haben, seit Beginn der 70er Jahre 
aus den Segnungen staatlicher Subventionen her-
ausgedrängt, um sich mit Zweifamilienhäusern und 
ähnlichen Konstruktionen in die Regelbesteuerung 
zu flüchten? Warum wurde hier mit zweierlei Maß 
gemessen? 

Nach der Neuregelung wird jedes selbstgenutzte 
Wohneigentum, in welcher Gebäudeform auch im-
mer, gleich behandelt. 

(Ströbele [GRÜNE]: Nicht jedes!) 

Lassen Sie mich anfügen: Damit hört auch auf, daß 
das Steuerrecht Einfluß auf die Architektur und die 
städtebauliche Gestaltung nimmt. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Sehen Sie: Eine Vielzahl unechter Zweifamilien

-

häuser in unserem Land entspricht der Schieß

-

schartenarchitektur zu Zeiten der Fenstersteuer. 

Aus steuerlichen Gründen städtebauliche und ar-
chitektonische Gestaltungen zu wählen ist natür-
lich ein Indiz dafür, daß das Steuerrecht falsch ist. 
Wir machen es jetzt endlich richtig. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Last, not least wird ein Stück Steuervereinfa-
chung realisiert. Wenn man den Entwurf liest, 
könnte man eher das Gegenteil vermuten. Aber bei 
genauerer Analyse stellt sich heraus, daß es so ist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Hoffentlich merkt das 
auch der Bürger!) 

Es ist schon darauf hingewiesen worden: Eine Viel-
zahl Veranlagungsfälle — ich will mich nicht festle-
gen, ob es 600 000, 700 000 oder gar 1 Million sind — 
fällt ersatzlos weg. Und das ist eine Entlastung 
nicht nur für die Finanzverwaltung. Das ist auch für 
die betroffenen Bürger ein Stück Befreiung von bü-
rokratischem Zugriff. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU — Abg. Conradi [SPD] meldet 

sich zu einer Zwischenfrage) 

— Entschuldigung, Herr Conradi, ich habe so wenig 
Zeit. Ich möchte nicht nach der ersten Hälfte mei-
nes Redetextes aufhören. Aber gut. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Kollege Gatter-
mann, es wird nicht auf die Zeit angerechnet. Sie 
können dem Kollegen also die Gelegenheit geben. 

Gattermann (FDP): Sehr gut. Dann gern, lieber 
Herr Conradi. 

Conradi (SPD): Herr Kollege Gattermann, würden 
Sie einräumen, daß es sich bei der Aufhebung der 
Besteuerung des selbstgenutzten Wohneigentums 
nicht nur um eine entbürokratisierende Maßnahme, 
sondern auch um eine verteilungspolitisch wichtige 
Maßnahme handelt, weil Leute, die damals, als sie 
ihr Haus bauten, nach 7 b oder wegen des Zweifa-
milienhauses enorme staatliche Entlastungen beka-
men und jetzt von der Steuerzahlung, die eigentlich 
fällig wäre, freigestellt werden? 

Gattermann (FDP): Mann kann natürlich in jeder 
Maßnahme verteilungspolitische Aspekte sehen. 
Wenn sie drin sind, sind es gute, Herr Kollege. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP — Con

-

radi [SPD]: Für wen?) 

Herr Huonker, Sie haben Herrn Professor Tipke 
bemüht, und zwar bezogen auf die Ausdehnung die-
ser Gedanken auf den genossenschaftlichen Woh-
nungsbau. Ich teile diese Gedanken von Professor 
Tipke in seinem Gutachten, das er für den Bundes-
finanzminister erstellt hat, für die zukünftige Be-
handlung von Genossenschaftswohnungen und Ver-
einswohnungen in jedem Punkt. Aber Sie müssen 
sich natürlich irgendwann entscheiden, ob Sie 
Herrn Tipke zum Papst erklären und ihm dann fol-
gen. 

(Huonker [SPD]: Das überlassen wir Ih

-

nen!) 
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— Nein, nein. Durchaus nicht. Wir tun das nicht. 
Aber schauen Sie mal, Sie haben z. B. heute in Ihrer 
Rede gesagt: Bei den Kinderfreibeträgen: Tipke 
nein; bei den Sonderausgabenabzugsbeträgen und 
beim selbstgenutzten Wohneigentum: Tipke ja; 

(Huonker [SPD]: Ja!) 

bei der zukünftigen steuerlichen Behandlung des 
genossenschaftlichen Wohnungsbaus im übrigen: 
Tipke j a; bei der Behandlung des gemeinnützigen 
Wohnungsbaus: Tipke nein. Also irgendwann müs-
sen Sie da irgendwie eine klare Regelung hinein-
bringen. 

(Conradi [SPD]: Gattermann ja; Gatter

-

mann nein! — Zuruf von der CDU/CSU: 
Rosinenheraussucher!) 

Vizepräsident Cronenberg: Gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage des Abgeordneten Huonker? 

Gattermann (FDP): Bitte schön, Herr Huonker. 

Huonker (SPD): Sind Sie bereit, zur Kenntnis zu 
nehmen, daß ich die Meinung von Professor Tipke 
zu diesem Punkt deswegen für so wichtig halte, weil 
er in anderen Bereichen, wo wir ebenfalls über das 
Thema der progressiven Entlastung streiten, sozu-
sagen die Speerspitze für progressive Entlastungen 
ist? Um so ernster sollten wir alle — Sie wie wir — 
hier seine Aussage nehmen: Es hat mit Steuer und 
Leistungsfähigkeit nichts zu tun; es ist im Grund, 
wie wenn man den Privat-Pkw irgendwie subventio-
nieren sollte. 

Gattermann (FDP): Selbstverständlich, Herr Hu-
onker, werden wir die meist sehr klugen Überlegun-
gen von Professor Tipke in der rechten Art und 
Weise im Rahmen unserer politischen Verantwor-
tung werten. 

(Ströbele [GRÜNE]: In der „rechten"!) 

Aber auf die Fragen, die im Zusammenhang mit 
dem Abzug von der Steuerschuld und dem Abzug 
von der Bemessungsgrundlage entstehen, werde 
ich, wenn Sie es erlauben, sogleich im Zusammen-
hang zurückkommen, bezogen auch auf Ihre Fra-
ge. 

(Huonker [SPD]: Schönen Dank!) 

Ich will doch noch ein paar Worte über den För-
derungsbereich verlieren, obwohl dies nicht der 
zentrale Punkt und nicht unser zentrales Anliegen 
ist. Der Sonderausgabenabzugsbetrag, gemessen an 
den Herstellungskosten von bis zu 15 000 DM jähr-
lich auf die Dauer von acht Jahren als Abzug von 
der Bemessensgrundlage bedeutet eine wesentliche 
Verbesserung gegenüber dem Rechtszustand von 
1982. Nur dieser Vergleich ist seriös, weil das aktu-
elle Nebeneinander von 7 b-Abschreibung und be-
grenztem und befristetem Schuldzinsenabzug eine 
aus einem Konjunkturprogramm resultierende aty-
pische Situation ist. Wenn Sie — darauf bin ich 
gespannt, Herr Huonker — in der Tat vorrechnen 
und überzeugend belegen, daß der Finanzminister 
bei dieser Operation ein Geschäft gemacht hat, 

dann bin ich auch bereit, mit Ihnen über die Einbe-
ziehung von Grundstückskosten zu diskutieren. 

(Huonker [SPD]: Okay!) 
Es darf im Ergebnis nur nicht mehr kosten. 

Meine Damen und Herren, in diesem Zusammen-
hang fordern Sie natürlich wieder den Abzug von 
der Steuerschuld, und natürlich setzen wir dem 
wieder entgegen: Der progressiven Belastung ent-
spricht die progressive Entlastung. Dies ist einer 
der Gebetsmühlenbereiche, in dem wir uns hier seit 
Jahren immer wieder austauschen. Ich will es des-
wegen ganz kurz machen und auf den Punkt brin-
gen: In Ihrer Argumentation und in Ihren Reden 
kommen immer zwei Wendungen vor, die den 
Standpunkt deutlich machen, nämlich die Wendun-
gen „Der Staat gibt" oder „Der Staat verteilt". Un-
sere Wendung ist „In bestimmten Lebenssituatio-
nen löst der Staat den Würgegriff und läßt dem Bür-
ger mehr Entfaltungsmöglichkeiten für die Gestal-
tung seines Lebens". Aus diesem Unterschied, 
sprachlich, ergibt sich die ganze Diskrepanz, die wir 
in diesem Zusammenhang haben. Und da finden 
sich dann sicherlich Argumente hüben wie drüben; 
wir haben sie hundertmal ausgetauscht. Wir wollen 
hier darauf verzichten, das im einzelnen zu wieder-
holen. Und wenn Sie dann so mit Zahlen rechnen, 
dann stellt man fest, daß Sie ständig Äpfel mit Bir-
nen vergleichen, das aber bringt nichts. 

(Zuruf von der FDP: Doch, Obstsalat!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ströbele? 

Gattermann (FDP): Herr Präsident, gilt immer 
noch, daß die Zeit dafür nicht auf meine Redezeit 
angerechnet wird? 

Vizepräsident Cronenberg: Das gilt immer noch. 

Gattermann (FDP): Bitte schön. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege, gehen wir ein-
mal von folgendem aus: Jemand verdient 300 000 
DM oder 500 000 DM im Jahr, ein anderer verdient 
50 000 DM jährlich. Beide bauen sich ein Haus für 
300 000 DM und nehmen dieses Gesetz in Anspruch. 
Geben Sie mir dann recht, daß der, der 300 000 DM 
im Jahr verdient, das Haus 64 000 DM billiger be-
kommt, während der, der 50 000 DM verdient, es 
nur 16 000 DM billiger bekommt? 

Gattermann (FDP): Über die Jahre des Förderzeit-
raums hinaus ist es in der Tat so. Das ist die pro-
gressionsabhängige Wirkung von Sonderausgaben-
abzugsbeträgen, die der progressiven Belastung 
entspricht. Dafür hat derjenige, den Sie als ersten 
genannt haben — ich habe die Zahlen nicht mehr 
im Kopf —, gegenüber dem anderen im Zweifel 
auch eine ungefähr 20 % höhere Grenzsteuerbela-
stung für sein gesamtes Einkommen. Das eine ist 
ohne das andere nicht denkbar. 

(Ströbele [GRÜNE]: Er bekommt also un

-

gefähr 50 000 DM mehr geschenkt, weil er 
mehr hat!) 
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— Entschuldigung, Sie sind schon wieder beim Ver-
teilen, beim Schenken. Unsere Grundposition in 
dieser Frage ist — ich wiederhole es —, daß wir 
nicht davon ausgehen, daß das Geld des Bürgers 
zunächst einmal dem Staat gehört und daß der es 
anschließend verteilt. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
Unsere Grundposition ist vielmehr, daß der Bürger 
sein Geld zunächst einmal selber verdient hat. Das, 
worüber wir hier streiten, ist die Frage der Höhe 
dessen, was wir ihm wegnehmen. Und da nehmen 
wir dem, der viel hat, sehr viel mehr weg als dem, 
der wenig hat. Wenn wir bestimmte Lebenssituatio-
nen steuerlich akzeptieren, und zwar als die Lei-
stungsfähigkeit mindernd, dann muß sich der pro-
gressiven Belastung die progressive Entlastung 
zwingend anschließen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Das wollen 
die nicht kapieren! — Weitere Zurufe von 
der CDU/CSU — Abg. Huonker [SPD] mel

-

det sich zu einer Zwischenfrage) 
— Entschuldigung, ich mach' das gern, so eine Fra-
gestunde. Bitte schön, Herr Huonker. 

Vizepräsident Cronenberg : Also, das würde dann 
fast zu einer unzulässigen Verlängerung Ihrer Re-
dezeit führen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Zu Lasten von 
Herrn Reschke!) 

Ich würde darum bitten, daß dies dann die letzte 
Zwischenfrage ist, Herr Abgeordneter Huonker. 

Huonker (SPD): Dies sage ich gern zu. — Sind Sie, 
Herr Kollege Gattermann, wirklich davon über-
zeugt, daß Ihre Antwort auf die vorhin gestellte 
Frage zutrifft, wenn Sie wirklich bedenken, daß es 
sich hier um die Subventionierung eines Privatgu-
tes handelt? Wenn z. B. der Staat der Ansicht wäre, 
man sollte einen privaten Pkw steuerlich begünsti-
gen, sollte dann Ihrer Meinung nach der, der viel 
verdient und einen Mercedes kauft, mehr Subven-
tionen bekommen als der, der nur einen VW kauft, 
weil er eben weniger Geld hat? Ihre Argumentation 
hinsichtlich der steuerlichen Leistungsfähigkeit 
geht doch an der Sache vorbei. 

Gattermann (FDP): Lieber Herr Kollege Huonker, 
ich meine das in der Tat. Wir haben gesagt — das 
habe ich eingangs ausgeführt —, für uns ist das 
selbstgenutzte Wohnungseigentum die dritte Säule 
der Alterssicherung, so wie beispielsweise die Le-
bensversicherung neben der gesetzlichen Versiche-
rung auch ein Bestandteil der Alterssicherung ist. 
In diesem ganzen Sonderausgabenbereich haben 
wir das Prinzip der progressiven Entlastung, die der 
progressiven Belastung entspricht. Ich sehe über-
haupt keinen Grund — das entspricht meiner fe-
sten und vollen Überzeugung —, das nicht auch im 
Bereich des selbstgenutzten Wohneigentums zu 
tun. 

(Huonker [SPD]: Wir sind unterschiedli

-

cher Meinung!) 

Auch die Familienförderung ist besser geworden. 
Hier tolerieren wir übrigens den Abzug von der 
Steuerschuld in bezug auf Kinder und in bezug auf 
verteilungspolitische Diskussionen. 

Es bleiben auch für eine Übergangszeit einige 
Förderungstatbestände energiepolitischer Zielset-
zung, denkmalpflegerischer Zielsetzung, in bezug 
auf Zivilschutzzielsetzung erhalten. Dem Steuersy-
stematiker in mir und dem, der Subventionen nicht 
so gerne hat, ist das alles gar nicht so sehr recht. 
Aber der Pragmatiker sagt, es wird wohl nicht an-
ders gehen. 

Lassen Sie mich noch einen Punkt ansprechen, 
der für uns Freie Demokraten im Zuge der Gesetz-
gebungsberatungen besonders wichtig ist. Ich 
meine die Behandlung der Wohnung unserer Land-
wirte. Auch der Bundesrat hat sich ja dazu geäu-
ßert. Die Bundesregierung will das prüfen. Wir sind 
der Meinung, daß der Landwirt das Wahlrecht ha-
ben muß, ob er mit seiner Wohnung im landwirt-
schaftlichen Betriebsvermögen mit allen steuerli-
chen Konsequenzen bleibt oder ob er die Wohnung 
steuerunschädlich aus dem landwirtschaftlichen 
Betriebsvermögen entnimmt und dann wie jeder 
andere selbstnutzende Wohneigentümer auch be-
handelt wird. 

Nun sagt der Bundesrat, der Landwirt sei wegen 
der Konsequenzen mit einem solchen Wahlrecht 
vielleicht überfordert. Ich meine, daß man die un-
terschiedliche Situation der Landwirtschaft im süd-
deutschen Raum und im norddeutschen Raum ein-
fach berücksichtigen muß. Die Ausgangslage ist in 
den beiden Regionen eine völlig andere. Deshalb 
meine ich angesichts der Schwierigkeiten, der 
Strukturprobleme, in denen unsere Landwirtschaft 
insgesamt steckt, daß ein Wahlrecht nicht unbe-
dingt Ewigkeitsbindungswirkungen haben müßte. 
Das ist unser Petitum zu dieser wichtigen Frage mit 
Blick auf die Gesetzesberatungen. Das gehört in 
den Kontext der gesamten Lösung der Probleme 
der Landwirtschaft. 

Meine Damen und Herren, zum Schluß: Es gibt 
Anzeichen dafür, daß unsere Diskussionen in den 
letzten Monaten einen gewissen Attentismus ausge-
löst haben. Ich will dazu sagen: Wir streben zwar 
die eine oder andere Verbesserung des Gesetzent-
wurfes an, aber es wird keine nennenswerten, wirt-
schaftlich tragenden Verböserungen oder Verbesse-
rungen des Gesetzentwurfes geben, so daß niemand 
irgendeine Veranlassung hat, Kaufabsichten oder 
Bauabsichten zurückzustellen. Er sollte jetzt bauen 
oder kaufen. Die Gelegenheit ist günstig. Die Bau-
preise sind gut. Die Kapitalmarktbedingungen sind 
gut. Selbst die Bodenpreise sind in vielen Regionen 
gesunken. Jetzt ist der Zeitpunkt. Ein Zuwarten auf 
den Staat als den großen Wohltäter lohnt sich über 
das hinaus, was heute bekannt ist, nicht. 

In der Situation, in der sich unsere Bauwirtschaft 
befindet, ist das ein ganz wichtiger Punkt, ein ganz 
wichtiger Hinweis. Ich freue mich allerdings, in die-
sem Zusammenhang zu hören, daß das, was die 
Kreditanstalt für Wiederaufbau und die Lastenaus-
gleichsbank, bezogen auf die Aufstockung der ERP-
Mittel, getan haben, und das, was auch wir wollen, 
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bezogen auf die Städtebauförderung, hervorragend 
in Anspruch genommen wird. Vor diesem Hinter-
grund wird nach allgemeiner Meinung für 100 000 
bis 150 000 Baubeschäftigte Arbeit geschaffen wer-
den. Entgegen allen Unkenrufen haben die Gemein-
den offensichtlich die Komplementärmittel, die da-
für notwendig sind. Dafür möchte ich den Gemein-
den danken. Das wird für die Entwicklung der Bau-
wirtschaft zwar keine Lösung, aber ein kleiner 
Lichtblick sein. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Bloß der 
scheinheilige Johannes in Düsseldorf sabo

-

tiert!) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Reschke. 

Reschke (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der CDU/CSU und der FDP, Sie soll-
ten aufhören, uns zu unterstellen, wir seien eigen-
tumsfeindlich. Hier geht es um die soziale Perspek-
tive bei der Förderung von Wohneigentum. Nichts 
anderes haben wir im Blick. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das hat doch gar 
keiner unterstellt!) 

Die steuerliche Förderung der Bildung von Wohn-
eigentum stellt die größte Einzelsubvention dar, die 
es bundesweit gibt. Das sollte man einmal näher 
betrachten. Mehr als 12 Milliarden DM absetzbarer 
Kosten entfallen auf diese Eigentumsförderung. 
1974 waren es übrigens nur 8,2 Milliarden DM. Wir 
haben in den vergangenen zehn Jahren in der Ei-
gentumsförderung also kräftig zugelegt. 

Nimmt man den Wohnungsbau insgesamt, so ist 
festzustellen: Die Steuerverluste des Staates betru-
gen 1977 17 Milliarden DM, 1980 30 Milliarden DM. 
Nach einer Schätzung des Deutschen Instituts für 
Wirtschaftsforschung werden die Steuerverluste 
des Staates Ende dieses Jahres auf 40 Milliarden 
DM angewachsen sein. Von 10,5 Millionen steuer-
lich veranlagten Bundesbürgern mit 33 Milliarden 
DM Verlustzuweisung haben 94 % 31 Milliarden DM 
als Verluste aus Vermietung und Verpachtung an-
gegeben. Ich meine, das ist ein unerträglicher Zu-
stand. Wir sollten einmal stärker in diesen Subven-
tionsbereich hineingehen. 

Hier ist die Frage nach der Mindeststeuer gestellt 
worden. Die ist übrigens keine sozialdemokratische, 
sondern eine Erfindung der CDA, der CDU-Sozial-
ausschüsse und von Reagan, der sie praktiziert. 

Während 1977 noch 17 Milliarden DM aus Ver-
mietung und Verpachtung steuerlich abgesetzt 
wurden, waren es wenige Jahre später schon 31 Mil-
liarden DM. 

Zur Zeit haben wir gegenüber 1977 einem steuer-
lichen Gewinn von 1 DM einen steuerlichen Verlust 
von 2 DM entgegenzusetzen. Ich bin gern bereit, Ih-
nen die Zahlen zu geben. Wir sind nicht bereit, diese 
Verlustzuweisung fortzusetzen. Anstatt ihr Einhalt 
zu gebieten oder die Verluste sozialpolitisch zu ka

-

nalisieren oder wirksam werden zu lassen, treibt 
die Bundesregierung die sinnlose Progressionsför-
derung mit Umverteilungswirkungen weiter, die ei-
ner dritten Fruchtfolge beim Verkauf von Mietwoh-
nungen gleichkommen. Mit Ihrer These, Progres-
sion sei die beste Förderung und ein besonders an-
reizwirksames Mittel, haben Sie recht, wenn Sie die 
Kapital- und Vermögensbildung ohne Wertorientie-
rung betrachten. Durch Verlustzuweisung aus Ver-
mietung und Verpachtung ist eine Einkommens-
schicht — das negiere ich nicht; das war steuerlich 
ganz legal — um mehr als 25 Milliarden DM in den 
letzten Jahren entlastet worden. Das ist ein Steuer-
entlastungspaket, das in diesem Jahrzehnt seines-
gleichen sucht. 

Unsere Anträge zur Einschränkung ungerecht-
fertigter Steuervorteile und zur Abschaffung der 
Steuerfreiheit von Immobiliengewinnen haben Sie 
bisher abgelehnt. Die Ausdehnung des § 7 b des Ein-
kommensteuergesetzes auf Altbauten und die 
Grunderwerbsteuerbefreiung bei Eigennutzung des 
erworbenen Objekts waren in den 70er Jahren ein-
geführt worden, um vorwiegend zwei Effekte zu er-
zielen: eine breitere Streuung des Eigentums an 
Gebäuden und Wohnungen zu erreichen und der 
Stadtflucht die Spitze zu nehmen. In städtebauli-
cher Hinsicht mögen diese Maßnahmen vielleicht 
positiv gewirkt haben. Kritisch dagegen ist die Be-
urteilung aus sozialpolitischer Sicht. Wir sollten den 
Mut haben, zu erkennen, daß das, was 1977 einge-
führt worden ist, heute nicht mehr ganz zu vertre-
ten ist. Die Ausweitung des § 7 b auf den Erwerb 
von Bestandswohnungen in Verbindung mit den 
Modernisierungsinvestitionen machte es insbeson-
dere für kaufkräftige Schichten rentabler, ihren 
Wohnungsbedarf in leicht modernisierbaren Woh-
nungen des Altbestandes zu realisieren, statt neu zu 
bauen. 

Das Angebot an preisgünstigen Wohnungen für 
einkommensschwache Haushalte in städtischen 
Bereichen wurde dadurch verknappt. Darin ist eine 
wesentliche Ursache für die „neue Wohnungsnot" 
in den Großstädten zu sehen. Selbst Wohnungsbau-
minister Schneider hat gestern im Ausschuß zuge-
geben, daß wir erhebliche Wohnungsengpässe be-
sonders bei preiswerten Wohnungen in vielen Be-
reichen haben. 

Alle sprechen vom Papst Tipke. Warum sollten 
wir nicht einmal Herrn Eckhoff nennen? Ihm ist 
doch zuzustimmen, wenn er schreibt: 

Da der Erwerb von Gebäuden aus dem vorhan-
denen Bestand begünstigt wird, ist kaum ein 
wohnungspolitischer Effekt damit verbunden. 

Er schreibt weiter: 

Die unsystematische Vermögensförderung 
nach § 7 b und die diskriminierende Förderung 
einzelner Modernisierungsmaßnahmen nach 
§ 82 sollten gestrichen werden. 

Ich meine, wir sollten den Rat dieses Abteilungslei-
ters im Wohnungsbauministerium annehmen. Aber 
unser Wohnungsbauminister ist ja so unbestech-
lich, daß er noch nicht einmal einen guten Rat an-
nimmt. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. September 1985 	11681 

Reschke 
Die Wohnungseigentumsquote liegt bei rund 40 %, 

in den Ballungsgebieten bei 30%. In den 70er Jah-
ren sind jährlich durchschnittlich für 28 000 Woh-
nungen Darlehen vorzeitig abgelöst worden. In den 
vergangenen zwei Jahren waren es allein jeweils 
135 000 Sozialmietwohnungen, deren Darlehen vor-
zeitig abgelöst worden sind. Die Folgen der Ablö-
sung und Bindungsfreigabe und die Ziele werden 
für uns bald zu spüren sein: Der Eigentums-Ge-
brauchtmarkt erhält ein Überangebot. Generell ver-
schlechtert sich für Mieter das Verhältnis von An-
gebot und Nachfrage, ganz besonders bei preiswer-
tem Wohnraum. Die Wohnungsreserve für einkom-
menschwache Haushalte verringert sich. Das 
Wohnkostenniveau steigt deutlich an. Die Kosten 
werden über Wohngeld und Sozialamt abgewälzt, 
das heute schon alle Mühe hat, Obdachlosigkeit in 
den Städten zu verhindern. Allein die Stadt Essen 
gibt schon über 10 Millionen DM zur Verhinderung 
von Obdachlosigkeit aus. Sie müssen sich einmal 
die Zahlen darüber ansehen, was in vielen Berei-
chen vor Ort geschieht. Mieter werden aus ihren 
angestammten Quartieren verdrängt. Die Sicker-
wirkung, die damals als Begründung gegeben wor-
den ist, um den Plan zu verwirklichen, in den Be-
stand mit Eigentumsmaßnahmen reinzugehen, ver-
lief entgegengesetzt. Wir haben im Grunde genom-
men massenweise Mieter vertrieben. 

Diese unliebsamen Folgen sind der Bundesregie-
rung längst bekannt. Trotz der prekären Lage auf 
einzelnen Teilmärkten scheint für die Bundesregie-
rung kein Grund zum Handeln gegeben zu sein. Im 
Gegenteil, mit staatlicher Hilfe, mit Hilfe der Bun-
desregierung und der Koalitionsparteien, soll jetzt 
der Markt weiter zugespitzt werden, indem Sie 
preiswerte Wohnungen weiterhin zum Kauf über 
die volle Förderung anbieten. Bis 1991, so schätzen 
Fachleute, ist die Hälfte der vier Millionen Sozial-
wohnungen durch Ablösung frei von jeder Bindung. 
Der preiswerte Bestand der Nachkriegsjahre wird 
dramatischen Preissteigerungen unterliegen, und 
wenn der Markt ergiebig ist, werden die Sozialwoh-
nungen für Eigentumsmaßnahmen verhökert. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist doch 
unsinnig! Die Mieten sinken doch! — Wei

-

terer Zuruf von der CDU/CSU) 

— Gehen Sie mal in die Städte rein und nicht nur in 
Niedersachsen auf das flache Land! 

Mit dieser aggressiven Eigentumsförderung im 
Bestand wird die Wohnraumversorgung des un-
teren Einkommensdrittels wirklich gefährdet. 

Wohnungsbauminister Schneider tönte selbst 
noch am 12. April 1984 — ich zitiere —: 

Wenn wir beim Erwerb von Wohnraum aus 
dem Altbestand und beim Neubau steuerlich 
unterscheiden, dann kommen wir auf mehr als 
5 Milliarden DM, die wir zu besseren Förde-
rung der kleinen Häuslebauer bereitstellen 
können. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Mit solcher Umschichtung ist er auf der Strecke 
geblieben. Im Kabinett ist er gegenüber dem Fi-
nanzminister gescheitert. 

Die SPD fordert die Rücknahme der Bestandsge-
fährdung über eine derart aggressive Eigentums-
förderung und den Abbau der Bestandsgefährdung 
über Verlustzuweisungsgesellschaften wie Bauher-
renmodelle und Erwerbermodelle. Die Vernichtung 
von preiswertem Wohnraum darf nicht mit Markt-
gesetzen begründet und mit staatlichen Anreizen 
weiter gefördert werden. Ein unsozialer Woh-
nungsmarkt steht uns bevor. Sie müssen die Augen 
öffnen, was in den Städten geschieht: Ein Drittel 
kann sich Eigentum leisten und kriegt die stärkste 
Förderung, ein Drittel legt sich fürs Eigentum 
krumm, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wohl in den 
Wohnungen, die ihr in den 70er Jahren fi

-

nanziert habt! Die können die Miete nicht 
mehr bezahlen!) 

und das rechtliche Drittel der Bevölkerung wird 
über die Staatskasse mit Wohnhilfen in vielen Be-
reichen versorgt. 

Ich frage Sie allen Ernstes: Ist die Lage der Bau-
wirtschaft nicht dramatisch genug? Anstatt Baulei-
stungen da zu fördern, wo die Arbeitslosigkeit am 
größten, die Auftragslage der Bauwirtschaft am ge-
ringsten und die Auftragslage der kleinen Hand-
werker und Selbständigen am schlechtesten ist, för-
dern Sie Eigentum im Bestand in den Ballungsge-
bieten und Neubau in der Fläche. 

Raumordnungs- und regionale Ziele werden hier 
auf den Kopf gestellt. Schon heute liegt die Quote 
der Immobilien aus zweiter Hand, die über Steuern 
gefördert werden, bei rund 50 %. Das ist Steuerför-
derung, ohne daß in vielen Bereichen ein Stein am 
Bau bewegt wird. Allein die geltende 7 b-Förderung 
brachte im Steuerjahr 1983 eine steuerliche Bela-
stung von 350 Millionen DM. In den folgenden Jah-
ren kumuliert sich diese Belastung auf 2,8 Milliar-
den DM. Das ist mehr als die Städtebauförderungs-
leistungen in den letzten fünf Jahren. Und 50 % da-
von geben Sie Steuerförderung, ohne daß ein Stein 
in vielen Bereichen bewegt wird. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wenn Sie 
Steine bewegen wollen, dann müssen Sie 
Herrn Rau sagen, er solle die Blockade der 

Städtebauförderung aufgeben!) 

Auch unter Raumordnungsgesichtspunkten ge-
hen Sie einen falschen Weg. Die von der Bundesre-
gierung vorgeschlagene Neuordnung hat ihre größ-
ten negativen Auswirkungen auf die Raumordnung 
für die Ballungsgebiete, da ländliche Regionen und 
Ballungsrandzonen in der tatsächlichen Baulei-
stung gefördert werden, und in der Einkommens-
entwicklung und der Bevölkerungsentwicklung. 
Nur 30 bis 40 % der Steuervorteile erreichen die Bal-
lungsgebiete wieder als Bauleistungen. Die Ten-
denz der Steuerverluste der Ballungsgebiete bei der 
Lohn- und Einkommensteuer wird durch Abwande-
rung verstärkt. Die Ballungsgebiete finanzieren 
also über Steuerausfälle größtenteils die Eigen-
tumsförderung in ländlichen Regionen und in der 
Ballungsrandzone. Auch hier hat der Ressortmini-
ster versagt, der Wohnungsbauminister als Raum-
ordnungsminister. Der Finanzminister betreibt hier 
die Raumordnung. 
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Reschke 
Kein Vorschlag zur differenzierten Bemessungs-

grundlage, die die Ballungsgebiete und Landregio-
nen in vielen Bereichen gleichermaßen fördert. 

Eine sozialpolitisch gewollte Wirkung ist in Ih-
rem Gesetzentwurf nicht zu erkennen. Kein Vor-
schlag zu Finanzierungshilfe und Beratung der Ei-
gentumserwerber. Die Versteigerungsquote sollte 
doch auch den Wohnungsbauminister mahnen, daß 
in dem Bereich etwas zu tun ist. Kein Vorschlag, 
das Vorsparen attraktiver zu machen. Die Eigenka-
pitalquote ist mittlerweile von 45 % auf 38 % gefal-
len. Bestandsschutz wird kleingeschrieben. Die 
Mieter werden allein gelassen: Heute Sozialwoh-
nung, morgen Eigentumswohnung, übermorgen 
ohne Wohnung. 

Bei der Eigennutzung fehlt die deutliche Abstu-
fung der Begünstigung zwischen Neubau und Alt-
erwerb. Generell ist die spekulative Kapitalanlage 
im Mietwohnungsbau dadurch zu erschweren, daß 
die Anrechnung von Verlusten auf Einkommen aus 
anderen Einkommensarten beschränkt oder Veräu-
ßerungsgewinne steuerpflichtig werden. Auch hier 
haben Sie Anträge der SPD-Fraktion zu den letzten 
Haushaltsberatungen abgelehnt. 

Kollege Schulhoff, ich meine Sie ganz besonders: 
Die CDU ist ideologisch in die Fänge einer Desöko-
nomie geraten. Ab 40 % Grenzsteuersatz hat jeder, 
der es will, ein Eigentum. Es braucht also niemand 
mit einem Einkommen dieser Größenordnung der-
art stark gefördert zu werden. Es ist unwirtschaft-
lich und unökonomisch, Menschen die höchste För-
derung anzubieten, die sie nach ihrem sozialen Sta-
tus gar nicht in Anspruch nehmen müssen. 

(Beifall des Abg. Vogel [München] [GRÜ

-

NE]) 

Gefördert werden müssen Einkommensbezieher 
mit einem Grenzsteuersatz unter 40 %. Das würde 
der Bauwirtschaft helfen, das wäre volkswirtschaft-
lich sinnvoll. Dies haben übrigens auch die Sozial-
ausschüsse der CDU erkannt. 

(Dr. Solms [FDP]: Wissen Sie, daß ein 
Facharbeiter 40 % Grenzsteuersatz hat?) 

Allerdings scheint bei den Arbeitnehmerdarstellern 
der CDU noch nicht durchgedrungen zu sein, was 
der Sozialausschußvorsitzende von Krefeld in vie-
len Bereichen genannt hat. 

Was wir brauchen, ist eine Konzentration der 
Mittel auf die, die sie brauchen. So ein politisches 
Konzept wäre in der Eigentumsförderung nicht nur 
sozial, sondern auch ökonomisch und ökologisch 
richtig und sinnvoll. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Dr. Solms? 

Reschke (SPD): Bitte schön. 

Dr. Solms (FDP): Herr Kollege, ist Ihnen bekannt, 
daß heute bei Facharbeitern der Spitzensteuersatz 

bei 40 % und darüber liegt, daß Sie also hier über die 
Facharbeiter sprechen? 

(Huonker [SPD]: Das kommt darauf an, in 
welcher Steuerklasse!) 

Reschke (SPD): Selbstverständlich sind mir sol-
che Sätze im Bereich der Familieneinkommen be-
kannt; denn der Facharbeiter erreicht diesen Spit-
zensteuersatz nicht allein, sondern im Rahmen des 
Familieneinkommens. Sie sollten da mal präziser 
hinsehen. 

(Huonker [SPD]: Bei einem verheirateten 
Facharbeiter, wo die Frau nicht mitarbei

-

tet, sind völlig andere Verhältnisse! Das ist 
aber Grundwissen!) 

Haben Sie noch eine Zusatzfrage? — 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Daniels. 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Mit dem In-
krafttreten des heute behandelten Gesetzes beginnt 
— und ich habe den Eindruck, Herr Kollege Resch-
ke, daß Sie das noch gar nicht begriffen haben — 
eine ganz neuer Abschnitt in der Wohnungspolitik 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Nach dem Krieg kam es doch zunächst einmal 
darauf an, jedem ein Dach über dem Kopf zu ver-
schaffen. Millionen von Bürgern hatten kein Haus 
und keine Wohnung mehr — wegen der Kriegszer-
störungen. Weitere Millionen Vertriebene und 
Flüchtlinge kamen neu zu uns. Damals mußte also 
die Förderung des Neubaus von Wohnungen fast 
um jeden Preis das Ziel der Wohnungspolitik sein. 
Dennoch hat es die CDU/CSU, unter deren Führung 
diese gigantische Leistung des Baus zusätzlicher 
Wohnungen erreicht wurde, auch damals schon als 
Schwerpunkt angesehen, das Eigentum an Haus 
und Wohnung, insbesondere bei kinderreichen Fa-
milien, zu fördern. An diesen Punkten hat sich auch 
im neuen Gesetz nichts geändert. 

Heute, 35 Jahre später, haben wir jedoch generell 
keinen Mangel an Wohnungen mehr. Es ist uns in 
gemeinsamen Anstrengungen gelungen, in der 
Bundesrepublik Deutschland pro Kopf der Bevölke-
rung eines der größten Wohnflächenangebote in der 
ganzen Welt zu schaffen. Allein von 1970 bis 1980 
hat sich die durchschnittliche Wohnfläche pro Kopf 
der Bevölkerung von 25 auf 34 m2 erhöht. 

(Zurufe von der SPD: „Erblast"!) 

— Herr Kollege Schmidt, in diesem Punkte war die 
Wohnungspolitik zwischen den Parteien ja unum-
stritten, so daß sich jetzt niemand mehr darauf be-
rufen kann, in wessen Regierungszeit dies gerade 
passiert ist. 

(Huonker [SPD]: Das gilt natürlich umge

-

kehrt dann auch! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 
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Dr. Daniels 
— Nur: die Akzente auf das Eigentum sind schon zu 
Zeiten, als Sie das noch heftig bekämpft haben, 
ganz klar von uns gesetzt worden. Wir freuen uns, 
daß Sie mit Ihren jetzigen Vorschlägen vom Saulus 
zum Paulus geworden sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Huonker? 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Ja. 

Huonker (SPD): Sehr geehrter Herr Kollege, sind 
Sie bereit, den entsprechenden Beschluß des Steu-
erparteitags der SPD aus dem Jahre 1971 und den 
entsprechenden Beschluß des Bundesparteitages 
von Essen entgegenzunehmen, wenn ich Ihnen 
diese Unterlagen schicke, und dann ernsthaft zu 
prüfen, ob die Aussage, die Sie gerade gemacht ha-
ben, so wiederholt werden sollte? 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Ich bin natürlich bereit, 
Herr Kollege Huonker, das entgegenzunehmen, 
was Sie uns schicken. Aber ich muß Ihnen sagen, 
daß etwa die Bonner SPD ein heute noch gültiges 
Grundsatzprogramm verabschiedet hat, in dem die 
Überführung sämtlichen Eigentums an Grund und 
Boden in Gemeineigentum vorgesehen ist. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Hört! Hört! — 
Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Das war 
der Parteitag, auf dem Karl Schiller gesagt 

hat: Laßt die Tassen im Schrank!) 
Heute stehen sogar in Ballungsgebieten Wohnun-

gen leer. Wir haben gerade vorgestern — im ZDF, 
glaube ich, war es — einen Bericht darüber sehen 
können, daß die verlangten Mieten einfach nicht 
mehr erzielt werden können und deshalb in dem 
einen oder anderen Bereich bereits auf breiter 
Front sinken. Das ist an sich auch nicht verwunder-
lich; denn seit dem Jahre 1949 ist mindestens in 
Bonn, wahrscheinlich aber auch insgesamt in der 
Bundesrepublik Deutschland mehr gebaut worden 
als in den ganzen 2000 Jahren der Geschichte vor-
her zusammengenommen. 

Deswegen kann das Ziel staatlicher Wohnungspo-
litik, von Ausnahmen abgesehen, heute nicht mehr 
der Bau neuer Wohnungen sein, Herr Kollege 
Reschke. Es ist einfach unsinnig, heute noch Steu-
ermittel in die Förderung des Baus neuer Wohnun-
gen zu lenken, weil man dann etwas fördert, was 
letztlich nicht mehr gebraucht wird. 

Und wenn Sie die Bauwirtschaft ankurbeln wol-
len, dann sollte die Landesregierung Nordrhein-
Westfalen einmal die Städtebauförderungsmittel, 
die jetzt zusätzlich vom Bund gegeben worden sind, 
schnell umsetzen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das ist ein 
Roßtäuscher, der Herr Rau! — Zuruf von 

der SPD: Das ist doch Unsinn!) 

Deshalb soll nach dem Gesetzentwurf die bloße Ka-
pitalanlage im Wohnungsbau nicht mehr gefördert 
werden. Damit wird auch Ihr ganzes Gerede von 
der Bevorzugung der Spitzenverdiener ad absur

-

dum geführt. Bisher konnten die Spitzenverdiener 
mehrere Häuser, auch Miethäuser, über die staatli-
che Förderung gefördert bekommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So war es!) 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Abgeordneter, der 
Abgeordnete Müntefering möchte eine Zwischen-
frage stellen. 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Darf ich einmal wissen, 
ob nur die Fragen oder auch die Antworten nicht 
angerechnet werden? 

Vizepräsident Cronenberg: Selbstverständlich 
auch die Antworten nicht, wenn Sie nicht aus Ihrem 
Redetext kommen, Herr Abgeordneter. 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent. — Gern. 

Müntefering (SPD): Herr Kollege, nach Ihrer At-
tacke auf das Land Nordrhein-Westfalen frage ich 
Sie: Wissen Sie nicht, daß das Land Nordrhein

-

Westfalen für den Bereich der Städtebauförderung 
in den vergangenen Jahren und auch jetzt mehr 
Geld ausgegeben hat und ausgibt als der Bund und 
alle anderen Bundesländer zusammen und daß von 
dem, was sich der Bund im Bereich der Städtebau-
förderung jetzt zugute hält, im nächsten Jahr nur 15 
Millionen DM im Lande Nordrhein-Westfalen an-
kommen, daß das Land Nordrhein-Westfalen des-
halb sehr viel mehr tut, als der Bund jetzt für sich 
in Anspruch nehmen will? 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Herr Kollege Müntefe-
ring, gestern noch ist im Präsidium des Deutschen 
Städtetages vorgetragen worden — übrigens von ei-
nem Referenten, der Ihrer Partei angehört und des-
halb unverdächtig ist —, daß die Mittel für das Pro-
gramm in allen Bundesländern mit Ausnahme von 
Nordrhein-Westfalen abfließen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Cronenberg: Nun möchten die Abge-
ordneten Kansy und Möller eine Zwischenfrage 
stellen. Vielleicht können wir die Beantwortung zu-
sammenfassen, da es sonst insgesamt ein wenig 
lange dauert. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Kollege Dr. Da-
niels, halten Sie es nicht für einen ganz üblen Ver-
trauensbruch des nordrhein-westfälischen Mini-
sterpräsidenten, wenn er seinen Minister aus der 
Staatskanzlei nach Bonn schickt und unter dem Ge-
sichtspunkt der Förderung insbesondere auch der 
Bauwirtschaft hier zu Protokoll gibt, daß er die zu-
sätzlichen Bundesmittel tatsächlich auf den Bau 
bringt und heute das Spielchen macht, Mittel, die er 
sowieso vorgesehen hat, zurückzuziehen, so daß in 
Nordrhein-Westfalen weniger Geld zusätzlich aus-
gegeben werden wird als in allen anderen Bundes-
ländern? 

(Huonker [SPD]: Reden Sie einmal mit Ba

-

den-Württemberg, Herr Kollege!) 
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Vizepräsident Cronenberg : Wenn Sie darauf ach-
ten würden, daß die Frage kurz ist, wäre ich Ihnen 
sehr verbunden. Bitte sehr. 

Dr. Möller (CDU/CSU): Herr Kollege, können Sie 
bestätigen, daß der Deutsche Städtetag vor einigen 
Tagen dieses Programm der Bundesregierung noch 
einmal ganz besonders begrüßt und auch die Städte 
von Nordrhein-Westfalen und das Land Nordrhein

-

Westfalen aufgerufen hat, diese Möglichkeiten voll 
auszuschöpfen und entsprechende Landesmittel 
hinzuzutun? 

Dr. Daniels (CDU/CSU): Ich kann beide Fragen 
nur mit Ja beantworten. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Vielen Dank!) 
Meine Damen und Herren, entscheidend ist: Im 

Gegensatz zu bisher ist die Förderung in Zukunft 
kein wirtschaftspolitisches, sondern nur noch ein 
sozialpolitisches Ziel. Sie verfolgt, da sie sich auf 
das selbstgenutzte Wohnungseigentum konzen-
triert, gerade die Vermögensbildung für breite 
Schichten der Bevölkerung. Das ist auch in der 
Presse durchaus so gesehen worden. Ich zitiere aus 
dem Presseecho — seinerzeit auf den Beschluß der 
Bundesregierung: „Begünstigt bauen und kaufen 
sollen möglichst viele Leute und nicht Leute mit 
viel Geld". 

Ich meine auch, die Angriffe der GRÜNEN auf 
das Eigentum an der Wohnung gehen absolut fehl. 
Eigentum an der selbstgenutzten Wohnung stärkt 
die Unabhängigkeit. Es erhöht die Selbständigkeit, 
und es fördert auch die Selbstverantwortung, und 
zwar im unmittelbaren praktischen Leben. 

Es ist schon darauf hingewiesen worden, daß es 
auch ein Beitrag zur Altersvorsorge ist. Aber für 
mich ist gegenüber all den anderen Möglichkeiten 
der Altersvorsorge entscheidend: Wohneigentum ist 
Eigentum zum Anfassen. Es ist unmittelbar erleb

-

bares und auch unmittelbar erlebtes Eigentum, zu 
dem man tägliche konkrete Beziehungen hat. Das 
führt dazu, daß sich Wohneigentümer z. B. sehr viel 
mehr um ihre Wohnung kümmern, als das Mieter 
tun. Sie geben im Durchschnitt einen sehr viel hö-
heren Anteil ihres Einkommens für ihre Wohnung 
aus als Mieter. Sie stecken auch mehr eigene Lei-
stung in die Wohnung hinein. Das bedeutet indirekt 
auch eine Förderung der Bauwirtschaft. Denn je 
mehr Mieter Eigentümer ihrer Wohnung werden — 
das ist ja das Ziel dieses Gesetzes —, um so mehr 
werden private Ersparnisse mobilisiert, die von den 
Bürgern freiwillig in den Bereich Bauen und Woh-
nen gelenkt werden. Das bedeutet eine Stärkung 
der Bauwirtschaft ohne Dirigismus. 

Weil die Förderung von Eigentum im Vorder-
grund steht, ist es nur absolut folgerichtig, den Neu-
bau und den Erwerb vollständig gleichzustellen. 
Der sozialpolitische Zweck wird in genau der 
gleichen Weise erreicht, ob sich jemand eine Woh-
nung kauft oder ob er sie baut. Gerade durch die 
Förderung des Erwerbs wird breiten Schichten der 
Bevölkerung der Eigentumserwerb überhaupt erst 
ermöglicht. Das ergibt schon die Betrachtung der 
Vergangenheit. Ich glaube, Sie haben selbst gesagt, 
Herr Reschke, daß ein Großteil der Haushalte mit 

durchschnittlichem oder unterdurchschnittlichem 
Einkommen in der Vergangenheit nur über den Er-
werb Eigentum hat bekommen können. Wenn wir 
hier Unterschiede machen, dann, so scheint mir, 
wäre das gerade eine besonders unsoziale Maßnah-
me, so daß ich eigentlich nicht verstehen kann, wie 
so etwas von einer Partei vorgeschlagen wird, die 
das Wort „sozial" besonders groß im Munde führt. 

(Huonker [SPD]: Sie haben die Logik darin 
nicht begriffen! Die kleinen Leute können 

das nicht ausschöpfen!) 

Das gilt auch und gerade in den Ballungsgebie-
ten. Herr Kollege Huonker, Sie haben den Städte-
tag zitiert; auch ich darf mich hier auf ihn berufen. 
Wir haben gerade diesen Punkt sehr sorgfältig be-
raten und sind einstimmig — mit allen Stimmen 
auch Ihrer Parteifreunde im Präsidium des Städte-
tages — zu der Auffassung gekommen, daß gerade 
um der breiten Bevölkerungsschichten in den Bal-
lungsgebieten willen die Förderung des Erwerbs 
der Neubauförderung gleichgestellt werden muß. 

(Huonker [SPD]: Darin, daß Sie es so be

-

schlossen haben, stimme ich Ihnen zu!) 

Ich gebe Ihnen gerne zu, daß hier über die Einbe-
ziehung der Grunderwerbskosten noch sehr inten-
siv nachgedacht werden muß, weil wir damit natür-
lich diese Wirkung noch verstärken. Ich persönlich 
gehe sogar so weit, zu sagen: Wenn sich herausstel-
len sollte, daß diese Einbeziehung der Grunder-
werbskosten den Finanzrahmen insgesamt über-
steigt, wird man darüber nachdenken müssen, ob 
man nicht an anderer Stelle, etwa bei der Höhe der 
Förderungsbeträge, einen Ausgleich schaffen 
kann. 

(Zustimmung bei der SPD — Huonker 
[ SPD]: Das ist eine ganz interessante Aus

-

sage!) 

Das ist eine Sache, die in den Beratungen noch 
sorgfältig zu überlegen sein wird. Ich kann hier nur 
als meine persönliche Meinung sagen, daß darüber 
nachzudenken sein wird, ohne daß ich mir selbst 
hierzu schon eine abschließende Meinung gebildet 
hätte. 

(Huonker [SPD]: Eine wichtige Aussage!) 

Meine Damen und Herren, über den zweiten 
Schwerpunkt des Gesetzes ist schon so viel gesagt 
worden, daß ich ihn hier nicht mehr im einzelnen 
darstellen will, über den Schwerpunkt nämlich, daß 
in Zukunft niemand mehr für das Bewohnen seiner 
eigenen Wohnung Steuern zahlen soll. Es werden 
immerhin 7 bis 8 Millionen Haus- und Wohnungsei-
gentümer für ihr Haus oder ihre Wohnung in Zu-
kunft keine Steuererklärung mehr abgeben müs-
sen, und wahrscheinlich rund 1 Million von ihnen 
wird deshalb überhaupt keine Steuererklärung 
mehr abgeben müssen. Die Betreffenden haben in 
Zukunft mit dem Finanzamt überhaupt nichts mehr 
zu tun. 

Zusammenfassend meine ich: Abbau von Staat 
und Bürokratie auf der einen, Förderung von Eigen

-

tum,  Selbständigkeit und Selbstverantwortung auf 
der anderen Seite, gezielte Hilfe, wo sie nötig ist, 
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das sind die Grundprinzipien dieses Gesetzes, und 
das sind auch die Grundvoraussetzungen einer so-
zialen Wohnungsmarktwirtschaft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Cronenberg: Das Wort hat der Parla-
mentarische Staatssekretär Dr. Jahn. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Die heu-
tige Debatte, insbesondere der Diskussionsbeitrag 
der Redner der Opposition, gibt Veranlassung, ein 
wenig Licht in das Kapitel „Dichtung und Wahr-
heit" zu bringen. 

(Huonker [SPD]: Na, na, Vorsicht!) 

Punkt 1: Die Bundesregierung hat bereits am 
3. Juli 1984 Leitlinien zur Neuregelung der steuerli-
chen Förderung des selbstgenutzten Wohneigen-
tums beschlossen. Dies war für die Opposition An-
laß, einen eigenen Gesetzentwurf auf den Weg zu 
bringen. 

(Huonker [SPD]: Das ist die lautere Un

-

wahrheit!) 

Der war früher da als der der Regierung, aber Sie, 
Herr Huonker, sind auf den fahrenden Zug ge-
sprungen! 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Huon

-

ker [SPD]: Das glauben Sie selber nicht!) 

Zweitens. Kollege Daniels hat soeben gesagt, 

(Zuruf von der SPD: Alles Lyrik!) 

daß dieses Gesetz in seiner Bedeutung gar nicht 
hoch genug angesiedelt werden kann, denn die Idee 
des Wegfalls der Nutzungswertbesteuerung haben 
Sie von der Regierung und den Koalitionsfraktio-
nen übernommen. 

Vizepräsident Cronenberg: Herr Staatssekretär, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Reschke? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Ja, die erste und letzte, Herr Präsident, denn ich 
weiß, daß wir um 13 Uhr in die Mittagspause eintre-
ten wollen. 

Vizepräsident Cronenberg: Ich bin Ihnen für die 
Rücksicht auf das Plenum dankbar. — Bitte sehr, 
Herr Kollege. 

Reschke (SPD): Ich bin Ihnen auch sehr dankbar 
und will es kurz machen: Sind Sie bereit, zur Kennt-
nis zu nehmen, daß, bevor die Regierung im Som-
mer 1984 ihre Leitlinien, an denen sie natürlich vor-
her gearbeitet hatte, veröffentlicht hat, die SPD-
Bundestagsfraktion schon im April 1984 ihre Leitli-
nien, an denen sie auch einige Monate vorher gear-
beitet hat, veröffentlicht hat? 

(Huonker [SPD]: Das ist die lautere Wahr

-

heit!) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Reschke, natürlich hatten auch Sie 
Papiere, aber eine Lösung des Problems der Nut-
zungswertbesteuerung habe ich bei Ihnen in dieser 
Ausformulierung nicht gelesen. 

(Huonker [SPD]: Ich darf Ihnen das Papier 
schicken!) 

— Danke, Herr Huonker, ich nehme es auch gern 
entgegen! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
dritte Punkt: Die Grundstückskosten werden  — 
Herr  Kollege Huonker, der Sie ja immer für Vertei-
lungsgerechtigkeit sind — im Regierungsentwurf 
— abweichend vom SPD-Vorschlag — nicht in die 
Förderung einbezogen. Sie wollen eine stärkere 
Förderung von besseren Wohnanlagen, von wirt-
schaftsstärkeren Standorten. Ich frage Sie: Wie ist 
das mit Ihrer Gesamtpolitik vereinbar? 

Viertens. Sie haben verteilungspolitische Kritik 
geäußert und gesagt, daß die höheren Einkommen 
bessergestellt würden. Ich möchte Ihnen einmal 
vorführen, wie das nach dem SPD-Entwurf in con-
creto aussieht. Ich bringe ein Beispiel. Eine Familie 
mit zwei Kindern und einem Einkommen von jähr-
lich 70 000 DM — Facharbeiter — erwirbt ein Rei-
henhaus zu einem Gesamtpreis von 400 000 DM. 
Davon sind 80 000 DM Grundstückskosten. Nach 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung beträgt 
die Steuerentlastung rund 45 000 DM, nach Ihren 
Vorstellungen nahezu 87 000 DM. 

Ich könnte hier ein weiteres Beispiel anführen. 

(Zuruf des Abg. Huonker [SPD]) 

Deshalb, Herr Kollege Huonker, dürfen Sie nicht 
von einer „Perversion der Gerechtigkeit" sprechen, 
auch heute morgen in den Medien nicht. Sie dürfen 
auch nicht von Mitnahmeeffekten sprechen, da Ihr 
eigener Gesetzentwurf denselben Effekt in überrei-
chem Maße hervorruft. 

(Jäger [Wangen] [CDU/CSU]: Sehr gut! — 
Zuruf des Abg. Huonker [SPD]) 

Fünftens. Herr Kollege Huonker, lassen Sie mich 
noch einmal zu der progressionsunabhängigen 
Grundförderung kommen. Das ist die Hauptkritik, 
die Sie vorbringen. Geht es Ihnen um die Steuerbe-
lastung, so können Sie die Unterschiede in der Be-
steuerung für die SPD gar nicht groß genug anset-
zen. Geht es Ihnen um Steuerentlastungen — ge-
nauer gesagt: Geht es Ihnen darum, aus bestimm-
ten politischen Gründen einen begrenzten Teil des 
Einkommens gar nicht erst zu besteuern —, dann 
fordern Sie Gleichheit nach Mark und Pfennig. 

(Huonker [SPD]: Uns geht es um die Erhö
- hung der Wohneigentumsquote, Herr Kol-

lege, und nicht um Umverteilung!) 

— Herr Kollege Huonker, die Steuersystematik ha-
ben Sie angegriffen. Sie haben § 7 b angegriffen. 
Nun müssen Sie sich vorhalten lassen, was Sie als 
Parlamentarischer Staatssekretär zu einer Zeit, als 
Sie die Regierung stellten, 1979 in dem Bericht der 
damaligen Bundesregierung über Möglichkeiten 
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zur Umstellung des § 7 b auf ein anderes Fördersy-
stem ausgeführt haben. 

Zunächst einmal: Die alte Regierung bekam vom 
Deutschen Bundestag im Jahre 1977 den Auftrag, 
bis Ende 1978 einen Bericht zu erstellen. Dieser 
Bericht sollte die Umstellung der Sonderabschrei-
bungen nach § 7 b auf ein System der Direktförde-
rung und des Abzugs von der Steuerschuld jeweils 
unter Berücksichtigung familienfreundlicher Kom-
ponenten zum Gegenstand haben. 

(Zuruf des Abg. Conradi [SPD]) 

Wenn, Herr Kollege Huonker, § 7 b für Sie eine 
„Perversion der Gerechtigkeit" ist, wenn, wie Sie 
eben gesagt haben, die progressionsabhängige För-
derung „Willkür" ist, dann frage ich Sie, warum da-
mals der Fahrplan zunächst einmal nicht eingehal-
ten worden ist. 

(Zurufe von der SPD) 

Ein Zweites, Herr Kollege Huonker. Die damalige 
Regierung, in der Sie Parlamentarischer Staatsse-
kretär waren — wenn ich mich nicht irre, sogar im 
Finanzministerium —, hat den Bericht verspätet 
vorgelegt. Ich zitiere aus dem Bericht, was die da-
malige Bundesregierung zu § 7 b ausgeführt hat: 

§ 7 b hat sich bisher 

(Zuruf des Abg. Huonker [SPD]) 

— Herr Kollege Huonker, ich darf bitten — 

als wirksames Instrument zur Förderung des 
Eigenheimbaus und damit zur Bildung von 
Wohneigentum in privater Hand bewährt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Der zweite Satz lautet: 

Diese Feststellungen bestätigen, daß die Steu-
erbegünstigung des § 7 b in breiten Bevölke-
rungskreisen eine Anreizfunktion hat. 

Dem, meine Damen und Herren, ist nichts hinzu-
zufügen. Herr Kollege Huonker, Sie haben heute 
hier offensichtlich eine Wende vollzogen. Es ist eine 
Frage der Glaubwürdigkeit einer Partei, ob sie aus 
der Regierungsverantwortung heraus dasselbe sagt 
wie aus der Oppositionsrolle heraus. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so

-

wie bei Abgeordneten der GRÜNEN — Zu

-

ruf des Abg. Huonker [SPD]) 

— Herr Kollege Huonker, diese Drucksache ist eine 
Drucksache der Regierung, und die Regierung 
wurde gestellt von zwei Fraktionen. Sie können sich 
hier heute nicht wegdividieren. Sie haben das als 
SPD mit zu verantworten. 

(Huonker [SPD]: tine Koalition ist auf 
Kompromisse angewiesen! Das wissen Sie 

so gut wie wir, Herr Kollege!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der 
SPD-Vorschlag, der heute vorliegt, ist nicht finan-
zierbar und steht im Widerspruch zu den notwendi-
gen Konsolidierungsbemühungen. 

Zweitens. Die Kumulierung der Direktförderung 
mit der steuerlichen Förderung führt in Einzelfäl-
len zu Übersubventionierungen. 

Drittens. Die degressive Gestaltung der Förde-
rung enthält einen Lockvogeleffekt und wird dem 
Belastungsverlauf beim Eigenheimerwerber nicht 
gerecht. Wir dürfen die jungen Eheleute nicht ins 
Eigenheim locken und dann durch eine degressive 
Gestaltung der Förderung in die Zwangsversteige-
rung treiben. 

(Huonker [SPD]: Das ist ein völlig falscher 
Schluß! Die Belastung nimmt doch im 

Laufe der Zeit ab!) 

Herr Kollege Reschke, Sie haben den unsozialen 
Wohnungsmarkt angesprochen. Ich will das Kapitel 
„Erbschaft" nur anreißen. Sie haben damals in Ih-
rer Regierungsverantwortung Wohnberechtigungs-
scheine ausgegeben, aber nicht in erster Linie Woh-
nungen gebaut. Wir haben 40% Fehlbeleger über-
nommen, 

(Zurufe von der SPD) 

und Sozialmieter müssen heute höhere Mieten als 
manche Mieter am freien Markt zahlen. Sie rufen 
nach Nachsubventionierung, obwohl die Bundesre-
gierung für die Nachsubventionierung nicht zustän-
dig ist. 

Dann haben Sie das Bauherrenmodell angespro-
chen, das seine Wirkung in Zeiten der Inflation hat-
te. In welchen Zeiten haben wir die Inflation eigent-
lich gehabt? 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Bei den So

-

zis!) 

Sie haben es in Ihrer Regierungsverantwortung 
hingenommen, daß das Geschäft mit dem Bauher-
renmodell nicht die gemacht haben, die es erwor-
ben haben, sondern die, die es vermittelt haben. 

(Huonker [SPD]: Für unsere Vorschläge, 
etwas dagegen zu machen, gab es keine 
Mehrheit, nicht in der Koalition und schon 
gar nicht im Bundestag! Das müssen Sie 

sagen!) 

— Eine Regierung müßte an sich immer eine Mehr-
heit haben, oder eine Fraktion müßte aus der Regie-
rung ausscheiden, wenn sie die Regierungsmeinung 
nicht mittragen will. 

(Zurufe von der SPD) 

Herr Kollege Müntefering, Sie haben soeben — 
ich hätte es von mir aus nicht getan — die Städte-
bauförderung angesprochen, und Sie haben Mini-
ster Zöpel zitiert. 

(Müntefering [SPD]: Zöpel ist gut!) 

Herr Minister Zöpel hat gestern laut „General-An-
zeiger" gesagt, daß die Verdreifachung der Städte-
bauförderungsmittel fachlich richtig ist. Wir freuen 
uns, daß er das endlich so sieht; wir haben auch 
andere Stimmen gehört. Ich will die Fragestunde 
von heute nachmittag nicht vorwegnehmen, aber 
die Kritik richtet sich dagegen, daß es damals eine 
Vereinbarung gegeben hat, daß die Mittel zusätzlich 
bereitgestellt werden sollen. Es hieß damals in der 
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Formulierung, die man gemeinsam gefunden hatte, 
daß mit den erhöhten Mitteln Einzelvorhaben ge-
fördert werden sollen, deren Durchführung bisher 
für die Jahre 1986 und 1987 nicht vorgesehen ist. 
Wenn wir die Dinge heute richtig werten, ist das 
Land Nordrhein-Westfalen das einzige Land, das 
die Mittel voll umschichtet und damit nicht den Zu-
satzeffekt, der vereinbart ist, einhält. Das hat etwas 
mit der Frage zu tun, ob wir die Bauwirtschaft wie-
der kräftig mit Bauarbeiten versehen, ob 100 000 
Arbeitsplätze zusätzlich, wie wir das wollten, ge-
schaffen werden können oder nicht, und diese 
Frage bleibt an den zuständigen Minister gerich-
tet. 

(Müntefering [SPD]: Das ist falsch, was Sie 
sagen!) 

— Herr Kollege Müntefering, wenn Sie das Pro-
gramm weiter diskutieren, ist folgendes interes-
sant. Ich habe hier einen Brief des Vorsitzenden der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, der auf 
der Ortsebene seinem zuständigen Gemeindedirek-
tor folgenden Brief geschrieben hat: 

Ich übersende Ihnen die Broschüre des Bun-
desbauministeriums. 

Das ist diese, die Sie kennen. Dann heißt es wei-
ter: 

Herr Gemeindedirektor, ich empfehle Ihnen 
nachdrücklich, diese Broschüre intensiv zu stu-
dieren. Sie ist auch für unsere Gemeinde eine 
wahre Fundgrube an Ideen. 

Dem habe ich nichts hinzuzufügen, und wir bedan-
ken uns, daß uns auch die Opposition zu diesem 
Weg öffentlich beglückwünscht. 

(Müntefering [SPD]: Sie haben einen guten 
Pressesprecher, das wissen wir! — Zurufe 

von der CDU/CSU) 

— Wir haben einen guten Pressesprecher; das be-
stätige ich Ihnen ausdrücklich. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hin-
sichtlich der Frage des privaten Eigentums hatten 
wir heute eine größere Koalition, als sie sonst be-
steht. Ich möchte dazu einladen, wenigstens immer 
wieder die Frage stellen zu dürfen: Aus welchen 
Motiven ist eine Partei für privates Eigentum? Wir 
hatten mal Zeiten — da ging es nicht um das eigen-
genutzte Eigentum —, als der jetzige Oppositions-
führer im Deutschen Bundestag die Kommunalisie-
rung von Grund und Boden, die Überführung von 
Grundstücken in Verfügungs- und Nutzungseigen-
tum wollte. Das hat er in großen wissenschaftlichen 
Abhandlungen dargelegt. Ich weiß nicht, ob der Op-
positionsführer auf diese Vorlage zurückkäme, 
wenn die Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
im Deutschen Bundestag die absolute Mehrheit 
hätte; 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Keine Chan

-

ce! — Zurufe von der CDU/CSU und der 
SPD) 

denn zwischen Sozialismus und privatem Eigentum 
ist ein Verhältnis von Feuer und Wasser. Das muß 
man sagen dürfen. 

Wenn die Neue Heimat privatisiert und den Mie-
tern privates Eigentum gibt, dann tut sie das nicht, 
damit die Mieter Eigentümer werden, sondern da-
mit sie sich saniert, damit sie von den roten wieder 
in die schwarzen Zahlen kommt. 

Ich lade die deutsche Öffentlichkeit dazu ein, 
wenn es um den Wettbewerb geht, für privates Ei-
gentum einzutreten, auch die Frage zu stellen, aus 
welchen Motiven die jeweilige Partei diese politi-
sche Forderung stellt. 

(Müntefering [SPD]: Haben Sie das den 
Münsteranern nicht gesagt, als sie am 

12. Mai SPD gewählt haben?) 
— Herr Kollege Müntefering, ich schließe mit der 
Feststellung, daß wir, die CSU und die CDU und die 
Bundesregierung insgesamt, immer aus ordnungs-
politischen Gründen für das private Eigentum ein-
getreten sind, denn das private Eigentum schafft 
Unabhängigkeit; das private Eigentum ist ein Wert, 
den man am Lebensabend an die Kinder weiterver-
mitteln kann; das Eigentum schafft Unabhängig-
keit, und letztlich ist das private Eigentum ein Ga-
rant für die Freiheit, in der wir alle leben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von den GRÜNEN: Eigentumsfeti

-

schist!) 

Vizepräsident Cronenberg: Weitere Wortmeldun-
gen liegen mir nicht vor. Ich schließe die Ausspra-
che. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Gesetzent-
wurf auf Drucksache 10/3633 an den Finanzaus-
schuß zur federführenden Beratung, an den Aus-
schuß für Wirtschaft, den Ausschuß für Jugend, Fa-
milie und Gesundheit, den Ausschuß für Raumord-
nung, Bauwesen und Städtebau zur Mitberatung so-
wie an den Haushaltsausschuß zur Mitberatung 
und gemäß § 96 unserer Geschäftsordnung zu über-
weisen. Werden weitere Vorschläge gemacht? — 
Das ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Wir treten in die Mittagspause ein. Die Sitzung 
wird um 14 Uhr mit der Fragestunde fortgesetzt. 

Soweit Sie zu essen beabsichtigen, wünsche ich 
Ihnen guten Appetit. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 
(Unterbrechung von 13.01 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Stücklen: Die unterbrochene Sit-
zung wird fortgesetzt. 

Ich rufe Punkt 2 der Tagesordnung auf: 
Fragestunde 
— Drucksache 10/3795 — 

Ich rufe die Frage 5 aus dem Geschäftsbereich 
des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramts 
auf, gestellt von der Abgeordneten Frau Blunck: 

Ist die Bundesregierung in der Einschätzung der Qualität 
und Effektivität der Nachrichtendienste der Bundesrepublik 
Deutschland der gleichen Meinung wie der bayerische Mini-
sterpräsident Strauß, der anläßlich seines Besuchs in der 
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DDR im „heute journal" des ZDF vom 2. September 1985 
erklärt hat, daß er „90 Prozent dessen, was die Dienste ermit-
teln, ohnehin für Unsinn" halte? 

Zur Beantwortung steht uns Herr Staatsminister 
Vogel zur Verfügung. Bitte sehr. 

Vogel, Staatsminister beim Bundeskanzler: Ver-
ehrte Frau Kollegin! Ihre Frage beantworte ich wie 
folgt. Trotz der Vorkommnisse in jüngster Zeit hält 
die Bundesregierung an ihrer Einschätzung der 
Qualität und Effektivität der Nachrichtendienste 
der Bundesrepublik Deutschland fest. Sie hat die-
sen Standpunkt in öffentlichen Äußerungen von 
Bundesminister Schäuble und Staatssekretär 
Schreckenberger bekräftigt. Die in den Nachrich-
tendiensten tätigen Fachleute haben für unsere Si-
cherheit gute Arbeit geleistet, sich auch in schwieri-
gen Situationen bewährt und immer wieder gute 
Erfolge aufzuweisen. Ihre Leistungen sind für die 
Erhaltung unserer freiheitlichen rechtsstaatlichen 
Ordnung unverzichtbar. Die Bundesregierung ist 
zuversichtlich, daß die Nachrichtendienste auch die 
Rückschläge der jüngsten Zeit überwinden werden. 
Es besteht kein Grund, an der Einsatzbereitschaft 
der Mitarbeiter unserer Nachrichtendienste zu 
zweifeln. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatsminister, hat die 
Bundesregierung diese ihre positive Einschätzung 
der Dienste dem bayerischen Ministerpräsidenten 
mitgeteilt; wann und bei welchem Anlaß hat sie das 
gemacht — ich nehme nicht an, daß es bei der Gra-
tulation war —; oder wann gedenkt sie es zu tun? 

Vogel, Staatsminister: Verehrte Frau Kollegin, 
Sie haben ja nach der Einschätzung der Bundesre-
gierung gefragt. Die Einschätzung der Bundesregie-
rung habe ich Ihnen dargelegt. Diese Einschätzung 
wird die Bundesregierung jedem, den es angeht, 
mitteilen, auf welchem Weg auch immer. 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage, 
bitte sehr. 

Frau Blunck (SPD): Teilen Sie mit mir die Mei-
nung, Herr Staatsminister, daß es, wenn ein Mini-
sterpräsident der Qualität von Herrn Strauß in der 
Deutschen Demokratischen Republik eine solche 
Einschätzung des Dienstes absondert, nicht unbe-
dingt motivierend für die Leute in den Diensten ist, 
und was gedenken Sie dagegen zu unternehmen? 

Vogel, Staatsminister: Frau Kollegin, wenn Sie 
die Interpretation, die Wertung der Äußerung des 
Regierungschefs eines Bundeslandes wissen möch-
ten, ist die geeignetste Adresse, sich zu erkundigen, 
ja dieser Regierungschef des betreffenden Bundes-
landes selber. Ich würde Ihnen also sehr empfehlen, 
die Fragen, die Sie hier angesprochen haben, mit 
dem Herrn bayerischen Ministerpräsidenten per-
sönlich zu erörtern. Dies wäre j a eine Möglichkeit 
für Sie. 

(Frau Blunck [SPD]: Sie sind doch verant

-

wortlich!) 

— Nein. Das Informationsbedürfnis, Frau Kollegin, 
besteht ja offenbar auf Ihrer Seite. 

(Frau Blunck [SPD]: Aber Sie haben kei

-

nes?) 
— Die Meinung der Bundesregierung habe ich Ih-
nen ja mitgeteilt. Und daran habe ich nichts zu 
ändern. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatsmini-
ster, können Sie sich vorstellen, wie die Bundesre-
gierung reagiert hätte, wenn ein Mitglied der Oppo-
sition so etwas in der DDR geäußert hätte? 

(Reddemann [CDU/CSU]: Ja!) 

Vogel, Staatsminister: Die Bundesregierung hät-
te, Frau Kollegin, die gleiche Meinung zu der Arbeit 
unserer Nachrichtendienste geäußert, die ich vor-
hin hier geäußert habe. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Klein (Dieburg). 

Klein (Dieburg) (SPD): Herr Staatsminister, wür-
den Sie, auf Ehre und Gewissen gefragt, wirklich so 
antworten, wenn beispielsweise Holger Börner — 
SPD — sich in Leipzig ähnlich geäußert hätte? 

Vogel, Staatsminister: Dann hätte die Bundesre-
gierung, was die Arbeit der Nachrichtendienste an-
geht, die gleiche Position bezogen, die ich hier bezo-
gen habe. Und wenn es zusätzliche Bedürfnisse 
nach Interpretation von Erklärungen von Herrn 
Börner gegeben hätte, hätte ich die gleiche Antwort 
gegeben, die ich hier gegeben habe. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Aber si

-

cher viel deutlicher!) 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Nachdem in der Dis-
kussion hier im Hohen Haus vom zuständigen Mi-
nister, dem Innenminister, angekündigt worden ist, 
daß eine Kommission zur Prüfung der Effizienz 
mindestens des Dienstes, der für die innere Sicher-
heit zuständig ist, eingesetzt wird, möchte ich Sie 
fragen, ob es nicht notwendig wäre, eine Effizienz-
prüfung für alle drei Dienste, die zum Teil in Kon-
kurrenz miteinander liegen, einzuleiten, und wenn 
j a, wann das geschieht. 

Vogel, Staatsminister: Herr Kollege Immer, ich 
muß vorausschicken, daß ich keinen inneren Zu-
sammenhang zwischen der Frage, die Sie jetzt auf-
werfen, und der von Ihrer Frau Kollegin einge-
brachten Frage erkennen kann. Ich möchte aber 
trotzdem darauf aufmerksam machen, daß hier Fra-
gen angesprochen worden sind — das wissen Sie 
genau —, die sich für eine vertiefende öffentliche 
Erörterung nicht eignen. Sie wissen, daß wir dafür 
die Parlamentarische Kontrollkommission haben. 
In der Parlamentarischen Kontrollkommission 
wird die Bundesregierung selbstverständlich bereit 
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sein, alle Fragen — auch die Fragen, die die Effi-
zienz der Dienste angehen — zu beantworten. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatsminister, da 
Sie die fachlichen Qualitäten des Ministerpräsiden-
ten Strauß sicherlich nicht in Frage stellen, da eine 
Sachverständigenkommission eingesetzt ist, und 
Sie soeben gesagt haben, daß dort auch eine Effi-
zienzprüfung ansteht: Sind Sie der Auffassung, daß 
der Minsterpräsident Strauß als Sachverständiger 
vor dieser Kommission auftreten und gehört wer-
den sollte? 

(Beifall bei der SPD) 

Vogel, Staatsminister: Zunächst einmal bin ich 
Ihnen sehr dankbar, daß Sie die umfassenden fach-
lichen Kompetenzen des bayerischen Ministerprä-
sidenten hier ausdrücklich bestätigt haben. 

(Frau Blunck [SPD]: Das haben Sie falsch 
verstanden! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 
Ich habe vorhin ausdrücklich gesagt, daß dann, 
wenn Fragen nach der Effizienz der Dienste beste-
hen, die Parlamentarische Kontrollkommission das 
geeignete Gremium ist, diese Fragen zu erörtern. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Ströbele. 

Ströbele (GRÜNE): Sieht die Bundesregierung ei-
nen Zusammenhang — oder gar eine Übereinstim-
mung — zwischen der Auffassung, die Herr Mini-
sterpräsident Strauß geäußert hat, die hier in der 
Frage wiedergegeben ist, und meiner Forderung 
hier vor dem Deutschen Bundestag, das Bundesamt 
für Verfassungsschutz zu schließen? 

Vogel, Staatsminister: Nein, überhaupt nicht, 
Herr Kollege Ströbele. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Verkehr auf. Zur Beantwortung der Fra-
gen steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Dr. Schulte zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 52 der Frau Abgeordneten 
Odendahl auf: 

Ist die Bundesregierung gemäß einer früheren Erklärung 
angesichts einer nunmehr vorliegenden gesamtwirtschaftli-
chen Untersuchung und einer von der Deutschen Bundes-
bahn erstellten Wirtschaftlichkeitsberechnung mit jeweils 
positivem Ergebnis bereit, die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß schnellstmöglich — bestenfalls am Tag der 
Eröffnung der S-Bahnlinie von Stuttgart/Schwabstraße nach 
Böblingen — der Ausbauvertrag mit dem Land Baden-Würt-
temberg über die Weiterführung der S-Bahn von Böblingen 
nach Herrenberg unterzeichnet werden kann? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär beim Bundesmi-
nister für Verkehr: Frau Kollegin, die Planungsun-
terlagen und die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

zur S-Bahn Herrenberg-Böblingen liegen dem 
Bundesminister für Verkehr erst kurze Zeit vor. Im 
Benehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
wird die Wirtschaftlichkeitsuntersuchung zur Zeit 
dahin überprüft, inwieweit sich durch Inbetrieb-
nahme der oben genannten S-Bahn-Strecke für die 
Deutsche Bundesbahn oder den Bund neue Folge-
kosten und finanzielle Risiken ergeben. In die Prü-
fung ist auch das Hauptprüfungsamt für die Deut-
sche Bundesbahn eingeschaltet. 

Das Ergebnis dieser Prüfung dürfte voraussicht-
lich Ende dieses Monats vorliegen, so daß die Deut-
sche Bundesbahn im Oktober in Verhandlungen 
über den Finanzierungsvertrag mit dem Land Ba-
den-Württemberg eintreten könnte. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Dann rufe ich die Frage 53 der Frau Abgeordne-
ten Odendahl auf: 

Welchen zeitlichen Rahmen hält die Bundesregierung hin-
sichtlich der Fertigstellung dieses Abschnittes für reali-
stisch? 

Bitte sehr. 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
die Deutsche Bundesbahn hat ihrer Planung eine 
Bauzeit von etwa drei Jahren zugrunde gelegt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 54 der Frau Abgeordneten 
Steinhauer auf: 

Trifft es zu, daß in der Bundesrepublik Deutschland ansäs-
sige Firmen komplette Lastzüge einschließlich Fahrer an-
mieten, um sie sozusagen im Lohnauftrag im hiesigen Be-
reich im Gütertransport einzusetzen, und welche Auffassung 
vertritt die Bundesregierung angesichts der bekanntgewor-
denen Vermutungen, daß die „Speditionsleistungen" zu Dum-
pingpreisen angeboten werden, und welche Konsequenzen 
zieht die Bundesregierung daraus? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässige Firmen 
komplette Lastzüge einschließlich Fahrer für den 
gewerblichen Güterfernverkehr anmieten. Dies ist 
auch mit der gegebenen Rechtslage unvereinbar. 
Nach dem Güterkraftverkehrsgesetz ist u. a. das 
Anmieten von Fahrzeugen lediglich im Nahverkehr 
sowie in den vom Güterkraftverkehrsgesetz freige-
stellten Verkehren von geringer Bedeutung er-
laubt. 

Die für die Überwachung des Güterkraftver-
kehrsgesetzes und seiner Tarifvorschriften zustän-
dige Bundesanstalt für den Güterfernverkehr 
würde unzulässige Anmietungen und damit verbun-
dene Umgehungsversuche der Tarifvorschriften im 
gewerblichen Güterfernverkehr ahnden. 

Über Dumpingpreise für Speditionsleistungen lie-
gen der Bundesregierung keine Informationen vor. 
Nach dem Güterkraftverkehrsgesetz gelten die Ta-
rife hinsichtlich der Beförderungsleistungen auch 
für den Speditionsvertrag. 
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Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
nehme an, daß Sie diese Frage nicht nur in bezug 
auf Lastzüge gegeben haben, die im Bereich der 
Bundesrepublik Deutschland zugelassen sind. Ist 
Ihnen nicht bekannt, daß hier u. a. komplette DDR-
Lastzüge angemietet werden und hier zu Dumping-
preisen Speditionsleistungen erbringen? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie mir dazu einen 
konkreten Hinweis geben könnten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Frau Steinhauer (SPD): Ich habe auch noch eine 
Frage in bezug auf Ihre Antwort vorhin: Gilt für — 
ich sage jetzt — DDR- und andere ausländische 

(Reddemann (CDU/CSU]: Was heißt hier 
„und andere ausländische"?) 

Speditionsleistungen, wenn sie im Inlandverkehr 
erfolgen, auch die Vorschrift, daß die besonderen 
Konzessionsbedingungen sowohl für die Fracht- als 
auch für die sozialen Bereiche eingehalten wer-
den? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Wir haben eine 
geregelte Marktordnung. Wir haben in der EG auch 
gemeinsame Sozialvorschriften. Es ist allerdings 
sehr oft eine Frage, ob diese Sozialvorschriften in 
jedem Staat gleichermaßen angewendet werden. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, Sie ha-
ben eben auf die Frage meiner Kollegin geantwor-
tet, Ihnen lägen keine Informationen vor. Darf ich 
Sie fragen, ob Sie sich denn Mühe gegeben haben, 
Informationen einzuholen, wo, wann und wie Sie 
das gemacht haben? 

Dr. Schulte, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
wir haben für diese Fragen der Marktordnung im 
Güterkraftverkehr eine Abteilung und mehrere Re-
ferate, die sehr eng mit der Bundesanstalt für den 
Güterfernverkehr zusammenarbeiten. Es gibt dort 
keine Meldung, die Frau Kollegin Steinhauer ge-
meint haben könnte. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatz-
fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für das Post- und Fernmeldewesen auf. Die 
Fragen 55 und 56 des Abgeordneten Paterna sowie 
57 und 58 des Abgeordneten Dr. Klejdzinski sollen 
auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
auf. Zur Beantwortung der Fragen steht uns Herr 
Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Jahn zur Ver-
fügung. 

Die Fragen 59 und 60 des Abgeordneten Reschke 
sowie 61 und 62 des Abgeordneten Huonker sollen 
auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Die Frage 67 ist vom Fragesteller, dem Abgeord-
neten Dr. Möller, zurückgezogen worden. 

Ich rufe die Frage 63 des Herrn Abgeordneten 
Braun auf. — Der Abgeordnete Braun ist nicht im 
Saal. Es wird wie in der Geschäftsordnung vorgese-
hen verfahren. Das gilt auch für die Frage 64 des 
Abgeordneten Braun*). 

Ich rufe die Frage 65 des Herrn Abgeordneten 
Schemken auf. — Auch er ist nicht im Saal. Es wird 
wie in der Geschäftsordnung vorgesehen verfahren. 
Das gilt auch für die Frage 66 des Abgeordneten 
Schemken*). Damit ist dieser Geschäftsbereich ab-
geschlossen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Auswärtigen auf. Zur Beantwortung der 
Fragen steht uns Herr Staatsminister Möllemann 
zur Verfügung. 

Die Fragen 69 des Abgeordneten Immer (Alten-
kirchen) und 71 des Abgeordneten Oostergetelo 
werden entsprechend der Nr. 2 Abs. 2 der Richtli-
nien für die Fragestunde schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 68 des Herrn Abgeordneten 
Immer (Altenkirchen) auf: 

Hat die Bundesregierung die Verhaftung des amtierenden 
Präsidenten der Weltvereinigung der Reformierten Kirchen, 
Allan Boesak, zum Anlaß genommen, sich für seine Freilas-
sung einzusetzen, und welche Schritte hat sie bejahenden-
falls diesbezüglich unternommen? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Möllemann, Staatsminister im Auswärtigen Amt: 
Herr Kollege Immer, die Bundesregierung hat so-
fort nach Bekanntwerden der Verhaftung die Re-
gierung in Pretoria aufgefordert, den Pfarrer Dr. 
Boesak unverzüglich freizulassen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatsminister, 
ist ein Echo darauf erfolgt, oder können Sie sagen, 
ob das Aussicht auf Erfolg hat, ob es zu einer Ver-
handlung kommt oder ob Herr Boesak sogar entlas-
sen wird? 

Möllemann, Staatsminister: Bis jetzt gibt es noch 
kein positives Echo darauf. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Wird die Bundesre-
gierung an diesem Fall dranbleiben? Das zu wissen 
ist für uns ja wichtig; denn wir müssen bekanntge-
wordenen Menschenrechtsverletzungen in allen 
Fällen entgegentreten, ganz gleich, in welchem 
Staat sie geschehen. 

*) Die Fragen wurden doch noch mündlich beantwortet; 
siehe Seiten 11703 A, 11705 B. 
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Möllemann, Staatsminister: Ja, natürlich. Dabei 
möchte ich unterstreichen, daß dieser Fall auf 
Grund der Person des Betroffenen zwar besonders 
auffallend ist, wir ihn aber nicht von der gesamten 
Entwicklung in der Republik Südafrika isoliert se-
hen können. Das hat in den vergangenen Tagen sei-
nen Niederschlag in den Beratungen der Regierun-
gen der Europäischen Gemeinschaft gefunden, über 
die der Bundesaußenminister gestern zunächst den 
Auswärtigen Ausschuß unterrichtet hat und über 
die im Deutschen Bundestag ja auch morgen in 
einer Aktuellen Stunde zu sprechen sein wird. Ich 
glaube, ich greife der Debatte nicht vor, wenn ich 
sage, daß es erfreulich ist, daß in der Bewertung des 
Vorgehens der Gemeinschaft zwischen den Fraktio-
nen des Hauses gestern im Auswärtigen Ausschuß 
eine große Einmütigkeit bestand. 

Es ist vielleicht angemessen, zu sagen, Herr Kol-
lege Immer, daß wegen dieses Falles, wegen ande-
rer Fälle und wegen der Politik, die dieses Land im 
Augenblick bezüglich der Menschenrechte betreibt, 
in den vergangenen Tagen in Luxemburg ein Maß-
nahmenbündel beschlossen worden ist, das unter 
der Kategorie der restriktiven Maßnahmen ein Em-
bargo für Waffenexporte und -importe beinhaltet, 
weiter die Rückberufung der Militärattachés, die in 
Südafrika akkreditiert sind, und die Verweigerung 
der Akkreditierung von Militärattachés aus Süd-
afrika, ein grundsätzliches Abraten von Kultur- und 
Wissenschaftsabkommen, soweit sie nicht eindeutig 
der nichtweißen Bevölkerung zugute kommen, die 
Beendigung der Ölexporte nach Südafrika und den 
Verzicht auf eine neue Zusammenarbeit im Nu-
klearbereich. 

Hinzu kommen sogenannte positive Maßnahmen 
wie die Fortschreibung und Weiterentwicklung des 
EG-Verhaltenskodex, ein Programm zur Fortbil-
dung der nichtweißen Bevölkerung einschließlich 
Universitätsstipendien in den Ländern der Europäi-
schen Gemeinschaft und die Verstärkung der Kon-
takte mit den Nichtweißen auf den Gebieten der 
Politik, des Gewerkschaftswesens sowie im Ge-
schäftsbereich und auf dem Gebiet von Kultur, Wis-
senschaft und Sport. 

Unabhängig davon erneuern wir die Forderung 
nach Freilassung der politischen Gefangenen. Als 
solche sind sowohl Nelson Mandela als auch Pfar-
rer Boesak zu bezeichnen. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatsminister, gehe ich 
richtig in der Annahme, daß die Bundesregierung 
das Bemühen der Kirchen unterstützt, die Freilas-
sung des Präsidenten der Weltvereinigung der Re-
formierten Kirchen, Allan Boesak, zu erreichen? 
Wie sieht das konkret aus? Und hat sie sich mit den 
Kirchen abgestimmt? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Ooster-
getelo, konkret sieht das so aus, daß wir über un-
sere Vertretung in der Republik Südafrika die Re-
gierung darauf aufmerksam gemacht haben, daß 
wir die Freilassung des Inhaftierten verlangen. Wir 
wissen uns dabei im Einklang mit allen Kirchen. 

Überhaupt ist es eindrucksvoll, wie die Forderung 
nach Überwindung der Apartheid, die die Bundesre-
gierung erhebt, naturgemäß — so könnte man sa-
gen — von allen christlichen und sonstigen Glau-
bensgemeinschaften in den letzten Wochen massiv 
unterstützt worden ist. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatsmini-
ster, so anerkennenswert es ist, daß prominenten 
Verhafteten in Südafrika durch Interventionen ge-
holfen wird, so frage ich Sie doch: Gibt es eigentlich 
eine Möglichkeit, auch die unzähligen anderen 
Pfarrer, Christen und Gewerkschaftler, die verhaf-
tet sind, namentlich zu kennen und auch diesen 
weniger bekannten Opfern der Apartheidpolitik 
und des Rassismus Hilfe zu leisten? 

Möllemann, Staatsminister: Frau Dr. Hamm-Brü-
cher, der von Ihnen angesprochene Sachverhalt 
war es, der mich eben bewogen hat, so zu antwor-
ten. 

Einerseits ist klar, daß man bei international be-
kannten Persönlichkeiten, wenn sie so behandelt 
werden, in der Weltöffentlichkeit besonders emp-
findlich reagiert. Wir richten damit das Interesse 
der Weltöffentlichkeit j a auch auf den zugrunde lie-
genden Mißstand. Das gilt nicht nur für diesen Fall, 
sondern denken wir auch an vergleichbare Fälle 
wie den von Herrn Sacharow in der Sowjetunion. 
Für die zahllosen anderen, die ein gleiches Schick-
sal erleiden, wäre es vermutlich unbefriedigend, 
wenn man sich etwa nur um die wenigen bekann-
ten Personen kümmerte. Das ist aber nicht so. 

Die Forderung der Bundesregierung und — das 
wird hier im Haus morgen deutlich werden — des 
ganzen Hauses nach Überwindung der Apartheid 
und der Menschenrechtsverletzungen in Südafrika 
soll eben auch das Schicksal der zahllosen anderen 
erleichtern, die bisher genauso betroffen sind. 

Was im übrigen Namenslisten angeht, so bekom-
men wir von den Kirchen, von Menschenrechtsor-
ganisationen, von amnesty international, immer 
wieder Namen, die nicht so bekannt sind, und auch 
für diese verwenden wir uns. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 70 des Herrn Abgeordneten 
Oostergetelo auf: 

Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor, 
aus welchen Gründen der amtierende Präsident der Weltver-
einigung der Reformierten Kirchen, Allan Boesak, von Si-
cherheitskräften der Republik Südafrika am 27. August 1985 
verhaftet worden ist, und wie beurteilt die Bundesregierung 
diesen Vorfall? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Ooster-
getelo, Dr. Boesak wurde am 27. August von Sicher-
heitskräften der Republik Südafrika verhaftet, als 
er für die Freilassung des inhaftierten Nelson Man-
dela demonstrierte. Dieser Vorfall zeigt nach Auf-
fassung der Bundesregierung, daß die Regierung 
der Republik Südafrika noch nicht bereit ist, end- 
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Staatsminister Möllemann 
lich mit den authentischen Führern der nichtwei-
ßen Bevölkerung zu verhandeln, um so eine politi-
sche und gesellschaftliche Ordnung zu schaffen, die 
von allen Südafrikanern, unabhängig von der Haut-
farbe, akzeptiert werden kann. Die Bundesregie-
rung hat, wie ich bereits erwähnte, unverzüglich 
nach Bekanntwerden der Verhaftung die südafrika-
nische Regierung mit Nachdruck aufgefordert, Pa-
stor Boesak sofort freizulassen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatsminister, haben 
die drei europäischen Außenminister der Nieder-
lande, Italiens und Luxemburgs versucht, mit 
Herrn Boesak in Verbindung zu treten? 

Möllemann, Staatsminister: Sie haben versucht, 
mit mehreren inhaftierten Sprechern oder vermut-
lichen Sprechern — es ist j a immer etwas schwie-
rig, bei Leuten, die inhaftiert sind, das authentisch 
festzulegen — der schwarzen oder nichtweißen 
Mehrheit des Landes zu sprechen. Sie wissen, daß 
ihnen das nicht in allen Fällen gelungen, in mehre-
ren Fällen verwehrt worden ist; so auch hier. Aber 
sie haben durch ihre Begegnung beispielsweise mit 
Vertretern des ANC dokumentiert, daß sie willens 
waren und sind, den Grundgedanken auch in die 
Tat umzusetzen, daß Gespräche mit allen wichtigen 
Gruppen erfolgen müssen, um eine friedliche Rege-
lung des Konflikts zu ermöglichen. 

Im übrigen wird die Bundesregierung — wenn 
ich das hier hinzufügen darf — diesem Gedanken 
folgend ihrerseits bei geeigneter Gelegenheit eben-
falls mit solchen Repräsentanten der nichtweißen 
Oppositionsgruppen Gespräche führen und entspre-
chende Begegnungen durchführen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
bitte. 

Oostergetelo (SPD): Hat die Bundesregierung 
durch ihre Botschaft in Südafrika die Regierung 
des Landes eindeutig wissen lassen, daß die Verhaf-
tungswelle aus unserer Sicht eher das Gegenteil 
dessen bewirkt, was man erreichen möchte? 

Möllemann, Staatsminister: Ja, sicher; wobei ei-
gentlich jeder, der den Gang der Geschichte nur in 
den letzten 30 Jahren beobachtete, wissen müßte, 
daß das Verhalten der südafrikanischen Regierung 
kontraproduktiv ist. Aber alle Appelle haben diese 
Einsicht bis jetzt noch nicht hervorgerufen. Es 
scheint allerdings, daß sich in wichtigen weißen Be-
völkerungskreisen der Republik Südafrika diese 
Erkenntnis immer stärker durchsetzt, und vielleicht 
geht von deren Einwirkungen auf die eigene Regie-
rung mehr Einfluß aus, als das bisher der Fall war. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatsmini-
ster, aus Ihrer vorigen Antwort, die ich dankbar auf-
genommen habe, entnehme ich, daß Sie sich auch 
der unbekannten verhafteten Gegner der Apart-
heidspolitik und des Rassismus in Südafrika an-

nehmen. Könnten Sie möglicherweise diese Bemü-
hungen in irgendeiner Form doch noch verstärken 
und vielleicht auch individualisieren und uns dann 
darüber informieren, was für die unbekannten Op-
fer dieser schrecklichen Rassenpolitik geschehen 
kann? 

Möllemann, Staatsminister: Ich denke, Frau Dr. 
Hamm-Brücher, daß ein laufender Bericht der Bun-
desregierung über ihre Bemühungen zur Überwin-
dung der Apartheid im zuständigen Gremium, aber 
auch hier im Parlament, angezeigt ist. Das ge-
schieht in diesen Tagen sehr intensiv. Darüber hin-
aus bin ich gern bereit, Ihnen darzustellen, wie wir 
auf Grund von Eingaben, etwa von amnesty inter-
national, im einzelnen vorgegangen sind. Es gibt 
aber eine Reihe von Fällen — ich denke, da werden 
Sie mir gerade aus Ihrer Erfahrung zustimmen —, 
in denen eine öffentliche Abhandlung solcher Fälle 
nicht angezeigt ist, wenn man in künftigen Fällen 
erfolgreich sein will. Aber im Rahmen des Mögli-
chen möchte ich Ihnen gern einen solchen Bericht 
zuleiten. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Immer. 

Immer (Altenkirchen) (SPD): Herr Staatsminister, 
auf Grund dieser Antwort noch eine Nachfrage: 
Kann man nicht doch feststellen, daß die südafrika-
nische Regierung auch darin eine Strategie ver-
folgt, daß sie führende Leute hinter Schloß und Rie-
gel bringt oder ächtet oder „bannt", wie es dort 
heißt, ihnen also keine Möglichkeit läßt, sich zu 
betätigen, um einfach die Führungsschicht von die-
sen Protestaktionen auszuschalten? 

Möllemann, Staatsminister: Kann sein, daß das die 
Strategie ist. Wenn sie es wäre, empfände ich sie als 
ausgesprochen töricht, weil man Verhandlungspart-
ner brauchen wird. Möglicherweise wird die süd-
afrikanische Regierung in kurzer Zeit dem Tag 
nachweinen, wo sie die Chance gehabt hätte, noch 
Verhandlungen zu führen. Vielleicht ist es im Mo-
ment noch nicht zu spät; denn wenn sich die große 
Mehrheit der Bevölkerung dort in eine tatsächlich 
revolutionäre Bewegung begäbe, könnte es sehr 
schwierig sein, eine dann wirklich explosive Situa-
tion zu vermeiden. Und dann brauchte man Ge-
sprächspartner. 

Weil wir meinen, daß Blutvergießen großen Aus-
maßes vermieden werden soll, appellieren wir an 
die südafrikanische Regierung, jetzt die Gespräche 
aufzunehmen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Reddemann. 

Reddemann (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
nachdem Sie dankenswerterweise angekündigt ha-
ben, das Haus und damit auch die Öffentlichkeit 
über die Menschenrechtsverletzungen in Südafrika 
zu informieren, möchte ich Sie fragen, ob ich Sie 
ermuntern kann, nicht nur über Südafrika, sondern 
auch über die Menschenrechtsverletzungen in an- 
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deren Staaten der Welt einen jährlichen Bericht der 
Bundesregierung vorzulegen. 

Möllemann, Staatsminister: Sie wissen, daß über 
diese Frage im Augenblick zwischen den Fraktio-
nen gesprochen wird, auch über die Frage eines 
Berichts zur Lage der Menschenrechte. Ich glaube 
nicht, daß Ihr Petitum unbegründet ist, dazu zu be-
richten. Aber ich meine, daß es andererseits auch 
nicht unvernünftig ist, sich aus gegebenem Anlaß 
um die Situation in einem spezifischen Bereich zu 
kümmern, so, wie wir uns mit allem Nachdruck 
auch in anderen Fällen — ich habe vorhin bereits 
einen erwähnt — um Einzelfälle und einzelne Staa-
ten gekümmert haben. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Fiebig. 

Fiebig (SPD): Herr Staatsminister, können Sie 
sich in diesem Zusammenhang vorstellen, daß die 
Sanktionen der Reagan-Administration hilfreich 
sein könnten, die südafrikanische Regierung zu ver-
anlassen, diesen erwähnten Gefangenen und ande-
ren Unbekannten die Freiheit zu geben, und ge-
denkt die Bundesregierung vielleicht einen ähnli-
chen Weg zu gehen, um stärkeren Druck auf die 
südafrikanische Regierung auszuüben? 

Möllemann, Staatsminister: Die Maßnahmen, die 
wir für angezeigt halten, haben ihren Niederschlag 
in dem Katalog gefunden, den ich gerade vorgetra-
gen habe, der in Luxemburg festgelegt worden ist. 
Sie wissen, daß die Bundesregierung prinzipiell das 
Instrument des wirtschaftlichen Embargos, der 
Wirtschaftssanktionen, ablehnt und dies im Unter-
schied zur Regierung der Vereinigten Staaten von 
Amerika. Die Vereinigten Staaten von Amerika ha-
ben in den vergangenen Jahren des öfteren Maß-
nahmen wie Wirtschaftssanktionen ergriffen, um 
politische Zielvorstellungen durchzusetzen, etwa 
gegenüber der Sowjetunion, Polen und Nicaragua. 
Wir sind dem nicht gefolgt, und wir werden das 
auch künftig nicht tun, aus prinzipiellen Erwägun-
gen heraus. 

Ich fürchte, Herr Kollege Fiebig, wenn wir uns 
auf diesen Weg bei irgendeinem Land einmal begä-
ben, würden wir eine wahre Flut von Forderungen 
nach ökonomischen Sanktionen bekommen. Wenn 
ich mir allein die Entwicklung auf dem afrikani-
schen Kontinent vor Augen halte und vielleicht fast 
beliebig gegriffene Länder auf dem asiatischen 
Kontinent hinzunehme, gäbe die Situation der Men-
schenrechte in diesen Ländern ebensoviel Grund 
für Wirtschaftssanktionen her wie im Falle Süd-
afrikas. Da die Bundesregierung das nicht will, wird 
sie auch in diesem konkreten Fall Wirtschaftssank-
tionen nicht beschließen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfra-
ge. 

Ich rufe die Frage 72 des Herrn Abgeordneten 
Ströbele auf: 

Hält die Bundesregierung angesichts der Proteste der Be-
völkerung in Guatemala Anfang September 1985 und der 
Unterdrückung dieser Proteste durch das Militärregime, als 

dessen Folge schon vier Menschen getötet, mehrere Dutzend 
verletzt und über 500 Personen verhaftet wurden, die vom 
IWF (Internationalen Währungsfonds) geforderten Sparmaß-
nahmen wie Lohnstopp und Fahrpreiserhöhungen für ge-
rechtfertigt? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Ströbele, 
zwischen dem Internationalen Währungsfonds und 
Guatemala besteht keine Kreditvereinbarung und 
damit auch keine Vereinbarung über wirtschafts-
politische Maßnahmen. Der Bundesregierung ist 
auch nicht bekannt, daß die in Ihrer Frage ange-
sprochenen Maßnahmen in anderer Weise auf den 
Internationalen Währungsfonds zurückgeführt wer-
den könnten. 

Vizepräsident Stücklen: Keine Zusatzfrage? 
(Ströbele [GRÜNE]: Nein!) 

Ich rufe die Frage 73 des Herrn Abgeordneten 
Ströbele auf: 

Ist die Bundesregierung angesichts der von amnesty inter-
national und anderen Menschenrechtsorganisationen gemel-
deten 578 ermordeten Zivilpersonen vom November 1984 und 
April 1985 der Auffassung, daß die für den 3. November 1985 
angekündigten Wahlen Ausdruck eines fortschreitenden De-
mokratisierungsprozesses sind, der die Wiederaufnahme der 
Entwicklungshilfe der Bundesregierung für Guatemala zur 
Folge haben wird? 

Möllemann, Staatsminister: Die Bundesregierung 
mißt der sich abzeichnenden demokratischen Ent-
wicklung in Guatemala größte Bedeutung bei. Sie 
setzt große Hoffnungen auf die für Anfang Novem-
ber vorgesehenen Wahlen in Guatemala. Sie kön-
nen den Weg für eine demokratische und rechts-
staatliche Entwicklung Guatemalas öffnen, dessen 
Bevölkerung nach wie vor unter den Folgen der 
internen Auseinandersetzungen und dem Klima 
der Gewalt erheblich zu leiden hat. Eine demokra-
tisch gewählte Regierung in Guatemala verdient 
deshalb grundsätzlich unsere Unterstützung bei ih-
ren Bemühungen um eine Verbesserung der wirt-
schaftlichen und sozialen Lage im Lande, die letz-
ten Endes die wichtigste Ursache für die dort exi-
stierende gravierende Menschenrechtslage dar-
stellt. Art und Umfang der Zusammenarbeit werden 
dabei auch von den Fortschritten auf dem Wege zur 
Demokratie und zur Verbesserung der Menschen-
rechte abhängen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage bitte. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Staatsminister, stimmen 
Sie mit mir darin überein, daß die in meiner Frage 
genannten 578 seit November 1984 ermordeten Zivi-
listen von Todesschwadronen ermordet worden 
sind, deren Angehörige überwiegend im Militär und 
in der Polizei zu suchen sind? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Ströbele, 
wir haben versucht — das ist eine Vorbemerkung 
zu Ihrer Frage — für die von Ihnen genannte Zahl 
z. B. von amnesty international eine Bestätigung zu 
bekommen. Die Organisation hat uns mitgeteilt, 
daß sie diese Zahl nicht bestätigen könne. Aber ich 
glaube, es ist letztlich für den Kern Ihrer Frage 
auch nicht erheblich, ob es 578 oder fünfhundert-
soundsoviel sind. Unbestreitbar ist, daß eine beach- 
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tenswerte Zahl von Menschen in diesem Zeitraum 
bei Gewaltaktionen zu Tode gekommen sind. Aber 
unbestreitbar ist nach allen Analysen, die uns vor-
liegen, auch nach solchen, die im Auftrag der Ver-
einten Nationen angestellt wurden, auch, daß es 
sich bei einem Teil der Toten um solche handelt, die 
von sogenannten rechten Todesschwadronen er-
mordet wurden, und bei einem anderen Teil der 
Toten um solche, die von sogenannten revolutionä-
ren Bewegungen umgebracht wurden. Ich bin au-
ßerstande, Ihnen zu sagen, wie hoch der Anteil hier 
und wie hoch er dort ist. Für die Betroffenen ist es 
gleichermaßen unerträglich. 

Ich war im Januar dieses Jahres in diesem Lande 
und konnte in zahlreichen Gesprächen mit Kirchen, 
mit Parteien, mit der Regierung, aber auch mit 
Menschenrechtsorganisationen feststellen, daß es 
gewisse Verbesserungen gibt und vor allen Dingen 
Hoffnungen auf Verbesserungen nach den Wahlen, 
daß aber die Angst vor Gewaltaktionen von rechten 
und linken Extremisten nach wie vor vorhanden ist. 
Ich habe ein besonders schreckliches Erlebnis be-
richtet bekommen, das die Sinnlosigkeit des Kon-
flikts sehr augenscheinlich deutlich macht. Man 
hat dort an einem der Tage vor meinem Besuch 
18 junge Männer, die aus bürgerlichen Familien ka-
men und die bei einem Fest zusammen waren, auf 
dem Nachhauseweg überfallen, sie kastriert und ei-
nen Teil von ihnen getötet von seiten einer linken 
Guerillabewegung. Ähnliches passiert von seiten 
der Todesschwadron. Man kann nur hoffen, daß die 
neugewählte Regierung diesem schrecklichen Trei-
ben Einhalt gebieten kann. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Staatsminister, wie kön-
nen Sie von demokratischer Entwicklung und de-
mokratischen Wahlen reden, auf die Sie große Hoff-
nung setzen, wenn die politische Betätigung in 
Guatemala mit solchen Folgen verbunden ist, wie 
Sie selber sie gerade geschildert haben, wenn politi-
sche Betätigung, die nicht im Sinne des Militärregi-
mes ist, dort Tod und Folter zur Folge haben? 

Möllemann, Staatsminister: Ich glaube nicht, Herr 
Ströbele, daß Sie der Entwicklung im Lande gerecht 
werden — das war übrigens auch die Äußerung der 
verschiedenen Parteien, auch der sozialistischen 
Oppositionspartei, die auf Geheiß von General Me-
jia zugelassen wurde, die aus dem Exil zurückge-
holt wurde —, wenn Sie hier erklären, die Todes-
schwadronen vollzögen ihre Tätigkeit auf Geheiß 
oder gar im Auftrag oder mit Billigung der Armee. 
Das trifft nicht zu. Ich glaube, daß ganz anders 
handfeste Interessen von Gruppierungen dahinter-
stecken, die politische Macht nicht gern geteilt se-
hen wollen in einer Demokratie und die mit solchen 
Gewaltmitteln versuchen, sich und ihren Einfluß zu 
halten. Mein Eindruck ist, daß der amtierende 
Staatschef, General Mejia, bemüht ist, sicherzustel-
len, daß es zu den angekündigten Wahlen kommt. 
Die Tatsache der Rückholung der sozialistischen 
Partei aus dem Exil, die ich gerade erwähnte, 
spricht dafür. 

Ich stimme Ihnen zu, daß es unbefriedigend ist — 
wie übrigens bei anderen Wahlen in dieser Region 
auch —, wenn Wahlen nicht unter fairen Bedingun-
gen stattfinden können. Die Regierung Guatemalas 
hat die Bundesregierung eingeladen, Wahlbeobach-
ter zu entsenden. Ich möchte hier an dieser Stelle 
gerne alle Fraktionen des Bundestages ermuntern, 
auch von ihrer Seite dieser Einladung zu folgen und 
sich ein eigenes Bild vom Wahlvorgang dort zu ma-
chen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

(Abg. Ströbele [GRÜNE] meldet sich zu ei

-

ner weiteren Zusatzfrage) 
— Sie haben zwei Zusatzfragen gehabt. 

Ich rufe die Frage 74 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

Warum dürfen zwar Polen im Familienverband zu Be-
suchsreisen in die Bundesrepublik Deutschland die Volksre-
publik Polen verlassen, aber Deutsche nur als Einzelperso-
nen unter Zurücklassung der Familien ausreisen? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Dr. Hupka, die 
Bundesregierung verfügt nicht über gesicherte An-
gaben zur Zahl von Paßanträgen und -ablehnungen 
von polnischen Staatsangehörigen, die nach unse-
rer Rechtslage deutsche Staatsangehörige oder un-
bestreitbar deutscher Volkszugehörigkeit sind. Der 
Bundesregierung sind Fälle bekannt, in denen pol-
nische Staatsangehörige, die nach unserer Rechts-
lage deutsche Staatsangehörige oder unbestreitbar 
deutscher Volkszugehörigkeit sind, eine Ausreiseer-
laubnis im Familienverband zu Besuchszwecken er-
halten. Der Bundesregierung sind auch Fälle be-
kannt, in denen polnische Staatsangehörige, die 
nicht die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen 
und die nicht unbestreitbar deutscher Staatszuge-
hörigkeit sind, bei Auslandsreisen zumindest einen 
Familienangehörigen zurücklassen müssen. Das ist 
also sozusagen eine Umkehrung der Situation, die 
in Ihrer Frage zugrunde gelegt ist; beide Richtun-
gen gibt es also. 

Festzuhalten ist in diesem Zusammenhang, daß 
in den letzten Jahren die Zahl der Reisenden aus 
der Volksrepublik Polen, die von einer Besuchsreise 
nicht in ihr Land zurückgekehrt sind, ständig zuge-
nommen hat. Es handelt sich um 99 466 Personen 
vom Inkrafttreten des Ausreiseprotokolls am 
23. März 1976 an bis zum 31. Juli 1985. In vielen Fäl-
len dieser Art sind Familien getrennt worden, da 
nicht alle Familienangehörige einen Reisepaß er-
halten haben. Die Zunahme dieser Fälle ist nach 
Auffassung der Bundesregierung darauf zurückzu-
führen, daß die Zahl der genehmigten Aussiedlun-
gen in den vergangenen Jahren drastisch zurückge-
gangen ist und deshalb viele Familien den Weg 
eines Besuches in der Bundesrepublik Deutschland 
wählen, um für ständig die Volksrepublik Polen zu 
verlassen. 

Die Bundesregierung bemüht sich bei allen politi-
schen Kontakten intensiv, bei der Regierung der 
Volksrepublik Polen entsprechend den in Kraft be-
findlichen Abmachungen auf eine Erhöhung der 
Zahl der Aussiedlungsgenehmigungen hinzuwir- 
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ken. Eine solche Erhöhung würde wahrscheinlich 
die Zahl der Personen sinken lassen, die eine Be-
suchserlaubnis nutzen, um in der Bundesrepublik 
Deutschland zu bleiben. Wir glauben, daß ein Er-
gebnis dieser Bemühungen, das wirklich eine spür-
bare Verbesserung bringt, allerdings von einer posi-
tiven Entwicklung des Klimas zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Volksrepublik Po-
len beeinflußt wird. 

Vizepräsident Stücklen: Meine sehr verehrten Da-
men und Herren, ich möchte darauf hinweisen, daß 
die Richtlinien der Fragestunde lauten: 

Die Fragen müssen kurz gefaßt sein und eine 
kurze Beantwortung ermöglichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Eine Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Dr. Hupka, 
bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, Sie 
haben Polen, die im Familienverband hierherkom-
men können, und Deutsche auf die gleiche Ebene 
gerückt. Aber ist es nicht die Regel — deswegen 
meine Frage — , daß es gerade die Deutschen sind, 
die nur als Einzelpersonen ein Besuchsvisum be-
kommen, so daß sie nachher — ich mache mir Ihre 
Zahlen zu eigen — in der Situation sind, daß ihre 
zurückgebliebenen Familienmitglieder zurückge-
haltene Familienmitglieder sind, die erst nach drei 
bis fünf Jahren, wenn überhaupt, zum erstenmal 
die Möglichkeit erhalten nachzureisen? 

Möllemann, Staatsminister: Es gibt Fälle dieser 
Art in beiden Bereichen, wie ich Ihnen das vorge-
tragen habe. Die vom Herrn Präsidenten wie immer 
selbstverständlich auch jetzt zu Recht erfolgte Erin-
nerung an die notwendige Kürze bei Antworten galt 
der etwas umfänglichen Beschreibung des Sachver-
halts, der doch deutlich macht, daß Sie mit Ihrer 
Frage nicht unrecht haben. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, wi-
derspricht es nicht der KSZE-Schlußakte — wonach 
Familien zusammengeführt werden sollen —, wenn 
sich die polnische Regierung so verhält, wie Sie es 
eben geschildert haben, jetzt unabhängig von dem 
Klima, das Sie zusätzlich beschworen haben? 

Möllemann, Staatsminister: Die Formulierung, die 
Bundesregierung bemühe sich, bei der Regierung 
der Volksrepublik Polen entsprechend den in Kraft 
befindlichen Abmachungen eine Erhöhung der Zahl 
der Aussiedlungsgenehmigungen zu bewirken, be-
zieht sich u. a. auf die bilateralen, aber auch auf sol-
che multilateralen Abkommen wie die Schlußakte. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Dr. Hamm-Brücher. 

Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Herr Staatsmini-
ster, in der Kürze liegt die Würze: Können Sie uns 
einmal sagen, wie viele Deutsche und Deutschstäm-
mige aus Polen ausreisen konnten, seitdem das Ab

-

kommen, die deutsch-polnischen Verträge, im we-
sentlichen erfüllt worden ist? 

Möllemann, Staatsminister: Sie haben recht damit, 
daß die Kürze gelegentlich auch Würze bringt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Auch beim 
Fragen!) 

Ich versuche gerade, die Zahlen zu finden. 

Vizepräsident Stücklen: Es ist natürlich auch er-
laubt, solche Fragen schriftlich zu beantworten. 

Möllemann, Staatsminister: Ja, Frau Kollegin 
Hamm-Brücher, ich wäre dankbar, wenn ich Ihnen 
das auf Grund des Materials schriftlich zuleiten 
könnte. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatsminister, teilen 
Sie meine Meinung, daß jede Einreisebeschrän-
kung polnischer Bürger in unserem Lande im Ge-
gensatz zur Schlußakte von Helsiniki stehen wür-
de? 

Möllemann, Staatsminister: Ich weiß jetzt nicht, 
was Sie mit dem Wort „Einreisebeschränkung" mei-
nen. Wenn Sie staatliche Regelungen meinen, wie 
sie bei uns für die Einreise üblich sind, sei es für 
Bürger aus EG-Staaten, sei es für Bürger aus Nicht

-

EG-Staaten, so finde ich, daß sie im allgemeinen mit 
der Schlußakte im Einklang stehen. Wenn Sie Will-
kürregelungen, die es bei uns ja nicht gibt, meinten, 
hätten Sie recht. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 75 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Hupka auf: 

Welches sind die Gründe dafür, daß nur die Bundesrepu-
blik Deutschland von den polnischen Besuchsreisenden kein 
Einladungsschreiben und keine Garantien für den Aufent-
halt in der Bundesrepublik Deutschland verlangt, so daß im 
Gegensatz zur Praxis der anderen westlichen Botschaften in 
Warschau jeder Pole automatisch ein Visum erhält und sich 
dadurch die hohe Zahl der einreisenden polnischen Besucher 
erklärt? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Dr. Hup-
ka, von einer automatischen Sichtvermerksertei-
lung an polnische Staatsangehörige kann keine 
Rede sein. Jeder Sichtvermerksantrag eines polni-
schen Besuchsreisenden wird — unabhängig von 
der beantragten Besuchsdauer — vom Bundesver-
waltungsamt überprüft. Liegen dort Erkenntnisse 
gegen den Antragsteller vor, die einer Einreise ent-
gegenstehen, erhält der Antragsteller keinen Sicht-
vermerk. Derartige Erkenntnisse könnten z. B. sol-
che sein, die sich auf bestimmte Ereignisse der letz-
ten Wochen beziehen. 

Beantragt der Sichtvermerksbewerber ein Besu-
chervisum für einen drei Monate übersteigenden 
Zeitraum, muß zusätzlich die Zustimmung der zu-
ständigen Ausländerbehörde eingeholt werden. Be-
steht bei Sichtvermerksanträgen der Verdacht, daß 
ein touristischer Aufenthalt zur Arbeitsaufnahme 
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genutzt werden soll, werden die Sichtvermerksbe-
werber befragt; ihr Antrag wird danach entweder 
abgelehnt oder der zuständigen Ausländerbehörde 
vorgelegt. Das gleiche gilt, wenn der Verdacht be-
steht, der Antragsteller wolle im Bundesgebiet ver-
bleiben. 

Der größte Teil polnischer Besuchsreisender reist 
auf Grund einer in der Bundesrepublik Deutsch-
land ausgestellten und von der polnischen Bot-
schaft abgestempelten Einladung in die Bundesre-
publik Deutschland. In der Einladung verpflichtet 
sich der Einladende zur Übernahme aller Kosten, 
die im Zusammenhang mit dem Aufenthalt in der 
Bundesrepublik Deutschland entstehen. 

Darüber hinaus reist eine größere Zahl von Be-
suchsreisenden nach Vorlage einer von deutschen 
Ausländerbehörden ausgestellten Unbedenklich-
keitsbescheinigung, einer sogenannten ausländer-
behördlichen Bescheinigung, die zum sofortigen Er-
halt des Sichtvermerks berechtigt, ein. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage? — 
Bitte. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Herr Staatsminister, un-
terscheidet sich nicht gerade durch diese Unbe-
denklichkeitsbescheinigung, die offenbar automa-
tisch erteilt wird, unsere Praxis von der Praxis der 
anderen Staaten, wobei ich mich auf einen Aufsatz 
in der „International Herald Tribune" vom 23. Juli 
beziehe? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Dr. Hup-
ka, die Bescheinigungen werden nicht automatisch 
erteilt, sondern nach der entsprechenden Prüfung, 
die ich hier erwähnt habe. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Dr. Hupka (CDU/CSU): Wie erklärt sich dann die 
Bundesregierung, daß — ich beziehe mich noch ein-
mal auf diesen Bericht — sich die längste Schlange 
von Visumantragstellern vor der deutschen Bot-
schaft in Warschau befindet und daß ungefähr 3000 
Anträge pro Tag bearbeitet werden müssen? 

Möllemann, Staatsminister: Aus der Attraktivität 
der Bundesrepublik Deutschland. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Neumann. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatsminister, 
sehen Sie nicht in der großen Zahl der Besucher 
aus Polen in der Bundesrepublik auch ein Zeichen 
der beginnenden deutsch-polnischen Aussöhnung? 

Möllemann, Staatsminister: Wenn es das ist, um so 
schöner! Jedenfalls wollen wir alles tun, damit diese 
deutsch-polnische Aussöhnung möglichst viele 
Menschen überzeugt und Wirklichkeit wird und da-
mit sie dort, wo sie es schon ist, Wirklichkeit 
bleibt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 76 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Kübler auf: 

Wird die Bundesregierung das Ereignis 25 Jahre Regional-
büro DAAD in New Delhi zum Anlaß nehmen, eine Bewer-
tung der bisherigen DAAD-Arbeit in Indien sowie einen ge-
wissen Neuansatz in bestimmten stark kulturell orientierten 
Bereichen vorzunehmen anstelle der bisherigen ausschließ-
lich praktischen, technischen, naturwissenschaftlichen 
Orientierung? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Dr. Kübler, die 
Arbeit des Deutschen Akademischen Austausch-
dienstes in Indien im Stipendienbereich verfolgt 
vorrangig das Ziel, den indischen Hochschullehrer

-

nachwuchs fortzubilden. Die Abwicklung des Sti-
pendienprogramms geschieht in enger Abstim-
mung mit den zuständigen indischen Institutionen. 

Ein Schwergewicht auf natur- und ingenieurwis-
senschaftlichem Gebiet hat sich durch den Auftrag 
des Deutschen Akademischen Austauschdienstes 
ergeben, sich am Aufbau des IIT Madras, einer 
technischen Hochschule, zu beteiligen. Die Geistes-
wissenschaften sind daneben jedoch nicht vernach-
lässigt worden und werden verstärkt gefördert. So 
werden über den DAAD Stipendien für Germani-
sten sowie seit zwei Jahren ein Stipendienpro-
gramm „Deutsche Kultur und verwandte Gebiete" 
angeboten. 

Im Einvernehmen mit dem indischen Erzie-
hungsministerium ist die Stipendienausschreibung 
für die beiden folgenden Jahre 1986 und 1987 auf 
die Bereiche Geistes- und Sozialwissenschaften 
ausgedehnt worden. Insoweit kann man tatsächlich 
von einem gewissen Neuansatz sprechen. Im 
Schwerpunktbereich deutsche Sprache und Litera-
tur unterhält der DAAD derzeit neun Lektoren in 
Indien. Hinzu kommt eine breite Palette von Kurz-
zeitdozenturen, beispielsweise auch im Bereich der 
Rechtswissenschaften. 

Im übrigen ist das Goethe-Institut mit sieben Fi-
lialen im Bereich der Spracharbeit in Indien tätig. 

Die Arbeit des Deutschen Akademischen Aus-
tauschdienstes wird in ihren Grundzügen mit der 
Bundesregierung abgestimmt. An eine gesonderte 
Bewertung seiner Tätigkeit in Indien aus Anlaß des 
25jährigen Bestehens des Regionalbüros Neu Delhi 
ist allerdings nicht gedacht. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Kübler (SPD): Herr Staatsminister, ich bin 
nicht undankbar für den Inhalt der Antwort. Gleich-
wohl möchte ich meine Frage so formulieren: Wäre 
die Bundesregierung auf Grund neuerer Überlegun-
gen bereit, diesen Zeitpunkt zum Anlaß zu nehmen, 
eine Bewertung der letzten 25 Jahre — insbeson-
dere auch was die soziale Herkunft und den Erfolg 
dieses Programms angeht — vorzunehmen? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Kübler, 
ich möchte Sie einladen, ein Gespräch mit uns zu 
führen, auch mit den zuständigen Mitarbeitern aus 
der Fachabteilung, aus dem dann möglicherweise 
eine solche Bewertung hervorgehen kann. Ich fühle 
mich nicht in der Lage, Ihre Anregungen jetzt pau-
schal mit Ja zu beantworten. 
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Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 77 des Herrn Abgeordneten 
Neumann (Bramsche) auf: 

Welche Einflußnahme übt die Bundesregierung auf die 
USA aus, dem Internationalen Pakt für bürgerliche und poli-
tische Rechte beizutreten, und tut die Bundesregierung dies 
besonders anläßlich der drohenden Todesstrafe für Verur-
teilte, die ihre Tat als Minderjährige begangen haben? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Neu-
mann, die Bundesrepublik Deutschland setzt sich 
für den Beitritt aller Staaten der Völkergemein-
schaft zum Internationalen Pakt für bürgerliche 
und politische Rechte ein. Dementsprechend 
stimmte sie grundsätzlich allen Resolutionen der 
Vereinten Nationen zu, die eine Aufforderung zum 
Beitritt enthalten. In bilateralen Gesprächen hat 
die Bundesregierung die USA immer wieder aufge-
fordert, Mitglied des Paktes zu werden, unabhängig 
von politischen oder strafrechtspolitischen Anläs-
sen. 

Die Intervention zugunsten von zum Tode Verur-
teilten entspricht einer grundlegenden Politik der 
Bundesregierung; übrigens aller Bundesregierun-
gen bisher. Der Bundesminister des Auswärtigen 
hat sich daher in zahlreichen Fällen, in denen die 
Vollstreckung eines Todesurteils in einem amerika-
nischen Bundesstaat bevorstand, in persönlichen 
Schreiben an den Gouverneur dieses Bundesstaats 
bzw. an ein entsprechend zuständiges Gremium für 
die Aussetzung der Vollstreckung eingesetzt. An 
dieser Praxis wird der Bundesminister auch in Zu-
kunft festhalten, wobei die von Ihnen angesproche-
nen Fälle, also von minderjährigen Tätern, gewiß 
besondere Aufmerksamkeit verdienen. Der Bundes-
außenminister hat gerade noch in den vergangenen 
Wochen in mehreren Fällen entsprechende Inter-
ventionen vorgenommen. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatsminister, 
welche konkreten Antworten bekommt der Bundes-
außenminister, wenn er sich für die Aussetzung der 
Vollstreckung der Todesstrafe einsetzt, insbeson-
dere in dem konkreten Fall des gestern hingerichte-
ten Charles Rumbaugh, der mit 17 Jahren eine 
Straftat begangen hat? 

Möllemann, Staatsminister: In dem konkreten 
Fall, den Sie erwähnen, eine negative Antwort. 
Auch sonst wird sehr häufig auf solche Interventio-
nen mit Nein reagiert. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatsminister, 
lautet die Antwort in solchen Schreiben nur „nein", 
oder gibt es eine konkrete Begründung? Ist es mög-
lich, uns diese Begründung zukommen zu lassen, 
wenn nicht heute, so doch schriftlich? 

Möllemann, Staatsminister: Ich nehme an, Ihre 
Frage zielt auf die Begründung in dem konkreten 
Fall des gestern Hingerichteten. Sobald eine ent-
sprechende schriftliche Reaktion vorliegt, werde ich 
sie Ihnen gern zugänglich machen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 87 des Herrn Abgeordneten 
Neumann (Bramsche) auf: 

Wie weit sind die Bemühungen der Bundesregierung ge-
diehen, im Rahmen der Vereinten Nationen die Verabschie-
dung eines zweiten Fakultativ-Protokolls zum Internationa-
len Pakt über bürgerliche und politische Rechte voranzutrei-
ben, dessen Ziel die Abschaffung der Todesstrafe ist, und in 
welcher Weise gedenkt die Bundesregierung ihre Bemühun-
gen fortzusetzen? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege, die Bun-
desregierung setzt ihre 1980 begonnenen Bemühun-
gen konsequent fort, im Rahmen der Vereinten Na-
tionen die Verabschiedung eines zweiten Fakulta-
tivprotokolls zum Internationalen Pakt über bür-
gerliche und politische Rechte zu erreichen. 

Die Generalversammlung der Vereinten Natio-
nen hat am 14. Dezember 1984 den Generalsekretär 
beauftragt, der 42. Generalversammlung, also 1987, 
einen Bericht zum Stand der Vorarbeiten vorzule-
gen. Am 30. Mai 1985 setzte der Wirtschafts- und 
Sozialrat der Vereinten Nationen den Belgier Bos-
suyt, der unserer Initiative zur Abschaffung der To-
desstrafe mit großer Aufgeschlossenheit gegen-
übersteht, zum Sonderberichterstatter ein. Die Bun-
desregierung erwartet, daß Professor Bossuyt be-
reits 1986 einen Textentwurf für ein Fakultativpro-
tokoll vorlegen wird. Nach der Behandlung des The-
mas durch die Menschenrechtskommission und de-
ren Unterkommission für Diskriminierungsverhü-
tung und Minderheitenschutz wird sich die 42. Ge-
neralversammlung der Vereinten Nationen im 
Jahre 1987 erneut mit der deutschen Initiative be-
fassen. Die Ständige Vertretung der Bundesregie-
rung bei den Vereinten Nationen in Genf steht im 
engen Kontakt zu Professor Bossuyt, um ihn bei 
seinen Arbeiten zu unterstützen und die Vorstellun-
gen der Bundesregierung einzubringen. 

Als ich diesen Textentwurf für meine Antwort, 
den meine Mitarbeiter ausgearbeitet haben, gele-
sen habe, hatte ich das gleiche Empfinden, das Sie 
vermutlich im Augenblick haben, nämlich daß es 
ein außerordentlich langwieriges und offenbar sehr 
bürokratisches Verfahren ist; aber anders ist die 
Sache bei den Vereinten Nationen nach Lage der 
Dinge nicht voranzubringen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatsminister, 
das ist mir klar, und wenn es zum Erfolg führt, 
kommt es nicht auf ein Jahr an. 

Ich habe noch eine Zusatzfrage in diesem Zusam-
menhang: Können Sie mir sagen, wie viele Staaten 
in der Welt inzwischen die Todesstrafe abgeschafft 
haben und ob die Tendenz positiv ist? 

Möllemann, Staatsminister: 131 Länder wenden 
die Todesstrafe an selbst bei gemeinrechtlichen 
Straftaten, 17 nur unter besonderen Umständen, 
z. B. im Kriegszustand, und zwei Länder, darunter 
die USA, verfügen auf Grund ihrer bundesstaatli-
chen Struktur über unterschiedliche Regelungen. 
Seit 1978 ist allerdings pro Jahr nur ein Land bereit 
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gewesen, die Todesstrafe abzuschaffen, darunter 
1981 Frankreich. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Oostergetelo, bitte. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatsminister, gibt es 
seitens der Bundesregierung Aktivitäten mit der 
Regierung der Vereinigten Staaten im Hinblick auf 
die Abschaffung der Todesstrafe, und ist Ihnen be-
kannt, daß es auch Einflußnahmen seitens der Zen-
tralregierung der Vereinigten Staaten auf die ein-
zelnen Länderregierungen gibt? 

Möllemann, Staatsminister: Es gibt diese Bemü-
hungen von seiten der Bundesregierung, wie ich 
Ihnen das bereits beschrieben habe, nämlich das 
Bemühen, auch die Regierung der Vereinigten 
Staaten von Amerika zum Beitritt zum Pakt über 
bürgerliche und politische Rechte zu gewinnen und 
damit auch dafür zu gewinnen, die Todesstrafe ab

-

zuschaffen. Bisher ist das erfolglos gewesen. Ich 
sehe es auch als außerordentlich schwierig an, die 
131 Länder, die derzeit noch die Todesstrafe anwen-
den, für unseren Standpunkt zu gewinnen, obwohl 
ich finde, daß die Berichte über jede einzelne dieser 
Hinrichtungen Grund genug wären, die Todesstrafe 
möglichst schnell abzuschaffen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Ich rufe die Frage 78 des 
Herrn Abgeordneten Reuter auf: 

Welche Überlegungen der Bundesregierung haben dazu 
geführt, das deutsche Konsulat in Linz/Österreich zu schlie-
ßen, wie aus der Antwort der Bundesregierung auf die Große 
Anfrage zur Reform des Auswärtigen Dienstes (Drucksache 
10/3317) zu ersehen ist? 

Möllemann, Staatsminister: Herr Kollege Reuter, 
bei der am 1. April 1973 getroffenen Maßnahme 
handelt es sich nicht um eine Schließung, sondern 
lediglich um eine Umwandlung des damaligen Be-
rufskonsulats Linz in ein Wahlgeneralkonsulat. Die 
Kommission für die Reform des Auswärtigen 
Dienstes hatte 1971 derartige Umwandlungen zur 
Straffung und Rationalisierung des Konsularnetzes 
empfohlen. Der Inspekteur des Auswärtigen Amtes 
hatte die Maßnahme nach einer Prüfung an Ort und 
Stelle vorgeschlagen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage. 

Reuter (SPD): Herr Staatsminister, warum steht 
in der Beantwortung der Bundesregierung auf eine 
Große Anfrage der CDU/CSU-Fraktion auf Seite 14, 
daß dieses Konsulat geschlossen sei? 

Möllemann, Staatsminister: Wenn das da steht, ist 
das ein Fehler, und dann liegt das daran, daß wir 
gelegentlich auch Fehler machen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage. 

Reuter (SPD): Herr Staatsminister, können Sie es 
mit einer seriösen Beantwortung auf Anfragen die-
ses Parlaments in Einklang bringen, daß Sie diese 
Fragen so beantworten, daß sich diese Fehler ein-
schleichen? Bei einem so großen Ministerium  

müßte es möglich sein, daß hier sachgerechte, rich-
tige Antworten im Parlament gegeben werden. 

Möllemann, Staatsminister: Ich stimme Ihnen zu, 
daß es bei einem Ministerium wie unserem möglich 
sein sollte, sachgerechte Antworten zu geben. 
Darum habe ich mich seit etwa 50 Minuten in die-
sem Hause bemüht. Ich kann nur sagen: Auch un-
sere Mitarbeiter sind nur Menschen. — Im übrigen 
haben wir entgegen der Meldung einer großen Ta-
geszeitung vom heutigen Tage nicht 70 000, sondern 
etwas weniger als 6 000 Mitarbeiter, und zwar nicht 
in der Zentrale, sondern in der ganzen Welt. — Es 
tut mir leid, wenn da ein Fehler passiert ist. Wir 
wollen versuchen, das beim nächstenmal zu vermei-
den. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters des Innern auf. 

Die Fragen 79 des Herrn Abgeordneten Dr. Weng 
(Gerlingen), 80 des Herrn Abgeordneten Redde-
mann, 81 des Herrn Abgeordneten Dr. Olderog so-
wie 82 und 83 des Herrn Abgeordneten Brück sollen 
auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge-
druckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Justiz auf. Zur Beantwortung der Fragen 
steht uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär 
Erhard zur Verfügung. 

Die Fragen 85 und 86 des Herrn Abgeordneten 
Eylmann sollen auf Wunsch des Fragestellers 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 84 des Herrn Abgeordneten 
Lambinus auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Feststellung des In-
ternationalen Gerichtshofes im Urteil vom 30. September 
1946, daß „alle Teile der SS wegen des massenhaften Bege-
hens verbrecherischer Handlungen insgesamt als verbreche-
rische Organisation im Sinne des Statuts des Internationalen 
Gerichtshofes zu bewerten sind (Protokolle Bd. XXII, 
S. 583 ff.)"? 

Bitte. 

Erhard, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
der Justiz: Die von Ihnen, Herr Kollege Lambinus, 
gestellte Frage ist schwierig zu beantworten. Dies 
ist einmal auf die Komplexität des Sachverhalts zu-
rückzuführen; zum anderen liegt es daran, daß sich 
das von Ihnen in der Frage aufgeführte Zitat in die-
ser Form an der genannten Stelle nicht findet. 

Richtig ist: Der Internationale Gerichtshof in 
Nürnberg hat die SS insgesamt als verbrecherische 
Organisation bezeichnet. Der Gerichtshof hat aber 
unterschieden zwischen der Organisation als sol-
cher und den einzelnen Mitgliedern. Er hat von die-
ser Bewertung ausdrücklich ausgeschlossen dieje-
nigen Personen — ich zitiere wörtlich —, „die vom 
Staate auf solche Art in ihre Reihen eingestellt wur-
den, daß ihnen keine andere Wahl blieb, und die 
keine solchen Verbrechen begingen". Da das Urteil 
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sich mit Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit im Zusammenhang mit dem 
Kriege befaßt, wurden alle Personen von dieser Be-
wertung ausgeschlossen, „welche vor dem 1. Sep-
tember 1939 einer der im vorangehenden Absatz 
aufgezählten Organisationen nicht mehr angehör-
ten". 

Im übrigen ist es nicht Sache der Bundesregie-
rung, die Aussagen des Urteils des Internationalen 
Gerichtshofs zu bewerten. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, ich bin Ih-
nen für diese Antwort sehr dankbar, darf Sie aber 
trotzdem fragen: Haben Sie Ihre Antwort mit dem 
Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundesmi-
nister des Innern, Herrn Spranger abgestimmt, der 
mir vor etwa einem halben Jahr eine zumindest 
inhaltlich, materiell völlig andere Antwort gegeben 
hat? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Diese Antwort ist 
meines Wissens auf dem üblichen Wege, also auf 
dem Beamtenwege, innerhalb der Bundesregierung 
abgeklärt worden. Aber ich bin im Moment überfor-
dert, wenn ich mich daran erinnern sollte, daß der 
Herr Kollege Spranger eine inhaltlich andere Ant-
wort auf die gleiche Frage gegeben haben sollte. Ich 
glaube das noch nicht. 

Vizepräsident Stücklen: Keine zweite Zusatzfra-
ge? 

(Lambinus [SPD]: Nein!) 
Eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter 

Broll, bitte. 

Broll (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sollte die 
Frage, ob eine Organisation im Dritten Reich ver-
brecherisch gewesen ist, heute nicht vorwiegend 
der historischen Wissenschaft überlassen bleiben 
und nicht etwa einem Urteil eines Gerichts von vor 
immerhin über 35 Jahren? 

Erhard, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
nehme das Wort, das ich hier offiziell benutzt habe, 
nicht gern zum zweiten Mal in den Mund. Ich spre-
che sonst in diesem Zusammenhang nie von einem 
Gericht. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters der Finanzen auf. Zur Beantwortung steht uns 
Herr Parlamentarischer Staatssekretär Häfele zur 
Verfügung. 

Die Fragen 88 und 89 des Herrn Abgeordneten 
von Schmude sind vom Fragesteller zurückgezogen 
worden. 

Die Fragen 91 des Herrn Abgeordneten Tatge so-
wie 92 und 93 des Herrn Abgeordneten Stiegler sol-
len auf Wunsch der Fragesteller schriftlich beant-
wortet werden. Die Antworten werden als Anlagen 
abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 90 des Herrn Abgeordneten 
Lambinus auf: 

Wie viele „Kameradschaftsverbände" der ehemaligen SS 
bzw. Waffen-SS sind nach Erkenntnissen der Bundesregie-
rung derzeit von Finanzämtern als „gemeinnützig" aner-
kannt? 

Herr Staatssekretär, bitte. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Herr Kollege Lambinus, die Ant-
wort lautet: keine. 

Vizepräsident Stücklen: Haben Sie eine Zusatzfra-
ge? — Bitte. 

Lambinus (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich 
Ihre Antwort so verstehen, daß kein einziger Ka-
meradschaftsverband einer ehemaligen Waffen

-

SS-Einheit den Charakter der Gemeinnützigkeit 
zuerkannt erhalten hat, oder ist es so, daß die Bun-
desregierung nur keine Kenntnis davon hat? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung kann immer nur das bekanntgeben, was sie 
kennt. Wir kennen keine. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Lambinus zu einer 
Zusatzfrage. 

Lambinus (SPD): Ist die Bundesregierung bereit, 
so schnell wie möglich über die Landesfinanzmini-
sterien eine Erhebung durchführen zu lassen, die 
eine konkrete Beantwortung meiner Frage durch 
die Bundesregierung ermöglicht? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Natürlich haben 
wir uns auch bei Landesbehörden vergewissert. Wir 
kommen zum gleichen Ergebnis. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ist es 
möglich, daß Sie als Abgeordneter wissen, daß sol-
che Verbände anerkannt sind? 

(Heiterkeit bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Nein. Mir ist kei-
ner bekannt. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Schmidt (Nürnberg). 

Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, würden Sie es auf Grund der Kenntnisse, die 
Sie aus der Beantwortung der vorhergehenden 
Frage des Kollegen Lambinus gezogen haben, nach 
den Kriterien der Gemeinnützigkeit für berechtigt 
halten, daß so ein Verband sie überhaupt zugespro-
chen erhält? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Meines Erachtens 
können sie nicht anerkannt werden. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Vogel (München). 
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Vogel (München) (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
mir ist bekannt, daß früher, vielleicht vor einem, 
zwei Jahren, öfter Spendenquittungen aufgetaucht 
sind. Insbesondere SPD-Abgeordnete haben probe-
weise an Traditionsverbände gespendet und haben 
Spendenquittungen gekriegt. Ist es so, daß darauf-
hin die Regierung tätig geworden ist und den Ge-
meinnützigkeitsstatus dieser Organisationen hat 
aufheben lassen? 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär: Gesetzlich mußte 
nichts geändert werden und wurde nichts geändert. 
Das mag ein Verwaltungsakt einer Landesfinanzbe-
hörde sein. Daß sie ihn aufrechterhalten hat, be-
zweifele ich. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfra-
ge. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft auf. Zur Beantwortung steht 
uns Herr Parlamentarischer Staatssekretär Grüner 
zur Verfügung. 

Die Fragen 94 und 95 des Abgeordneten Stutzer 
sollen auf Wunsch des Fragestellers schriftlich be-
antwortet werden. Die Antworten werden als An-
lage abgedruckt. 

Ich rufe Frage 96 des Abgeordneten Dr. Jens 
auf. 

Welche Länder und wie viele Unternehmen der jeweiligen 
Länder beteiligen sich an der Defence-Ausstellung am Ende 
dieses Monats in Kuala Lumpur? 

Grüner, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Herr Kollege Dr. Jens, der Bundes-
regierung ist nicht bekannt, welche Länder und wie 
viele Unternehmen der jeweiligen Länder sich an 
der Defence-Ausstellung am Ende dieses Monats in 
Kuala Lumpur beteiligen. Die Bundesregierung be-
teiligt sich nicht an dieser Ausstellung. Inwieweit 
deutsche Firmen in eigener Initiative vertreten sein 
werden, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir denn bestätigen, daß sich in der deutschen Rü-
stungsindustrie vielleicht schon so etwas wie eine 
Absatzkrise bemerkbar macht? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Wir haben in der 
deutschen Industrie, die im Bereich der Rüstung 
tätig ist, immer ein Auf und Ab gehabt. Ich würde 
nicht von einer Krise sprechen. Aber es ist richtig, 
daß Auslastungsprobleme auf Grund auslaufender 
Aufträge der Bundeswehr in absehbarer Zeit in 
Aussicht stehen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung dann möglicherweise für die Auswei-
tung der Rüstungsproduktion und für die Auswei-
tung des Rüstungsexports? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, die 
Bundesregierung hält an den Grundsätzen fest, die 

in den Ihnen bekannten Richtlinien 1982 von der 
Bundesregierung verabschiedet worden sind. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, hat sich die 
Bundesregierung zur Beantwortung dieser Frage 
bei der Deutschen Botschaft in Kuala Lumpur in-
formiert, und wissen Sie, ob an der Deutschen Bot-
schaft einheimische Zeitungen gelesen werden, in 
denen darüber berichtet wird, daß sich Firmen aus 
der Bundesrepublik an dieser Verkaufsausstellung 
für Kriegswaffen beteiligen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kann Ihnen nicht sagen, aus welchen Quellen die 
Antwort, die ich Ihnen hier vortrage, im einzelnen 
gespeist sind. Ich kann nur wiederholen, daß uns 
nicht bekannt ist, welche Firmen an dieser Ausstel-
lung teilnehmen werden. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weitere Zusatzfra-
ge. 

Ich rufe die Frage 97 des Abgeordneten Dr. Jens 
auf. 

Welche materielle oder immaterielle Unterstützung ge-
währt die Bundesregierung den deutschen Unternehmen bei 
der Ausstellung ihrer Kriegswaffen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Die Bundesregie-
rung hat bisher keinerlei materielle oder immate-
rielle Unterstützung von Veranstaltungen gewährt, 
deren Ausstellungsinhalte nur dem militärischen 
Bereich zuzuordnen sind. 

Es ist nicht beabsichtigt, diese Vorgehensweise 
künftig zu ändern. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, würden Sie 
es denn nicht als Unterstützung bezeichnen, wenn 
sich Angehörige der deutschen Botschaft um diese 
Ausstellung in Kuala Lumpur intensiv bemühen? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Ich habe darüber 
keine Information, Herr Kollege. Aber Ihre Frage 
richtete sich auf die Förderung von Ausstellungen. 
Es ist selbstverständlich, daß es Aufgabe der Deut-
schen Botschaften auch ist, sich im Rahmen ihrer 
gegebenen Möglichkeiten und der dafür vorliegen-
den Richtlinien um die Unterstützung von Firmen 
zu bemühen, die sich um Absatz im Ausland bemü-
hen. 

Vizepräsident Stücklen: Die zweite Zusatzfrage. 

Dr. Jens (SPD): Ich habe Sie aber so verstanden, 
daß Sie nicht dafür sind, etwa den Rüstungsexport 
auszuweiten. Sind Sie deshalb bereit, sich einmal 
darum zu kümmern und sich zu erkundigen, welche 
konkrete Unterstützung seitens der Botschaft den 
deutschen Unternehmen in Kuala Lumpur gewährt 
wird? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, wenn 
wir von restriktivem Rüstungsexport sprechen, 
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dann haben wir die gesetzlichen Beschränkungen, 
die bei uns Gültigkeit haben, und die Selbstbindung 
im Auge, die sich die Bundesregierung im Rahmen 
dieser gesetzlichen Regelungen auferlegt hat. Wir 
haben nicht Exporte im Auge, die beispielsweise 
nicht unter das Kriegswaffenkontrollgesetz fallen 
und die ja doch eine erhebliche Rolle spielen. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gansel. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, hätten Sie 
Verständnis dafür, wenn sich der Ältestenrat mit 
dem Verhalten von Regierungsmitgliedern beschäf-
tigen würde, die den Abgeordneten in Fragestunden 
Antworten geben, die auf Uninformiertheit schlie-
ßen lassen, und denen dann auf Nachfrage noch 
bedeutet wird, man kenne die Quelle nicht, aus der 
man seine eigene Unwissenheit schöpfe? Können 
Sie verstehen, daß man eine Fragestunde damit ad 
absurdum führen kann? 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Gan-
sel, diese Frage kann ich nicht zulassen. Ich möchte 
auch darauf hinweisen, daß der Ältestenrat die Fra-
gen behandelt, die er behandeln möchte, unabhän-
gig davon, ob ein Staatssekretär das gerne sieht 
oder nicht gerne sieht, ob er das anregt oder nicht 
anregt. 

Eine weitere Zusatzfrage, Herr Abgeordneter 
Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, ist es 
zuviel verlangt, daß sich das Bundeswirtschaftsmi-
nisterium die Mühe macht, sich über die deutsche 
Botschaft in Kuala Lumpur den Ausstellungskata-
log zu besorgen, um uns an Hand dieses Ausstel-
lungskataloges davon Kenntnis zu geben, welche 
Firmen dort ausstellen und was sie dort ausstel-
len? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist, 
wenn ein solcher Wunsch besteht, sicher nicht zu-
viel verlangt. Aber ich bitte doch um Verständnis: 
Weder in der Frage noch in irgendeiner anderen 
Initiative ist ein solches Ansinnen gestellt worden. 
Vielmehr ist schlicht und einfach gefragt worden: 
Wieviel Unternehmen stellen dort aus? Die Antwort 
auf diese Frage habe ich gegeben. Wenn Sie etwas 
wissen möchten, was darüber hinausgeht, dann 
müssen die Fragen anders formuliert werden. Sie 
haben ja jede Möglichkeit, bei jeder Gelegenheit, 
einschließlich der Ausschußberatungen, Zusatzfra-
gen dieser Art zu stellen. Dann werden wir uns 
selbstverständlich auch darum bemühen, die not-
wendigen Auskünfte zu geben. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Roth. 

Roth (SPD): Wir sind uns also, wenn ich die Frage 
einmal so formulieren darf, einig, daß Sie uns bzw. 
dem Hauptfragesteller, Herrn Jens, nachdem Sie 
den Kern der Frage aus den Nachfragen erkannt 
haben, unmittelbar mitteilen, ob und in welcher 
Weise dort deutsche Firmen beteiligt waren? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Es ist gar kein Pro-
blem, Ihnen über die Botschaft — einmal unter-
stellt, daß diese Botschaft einen Ausstellungskata-
log hat oder sich ihn besorgen kann — eine Ablich-
tung dieses Katalogs zukommen zu lassen, damit 
Sie ihm diese Information entnehmen können. Das 
werde ich sehr gerne veranlassen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Kollege Gansel, ich 
würde die nicht zugelassene Frage jetzt nicht noch 
einmal stellen. Bemühen Sie sich also, eine Zusatz-
frage zu stellen, die ich zulassen kann. 

Gansel (SPD): Also, die nicht zugelassene Frage 
stelle ich nicht noch einmal, Herr Präsident. Aber 
vielleicht wird diese zugelassen. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte. 

Gansel (SPD): Herr Staatssekretär, ist die Bun-
desregierung, wenn sie über die Geldmittel verfügt, 
um sich den Ausstellungskatalog zu besorgen, be-
reit, ihn einer des Lesens kundigen Person der Bun-
desregierung zu übergeben und uns hier über das 
Ergebnis zu informieren? 

Grüner, Parl. Staatssekretär: Auch dazu ist die 
Bundesregierung bereit. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
auf. 

Die Frage 98 des Abgeordneten Pfuhl wird auf 
Wunsch des Fragestellers schriftlich beantwortet. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Die Fragen 99 und 100 des Abgeordneten Kißlin-
ger sowie die Fragen 101 und 102 der Abgeordneten 
Frau Weyel werden gemäß Nr. 2 Abs. 2 der Richtli-
nien für die Fragestunde schriftlich beantwortet. 
Die Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Da wir noch die Möglichkeit haben, Fragen auf-
zurufen — die Fragen sind zwar schon aufgerufen 
worden und haben eigentlich dadurch ihre entspre-
chende, in der Geschäftsordnung vorgesehene Be-
handlung erfahren —, rufe ich noch einmal den Ge-
schäftsbereich — das ist ein Ausnahmefall, der sich 
nicht wiederholen wird — des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau auf. Zur 
Beantwortung der Fragen steht uns der noch anwe-
sende Parlamentarische Staatssekretär Dr. Jahn 
zur Verfügung. 

Ich rufe zunächst die Frage 63 des Abgeordneten 
Braun auf: 

Was ist inzwischen geschehen, um die von der Bundesre-
gierung am 1. Juli 1985 beschlossene Erhöhung der Städte-
bauförderungsmittel auf jetzt 1 Milliarde DM für die Jahre 
1986 und 1987 schnell bauwirksam werden zu lassen, und gibt 
es besondere Schwierigkeiten in einzelnen Ländern, insbe-
sondere in Nordrhein-Westfalen? 

Bevor Sie, Herr Staatssekretär, antworten, darf 
ich noch sagen, daß in dieser Frage Übereinstim-
mung zwischen der Geschäftsführung der CDU/ 
CSU und der SPD besteht. Ein Vertreter der Ge- 
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schäftsführung der GRÜNEN war noch nicht anwe-
send. 

Bitte sehr. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau: 
Herr Kollege Braun, der Bundesbauminister hat die 
Länder bereits mit Schnellbrief vom 3. Juli 1985 
über den Beschluß der Bundesregierung zur Erhö-
hung der Städtebauförderungsmittel auf jeweils 
1 Milliarde DM für die Programmjahre 1986 und 
1987 unterrichtet und um rasche bauwirksame Um-
setzung gebeten. Gleichzeitig hat er alle Abgeordne-
ten des Deutschen Bundestages, die kommunalen 
Spitzenverbände, die Verbände der Wohnungs- und 
Bauwirtschaft sowie die Öffentlichkeit in Form ei-
ner Broschüre umfassend informiert. 

Alle Länder haben erfreulich schnell und unbü-
rokratisch reagiert. Die Erhöhung der Städtebau-
förderungsmittel ist auf eine breite Zustimmung im 
kommunalen und bauwirtschaftlichen Bereich ge-
stoßen. 

Inzwischen läuft das Antragsverfahren für das 
Programmjahr 1986 mit Hochdruck. Alle Länder be-
richten von einer außergewöhnlich hohen Nachfra-
ge. Es ist bereits jetzt abzusehen, daß der Bedarf 
das Doppelte der zur Verfügung stehenden Mittel 
noch übersteigen wird. 

Die Bundesregierung geht von einer schnellen In-
vestitionswirkung aus. Die Länder wählen die An-
träge entsprechend aus und machen von der Mög-
lichkeit Gebrauch, auch Zustimmungen zum vorzei-
tigen Baubeginn bereits vor Bewilligung der Förde-
rungsmittel zu erteilen. Auf diese Weise sind bereits 
Anfang August die ersten Maßnahmen in verschie-
denen Ländern begonnen worden. 

Es ist zu erwarten, daß das Instrument des vorzei-
tigen Baubeginns nach Aufstellung der Programme 
ab 1. November 1985 noch stärker genutzt wird. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, bitte. 

Braun (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, könnte 
die Bundesregierung sicherstellen, daß an diesen 
erhöhten Städtebauförderungsmitteln auch die 
ländlichen Gebiete entsprechend beteiligt sind? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Braun, der Bundesbauminister hat in seinem 
Schnellbrief an die Länder ausdrücklich darum ge-
beten, einen erheblichen Teil der Städtebauförde-
rungsmittel innerhalb der Landesprogramme auch 
für die städtebauliche Dorferneuerung zur Verfü-
gung zu stellen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Kansy, bitte sehr. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
ist Ihrer Kenntnis nach gewährleistet, daß diese in 
Verwaltungsvereinbarungen mit den Ländern vor-
bereiteten Maßnahmen tatsächlich überall in den 
Bundesländern in derselben Intensität durchge-
führt werden? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kan-
sy, der Bundesbauminister hat an alle Länder in 
gleicher Weise appelliert. Er hofft, daß alle Länder 
— Sie sprechen vermutlich das Land Nordrhein

-

Westfalen an — uns zum 1. November 1985 die Pro-
gramme konkret nennen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter de With. 

Dr. de With (SPD): Herr Staatssekretär, ist die 
Bundesregierung bereit, die zur Verfügung gestell-
ten Mittel aufzustocken, nachdem sich, wie Sie 
selbst sagen, der Bedarf so erhöht hat, daß die Mit-
tel verdoppelt werden könnten? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege de 
With, die Bundesregierung hat ihre Mittel verdrei-
facht. Die Bundesregierung hat zugelassen, daß 
Länder und Gemeinden von dem herkömmlichen 
Schlüssel — 1 DM Bund, 1 DM Land, 1 DM die 
Gemeinden — abweichen konnten, weil sie zusam-
men diese zwei Drittel nicht aufbringen können. Es 
geht jetzt nicht darum, daß die Bundesregierung die 
Mittel erhöht, sondern darum, daß die Länder, ins-
besondere das Land Nordrhein-Westfalen, diese 
Mittel zusätzlich zur Verfügung stellen. Nach unse-
rem jetzigen Erkenntnisstand ist das Land Nord-
rhein-Westfalen dazu nicht bereit. Es wird zwar die 
Mittel zur Verfügung stellen, es wird aber im vollen 
Umfange umschichten. Das ist im Vergleich zu an-
deren Ländern ein Ausnahmefall. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, wenn Sie ge-
genüber dem Land Nordrhein-Westfalen zusätzli-
che Mittelanforderungen aufstellen, können Sie mir 
dann vielleicht auch konkret sagen, woher die Mit-
tel genommen werden sollen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jens, 
es gibt Absprachen des Chefs des Bundeskanzler-
amts mit den Chefs der Staats- und Senatskanz-
leien vom 26. Juni 1985. In dieser Besprechung ist 
man übereingekommen, daß mit den erhöhten Mit-
teln Einzelvorhaben gefördert werden sollen, deren 
Durchführung bisher für die Jahre 1986 und 1987 
nicht vorgesehen ist. Die Bundesregierung appel-
liert deshalb an das Land Nordrhein-Westfalen, 
auch diese Vereinbarung einzuhalten. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Ewen. 

Ewen (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
möglicherweise zugeben, daß die wiederholten Ap-
pelle der Bundesregierung auch an die Länder, die 
Haushalte zu konsolidieren, in Nordrhein-Westfa-
len ernstgenommen werden? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Diese Frage, die Sie 
stellen, ist richtig. Aber sie ändert nichts an der 
Vereinbarung, die wir gemeinsam mit den Ländern 
geschlossen haben. Die Bundesregierung geht da-
von aus, daß beides in gleicher Weise möglich ist. 
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Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage, 
Frau Abgeordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, ist Ihnen denn bekannt, daß das 
Land Nordrhein-Westfalen durch Bundesgesetze, 
z. B. auch durch die Abschreibungsgesetze, erhebli-
che Steuerausfälle und dadurch finanzielle Pro-
bleme hat, das, was Sie eben dargetan haben, über-
haupt zu leisten? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, die 
wirtschaftliche Situation des Landes Nordrhein

-

Westfalen hat das Land Nordrhein-Westfalen zu 
vertreten, nicht die Bundesregierung. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. 

Ich rufe die Frage 64 des Abgeordneten Braun 
auf: 

Ist es richtig, daß das Land Nordrhein-Westfalen nicht be-
reit ist, die komplementären Landesmittel zur Bauförderung 
1986 zusätzlich aufzubringen, und widerspricht das den poli-
tischen Absprachen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Braun, es trifft leider zu, daß das Land Nordrhein

-

Westfalen nach den bisherigen Aussagen im Lan-
deshaushalt 1986 — ich zitiere — von einer ähnli-
chen Größenordnung für die Städtebauförderung 
wie im Haushaltsjahr 1985 ausgehen will. Diese Er-
klärung, die bereits auf heftige Kritik gestoßen ist, 
läßt vermuten, daß das Land die eigenen Mittel zur 
Komplementierung der erhöhten Bundesfinanz-
hilfe allein durch Umschichtung aus dem bisheri-
gen landeseigenen Programm aufbringen wird. Der 
Zusatzeffekt wäre dann nur in Höhe der zusätzli-
chen Bundesmittel zu erwarten. 

Bundesbauminister Dr. Schneider hat deshalb 
Minister Dr. Zöpel schriftlich aufgefordert, sich für 
eine deutliche Anhebung auch der Landesmittel 
einzusetzen. Nach der politischen Absprache, die 
ich hier eben dargelegt habe, bestand Übereinstim-
mung darin, daß Ziel und Zweck der Mittelaufstok-
kung nur mit zusätzlichen, nicht mit schon einge-
planten Mitteln erreicht werden können. Die Hal-
tung des Landes Nordrhein-Westfalen entspricht 
nicht der politischen Absprache. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer Zusatzfrage Herr 
Abgeordneter Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
sowohl die Fraktion der CDU/CSU mit dem Städte-
bauförderungsprogramm als auch die Sozialdemo-
kraten mit ihrem Antrag „Arbeit und Umwelt" als 
auch ein Antrag zur Förderung der Bautätigkeit 
waren doch ausdrücklich davon ausgegangen, daß 
angesichts der Lage auf dem Baumarkt zusätzliche 
staatliche Investitionen gefördert werden sollten 
und daß dabei Bund und Länder gemeinsam han-
deln. Vor dieser Voraussetzung weiß ich nicht, ob 
die Grundlage solcher Anträge, über die wir dem-
nächst hier im Plenum beraten werden, überhaupt 
noch gegeben ist. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Kansy, die Geschäftsgrundlage war, daß durch 
diese Mittelaufstockung ein zusätzlicher investiver 
Effekt erzielt werden sollte. Hiermit sollten 100 000 
Arbeitsplätze für Bauarbeiter gesichert bzw. es soll-
ten neue Bauarbeiter in Arbeit gebracht werden. 
Diese Geschäftsgrundlage hat nach dem Stand von 
heute die Landesregierung bislang nicht eingehal-
ten. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Staatssekretär, halten 
Sie es für richtig, daß Sie hier, ohne es im einzelnen 
erklären bzw. nur andeuten zu können, behaupten, 
daß sich das Land Nordrhein-Westfalen an eine po-
litische Absprache nicht gehalten hat, wobei Sie of-
fenkundig nicht davon ausgehen, daß möglicher-
weise besondere Bedingungen dies unmöglich ge-
macht haben, die aber letztlich in Ihrem Tun, in 
Ihrem Walten zu suchen sind? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Klejd-
zinski, die politische Vereinbarung war, daß die Mit-
tel zusätzlich bereitgestellt werden sollen. Nach un-
serem Erkenntnisstand ist das Land Nordrhein

-

Westfalen nicht bereit, diese Geschäftsgrundlage 
einzuhalten. Nach dem jetzigen Informationsstand 
— wir haben uns erkundigt — ist die Landesregie-
rung willens, diese Mittel voll umzuschichten. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Unglaublich!) 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Dr. Becker (Frankfurt). 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Herr Staatsse-
kretär, sind der Bundesregierung andere Länder 
bekannt, die sich genauso verhalten wie das Land 
Nordrhein-Westfalen?  

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Bek-
ker, diese Frage muß ich verneinen. 

Vizepräsident Stücklen: Zu einer weiteren Zusatz-
frage Herr Abgeordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir bestätigen, daß es sich bei dieser Erhöhung der 
Mittel für das Städtebauförderungsgesetz um eine 
klassische konjunkturpolitische Maßnahme zur Be-
lebung der Nachfrage in der Bauwirtschaft handelt? 
Und sehe ich es richtig, daß sich diese Bundesregie-
rung bisher immer gegen derartige nachfragebele-
bende Maßnahmen ausgesprochen hat? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jens, 
die Bundesregierung greift hier auf ein bewährtes 
Instrumentarium zurück. Dieses Instrumentarium 
der Städtebauförderung hat die positive Wirkung, 
daß, wenn der Staat 3 DM zur Verfügung stellt, die 
Privatinitiative das Zwei- bis Dreifache dazutut. 
Das ist notwendig, um konjunkturell Arbeitsplätze 
zu sichern. 

Wenn Sie mich schon darauf ansprechen, möchte 
ich zum Beleg dafür, wie gut wir damit fahren, zitie-
ren, was ein Vorsitzender der Sozialdemokrati- 
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schen Partei Deutschlands auf Ortsebene seinem 
Gemeindedirektor mitgeteilt hat. Er schreibt in ei-
nem Brief — „hier ist die Broschüre zur Städtebau-
förderung, Herr Gemeindedirektor" — wörtlich den 
folgenden Satz: „Ich empfehle Ihnen nachdrücklich, 
diese Broschüre intensiv zu studieren. Sie ist auch 
für unsere Gemeinde eine wahre Fundgrube an 
Ideen." Die Bundesregierung freut sich, daß auch 
die SPD diese Maßnahmen anerkennt. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. — Ich rufe auf die Frage 65 des Herrn Abge-
ordneten Schemken: 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht des zuständigen 
Landesministers von Nordrhein-Westfalen, daß die Anwen-
dung des Städtebauförderungsgesetzes ein Verfahrens-
hemmnis bei der Förderung städtebaulicher Maßnahmen 
darstellt? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schemken, die Bundesregierung teilt die Ansicht 
des zuständigen Landesministers von Nordrhein

-

Westfalen nicht. Alle übrigen Länder sehen in dem 
Instrumentarium des Städtebauförderungsgesetzes 
kein Verfahrenshemmnis. Im Gegenteil, das Städte-
bauförderungsgesetz wurde gerade mit Wirkung 
vom ersten Januar dieses Jahres um das soge-
nannte vereinfachte Sanierungsverfahren in seiner 
Flexibilität noch erweitert. In einer vom Bundes-
bauministerium in Auftrag gegebenen Umfrage bei 
allen Städten und Gemeinden des Bundespro-
gramms wurde — auch aus Nordrhein-Westfalen — 
das gesetzliche Instrumentarium als ausreichend 
flexibel und praktikabel bezeichnet. Die politische 
und fachliche Diskussion über die Steigerung des 
Bundesengagements im Bereich der öffentlichen 
Investitionen bezog sich von Anfang an auf die 
Städtebauförderung. Sie ist am Bedarf orientiert, 
nutzt bewährte Verfahrenswege, bietet breite An-
wendungsmöglichkeiten und ist in besonderer 
Weise beschäftigungs- und bauwirksam. 

Im Bereich der Städtebauförderung war in der 
Vergangenheit von Ländern und Gemeinden ein au-
ßerordentlich hoher Bundesmittelbedarf gemeldet 
worden, der im letzten Jahr mit über 1 Milliarde 
DM beziffert wurde. Auf diese Bedarfsmeldungen 
hat die Bundesregierung mit der Verdreifachung 
der Städtebauförderungsmittel geantwortet. Die ab-
lehnende Haltung des zuständigen Landesmini-
sters von Nordrhein-Westfalen ist nur dadurch zu 
erklären, daß die Landespolitik in der Städtebauför-
derung in den letzten Jahren von der Anwendung 
des Städtebauförderungsgesetzes abgerückt ist. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage der Frau 
Abgeordneten Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ih-
nen bekannt, daß das Land Nordrhein-Westfalen in 
den letzten Jahren, z. B. im Jahre 1984, neunmal 
soviel Mittel für Städtebauförderung ausgegeben 
hat, als es vom Bund erhalten hat? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Frau Kollegin, es 
geht hier in der Fragestunde um das Programm der 
Bundesregierung zur Städtebauförderung, um die 
mit den Ländern getroffenen Absprachen und um 
deren Einhaltung. 

Vizepräsident Stücklen: Der Fragesteller will noch 
einmal eine Zusatzfrage stellen. Bitte sehr! 

Schemken (CDU/CSU): Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär, teilen Sie die Auffassung, daß durch 
diese Hemmnisse der Effekt, der dem Handwerk 
kurzfristig zugute kommen sollte, im Land Nord-
rhein-Westfalen nicht eintritt und damit weitere Ar-
beitsplätze in der Bauwirtschaft gefährdet werden? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schemken, ich will nicht sagen, daß er nicht eintritt, 
aber in anderen Ländern sind auf Grund dieser Mit-
telaufstockung bereits konkrete Aufträge vergeben 
worden. 

(Zuruf von der SPD: Ach nein!) 

Vizepräsident Stücklen: Noch eine Zusatzfrage 
bitte. 

Schemken (CDU/CSU): Teilen Sie weiter die Auf-
fassung, daß gerade im Lande Nordrhein-Westfalen 
die Arbeitslosigkeit in der Bauwirtschaft besonders 
hoch ausfällt im Gegensatz zu anderen Bundeslän-
dern? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schemken, dies ist bekannt. Deshalb appelliert die 
Bundesregierung an die Landesregierung von 
Nordrhein-Westfalen, sich auch am Beispiel der an-
deren Länder zu orientieren. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kansy. 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
falls die Kritik aus Nordrhein-Westfalen tatsächlich 
so geäußert werden sollte, daß das Städtebauförde-
rungsgesetz immer noch zu kompliziert ist: Ist Ih-
nen erinnerlich, welche Haltung die SPD-Bundes-
tagsfraktion bei der Novellierung des Städtebauför-
derungsgesetzes eingenommen hat, die ja insbeson-
dere das vereinfachte Verfahren erst geschaffen 
hat? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Kan-
sy, ich weise noch einmal darauf hin, und Sie geben 
mir den Anlaß dazu, daß wir durch die Novelle zum 
Städtebauförderungsgesetz die Voraussetzungen 
dafür geschaffen haben, daß auch die Mittel für die 
Städtebauförderung ohne große Bürokratie verge-
ben werden können, und das sollte auch das Land 
Nordrhein-Westfalen tun. 

Vizepräsident Stücklen: Eine weitere Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, ist es mögli-
cherweise auch Ihre' Meinung, daß von diesen Mit-
teln für die Städtebauförderung insbesondere gro-
ße, finanzstarke Städte profitieren und kleine Ge-
meinden und Städte leider nicht in der Lage sind, so 
kurzfristig, wie es vorgesehen ist, entsprechende 
Anträge zu stellen? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jens, 
Sie wissen, daß wir nur die Finanzhilfe zur Verfü-
gung stellen. Die einzelnen Länder haben es in der 
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Hand, die Prioritäten zu setzen. Wir haben an die 
einzelnen Länder appelliert, auch Vorhaben im 
ländlichen Raume zu berücksichtigen. Wir gehen 
nach dem jetzigen Informationsstand davon aus, 
daß das in vielen Ländern auch erreicht werden 
kann. Aber wie gesagt: Das Setzen von Prioritäten 
ist Sache des jeweiligen Landes. Es gibt genügend 
kleinere Gemeinden, die auch die Voraussetzungen 
dafür geschaffen haben, daß sie von diesen Mitteln 
profitieren können. 

Vizepräsident Stücklen: Weitere Zusatzfragen wer-
den nicht gestellt. 

Damit sind wir am Ende der Fragestunde. Statt 
der zu erwartenden Einsparung an Zeit — —

(Zurufe: Kommt noch eine!) 

— Welche ist es denn noch? 
(Parl. Staatssekretär Dr. Jahn: Frage 66, 

Herr Präsident!) 

Geben Sie doch mal rüber. — Ist doch sinngemäß 
beantwortet. 

(Parl. Staatssekretär Dr. Jahn: Nein!) 

— Nicht? — Da bin ich aber neugierig. 

Dann rufe ich die Frage 66 des Herrn Abgeordne-
ten Schemken auf: 

Trifft es zu, daß das Land Nordrhein-Westfalen die Förde-
rungsmöglichkeiten nach dem Städtebauförderungsgesetz 
inhaltlich eingegrenzt hat? 

Bitte sehr. 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schemken, es ist richtig, daß die gesetzlichen För-
derungsmöglichkeiten in der Förderungspraxis des 
Landes Nordrhein-Westfalen in der Vergangenheit 
stark eingeschränkt waren. Mit Schnellbrief vom 
17. Juli 1985 hat der zuständige Landesminister die 
Förderung im Hinblick auf die Erhöhung der Bun-
desmittel zwar wieder ausgeweitet, dabei bleiben 
aber nach wie vor wichtige Aufgaben und Möglich-
keiten der Stadterneuerung ausgeschlossen wie 
z. B. die Förderung von Betriebsverlagerungen, Er-
satzwohnungsbaumaßnahmen, Neubauten, Vor- 
und Zwischenfinanzierung. 

Vizepräsident Stücklen: Zusatzfrage, bitte. 

Schemken (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, tei-
len Sie die Auffassung, daß dabei insbesondere Mit-
telstädte betroffen sind, die eben nicht durch zu-
sätzliche Programme, wie sie das Land Nordrhein

-

Westfalen in der Vergangenheit — ich denke hier 
an den Schwerpunkt Revier — gefördert hat, be-
dacht werden können? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege 
Schemken, wir haben die Länder und damit auch 
das Land Nordrhein-Westfalen gebeten, uns bis 
zum 1. November dieses Jahres die Einzelobjekte 
mitzuteilen. Eine genaue Übersicht können wir des-
halb am heutigen Tage noch nicht haben. Aber wir 
haben im Schnellbrief, den ich eingangs erwähnte, 
an alle Länder appelliert, diese Mittel in bezug auf 

den ländlichen Raum und Ballungsgebiete ange-
messen zu verteilen. 

Vizepräsident Stücklen: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Staatssekretär, wird Ihr 
Haus dafür sorgen, daß diese Mittel nicht nur für 
1986 und 1987 und damit nur kurzfristig zur Verfü-
gung gestellt werden, sondern daß sie auch für 1988 
und 1989 bereitgestellt werden, um einen langfristi-
gen Effekt zu entwickeln? 

Dr. Jahn, Parl. Staatssekretär: Herr Kollege Jens, 
die Ministerpräsidenten aller Länder, auch die Mi-
nisterpräsidenten der sozialdemokratisch regierten 
Länder, sind übereingekommen, haben die politi-
sche Absichtserklärung abgegeben, daß sie dafür 
eintreten, ab 1. Januar 1988 die Städtebauförderung 
in Landeskompetenz zu übernehmen. Es wäre des-
halb gut, wenn Sie diese Frage zunächst einmal, 
weil Ihre eigene Fraktion hiervon abweicht, inner-
parteilich diskutierten, damit Sie dann mit einem 
geschlossenen Gesamtkonzept an die Öffentlichkeit 
treten könnten. 

(Dr. Jens [SPD]: Ich habe geglaubt, Sie 
seien die Regierung!) 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Zusatzfra-
gen. — Damit ist die Fragestunde nun endgültig 
abgeschlossen. 

Wir hätten noch zwei Minuten und 39 Sekunden 
bis zum Aufruf des Punktes 5 der Tagesordnung. 
Aber die Fraktionen sind einverstanden, daß wir 
sofort in der Tagesordnung fortfahren. — 

Ich rufe die Punkte 5 a) bis 5 c) der Tagesordnung 
auf: 

a) Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Drabiniok und der Fraktion DIE GRÜNEN 
Einstellung der Vorarbeiten zur Einrichtung 
eines Tieffluggebietes östlich von Hamburg 
— Drucksache 10/2803 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Verteidigungsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Ausschuß für Verkehr 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Au-
hagen, Frau Borgmann, Bueb, Frau Dann, 
Frau Eid, Frau Hönes, Horacek, Lange, 
Mann, Dr. Schierholz, Schily, Schmidt (Ham-
burg-Neustadt), Schulte (Menden), Ströbele, 
Suhr, Tischer, Vogel (München), Vogt (Kai-
serslautern), Volmer, Werner (Westerland), 
Werner (Dierstorf), Frau Zeitler und der 
Fraktion DIE GRÜNEN 
Abschaffung von Tiefflügen 
— Drucksache 10/3353 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Verteidigungsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 
Haushaltsausschuß 
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c) Beratung der Beschlußempfehlung und des 

Berichts des Verteidigungsausschusses 
(12. Ausschuß) zu dem Antrag der Fraktion 
DIE GRÜNEN 
Einstellung der Tiefflugübungen der Bun-
desluftwaffe in Ntessinan (Labrador) 
— Drucksachen 10/905, 10/3087 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Wilz 

Im Ältestenrat sind eine gemeinsame Beratung 
der Punkte 5 a) bis 5 c) der Tagesordnung und ein 
Beitrag von bis zu zehn Minuten für jede Fraktion 
vereinbart worden. Ist das Haus damit einverstan-
den? — Kein Widerspruch. 

Das Wort zur Berichterstattung wird nicht ge-
wünscht. 

Wir treten gleich in die Debatte ein. Die Ausspra-
che ist damit eröffnet. Das Wort hat der Herr Abge-
ordnete Senfft. 

Senfft (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Seit der letzten Debatte zum Tiefflie-
gerproblem im Mai hat sich die schlimme Situation 
leider nicht verbessert. Im Gegenteil, die Belastung 
und Gefährdung der Bevölkerung sowie der Um-
welt durch den Tiefflugterror — anders kann man 
das nicht ausdrücken — hält unvermindert an. So 
wurde erst kürzlich bei Paderborn ein Segelflug-
zeug von einem Militärflugzeug förmlich aufge-
spießt, und in Nonnweiler im Saarland brach ein-
mal wieder ein Haus durch die Druckwellen eines 
Tieffliegers zusammen, obwohl laut Staatssekretär 
Würzbach zweifelsfrei erwiesen ist, daß dies un-
möglich ist. Sonderbar dabei ist nur, daß die alten 
Häuser und Kirchen immer dann zusammenstür-
zen, wenn es zu einem Überflug- oder Überschall-
knall kommt. Aber wir sind es ja von dieser Regie-
rung gewohnt, daß nach dem Motto, daß nicht sein 
kann, was nicht sein darf, nicht nur der Tiefflugter-
ror verharmlost wird. Auch bei der Arbeitslosensta-
tistik oder bei der Waldschadenserhebung erleben 
wir die Versuche, die Wirklichkeit zu verschleiern 
und zu verdrehen, so daß sie in die Regierungsoptik 
paßt. 

Tatsache ist jedoch nach wie vor: Die Bundesre-
publik ist das Land mit der höchsten militärischen 
Flugverkehrsdichte. Die NATO-Luftwaffenver-
bände schicken ihre Piloten extra zu uns in die 
Bundesrepublik, damit sie hier kriegsnahes Fliegen 
ohne Rücksicht auf die Bevölkerung und unter Miß-
achtung deutscher Bestimmungen üben können. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Unglaublich!) 

Die Bundesrepublik ist geradezu zum Tummelplatz 
für Tiefflieger geworden. Dies hat nicht nur zu ei-
ner andauernden unglaublichen Belastung und Ge-
fährdung durch Abgase und Unfälle geführt, son-
dern insbesondere zu einer unerträglichen Lärmbe-
lästigung für die Bevölkerung. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die medizinischen Schadfolgen dieses Fluglärms 
insbesondere auf Kleinkinder, auf Kranke und an-
dere Risikogruppen sind umfassend belegt. Die 
Grenze der Belastbarkeit für Natur und Bevölke-
rung im Zusammenhang mit Überschall- und Tief-
flügen ist schon sehr lange weit überschritten. Die 
auch Ihnen bekannte permanente Flut von Be-
schwerden und Petitionen macht dies überdeutlich. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Mehrere tau

-

send!) 

Obwohl dies allen Mitgliedern des Bundestages be-
kannt sein dürfte, ist eine Verbesserung der Situa-
tion nicht in Sicht. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Keiner macht 
was!) 

Bis heute ist es so, daß den Bürgern, die sich über 
Fluglärm beschweren, von dem betreffenden Amt 
oftmals in herablassendem Ton gesagt wird: Wenn 
ihr uns das Kennzeichen der Maschine mitteilt, 
dann können wir der Sache nachgehen. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Das ist — ich möchte es ganz deutlich sagen, ob-
wohl das ein unparlamentarischer Ausdruck ist, 
aber anders geht es nicht — geradezu eine Verar-
schung der Bürger, nichts weiter. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Sie 
haben natürlich recht, daß das unparlamentarisch 
ist. Wenn Sie schon das Gespür dafür haben, würde 
ich sagen: Die deutsche Sprache gibt viele Möglich-
keiten, ähnliches auch parlamentarisch zum Aus-
druck zu bringen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Senfft (GRÜNE): Dies scheint die anderen Frak-
tionen jedoch kaum zu stören. Kein Wunder; denn 
die bisherigen Vorschläge von SPD- und CDU-Seite 
helfen kein Stück weiter. Die oftmals geforderte 
vermehrte Anschaffung von Überwachungsgeräten 
vom Typ Skyguard bleibt wirkungslos, 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Zwei Stück ha

-

ben wir davon!) 

weil die Piloten vorher gewarnt werden. Die ebenso 
vorgeschlagene Entzerrung — so heißt das — der 
Tieffluggebiete nach einem rollierenden System — 
das Sie hoffentlich nicht den Grünen abgeschaut 
haben — ist Schlichtweg untauglich und menschen-
verachtend, weil dadurch eine noch größere Zahl 
von Bürgern dem Lärmterror ausgesetzt würde. 
Ebenso schwachsinnig und menschenverachtend 
ist die von CDU/CSU und SPD am 24. Mai hier 
erhobene Forderung nach Anwendung einer Sankt-
Florians-Politik, indem der Fluglärm ganz einfach 
ins Ausland exportiert werden soll, wie sich damals 
Frau Krone-Appuhn ausdrückte. Das bedeutet 
nichts anderes als die Verlagerung der Gefährdung 
und Belastung auf andere Menschen, z. B. auf die 
Indianer in Labrador. Weil wir eine solche Sankt-
Florians-Politik ablehnen, haben wir uns — leider 
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als einzige Fraktion — für die Abstellung der Tief-
flugübungen auch in Labrador eingesetzt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, an der Abschaffung 
der Tiefflüge geht kein Weg vorbei, wenn man die 
Sorgen der betroffenen Bürger ernst nimmt. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Deshalb ist der von uns eingebrachte Antrag „Ab-
schaffung von Tiefflügen" mehr denn je notwendig. 
In diesem Antrag haben wir eine Fülle von Einzel-
maßnahmen vorgeschlagen, die ich allein aus Zeit-
gründen hier nicht aufführen kann. 

Zum einen handelt es sich um wichtige Sofort-
maßnahmen zur Verminderung von Belastungen 
durch Flugzeuge, um weiteren Schaden abzuwen-
den, z. B. die sofortige Anhebung der Tieffluggrenze 
auf 300 m. Zum anderen handelt es sich um die 
Änderung unserer selbstmörderischen Verteidi-
gungskonzeption. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Vogel [Mün

-

chen] [GRÜNE]: Das ist viel dringender!) 

Angeblich ist die Tieffliegerei notwendig, um die 
Verteidigungsbereitschaft aufrechtzuerhalten. 
Diese stereotype Begründung ist ein uralter Trick 
der Militärs. Der damalige französische Verteidi-
gungsminister Pierre Messmer sagte bereits in den 
60er Jahren dazu: „Um bei Parlamentariern etwas 
durchzusetzen, braucht man nur zu erklären, es sei 
für die Landesverteidigung notwendig. Dann gibt es 
keinen Widerspruch." So ist es, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN — 
Frau Wagner [GRÜNE]: Hier ist es nicht 

anders!) 

So ist es leider auch heute noch, gerade auch bei der 
Tieffliegerei. 

(Beifall des Abg. Schmidt [Hamburg-Neu

-

stadt] [GRÜNE]) 

Es ist schon pervers und menschenverachtend, 
daß in Tieffluggebieten Privathäuser und sogar 
Krankenhäuser und psychiatrischen Kliniken als 
Angriffsziele für Tiefflieger benutzt werden. Das 
heißt, die Maschinen fliegen mit Angriffsgeschwin-
digkeit direkt auf das Haus zu, machen ein Zielfoto 
— zum Glück geht der Wahnsinn noch nicht so weit, 
daß Übungsmunition verschossen wird —, dann 
geht es mit vollem Schub mit Fluchtgeschwindig-
keit aus dem fiktiven Abwehrfeuer heraus. 

(Frau Wagner [GRÜNE]: Das ist unglaub

-

lich!) 

— Das ist unglaublich. Spitzenlärmwerte von über 
130 dB(A) werden dabei erreicht. 

(Francke [Hamburg] [CDU/CSU]: Unglaub
-

lich unwahr!) 

Diese Problematik ist Ihnen allen hinreichend be-
kannt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Wörner, Herr Bundeskanzler und Sie alle, die 
Sie die Tieffliegerei zur Aufrechterhaltung der Ver

-

teidigungsbereitschaft für notwendig halten, ich 
mache Ihnen den Vorschlag: Bitte stellen Sie Ihr 
Haus für solche Übungen zur Verfügung. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei den GRÜ

-

NEN) 

Meine Damen und Herren, wenn wir heute die 
Abschaffung von Tiefflügen fordern, so bedeutet 
das nicht, daß sich irgend etwas an unserer grund-
sätzlichen Ablehnung der Militärmaschinen geän-
dert hat. Unabhängig davon, ob ein bombenbestück-
ter Militärjet 75 m oder 300 m hoch fliegt: Es ist und 
bleibt eine sinnlose Vergeudung von Rohstoffen, die 
überflüssigste Verschmutzung der Umwelt, ein Ver-
brechen an den Hungernden in der Dritten Welt 
und aus unserer Sicht eine Gefährdung des Frie-
dens. 

(Beifall bei den GRÜNE) 

Wenn wir trotzdem diesen Antrag auf Abschaf-
fung von Tiefflügen in den Bundestag einbringen, 
dann allein deshalb, weil die Belästigung, der Druck 
bei den Betroffenen so ungeheuer groß ist, daß 
schnellstes Handeln erforderlich ist. 

(Beifall des Abg. Vogel [München] [GRÜ

-

NE]) 

In diesem Sinne fordern wir Sie unsererseits auf: 
Bitte prüfen Sie die von uns vorgeschlagenen Maß-
nahmen sorgfältig, und lehnen Sie diese nicht mit 
solch platten Argumenten ab, bei Verwirklichung 
drohe der Einmarsch der Roten Armee. Nehmen 
Sie den Proteststurm der betroffenen Bürger end-
lich ernst und sorgen Sie mit uns für die Abschaf-
fung der Tiefflüge, damit die betroffenen Bürger 
endlich wieder frei atmen können. 

Danke. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Francke (Hamburg). 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Der wohnt in Blankenese!) 

Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren. Wie so vieles ist auch 
das, was Sie eben gesagt haben, Unsinn, Herr 
Schmidt. 

Die zwei Anträge der Fraktion der GRÜNEN zur 
Abschaffung von Tiefflügen in der Bundesrepublik 
bzw. in Labrador sowie der Antrag auf Drucksache 
10/2803 gründen sich tatsächlich auf falsche Be-
hauptungen und zielen politisch darauf ab, die Er-
füllung des Auftrages der Bundeswehr unmöglich 
zu machen. 

(Senfft [GRÜNE]: Das ist das platte Argu-
ment!) 

Die Bundesregierung kann mit Recht darauf ver-
weisen, daß sie — im Gegensatz zu ihrer Vorgän-
gerregierung — mehr Positives erledigt hat als die-
jenigen, die in diesem Hause das Wort „Umwelt-
schutz" stets nur im Munde führen. Einen beson-
ders hohen Anteil haben zu dieser Erfolgsbilanz 
Dr. Wörner und die Bundeswehr beigetragen. 
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Francke (Hamburg) 

Ich sage dies, weil ich nachdrücklich unterstrei-
chen möchte: Probleme des Umweltschutzes und 
damit das Problem der Tiefflugübungen der Bun-
deswehr und der Alliierten in der Bundesrepublik 
wurden und werden von dieser Bundesregierung 
ernst genommen. Wir haben durch eine Fülle von 
Einzelmaßnahmen eine spürbare Entlastung der 
Bevölkerung bereits erreicht; 

(Ströbele [GRÜNE]: Wo denn?) 

Weitere Maßnahmen sind in der Diskussion bzw. 
befinden sich in der Erledigung. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der CDU/ 
CSU) 

Diese Bundesregierung hat ein feines Gespür für 
die Sorgen und Fragen der Bevölkerung, und sie lie-
fert auch angemessene Lösungen. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Na, na!) 

Meine Damen und Herren, grundsätzlich stehen 
wir doch vor folgenden Problemen. 

Erstens. Das Grundgesetz der Bundesrepublik 
Deutschland verlangt die Aufstellung einsatzberei-
ter und einsatzfähiger Streitkräfte. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Wo steht denn 
das im Grundgesetz?) 

Zweitens. Die Bundeswehr ist integraler Bestand-
teil der NATO. Unsere Verbündeten, voran die Ame-
rikaner, schützen gemeinsam mit der Bundeswehr 
Frieden und Freiheit. Das als Gesetz erlassene Zu-
satzabkommen zum NATO-Truppenstatut erlaubt 
es den hier stationierten Truppen, im selben Um-
fang, wie es für die Bundeswehr notwendig ist, zu 
üben. Es bindet die Alliierten an die vom BMVg 
erlassenen Flugbetriebsbestimmungen. 

Drittens. Übungen haben nur dann einen Sinn, 
wenn sie auch dort durchgeführt werden, wo mögli-
cherweise im Verteidigungsfall der tatsächliche 
Einsatz erfolgen muß. Dies ist aber nun einmal die 
dichtbesiedelte Bundesrepublik. 

Es wird in der Öffentlichkeit immer wieder die 
Frage gestellt: Warum überhaupt Tiefflüge? 

(Zuruf von den GRÜNEN: Sehr richtig! — 
Senfft [GRÜNE]: Eine berechtigte Frage!) 

Deswegen ein weiteres Mal die Antwort: Tiefflug ist 
derzeit die einzige Möglichkeit, einer gegnerischen 
Radarerfassung weitgehend zu entgehen, und be-
reits die Verantwortung für unsere eigenen Solda-
ten verlangt nach einer solchen Einsatzart, 

(Senfft [GRÜNE]: Wohin wollen die denn 
fliegen?) 

weil diese derzeit am ehesten die erfolgreiche 
Durchführung des Auftrages und eine Rückkehr 
von einem Einsatz im Verteidigungsfall erwarten 
läßt. 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Unglaublich!) 

Zur Erhaltung der erforderlichen Einsatzbereit

-

schaft muß Tiefflug ständig geübt werden, weil die 
Befähigung dazu bei Nichtüben schnell verloren

-

geht. Mit Simulatoren ist die tatsächliche Übung 
nicht zu ersetzen. 

Meine Damen und Herren, ein, wie ich finde, 
wichtiger zusätzlicher Hinweis: Wir reden hier vom 
Tiefflug, denn der notwendige Tiefstflug wird in der 
Bundesrepublik überhaupt nicht geübt. 

(Senfft [GRÜNE]: Na sicher! Unglaublich!) 

Was haben wir nun zur Verminderung der Bela-
stung getan bzw. was werden wir noch weiter tun? 
Unter Beachtung der zwingend notwendigen Tief-
flugübungen werden derzeit von 74 000 Stunden be-
reits 17 000 Stunden gleich 23 % im Ausland durch-
geführt, 

(Senfft [GRÜNE]: Das ist genauso 
schlimm!) 

und hieran wird sich in Zukunft auch nichts ändern. 
Im Gegenteil, wir verhandeln derzeit mit unseren 
ausländischen Partnern, um eventuell eine weitere 
beachtliche Zahl von Flugstunden zusätzlich ins 
Ausland verlagern zu können. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Soweit Übungen im Ausland, hier in Labrador, 
durch den Antrag auf Drucksache 10/905 angespro-
chen werden, sind die von den GRÜNEN aufgestell-
ten Behauptungen und Befürchtungen falsch. 

(Senfft [GRÜNE]: Sagen die Militärs!) 

Die der Luftwaffe zugewiesenen Tieffluggebiete 
weisen keinerlei Besiedlung auf. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Die Flugrouten berühren nicht die bekannten Wan-
derungsrouten der Karibus. Eine von der kanadi-
schen Regierung veranlaßte Umweltstudie hat 
keine negativen Auswirkungen auf die Ökologie, 
die Ozonologie und die Lebensbedingungen der In-
dianer und der Eskimos festgestellt. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, sollte also die kanadi-
sche Regierung zu weitergehenden Regelungen be-
reit sein, würde meine Fraktion entsprechende Ver-
einbarungen begrüßen. Das gleiche trifft für Rege-
lungen mit Portugal und mit Italien zu. 

Jede vertretbare Verlagerung ins Ausland sollte 
ermöglicht werden, um die Belastungen der deut-
schen Bevölkerung noch weiter zu mildern. Dabei 
sollten wir allerdings nicht außer Betracht lassen, 
daß diese Verlagerung auch die Belastungen unse-
rer Piloten und ihrer Familien berücksichtigen 
muß. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Aha!) 

Es ist die Frage zu stellen: Was haben wir im 
Inland getan bzw. was werden wir hier tun? Zu-
nächst einmal ein Hinweis: Das BMVg hat an die 
deutschen Piloten und die Piloten der Verbündeten 
strikte Anweisung zur Einhaltung der Lärmschutz-
vorschriften erteilt, und diese Vorschriften werden 
strictissime eingehalten. 

(Lachen bei den GRÜNEN) 
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Francke (Hamburg) 

Zur Überwachung wurde u. a. das Skyguard-Gerät 
beschafft bzw. es werden weitere beschafft werden. 
Verstöße wurden und werden unnachsichtig geahn-
det, bis zur Degradierung. Die Alliierten — davon 
konnten wir uns überzeugen — gehen auch bei sich 
unnachgiebig gegen Verstöße vor. 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Verharmlo

-

sung!) 

Meine Damen und Herren, die Belastungen der 
deutschen Bevölkerung sind — das soll gar nicht 
verschwiegen werden; das ergibt sich einfach aus 
der geographischen Situation der Bundesrepublik 
— beachtlich. Wir müssen deswegen in diesen Ge-
bieten die Bevölkerung um besonderes Verständnis 
bitten. 

Zunächst hat die Bundesregierung folgende Maß-
nahmen bereits durchgeführt. Lassen Sie mich ein 
paar Beispiele vortragen, um es zu verdeutlichen. 

Durch Reduzierung oder Aufhebung von Luft-
raumbeschränkungen wurde der nutzbare Luft-
raum um ca. 10 % mit dem Ziel der gleichmäßigen 
Verteilung der Tiefflüge erweitert, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Lärm für alle!) 

Der Tagtiefflug wurde von Montag bis Freitag — 
ohne Feiertage — auf die Zeit von 7 bis 17 Uhr 
begrenzt. Im Nahbereich des eigenen Fliegerhor-
stes muß höher als 500 Fuß geflogen werden. Der 
Tieffluganteil bei jedem Flug wurde generell auf 
maximal 50 Minuten begrenzt. Das führt zu einer 
weiteren 30 %igen Verminderung des Fluglärms. Es 
wurde darüber hinaus ein generelles Wochenend- 
und Feiertagsflugverbot erlassen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ströbele? 

Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Nein, Herr Präsi-
dent, das tue ich nicht. 

Was sollte nach unserer Auffassung noch zusätz-
lich getan werden? Neben der bereits erwähnten 
weiteren Verlagerung ins Ausland hielten wir es für 
angebracht, Untersuchungen darüber anzustellen, 
ob mit Zustimmung der Länder nicht ein rollieren-
des System eingeführt werden kann, d. h. daß ein-
zelne Gebiete für die Dauer einiger Tage oder Wo-
chen ganz gesperrt werden, was allerdings — das 
muß man offen sagen — für andere eine zeitweise 
Verstärkung bedeuten würde. 

(Senfft [GRÜNE]: Wo liegt da der Sinn?) 

Denkbar wäre auch, die bisherigen sieben Ge-
biete aufzuheben, um gleichzeitig eine größere An-
zahl von Gebieten festzulegen, von denen dann je-
weils ein Teil tatsächlich im rollierenden System 
benutzt werden muß. 

(Senfft [GRÜNE]: Ich schlage Bonn vor!) 

Meine Damen und Herren, die Diskussion der 
Länderinnenminister darf nicht nach dem Prinzip 
geführt werden: Wasch mir den Pelz, aber mach 
mich nicht naß! 

Dem in diesem Zusammenhang gemachten Vor-
schlag, zusätzlich die Mittagszeit von 12 bis 14 Uhr 

auszusparen, steht meine Fraktion kritisch gegen-
über. 

Lassen Sie mich zusammenfassen. Die Anträge 
der GRÜNEN zielen nicht auf die Lösung zweifels-
frei vorhandener Probleme ab 

(Zuruf von den GRÜNEN: Doch!) 

— dies wird auch unterstrichen durch die nachweis-
bare Abwesenheit des Vertreters der GRÜNEN bei 
der in diesem Jahr erfolgten Beratung des Themas 
im Verteidigungsausschuß —, 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU — Zurufe 
von den GRÜNEN) 

sondern sie verfolgen das Ziel, die grundgesetzlich 
geforderte Einsatzbereitschaft und Einsatzfähigkeit 
der Bundeswehr zu unterminieren. Die Rede des 
Kollegen der GRÜNEN ist j a nur eine Bestätigung 
dessen. Es geht Ihnen gar nicht um ein zweifelsfrei 
vorhandenes Problem und seine sachgerechte Lö-
sung, sondern es geht um das Vortragen unwahrer, 
mit polemischen Sätzen angereicherter Bemerkun-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Dieser Zielsetzung der GRÜNEN werden wir uns 
mit Nachdruck widersetzen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Francke (Hamburg) (CDU/CSU): Nein. 

Wir halten die bisher von der Bundesregierung 
getroffenen Maßnahmen für ausreichend. Wir hal-
ten sie für richtig. 

Wir sind im übrigen im Hinblick auf die fortlau-
fende Diskussion im Ausschuß sowie zwischen dem 
Ausschuß, der Bundesregierung und den Fraktio-
nen zuversichtlich, daß die Bundesregierung auch 
in Zukunft dem Problem des Umweltschutzes und 
der Verminderung des Fluglärms ihre besondere 
Aufmerksamkeit widmen wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Klejdzinski. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Problematik des Tiefflugs in 
der Bundesrepublik wird in drei Anträgen der Frak-
tion DIE GRÜNEN behandelt. Zu dem ersten An-
trag „Einstellung der Vorarbeiten zur Einrichtung 
eines Tieffluggebietes östlich von Hamburg" will 
ich nicht mehr Stellung nehmen, weil er bereits 
erledigt ist. Eine Nachfrage dazu wäre durchaus 
möglich gewesen, wenn man sich darum bemüht 
hätte. 

Den zweiten Antrag „Abschaffung von Tiefflü-
gen" will ich grundsätzlicher behandeln, weil er in 
einen unmittelbaren Zusammenhang mit dem drit-
ten Antrag bezüglich der Einstellung der Tiefflug-
übungen der Bundesluftwaffe in Labrador zu brin-
gen ist. 



11710 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. September 1985 

Dr. Klejdzinski 
Ich befasse mich schon jahrelang mit diesem Pro-

blem. Ich befasse mich deswegen schon jahrelang 
mit diesem Problem, weil ich in einem Tiefflugge-
biet wohne, und zwar seit 30 Jahren. Wir im westli-
chen Münsterland werden seit dieser Zeit von tief-
fliegenden Flugzeugen bedrängt. Dieses ist ein ent-
scheidendes Problem geworden, und überall, wo ich 
mit Bürgern spreche, beklagt man sich darüber, un-
abhängig davon, daß ich einmal Mitglied des Kreis-
tages Coesfeld war und dort bereits mich mit der 
Problematik befaßte. Dieses Problem kann nicht 
wegdiskutiert werden. Herr Francke, Sie haben ge-
sagt, daß das, was die Bundesregierung bisher un-
ternommen hat, ausreichend ist und gleichzeitig 
auch von Ihrer Fraktion so eingeschätzt wird. Ich 
möchte Sie bitten, darüber sehr ernsthaft in einen 
Dialog mit sich selbst einzutreten. Ich kann Ihnen 
nur sagen: Es ist unsere Auffassung, daß das nicht 
so ist. Nach meiner Einschätzung ist die Grenze der 
Belastbarkeit für unsere Bevölkerung in vielen Ge-
bieten erreicht 

(Dr. Schierholz [GRÜNE]: Überschritten!) 

und in anderen Gebieten weit überschritten. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

— Herzlichen Dank, Herr Schierholz, für das, was 
nicht in meinem Manuskript steht, aber inhaltlich 
von mir auch so gesagt werden sollte. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie helfen sich 
doch immer!) 

Insbesondere besteht dieses Problem in den Tief-
fluggebieten und — das ist zu betonen — auf den 
Tiefflugverbindungsstrecken. Wenn Sie im Bereich 
einer Tiefflugverbindungsstrecke wohnen, werden 
Sie feststellen, daß Sie an bestimmten Tagen die 
Uhr danach stellen können, daß in bestimmten Ab-
schnitten jeweils wechselseitig tieffliegende Flug-
zeuge über Ihr Haus oder über Ihren Ort brausen. 
Dieses würde ich nicht als Tiefflugterror bezeich-
nen, sondern ich meine: Es ist ein Ereignis, das in 
erheblichem Maße Lärm verursacht. Wir können 
uns als Politiker in dieser Frage nicht aus der Ver-
antwortung stehlen; ich finde, wir sind hier gefor-
dert. Ich teile auch nicht die Auffassung, die ich aus 
Teilen der Regierungsfraktionen gehört habe, die 
inhaltlich etwa so lautet: Fluglärm ist der Preis der 
Freiheit. Nein, für uns kann Fluglärm nicht der 
Preis der Freiheit sein. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wer dagegen die Einstellung oder die Abschaf-
fung jeglichen Tiefflugs fordert, wer dies nach mei-
ner Einschätzung wirklich ernsthaft will und darauf 
verweist, wie sehr die Bundesrepublik belastet sei, 
der darf natürlich nicht gleichzeitig sagen, daß 
Maßnahmen, die wir vorgeschlagen oder auch ge-
meinsam mit Teilen der CDU/CSU oder der Regie-
rungsfraktionen im Ausschuß beschlossen haben, 
nicht akzeptabel sind. Wenn also versucht wird, 
Tiefflugübungen in andere Länder zu verlagern, 
sollte man nicht mit dem nächsten Antrag, der vor-
gelegt wird, das Ziel verfolgen, diese gänzlich abzu-
schaffen. Die vollständige Abschaffung dieser 
Übungen könnte hier mit der Begründung sinnvoll 
sein, daß die Bevölkerung das nicht ertragen könne. 

Dieses Argument nehme ich sehr wichtig, und ich 
weiß auch, daß kleine Kinder, insbesondere wenn 
sie draußen spielen, oft durch tieffliegende Flug-
zeuge so erschreckt werden, daß gesundheitliche 
Störungen feststellbar sind. Ich will das wirklich 
nicht verniedlichen und insbesondere betonen, daß 
das mit eine Kernfrage ist. Aber wenn jemand dies 
gleichzeitig auch für Labrador in Anspruch nimmt, 
so muß ich für meine Person feststellen, daß er 
nicht inhaltlich in der Sache weiterkommen will, 
sondern daß er hier nur Positionen aufzeigt, die 
anderen Argumenten als dem dienen sollen, was 
nach meiner Meinung ein ernsthaftes Anliegen al-
ler hier vertretenen Fraktionen im Deutschen Bun-
destag sein muß, nämlich Tiefflug zu begrenzen. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 

Wenn beispielsweise einer inhaltlich vorschlägt, 
den Tiefflug auf 300 Meter über Grund zu begren-
zen, dann sollte man ihn doch besser gleich auf 
1 000 Meter über Grund begrenzen, weil dann die 
Lärmbelästigung, die bei 300 Meter über Grund 
noch vorhanden ist, nicht mehr da ist; in beiden Fäl-
len aber würde der Zweck, Tiefflug zu üben, nicht 
erfüllt. 

(Senfft [GRÜNE]: Eine sehr gute Idee! 
1 000 Meter ist besser als 300 Meter, der 

Meinung sind wir auch!) 

— Sie wollen das ja ganz abschaffen. 

Ich möchte mich noch mit ein paar Bemerkungen 
zu unseren Vorschlägen äußern. Wir haben als Sozi-
aldemokraten gesagt: Reduzierung des Tieffluges 
auf das Notwendige für den Einsatzbereich bei An-
legung eines strengen Maßstabes. Wir sagen weiter-
hin: Entzerrung des Tiefflugbetriebs. Ich habe ein 
Interesse daran, daß die Bevölkerung in meinem 
Wahlkreis endlich von den Belastungen entlastet 
wird. Dann fordern wir die weitere Entzerrung des 
Tiefflugbetriebs in den Verdichtungsräumen. Ich 
möchte die Regierung diesbezüglich nach dem 
Sachstand fragen. Weiterhin schlagen wir vor, in 
größeren Höhen in die Tieffluggebiete einzufliegen, 
damit die stark belasteten Tiefflugverbindungen 
nicht noch mehr belastet werden. 

Wir sind auch dafür, weitere Skyguard-Anlagen 
zu beschaffen. Ich habe es mit Freude aufgenom-
men, daß Sie von der CDU unsere Meinung teilen. 
Wir sagen aber mit aller Deutlichkeit: Wir möchten 
drei Anlagen haben; eine Skyguard-Anlage sollte in 
Reserve gehalten werden. Gleichzeitig sollte der 
Luftwaffe das nötige Personal zur Verfügung ge-
stellt werden. Insofern ist hier auch der Bundesmi-
nister der Finanzen gefragt. Wir fordern ihn auf, 
dieses Problem gemeinsam mit uns anzugehen. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Der Haus-
haltsausschuß ist gefragt!) 

Hier ist vorhin gesagt worden, der Einsatz von 
Skyguard-Anlagen werde keinen Erfolg haben. 
Dazu kann ich nur sagen: Die Skyguard-Methode 
läßt es zumindest zu, ein Abweichen des Flugzeug-
führers vom Flugauftrag bildlich, zeitlich und unter 
genauer Angabe der Höhe zu dokumentieren. 
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Dr. Klejdzinski 
Wir fordern darüber hinaus den Bundesminister 

der Verteidigung mit Nachdruck auf, die NATO-
Partner auf die Einhaltung der deutschen Bestim-
mungen hinzuweisen. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Senfft? 

Dr. Klejdzinski (SPD): Entschuldigung, die Zeit läßt 
es nicht mehr zu, es sei denn, ich bekäme es nicht 
auf meine Redezeit angerechnet. — Ja, bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr, Herr Abgeord-
neter. 

Senfft (GRÜNE): Nach unseren Informationen 
aus Schreiben, die wir von Betroffenen bekommen 
haben, hat Skyguard überhaupt nichts gebracht. Es 
sind nur dort Erfolge erzielt worden, wo der Stand-
ort von Skyguard bekannt war. Oftmals ist es doch 
sogar so, daß die Aufstellung in der Zeitung ange-
kündigt wird. Meine Frage ist: Halten Sie es nicht 
für besser, wenn statt dessen Flugschreiber entwik-
kelt werden, die ganz einfach sowohl die Geschwin-
digkeit als auch die geflogene Höhe über Grund 
aufzeichnen, so daß alle Flüge auf einen Schlag 
kontrollierbar wären? Das müßte technisch ja 
machbar sein. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Das ist meiner Ansicht nach 
technisch nicht so ohne weiteres machbar. Auf der 
anderen Seite weiß ich, daß beispielsweise die Sky-
guard-Geräte eingesetzt werden, ohne daß die ein-
zelnen Luftwaffengeschwader informiert werden. 
Insbesondere unsere Freunde in der NATO sind 
auch nicht im einzelnen informiert. Nach den mir 
vorliegenden Ergebnissen muß ich Ihnen sagen, 
daß sie wirklich Erfolge gezeitigt haben. Das Pro-
blem war: Eine Anlage war nicht einsatzfähig, weil 
sie auf Grund eines Verkehrsunfalls nicht einsatz-
bereit war. 

Lassen Sie mich mit Nachdruck feststellen: Es 
darf beispielsweise nicht so sein, daß unsere NATO -
Partner — etwa die Holländer — es ablehnen, daß 
Tieffluggebiete bei ihnen eingerichtet werden, sie 
aber umgekehrt eine Tiefflugstrecke in das westli-
che Münsterland hinein und wieder heraus benut-
zen. 

(Senfft [GRÜNE]: Wenn wir es zulassen? 
Das ist doch absurd!) 

Dies geht nicht. Wenn wir schon unseren Beitrag 
zur NATO leisten, dann können wir von unseren 
Freunden auch erwarten, daß sie sich diesbezüglich 
beteiligen. 

Wir gehen also weiterhin davon aus, daß eine wei-
tere Verlagerung von Übungstiefflügen in befreun-
dete Länder möglich sein muß. Ich weiß, daß das 
eine Belastung für die Soldaten ist. Ich weiß, daß 
das Belastungen verursacht, aber ich weiß auch, 
daß unsere Bevölkerung eine Entlastung braucht. 
Insofern bestehen wir wirklich darauf, daß dem ent-
sprochen wird. 

Wir haben weiterhin gesagt: Wir müssen prüfen, 
ob die Mittagspause nicht ausgespart werden kann. 
Es wird nicht immer gehen, aber es muß sein. 

Wir bestehen auf einer erneuten Überprüfung 
von älteren Flugzeugen in bezug auf die von diesen 
verursachte starke Luftverschmutzung. Dies ist 
wirklich ein Problem. Wir müssen Überlegungen im 
Hinblick auf die Ausrüstung mit rauchgasarmen 
Triebwerken anstellen. 

Unabhängig davon werden wir ein Hearing im 
Verteidigungsausschuß fordern. Dieses Hearing 
halten wir für wichtig. Dabei können sich alle Be-
troffenen zu diesem Thema äußern. Dann besteht 
die Möglichkeit, noch einmal alle Beteiligten zu hö-
ren, auch diejenigen, die den Fluglärm zu ertragen 
haben. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich noch 
eine Bemerkung zu Labrador machen, damit die 
Öffentlichkeit auch einmal weiß, worum es sich 
handelt. Die Provinz Newfoundland ist eineinhalb-
mal so groß wie die Bundesrepublik. In dem gesam-
ten Gebiet leben nach kanadischen Angaben 36 000 
Menschen in 31 Gemeinden. Darunter befinden sich 
ungefähr 2 300 Menschen, die Sie ansprechen. 
Wenn Sie dort den Tiefflugbetrieb verbieten wollen, 
dann vergegenwärtigen Sie sich einmal die Größe 
dieser Fläche. Sie begründen Ihre Forderung damit, 
daß sich die Karibu-Herden nicht in dem notwendi-
gen Umfang vermehrt hätten. Ich kann Ihnen an 
Hand von Zahlen belegen, daß die Zahl der Tiere in 
dieser Region in der Zeit seit 1954 von 5 000 auf 
300 000 angewachsen ist. Machen Sie der Bevölke-
rung in Form eines Antrages doch bitte nicht weis, 
Sie wollten die Tiefflüge dort abschaffen, weil die 
Herden gefährdet seien, wodurch die Ernährung 
der dort lebenden Menschen in Frage gestellt sei. 

(Vorsitz: Vizepräsident Westphal) 

Diese Argumentation halte ich nicht für gut. Ich bin 
der Meinung, wir müssen gemeinsame Anstrengun-
gen in diesem Deutschen Bundestag unternehmen, 
damit wir die wirkliche Belastung, was Tiefflug be

-

trifft, von unserer Bevölkerung entfernen — bitte 
nicht durch Polemik, sondern durch eine vernünf-
tige gemeinsame Sacharbeit. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Bemerkung des Kollegen Dr. 
Klejdzinski, Fluglärm sei nicht der Preis für unsere 
Freiheit, ist, verehrter Herr Kollege, eine unzulässi-
ge, eine große Simplifizierung eines Tatbestandes, 
der wohl etwas deutlicher ausgeführt werden muß. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU — Widerspruch bei der SPD) 

Selbstverständlich ist nicht Fluglärm allein der 
Preis für unsere Freiheit. Aber es besteht doch 
wohl in diesem Hohen Hause, jedenfalls in den drei 
verfassungtragenden Fraktionen, kein Zweifel an, 
daß die Einsatzfähigkeit und die Verteidigungsbe- 
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reitschaft der Bundeswehr von ihren Übungsmög-
lichkeiten und von ihrer ständigen Vorbereitung 
auf einen Einsatz abhängt, den sie nach unserer 
Hoffnung und nach den Zielen unserer Politik nie 
wird in der Praxis vollziehen müssen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Deswegen gehört Tiefflug zu diesen Übungsmög-
lichkeiten. Die notwendige Überlegung kann immer 
nur sein: Wie können wir die Belastung der Bevöl-
kerung so gering wie möglich halten? 

Denn, Herr Kollege Senfft, das eine werden Sie 
sich auf Ihre Ausführungen hin auch sagen lassen 
müssen: Die Aufrechterhaltung einer freiheitlichen 
Staats- und Gesellschaftsordnung 

(Schmidt [Hamburg-Neustadt] [GRÜNE]: 
Mit Tieffliegern!) 

und damit die Möglichkeit für Sie und Ihre Kolle-
gen in der Fraktion DIE GRÜNEN, die verfassungs-
mäßigen Rechte als Abgeordnete des Bundestages 
in freier Rede und Meinungsäußerung wahrzuneh-
men, 

(Senfft [GRÜNE]: Hängen nicht von den 
Tieffliegern ab!) 

sind auch davon abhängig, daß die Bundeswehr be-
reit ist, ihren Dienst zu leisten und unsere Freiheit 
durch diesen ihren Dienst zu sichern. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Senfft [GRÜNE]: Von Tieffliegern nicht!) 

Herr Kollege Senfft, ich will Ihnen ein ganz aktu-
elles Beispiel geben. 

(Mann [GRÜNE]: Also ohne Tiefflug keine 
GRÜNEN Abgeordneten! — Weitere Zu

-

rufe von den GRÜNEN) 

— Ich habe Sie nicht unterbrochen. Unterbrechen 
Sie mich bitte nicht, wenn ich versuche, die Gedan-
ken darzulegen, von denen ich hoffe, daß sie auch 
bei Ihnen einmal Eingang finden werden. 

(Zuruf von der FDP: Das werden die nicht 
begreifen!) 

Der Kollege Ströbele wird sich daran erinnern, daß 
wir vor kurzem in einem ganz anderen Kreis ein 
Gespräch über Einreisemöglichkeiten der AL in die 
DDR und nach Ost-Berlin geführt haben. Ich nenne 
Ihnen nur dieses eine Beispiel, das gestern auch in 
der Fragestunde eine Rolle gespielt hat. Sie erhe-
ben Anspruch auf Freiheitsrechte. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Aber Sie geben der Bundeswehr mit Ihren Anträ-
gen, wenn sie durchgesetzt würden, nicht die Mög-
lichkeit, diese Freiheitsrechte tatsächlich zu si-
chern. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der 
CDU/CSU) 

Das sollten Sie sich einmal mit allen Konsequenzen 
überlegen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Senfft? 

Ronneburger (FDP): Ich gestatte eine Zwischen-
frage. 

Vizepräsident Westphal: Bitte. 

Senfft (GRÜNE): Habe ich Ihre Ausführungen 
richtig verstanden, daß Sie der Auffassung sind, daß 
ohne die Tiefflugübungen in dem Sinn, wie ich es 
ausführte, die Freiheit in der Weise gefährdet ist, 
daß möglicherweise die Rote Armee einmar-
schiert? 

Ronneburger (FDP): Sie haben mich insofern völ-
lig falsch verstanden, als ich ausdrücklich gesagt 
habe: Tiefflugübungen sind nur ein Teil der Vorbe-
reitung auf einen Ernstfall, von dem wir nicht wol-
len, daß er je eintritt. Und wenn 30 Jahre Frieden in 
Mitteleuropa geherrscht haben, Herr Kollege 
Senfft, dann auch deswegen, weil diese Bereitschaft 
zur Verteidigung der freien westlichen Welt vorhan-
den war, die hoffentlich auch in Zukunft vorhanden 
sein wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Senfft [GRÜNE]: Da sind wir anderer Mei

-

nung!) 
Zu den einzelnen von Ihrer Fraktion, Herr Kolle-

ge, beantragten Maßnahmen: Einstellung der Tief-
flugübungen der Bundesluftwaffe über Labrador 
und Einstellung der Vorbereitung zu Errichtung ei-
nes Tieffluggebietes östlich von Hamburg, ist von 
den Vorrednern im Grunde genommen bereits das 
Notwendige gesagt worden. 

(Senfft [GRÜNE]: Zu Hamburg ist nichts 
gesagt worden!) 

— Östlich von Hamburg, habe ich gesagt. 
(Senfft [GRÜNE]: Kein Wort ist gesagt 

worden!) 
— Dann haben Sie leider dem Kollegen Francke 
nicht zugehört. Ich ergänze noch einmal, damit es in 
Ihr Gedächtnis eingetragen wird: Zu dem Zeit-
punkt, wo Sie Ihren Antrag zu diesem neu einzu-
richtenden Tieffluggebiet gestellt haben, waren an-
dere Abgeordnete, z. B. der Regierungsfraktionen, 
bereits tätig geworden; das Problem, das Sie ange-
sprochen haben, war zu dem Zeitpunkt bereits erle-
digt. 

Zusätzlich sage ich Ihnen: Zu Goose Bay sind Sie 
nach wie vor den Nachweis dessen schuldig, was 
Sie in der Begründung Ihres Antrags gesagt haben, 
Ich stimme hier mit dem Kollegen Klejdzinski und 
dem Kollegen Francke völlig überein, daß es ent-
scheidend darauf ankommt, die Belastung der Be-
völkerung durch notwendige Übungsflüge so gering 
wie möglich zu halten. 

Sie haben vorhin den Herrn Bundesverteidi-
gungsminister aufgefordert, sein Haus für solche 
Übungen zur Verfügung zu stellen. Herr Klejdzin-
ski, mir geht es genauso wie Ihnen. Ich wohne eben-
falls in einem solchen Tieffluggebiet, sogar noch 
länger als 30 Jahre. Ich weiß, wovon ich rede. Ich 
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weiß auch, wovon ich rede, Herr Kollege Senfft, 
wenn ich hier noch einmal daran erinnere, daß die-
ses rollierende System nach einer schlichten ma-
thematischen Rechnung — aber zumindest die 
Grundrechenarten müßte man beherrschen —, 
nach einem schlichten mathematischen Vergleich 
für die Menschen weniger Belastung bringt, weil es 
die Belastung gerechter verteilt. 

(Senfft [GRÜNE]: Das geht nicht!) 
Dafür, daß man auch bei einem rollierenden Sy-
stem Ballungszentren, Fremdenverkehrsgebiete 
und besonders gefährdete Naturgebiete ausnehmen 
kann, gibt es bereits heute Beispiele. Ich könnte 
Ihnen solche Beispiele aus meiner unmittelbaren 
Nachbarschaft nennen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie noch eine Zwischenfrage des Abgeord-
neten Ströbele? — Bitte schön. 

Ronneburger (FDP): Dabei gehe ich weiter davon 
aus, Herr Präsident, daß die Zeit dafür nicht auf 
meine Redezeit angerechnet wird. 

(Boroffka [CDU/CSU]: Der will sicher nach 
den Überschallflügen der Sowjets über 

West-Berlin fragen!) 

Vizepräsident Westphal: Ja, wir werden weiter so 
verfahren. — Herr Ströbele, Sie haben das Wort. 

Ströbele (GRÜNE): Herr Kollege, ist Ihnen be-
kannt, daß in letzter Zeit beispielsweise über Bad 
Berleburg im Rothaargebirge Tiefflugübungen mit 
Flugziel einer psychosomatischen Klinik durchge-
führt wurden, daß sich die Patienten und die Ärzte 
wegen der ganz erheblichen Gesundheitsgefähr-
dungen, die davon ausgehen, beim Bundesverteidi-
gungsministerium beschwert haben und daß ihnen 
da die Antwort erteilt worden ist: Dann müssen Sie 
sich die Nummern der Flugzeuge merken, sonst 
können wir nichts machen? Es ist also an die Pa-
tienten praktisch die Aufforderung gerichtet wor-
den, aus der Klinik zu rennen und sich die Num-
mern zu merken. Würden Sie auch sagen, daß die 
das wegen unser aller Freiheit hinnehmen müs-
sen? 

Ronneburger (FDP): Ich kenne einen großen Teil 
von Anfragen und Beschwerden, und ich kenne 
auch einen großen Teil von Antworten, die erteilt 
worden sind. Aber ich muß Ihnen ehrlich sagen: Die 
Antwort, die Sie mir soeben genannt haben, habe 
ich in der ganzen Zeit, in der ich mich mit dieser 
Problematik beschäftige, noch nicht ein einziges 
Mal gehört. Ich kann in diesem Zusammenhang das 
Bundesverteidigungsministerium nur fragen, ob 
eine solche Antwort tatsächlich erteilt worden ist. 
Wenn es so sein sollte, stimme ich Ihnen zu, daß 
diese Antwort dem Tatbestand nicht gerecht wird. 

Ich will zu Labrador und Goose Bay im Moment 
nichts mehr sagen, aber noch einmal darauf hinwei-
sen, daß es für uns darauf ankommt, gemeinsam 
mit der Luftwaffe, gemeinsam mit dem Bundesver-
teidigungsminister nach Wegen zu suchen, eine 
nach unserer Überzeugung im Grundsatz unver

-

meidbare Belastung so gering wie möglich zu hal-
ten und so wenig Menschen wie möglich davon be-
troffen sein zu lassen. Innerhalb des Bündnisses 
sind unvermeidbare Lasten zu tragen. Nach den 
Entscheidungen, die das Hohe Haus, Herr Kollege 
Senfft, gemeinsam und mit überzeugenden Mehr-
heiten getroffen hat, sind diese Lasten grundsätz-
lich gerecht zu verteilen. Das Prinzip dieser Gerech-
tigkeit wird aber dort auf den Kopf gestellt, wo Leid 
unnötigerweise verteilt wird, ohne geteilt werden zu 
können. Es geht nicht ohne Übungsflüge auch in 
geringer Höhe. 

(Senfft [GRÜNE]: Warum nicht?) 

Damit die Luftwaffe im Ernstfall voll funktionsfä-
hig ist, muß sie vorher üben, um den Stand der Ver-
teidigungsfähigkeit, von dem ich vorhin gesprochen 
habe, aufrechtzuerhalten. 

Lassen Sie mich darum zum Abschluß noch ein-
mal sagen, daß es Ihrer Fraktion, der Fraktion DIE 
GRÜNEN, meiner Meinung nach um eine Sache 
geht, die in der Einleitung des Antrags vom 15. Mai 
dieses Jahres steht. Ich zitiere die beiden einschlä-
gigen Absätze: 

Die GRÜNEN unterstützen den Protest der be-
troffenen Bevölkerung, 

(Sehr richtig! bei den GRÜNEN) 

der sich insbesondere gegen die Untätigkeit der 
Bundesregierung richtet. 

(Demonstrativer Beifall bei den GRÜ

-

NEN) 

— Vielen Dank. Sie können sich darauf vorbereiten, 
gleich noch einmal zu klatschen. Ich werde Sie 
gleich noch einmal zitieren. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist gut!) 

Ich kann nur auf den Kollegen Francke verwei-
sen und auf seine Aufzählung von bereits getroffe-
nen und geplanten Maßnahmen. Ich habe über-
haupt nichts dagegen, daß eine Fraktion dieses 
Hauses eine Gruppe von Bürgern unterstützt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Aha!) 

Aber 

(Senfft [GRÜNE]: Jetzt kommt die wahre 
Absicht!) 

jetzt kommt nämlich der Kern der Dinge: 

(Senfft [GRÜNE]: Jetzt kommt das Denk

-

verbot!) 

Sie sehen in der hohen Belastung durch mili-
tärische Tiefflüge ein weiteres Zeichen für die 
Fehlorientierung einer Militärpolitik, die zu un-
vertretbaren Einschränkungen der Freiheits-  
und Grundrechte führt. 

(Demonstrativer Beifall bei den GRÜ
-

NEN) 

— Beifall bei den GRÜNEN bitte ich zu notieren. 

Es heißt dann weiter: 

Ein erster Ansatz für eine deutliche Verringe

-

rung der Tiefflugaktivitäten wäre die Beseiti

-

gung der Fähigkeit der Luftwaffe zur Invasion. 
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Dies würde den Weg zu einer neuen Sicher-
heitspolitik ebnen, die dem Friedensauftrag des 
Grundgesetzes entspricht. 

— Sie hätten übrigens noch einmal klatschen müs-
sen. Das haben Sie nur vergessen. 

Ich will das nicht wiederholen. Aber wenn diese 
Äußerungen, meine Kollegen von den GRÜNEN, 
auf irgendeinem Treffen der Basis von einem man-
gelhaft informierten oder einschlägig vorbelasteten 
Nur-Mitglied der GRÜNEN vorgebracht würden, 
müßte das nicht beunruhigen. Wenn das jedoch in 
einem Antrag einer Bundestagsfraktion geschieht, 
wenn dort wider besseres Wissen Übungsflüge in 
niedriger Höhe als Zeichen der Fehlorientierung ei-
ner Militärpolitik und als Erlernen oder Üben der 
Fähigkeit der Luftwaffe zur Invasion denunziert 
und damit eine haltlose Hetze unterstützt wird, die 
da behauptet, unsere Sicherheitspolitik entspreche 
nicht dem Friedensauftrag des Grundgesetzes, 

(Senfft [GRÜNE]: Dann kommt das Denk

-

verbot!) 

dann ist Widerstand gefordert auch im Sinne der 
betroffenen Menschen, für die Sie sich angeblich 
einsetzen wollen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister der Verteidigung. 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren Kolle-
gen! Es gibt überhaupt keinen Zweifel: Die Flug-
lärmbelästigung, die Fluglärmbelastung gehört zu 
den schwierigsten Problemen meines Amtsbe-
reichs. Nicht nur ich, sondern auch meine Mitarbei-
ter, auch und gerade die Luftwaffe und ihr Inspek-
teur, verstehen sehr gut, wie Bürgern zumute ist, 
die in den dicht beflogenen Gebieten wohnen und 
den Fluglärm ertragen müssen. Beiläufig gesagt: 
Auch ich wohne in einem Gebiet, in dem tief geflo-
gen wird. 

(Ströbele [GRÜNE]: Also bieten Sie Ihr 
Haus auch als Ziel für Tiefflüge an?) 

Wir, die wir mit diesem Problem von zwei Seiten 
befaßt sind, geben uns alle Mühe, 

(Zurufe von den GRÜNEN: Wir auch?!) 

den Fluglärm zu mindern, wo immer es geht und 
soweit es überhaupt noch mit dem Einsatzauftrag 
der Luftwaffe vereinbar ist. Allerdings stoßen wir 
dabei auf Grenzen. Ein Bundesminister der Vertei-
digung kann sich nicht wie DIE GRÜNEN, die von 
dieser Freiheit profitieren, aber nicht bereit sind, 
die Lasten zu tragen, hinstellen und sagen, es geht 
mich nichts an. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vielmehr ist ein Bundesminister der Verteidigung 
eben auch der Bevölkerung für die Sicherheit und 
die Freiheit verantwortlich. Er muß daher nach dem 
Grundgesetz, nach dem Amtseid, den er geschwo-
ren hat, dafür sorgen, daß Frieden und Freiheit in 

diesem Land aufrechterhalten bleiben und daß da-
her auch auf der anderen Seite das Nötige getan 
wird. 

Deswegen — ich sage es noch einmal — stoße ich 
auf gewisse Grenzen: einerseits im Grundgesetz 
und andererseits im alliierten Truppenstatut, in 
dem die Bundesrepublik Deutschland den hier sta-
tionierten Truppen ausreichend Übungsmöglichkei-
ten zur Erhaltung ihrer Einsatzbereitschaft ein-
räumt und einräumen muß. Auch nicht, weil es de-
nen Spaß macht, sondern weil auch die einen Ein-
satzauftrag haben, nämlich die Bundesrepublik 
Deutschland und die ganze freie Welt mit uns zu 
schützen. Daher bin ich dafür verantwortlich, daß 
die Streitkräfte einsätzfähig sind. Das heißt, daß sie 
für die Bedingungen des Ernstfalls ausgebildet 
sind, nicht etwa, weil wir glaubten, dieser Ernstfall 
käme, sondern weil wir ihn verhindern wollen; und 
wir haben ihn bis jetzt verhindert, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

auch und gerade die Flugzeugführer der Luftwaffe 
und der Alliierten. Die Luftwaffenpiloten und die 
Piloten unserer Alliierten hätten im Ernstfall nur 
dann eine Chance, ihren Auftrag zu erfüllen und zu 
überleben, wenn sie schon im Frieden Tiefflug 
üben; denn im Einsatzfall müßten sie tief fliegen, 
viel tiefer, als es im Frieden geübt werden darf. 

(Ströbele [GRÜNE]: Nur wenn sie angrei

-

fen, Herr Minister! — Senfft [GRÜNE]: Wo

-

hin denn?) 

— Wenn Sie mich schon zum x-ten Mal fragen und 
so tun, als ob Sie das nicht wüßten: Nehmen Sie 
bitte zur Kenntnis, daß im Unterschied zum War-
schauer Pakt, zu den Streitkräften der Sowjetunion 
und der mit ihr verbündeten Staaten, die Bundesre-
publik Deutschland, die Bundesregierung und die 
mit uns verbündeten Staaten ein für allemal auf 
den Ersteinsatz von Waffen verzichtet haben, so 
daß die Luftwaffe der Bundeswehr im Ernstfall nur 
fliegen würde, wenn dieses Land angegriffen wür-
de. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Senfft [GRÜNE]: Dann brauchen Sie keine 

Tiefflüge!) 

Ich sage — das ist der Kern des Problems —: Es 
geht für mich, der ich diese Aufgabe habe, darum, 
einen Ausgleich zu finden zwischen dem Ausbil-
dungsinteresse der Luftwaffe und ihrer Piloten ei-
nerseits und dem berechtigten Anspruch unserer 
Bürger auf Rücksichtnahme und Ruhe anderer-
seits. 

Ich sage nochmal: Dabei sind den Piloten im 
Laufe der Zeit immer weitere Einschränkungen 
auferlegt worden, weit mehr, als in der Öffentlich-
keit bekannt ist. Es gibt einen riesigen Katalog von 
Maßnahmen. Schon meine Vorgänger — das ist ja 
kein parteipolitisches Problem — haben eine Fülle 
von Maßnahmen ergriffen, von denen ich nur einige 
herausgreifen will. So wurde bereits in der Vergan-
genheit die generelle Mindestflughöhe auf 150 m 
festgelegt. 
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Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Ströbe-
le? 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: 
Herr Präsident, ich würde dann mit der Zeit nicht 
zu Rande kommen. Sonst würde ich die Frage gern 
zulassen. 

(Senfft [GRÜNE]: Sie haben doch genug 
Zeit!) 

Vizepräsident Westpahl: Die Fragezeit wird nicht 
angerechnet. Aber Sie sind in Ihrer Entscheidung 
frei. 

Dr. Wörner, Bundesminister der Verteidigung: Der 
Tagtiefflug wurde für Montag bis Freitag auf die 
Zeit von 7 bis 17 Uhr begrenzt. Wir haben ein gene-
relles Wochenden- und Feiertagsflugverbot erlas-
sen. Wir haben einen Teil unserer Flüge ins Aus-
land verlagert. Insgesamt exportiert die Luftwaffe 
bereits 30% ihres Fluglärms ins Ausland. 

(Senfft [GRÜNE]: Schlimm genug!) 

Ich werde nachher darstellen, daß wir das noch wei-
ter ausdehnen wollen. 

Wirkliche Tiefstflüge ab 100 Fuß werden in der 
Bundesrepublik Deutschland überhaupt nicht ge-
stattet. Diese haben wir ins Ausland, nach Goose 
Bay, verlegt. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Es gibt doch sie

-

ben Tieffluggebiete!) 

Sofort nach meiner Amtsübernahme habe ich ei-
nige zusätzliche Maßnahmen eingeleitet. Auch hier 
will ich nur einige davon herausgreifen. 

Zunächst einmal hatte mein Amtsvorgänger eine 
Studie in Auftrag gegeben, um festzustellen, wo be-
sonders dicht geflogen wird. Eines der Probleme 
liegt darin, daß in der Bundesrepublik Deutschland 
nur etwa zwei Drittel des Luftraums befliegbar 
sind. Ein Drittel ist nicht befliegbar; es sind entwe-
der Sperrgebiete oder Gebiete nahe der Grenze, wo 
also Gründe vorliegen, über die sich ein Minister 
nicht hinwegsetzen kann. Den Studienauftrag hatte 
mein Vorgänger übrigens an eine private Firma ge-
geben. Er hat die Frage nicht etwa durch den Staat 
selber untersuchen lassen: Wo wird besonders dicht 
geflogen? Dabei haben sich bestimmte Ballungsge-
biete herausgestellt. 

Die ganz konsequente Schlußfolgerung, die wir 
daraus gezogen haben, ist diese: Die einzige Chan-
ce, den Bürgern in den besonders betroffenen Regi-
onen zu helfen — es geht eben nicht um das Sankt-
Florians-Prinzip, wie Sie das gesagt haben —, be-
steht darin, mehr Gebiete zu erschließen und dafür 
zu sorgen, daß sich der Fluglärm breiter ausdehnt. 

(Senfft [GRÜNE]: Das ist das Sankt-Flori

-

ans-Prinzip! Das ist absurd!) 

Dadurch sind zwar zusätzliche Bürger vom Flug-
lärm betroffen, aber andererseits werden diejeni-
gen, die besonders belastet sind, dadurch etwas ent-
lastet. 

(Beifall des Abg. Ronneburger [FDP]) 

Das ist, abgesehen von der Möglichkeit, ins Ausland 
auszuweichen, die einzige Möglichkeit, die dieser 
Bundesminister der Verteidigung hat, um durch-
greifend noch etwas zu machen. Und wir haben das 
gemacht. 

Ich habe bereits jetzt durch Reduzierung oder 
Aufhebung von Luftraumbeschränkungen den 
nutzbaren Luftraum um zirka 10 % mit dem Ziel der 
gleichmäßigeren Verteilung der Tiefflüge erweitert. 
Im übrigen kann ich Ihnen sagen: Diejenigen, bei 
denen die Erleichterung eingetreten ist, danken ei-
nem das nicht, aber diejenigen, bei denen jetzt ge-
flogen wird, wehren sich. Dafür habe ich auf der 
einen Seite Verständnis, nur wie soll ich es denn 
machen? 

Wir haben den Gebrauch des Nachbrenners, der 
besonders lärmträchtig ist, in niedrigen Höhen auf 
seltene, zwingend erforderliche Fälle begrenzt. Wir 
haben die Flüge im Ausland verstärkt. Wir haben 
eine Regelung herausgegeben, wonach im Nahbe-
reich des eigenen Fliegerhorstes grundsätzlich 
nicht mehr in 500 Fuß, also 150 Meter, geflogen wer-
den darf, sondern höher, weil wir davon ausgehen, 
daß es sich dort um vertrautes Terrain handelt. 

Und jetzt nenne ich Ihnen eine besondere Maß-
nahme, bei der ich davon ausgehe, daß sie ihre 
Wirksamkeit jetzt langsam voll entfaltet. Der In-
spekteur der Luftwaffe ist dazu übergegangen, den 
Tieffluganteil bei jedem Flug generell auf maximal 
50 Minuten zu beschränken. Früher betrug der Tief-
fluganteil eines Einsatzes durchschnittlich eine 
Stunde und elf Minuten, jetzt sind wir bei 50 Minu-
ten. Das heißt, wir reduzieren die Fluglärmbela-
stung um ziemlich genau 30 %. 

(Senfft [GRÜNE]: Gefährdet das nicht die 
Verteidigungsbereitschaft?) 

Ich wiederhole: 30 % Entlastung im Tiefflug. 

Damit gebe ich mich noch nicht zufrieden. Ich 
beabsichtige die Einführung eines Verfahrens, das 
in den vorerwähnten sieben Gebieten, in denen tief 
geflogen werden darf — also 75 Meter hoch, d. h. 
unterhalb der sonst zulässigen Höhe — die beson-
ders belastete Bevölkerung stärker entlastet. Ich 
kann zwar diese Gebiete nicht ersatzlos aufgeben 
aus den Gründen, die ich dargestellt habe. Aber wir 
beabsichtigen, wie das der Kollege Francke darge-
stellt hat, wenigstens den Versuch zu machen, den 
befliegbaren Luftraum in der Bundesrepublik 
Deutschland an Stelle dieser sieben Gebiete, wo 
dauernd geflogen wird und wo die Bevölkerung 
wirklich nun seit vielen Jahren diese Tiefflüge im-
mer ertragen muß, 

(Ströbele [GRÜNE]: Ohropax!) 

in 49 Gebiete aufzuteilen — wir sind im Augenblick 
in der Planung — und dann in einem rotierenden 
System zu befliegen, so daß immer ein Gebiet, d. h. 
nur ein Gebiet, in einer besonderen, bestimmten 
begrenzten Zeit beflogen wird und die anderen 
dann von Fluglärm frei sind. Das ist die einzige 
Möglichkeit. Eine andere Möglichkeit gibt es nicht. 

(Senfft [GRÜNE]: Für Sie nicht! Das ist ein 
Armutszeugnis für Sie!) 
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Bundesminister Dr. Wörner 
Wir sind im Augenblick in der Besprechung in 
Fachgremien. Wir werden am 3. Oktober dieses Jah-
res mit den Bundesländern verhandeln. Ich hoffe, 
daß die Bundesländer mitmachen. 

Außerdem prüfe ich eine weitere Verlagerung ins 
Ausland. Das gilt sowohl der Untersuchung, ob die 
bestehenden Einrichtungen stärker frequentiert 
werden können, als auch Überlegungen zum Neu-
bau eines Flugplatzes im Ausland. 

(Senfft [GRÜNE]: Um Gottes willen!) 

Im übrigen sage ich Ihnen — auch wenn Sie von 
den GRÜNEN immer wieder dauernd das Gegenteil 
behaupten —, daß die Zahl der Tiefflüge nicht zuge-
nommen, sondern abgenommen hat. Allerdings ist 
gleichzeitig die Sensibilität unserer Bevölkerung 
gestiegen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Gott sei Dank!) 

Ich habe das nicht zu kritisieren — ich habe viel 
Verständnis dafür —, ich stelle lediglich als eine 
Tatsache fest, daß nicht mehr Tiefflüge geflogen 
werden, sondern weniger. 

Natürlich spielt das Wetter eine große Rolle. Im 
Schnitt kann bei uns nur an 140 Tagen im Jahr 
geflogen werden. Wenn es nun, wie in diesem Jahr, 
im Sommer sehr viele Schlechtwetterperioden gibt, 
dann drängt sich natürlich der Tiefflug auf die we-
nigen Tage mit schönem Wetter zusammen, und 
dann wird die Belastung doppelt stark empfunden. 

Selbstverständlich wirken wir auf unsere Alliier-
ten ein; das war eine Frage des Kollegen Klejdzin-
ski. Der Inspekteur der Luftwaffe hat eigene Teams 
zusammengestellt, die auf jeden einzelnen Flug-
platz der Luftwaffe unserer Alliierten gegangen 
sind, die Piloten eingewiesen haben, sie auf die Si-
tuation aufmerksam gemacht haben, ihnen noch 
einmal die Begrenzung erklärt haben. Das wieder-
holen wir; das ist ein ständiges Gespräch mit mei-
nen Kollegen, auch für den Inspekteur der Luftwaf-
fe. Herr Klejdzinski, wir sind in einem Punkt einig: 
Wir können es auf die Dauer nicht hinnehmen, daß 
die Niederländer im eigenen Land hoch und in der 
Bundesrepublik Deutschland tief fliegen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Es sind noch andere, 
die das machen!) 

— Nein, es sind keine anderen. 

Nun noch kurz zur Frage der Mittagspause. Es 
wird ja immer wieder vorgeschlagen: Macht doch 
eine Mittagspause zwischen 12 und 14 Uhr. Wir ha-
ben das untersucht, sehr ernsthaft untersucht. Zu-
nächst einmal: Wenn ich die Mittagspause von 12 
bis 14 Uhr mache, muß ich den Flugbetrieb ab 
11 Uhr einstellen; denn die Flugzeit dauert im 
Schnitt eine Stunde und zehn Minuten. Vorausge-
setzt wir täten das, dann müßte ich die Zeit, weil ich 
auf dieselben Flugstunden kommen muß, in den 
Abendstunden anhängen. Ich garantiere Ihnen: Die 
Zahl der Proteste würde noch mehr zunehmen, 
wenn dann statt bis fünf Uhr nachmittags bis sie-
ben oder gar acht Uhr geflogen werden müßte, also 
während die Leute nach Feierabend zu Hause wä-
ren. 

Im übrigen gibt es dann noch ein Flugsiche-
rungsproblem. In den Abendstunden ist der private 
Flugverkehr, der Sportflugverkehr sehr viel stär-
ker, ob nun Motorflugzeuge, ob Segelflugzeuge. Da-
mit würde die Zusammenstoßgefahr wachsen. 

Das ist der Grund, warum wir uns nicht entschlie-
ßen können, die Mittagspause wie vorgeschlagen 
einzuführen. 

Nun eine letzte Bemerkung zu unseren Piloten: 
Hier fallen sehr oft Ausdrücke — Gott sei Dank 
nicht in dieser Debatte, da haben sich zwar die 
GRÜNEN bis zum Terrorismus verstiegen, aber 
Terrorismus — — 

(Senfft [GRÜNE]: „Terror"!) 

— Mag sein, daß Sie davon etwas mehr verstehen. 

Ich sage jedenfalls: Diese Piloten sind keine Row-
dies. Die Piloten der Luftwaffe und die Piloten un-
serer Alliierten riskieren bei ihrem täglichen Flug-
betrieb schon im Frieden häufig genug Gesundheit 
und manchmal ihr Leben. 

(Lange [GRÜNE]: Denen hat auch nie

-

mand einen Vorwurf gemacht!) 

Die fliegerische Disziplin ist hoch. Das hat sich 
durch die Erkenntnisse aus dem Einsatz dieser 
Skyguard-Geräte eindeutig bestätigt. 

Zunächst einmal: Eine der zahllosen Unwahrhei-
ten, die Sie heute wieder verbreitet haben, ist die, 
daß wir den Einsatz der Skyguard-Geräte vorher 
anzeigen würden. Das Gegenteil ist der Fall. Das 
geschieht schon gar nicht in den Zeitungen. Im üb-
rigen zeigt die Tatsache, daß wir einige Übertretun-
gen feststellen, daß das gar nicht der Fall sein kann. 
Seit Kauf — nehmen Sie wenigstens die Zahlen zur 
Kenntnis, vielleicht sind Sie doch für einige Fakten 
zugänglich — dieser Radarsysteme, den wir genau 
deshalb vorgenommen haben — das haben wir mit 
Zustimmung des Haushaltsausschusses, des Vertei-
digungsausschusses gemacht —, weil wir solche 
Schreiben nicht mehr herausgeben wollen, wo es 
heißt: „Ihr müßt uns bedauerlicherweise sagen, wie 
das Flugzeug ausgesehen hat und was für ein 
Kennzeichen es hat, damit wir überhaupt feststel-
len können, wer das gewesen sein kann", können 
wir eindeutig festhalten: was war das für eine Ma-
schine, welche Höhe, welche Geschwindigkeit usw. 

(Ströbele [GRÜNE]: Also haben Sie solche 
Schreiben doch rausgeschickt!) 

— Ich kann nicht ausschließen, daß solche Schrei-
ben auch einmal rausgegangen sind. Jedenfalls so-
weit ich sie unterschreibe, soweit sie inzwischen 
von der Fluginformationszentrale herausgegeben 
werden, wird so etwas nicht mehr geschrieben, weil 
es in der Tat überhaupt nicht realisierbar wäre, 
eine Zumutung für die Betroffenen wäre. Es gibt 
überhaupt keinen Fall. Sie werden kein Schreiben 
finden können, das meine Unterschrift trägt, in dem 
so etwas gesagt wird, sondern wir gehen mit sehr 
viel Verständnis auf das ein, was uns die Bürger 
schreiben. 

(Zuruf von den GRÜNEN) 
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Bundesminister Dr. Wörner 
Seit April 1985 sind die im Einsatz. Wir haben 

inzwischen 2 285 Flüge des Routinetiefflugbetriebs 
erfaßt. Und nun haben wir rund 1 % an definitiven 
Unterschreitungen der Mindestflughöhe festge-
stellt; nur, sage ich, 1 %, obwohl mir diese 1 % immer 
noch zu hoch sind. 

Gleichwohl, in Anbetracht der Vielzahl an fliegen-
den Besatzungen unterschiedlicher Herkunft, un-
terschiedlichen Ausbildungsstands ist das ein ge-
ringer Prozentsatz. Ich kann Ihnen sagen: Wenn Sie 
einmal da dringesessen haben, sieht das aus der 
Sicht des Piloten so einfach, wie das nach außen 
erscheint, in jedem Fall die Mindestflughöhe sau-
ber einzuhalten, im allgemeinen nicht aus. 

Wir sind in der deutschen Luftwaffe sehr scharf 
vorgegangen. Der Inspekteur der Luftwaffe hat un-
nachsichtig geahndet. Das ging bis zu Degradierun-
gen. Wir wissen inzwischen auch von unseren Alli-
ierten — ich weiß von einem Fall in jüngster Zeit —, 

daß Flugzeugführer nicht nur hart bestraft, sondern 
sofort in ihr Heimatland zurückversetzt werden. 
Das heißt, Sie können davon ausgehen, daß das, was 
wir an Überwachungsmaßnahmen durchführen, mit 
der Zeit seine Wirkung zeitigen wird. 

Ein abschließendes Wort zu Ihren drei Anträgen. 
Die Ostumgehung Hamburg — das haben Kollege 
Francke, Kollege Ronneburger und Kollege Klejd-
zinski schon gesagt — ist längst erledigt. Da hätten 
Sie gar nicht auf die Barrikaden zu gehen brau-
chen. 

(Senfft [GRÜNE]: Dann hat der Antrag ja 
seinen Zweck erfüllt!) 

— Nicht wegen Ihres Antrags; damit das klar ist. 
Bevor Sie aufgewacht sind, waren schon andere 
Kollegen tätig. 

(Ströbele [GRÜNE]: In der Sache viel

-

leicht!) 

Was Labrador und Goose Bay angeht, kann ich 
nur sagen: Damit zeigen Sie, daß es Ihnen über-
haupt nicht um den Fluglärm geht. 

(Senfft [GRÜNE]: Doch; da wohnen auch 
Menschen!) 

Ich selbst habe dort schon geflogen. Wenn in einem 
Gebiet, das eineinhalbmal so groß ist wie die Bun-
desrepublik Deutschland, in dem 36 000 Menschen 
leben — — 

(Senfft [GRÜNE]: Ist das nichts?) 

— Natürlich ist das etwas. Bloß vielleicht leuchtet 
es sogar Ihnen ein, daß ich, wenn ich fünf besiedelte 
Orte in einem Gebiet, das eineinhalbmal so groß 
wie die Bundesrepublik Deutschland ist, habe, diese 
Orte leicht aussparen kann. Wenn wir die gleichen 
Verhältnisse in der Bundesrepublik Deutschland 
hätten, gäbe es das Problem des Fluglärms nicht. 
Um die fünf Ansiedlungen wird herumgeflogen. 
Nehmen Sie das doch endlich zur Kenntnis! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wenn Sie nicht so stur wären, würden Sie irgend-
wann einmal nach Goose Bay gehen. Ich lade Sie 
ein, sich einmal in eines der Flugzeuge zu hocken. 
Dann werden Sie wie ich den ganzen Flug entlang 

nicht einen einzigen Menschen unten sehen. Ich 
wollte, wir hätten diesen Zustand anderswo. Deswe-
gen werden wir diese Chance Goose Bay auch wei-
terhin nützen, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Haben Sie die mal ge

-

fragt?) 

Ihnen geht es schlichtweg um die Diskreditierung 
unserer Verteidigung. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die ganze Richtung 
paßt uns nicht!) 

— Sie sagen es: Die ganze Richtung paßt Ihnen 
nicht. Im Unterschied zu Ihnen paßt uns aber die 
Verteidigung unserer Freiheit. Und deswegen sind 
wir auch bereit, dafür das Opfer zu bringen, das 
erforderlich ist. 

(Zuruf des Abg. Senfft [GRÜNE]) 

Ich sage hier: Ich selbst als der Bundesminister 
der Verteidigung, meine Mitarbeiter und alle Kolle-
gen bleiben aufgefordert, ständig darüber nachzu-
denken. Wir werden noch mehr helfen, wenn ir-
gendeine Möglichkeit besteht. Sie dürfen sich da 
ganz sicher wissen: Sie haben auch die Piloten der 
Luftwaffe und die Luftwaffe und meine Mitarbeiter 
auf Ihrer Seite. Wir nehmen die Sorgen der Bevöl-
kerung ernst. Aber wir wissen, daß ohne Verteidi-
gung auf die Dauer weder Sicherheit noch Freiheit 
zu haben sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Die Geschäftsordnung 
des Deutschen Bundestages sagt, wenn ein Mitglied 
der Bundesregierung länger als 20 Minuten gespro-
chen hat — Herr Minister —, hat eine Fraktion, die 
die Absicht hat, eine unterschiedliche Meinung 
dazu auszuführen, das Recht, sich zu melden und 
eine gleichlange Redezeit zu beanspruchen. Ich fra-
ge, ob ein Abgeordneter die Absicht hat, diese De-
batte noch durch einen weiteren Beitrag zu verlän-
gern. — Bitte schön, Herr Senfft, Sie haben das 
Wort. 

Senfft (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Minister, der Unterschied zwi-
schen Ihrer Argumentation und unserer in der gan-
zen Diskussion liegt einfach darin — darüber gibt 
es auch keine Diskussionsmöglichkeit — , daß Sie 
behaupten, die Tiefflüge seien für unsere Sicherheit 
nun einmal unabdingbar notwendig. Solange Sie in 
dieser Argumentation, in dieser Logik verfangen 
sind, gibt es für Sie natürlich überhaupt keine Mög-
lichkeit, im Interesse der Bürger an der Tiefflug-
problematik etwas zu ändern. Gerade hier sagen 
wir: Wir sind völlig anderer Meinung. Wir sind der 
Meinung, Tiefstflüge und Tiefflüge sind überhaupt 
nicht, noch nicht einmal nach Ihrer militärischen 
Logik, notwendig und können deshalb abgeschafft 
werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich möchte abschließend nur einmal die Frage 
stellen, die unbeantwortet geblieben ist: Wozu müs-
sen Sie Radar unterfliegen? Steht denn das gegne- 
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Senfft 
rische, das sowjetische Radar in der Bundesrepu-
blik? — So weit sind wir doch wohl noch nicht! 
Wozu also brauchen wir diese Tiefstflüge? Sie sind 
völlig überflüssig, wenn es nach Ihrer Logik nur um 
die Verteidigung der Bundesrepublik geht. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Deshalb drängt sich immer wieder die Vermutung 
auf, 

(Ströbele [GRÜNE]: Daß anderes geübt 
wird!) 

daß gerade das geübt wird, was wir hier mehrfach 
behauptet haben — eine schlüssige Gegenbegrün-
dung habe ich auch heute nicht gehört; die bleibt 
aus —: das Eindringen, das Unterfliegen des gegne-
rischen Radars und sozusagen der Angriff in das 
Gegenland. Das ist hier doch nun einmal der Fall. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Hier sind wir der Meinung: Das ist zutiefst über-
flüssig. Weil das zutiefst überflüssig ist, sind auch 
die Tiefflüge überflüssig, egal, ob es unter 75 m oder 
unter 150 m ist. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ronneburger? 

Senfft (GRÜNE): Ja. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Ronne-
burger. 

Ronneburger (FDP): Herr Kollege Senfft, ist es für 
Sie keine Widerlegung Ihrer Behauptungen von den 
vermeintlichen Absichten der Bundeswehr, der 
NATO und der Bundesrepublik Deutschland, wenn 
diese NATO ausdrücklich erklärt hat, 

(Ströbele [GRÜNE]: Ach, was die alles er

-

klären!) 

keine ihrer Waffen wird je eingesetzt werden, es sei 
denn zur Abwehr eines Angriffs? 

(Ströbele [GRÜNE]: Das sagen die anderen 
auch!) 

Wenn wir uns gegenseitig nicht mehr glauben wol-
len, Herr Kollege, warum reden wir dann eigentlich 
noch miteinander? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Ströbele [GRÜNE]: Das sagen die Sowjets 
genauso! Gehen Sie rüber zur Botschaft!) 

Senfft (GRÜNE): Herr Ronneburger, was in der 
Öffentlichkeit quasi per Presseerklärung, Kommu-
niqué oder sonstwie der Bevölkerung erklärt wird, 
das interessiert uns weniger. Was uns mehr interes-
siert, sind die Dokumente wie etwa Air/Land Battle, 
wo genau das drinsteht, was wir immer behaupten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Ströbele 
[GRÜNE]: Genau! Angriff wird geübt! — 
Ronneburger [FDP]: Wobei Sie offenbar 
nicht wissen, daß Air/Land Battle für die 

NATO überhaupt nicht gilt!) 

Ich kann an dieser Stelle nicht auf die einzelnen 
Argumente des Verteidigungsministers eingehen, 
weil das grundsätzlich nicht unsere Logik ist. Es ist 
einfach nicht unsere Logik, wenn man davon aus-
geht, daß die Tiefstflüge notwendig sind, wie es die 
Bundesregierung tut. Wenn sie davon ausgeht, daß 
das notwendig ist, dann kommt sie aus ihrer inne-
ren Logik nicht heraus. Das ist die Grundstreitfra-
ge, die zwischen Ihnen und uns besteht. Wir sind 
nun einmal der Meinung — wir würden uns wirk-
lich freuen, wenn darauf einmal eine Antwort 
käme —, die Tiefstflüge sind überflüssig. Ich habe 
es in meinem Beitrag sarkastisch ausgedrückt: Wir 
sind nicht der Auffassung, daß, wenn die Tiefstflüge 
eingestellt werden, uns dann der Angriff der Roten 
Armee droht. Das ist der eigentliche Kernpunkt der 
Frage, um die es geht. 

Ich möchte nicht die Redezeit voll ausschöpfen, 
sondern zum Schluß kommen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und des Abgeordneten Ronneburger 

[FDP]) 

Wir sind der Meinung: Die Tiefstflüge sind über-
flüssig. Sie sind noch nicht einmal in der Logik 
Ihres militärischen Denkens notwendig. 

(Werner [Ulm] [CDU/CSU]: Quatsch, was 
Sie da erzählen!) 

Sie dienen insofern noch nicht einmal aus Ihrer 
Logik heraus der Verteidigungsbereitschaft. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Sie sind ein kluger 
Kopf!) 

Deshalb ist es besonders schlimm, daß nach wie 
vor — so haben wir es heute gehört — die Bundes-
regierung daran festhält und daß die Bürger nach 
wie vor — ich weiche von diesem Ausdruck nicht ab 
— unter diesem Flugterror zu leiden haben werden, 
vollkommen überflüssigerweise. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Ich möchte gern eine ab-
schließende Bemerkung machen, meine Damen 
und Herren. Unser Versuch, kürzere Redezeiten für 
uns zu vereinbaren, soll in dieser Woche praktiziert 
werden. Die Kollegen haben sich daran gehalten. 
An die Regierung können wir nur Bitten richten; 
denn die Geschäftsordnung gibt der Regierung na-
türlich die Möglichkeit, frei und länger zu sprechen. 
Aber 100% zu überziehen, Herr Minister, erlaubt 
mir, Ihnen zu sagen: Wir würden uns freuen, wenn 
sich auch die Mitglieder der Regierung an unserem 
Versuch, kürzere Redezeiten durchzuhalten, beteili-
gen würden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, weitere Wortmeldun-
gen liegen zu dieser Debatte nicht vor. Ich schließe 
die Aussprache. Zu den Punkten 5 a und 5 b der 
Tagesordnung schlägt der Ältestenrat die Überwei-
sung der Vorlagen an die in der Tagesordnung auf-
geführten Ausschüsse vor. Gibt es dazu anderwei-
tige Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist 
die Überweisung so beschlossen. 
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Vizepräsident Westphal 
Wir kommen zur Abstimmung über den Punkt 5c 

der Tagesordnung, und zwar über die Beschlußemp-
fehlung des Verteidigungsausschusses zu dem An-
trag der Fraktion der GRÜNEN auf Drucksache 10/ 
3087. Der Ausschuß empfiehlt die Ablehnung des 
Antrags. Wer dieser ablehnenden Beschlußempfeh-
lung auf Drucksache 10/3087 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt 
dagegen? — Enthaltungen? — Dann ist die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses mit großer 
Mehrheit angenommen. 

Ich rufe Punkt 6 der Tagesordnung auf: 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Vertrag vom 12. Juni 1985 und dem Be-
schluß vom 11. Juni 1985 über den Beitritt des 
Königreichs Spanien und der Portugiesi-
schen Republik zur Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft, zur Europäischen 
Atomgemeinschaft und zur Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
— Drucksache 10/3790 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Beschluß des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften vom 7. Mai 1985 über das 
System der eigenen Mittel der Gemeinschaf-
ten 
— Drucksache 10/3791 

—Überweisungsvorschlag: 

Haushaltsausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 

Meine Damen und Herren, im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der unter a) und b) auf-
geführten Vorlagen und ein Beitrag bis zu zehn Mi-
nuten für jede Fraktion vereinbart worden. — Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch; dann ist das so 
beschlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Das ist nicht der Fall. Ich eröffne die allgemeine 
Aussprache. Das Wort hat der Abgeordnete Dr. 
Schwörer. 

Dr. Schwörer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Nach langen 
Verhandlungen ist am 12. Juni 1985 der Beitritt von 
Portugal und Spanien zu den Europäischen Ge-
meinschaften unterzeichnet worden, und damit ist 
die Süderweiterung der Gemeinschaft zustande ge-
kommen. Politisch, wirtschaftlich und kulturell sind 
Portugal und Spanien bereits heute mit den Län-
dern der Gemeinschaft verbunden; der volle Beitritt 
ist deshalb eine nötige Konsequenz. 

Die Mitgliedschaft Portugals und Spaniens be-
deutet nicht nur eine Vergrößerung der Bevölke-

rungszahl um 50 Millionen auf nunmehr 320 Millio-
nen Menschen, auch nicht nur eine Verbesserung 
der wirtschaftlichen Perspektiven in einem großen 
Produktions-, Investitions- und Absatzmarkt; diese 
Erweiterung hat vor allem eine politische Dimen-
sion, nämlich die Fortführung der politischen Eini-
gung der Demokratien Europas. 

Vor allem aus diesem Grunde hat die Bundesre-
gierung, besonders Bundeskanzler Helmut Kohl, 
den Beitrittsprozeß von Anfang an unterstützt. Be-
sonders seinen Bemühungen bei Frankreichs 
Staatspräsident Mitterrand gebührt höchstes Lob. 
Der Kanzler handelte, denn Portugal und Spanien 
gehören zu Europa, weil sie einen wesentlichen Teil 
der europäischen Kultur verkörpern. Sie gehören 
zu Europa, weil das atlantische Bündnis einen star-
ken europäischen Eckpfeiler braucht, wenn Euro-
pas Gewicht in Fragen des Friedens, der Sicherheit 
und der Abrüstung zunehmen soll. Sie gehören zu 
Europa, weil das Europa der Zwölf in der Welt ein 
stärkeres Gewicht haben wird als das der Zehn, vor 
allem dadurch, daß Portugal und Spanien für Eu-
ropa ein wichtiges Verbindungsglied zum südameri-
kanischen Kontinent sein werden. Das Dreieck Eu-
ropa/USA/Lateinamerika wird ein wesentlicher 
Faktor der Stabilität und des Friedens in der Welt 
sein können. Sie gehören schließlich zu Europa, 
weil ein vereinigtes Europa auch eine Vorausset-
zung für die Lösung der Deutschlandfrage im Rah-
men einer gesamteuropäischen Friedensordnung 
darstellt. 

Hier und da hörte man von dem „Schock des Bei-
tritts". Zweifellos bringt der EG-Beitritt Portugals 
und Spaniens für die Gemeinschaft Probleme, aber 
er bringt auch neue Chancen. Spanien und im be-
sonderen Portugal haben einen großen wirtschaftli-
chen und sozialpolitischen Nachholbedarf. Das Pro

-

Kopf-Einkommen der Beitrittsländer liegt bei Por-
tugal bei einem Viertel und bei Spanien bei der 
Hälfte des EG-Durchschnitts. Die Inflationsraten 
belasten beide Volkswirtschaften, Portugal z. B. mit 
fast 30 %, Spanien mit über 11 % gegenüber einem 
EG-Durchschnitt von 5,1 %. Eine hohe Arbeitslosen-
quote mit wachsender Tendenz lastet auf beiden 
Ländern: 28,9 % in Portugal und 19,6 % in Spanien 
gegenüber 11 % im Gemeinschaftsdurchschnitt. Die 
Beitrittsländer haben noch einen hohen Anteil der 
Beschäftigten in der Landwirtschaft; in Portugal 
sind es noch fast 30 %, in Spanien 18 %. 

Angesichts dieser Voraussetzungen ist Euphorie 
zweifellos nicht angebracht. Anpassungsprobleme 
werden nicht ausbleiben. Aber durch lange Über-
gangsfristen wird der Anpassungsdruck gemildert. 
Die Übergangsregelungen von etwa sieben Jahren 
im gewerblichen Bereich und von zehn Jahren im 
Agrarbereich werden diese Anpassung erleichtern. 
Vor allem bei sensiblen Agrarprodukten wie Obst, 
Gemüse, Wein und Olivenöl ist eine zehnjährige 
Übergangszeit geeignet, die Anreize zur Produkti-
onssteigerung in beiden Ländern zu begrenzen und 
den Erzeugern in der Alt-EG eine Atempause zu 
geben. Den Vorteilen, die die Länder auf der iberi-
schen Halbinsel im Agrarbereich erwarten, stehen 
Schwierigkeiten im industriellen und gewerblichen 
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Bereich gegenüber. Ein nennenswerter Anstieg der 
iberischen Exporte in die EG ist für Produkte wie 
Textilien, Schuhe, Kraftfahrzeuge oder Stahl nicht 
zu erwarten, und zwar deshalb, weil die Gemein-
schaft die Eintrittsbarrieren bereits schon früher 
sehr weitgehend abgesenkt hatte. 

Auf der anderen Seite steht vor allem den Spa-
niern ein rascher Abbau ihrer relativ hohen Außen-
zölle bevor, die bis 1989 schon mehr als halbiert sein 
müssen. Das wird der spanischen Wirtschaft große 
Schwierigkeiten machen, aber wir sind sicher, daß 
diese Veränderungen auch die Chance zur nötigen 
Umstrukturierung und Modernisierung der Volks-
wirtschaften bieten werden. Dazu sind die Aussich-
ten gar nicht ungünstig. Vor allem in Spanien sind 
sie besonders günstig, und ich bin überzeugt, daß 
die Europäische Gemeinschaft diesen Ländern bei 
der Umstrukturierung nach Kräften helfen wird. 

Für die deutsche Wirtschaft entstehen durch den 
Beitritt Spaniens neue Möglichkeiten. Hier werden 
die Zölle, die bis jetzt noch bis zu 30 % betragen, 
rasch abgebaut, und deshalb werden neue Möglich-
keiten des Absatzes besonders von Investitionsgü-
tern in diesen Ländern für die deutsche Wirtschaft 
geschaffen. Das werden wir in den nächsten Jahren 
— vor allem unsere exportorientierte Wirtschaft  — 
gut gebrauchen können. 

Nun muß ich aber noch etwas sagen zu dem 
finanziellen Aspekt dieses Beitritts. Wir werden in 
der zweiten Drucksache, die heute vorliegt, mit der 
Erhöhung der Eigenmittel, die von 1 % auf 1,4 % 
steigen, konfrontiert, um die Kosten der Erweite-
rung zu bestreiten. Ich bin der Meinung, daß sicher-
gestellt sein muß, daß die Mittel der Gemeinschaft 
wohlüberlegt und in einem vernünftigen Rahmen 
eingesetzt werden. Der Bundesfinanzminister hat 
in seiner Haushaltsrede am 4. September 1985 aus-
geführt — ich zitiere —: 

Die EG-Kommission hat jetzt den Vorentwurf 
für den EG-Haushalt 1986 mit einer Steige-
rungsrate von 23% vorgelegt. Dieser hohe An-
stieg hat natürlich auch etwas mit dem Beitritt 
Spaniens und Portugals zu tun. Aber 23 % Zu-
wachs können wohl nicht das Ergebnis ... sein. 
2 % auf der nationalen Ebene und 23% in der 
EG, das paßt nicht zusammen, lassen Sie mich 
das in aller Deutlichkeit ... sagen. 

Dem stimme ich voll und ganz zu. Die Eindämmung 
der Expansion des EG-Haushalts ist mit Rücksicht 
auf die Bundesfinanzen erforderlich, weil die Ab-
führungen der Mehrwertsteuereigenmittel voll zu 
Lasten des Anteils des Bundes an der Mehrwert-
steuer gehen. 

Diese kritischen Bemerkungen stellen selbstver-
ständlich keine Kritik an dem Beitritt dar. Wir wis-
sen, daß die Erweiterung nicht zum Nulltarif zu 
haben ist. Die Frage muß aber erlaubt sein, ob dafür 
zweistellige Zuwachsraten des EG-Haushalts ge-
rechtfertigt sind. 

Wir begrüßen die Erweiterung der EG. Wir haben 
aber auch großes Interesse an der Stärkung und 
dem inneren Ausbau der Gemeinschaft. Deshalb er-
scheint uns der Zeitpunkt besonders günstig, Fort

-

schritte der EG auch in ihrer inneren Struktur an-
zumahnen. 

Erstens. Wir unterstützen die intensiven Bemü-
hungen der Bundesregierung zur Vollendung des 
Binnenmarktes. Der Wirtschaftsraum von 320 Mil-
lionen Menschen kann nur voll genutzt werden, 
wenn alle Schranken für Personen, Waren und Ka-
pital beseitigt werden. 

Zweitens. Die Schaffung einer europäischen 
Technologiegemeinschaft — dazu gehört auch Eu-
reka — muß vorangetrieben werden. 

Drittens. Die institutionelle Reform der Gemein-
schaft mit einer größeren Beteiligung des Europäi-
schen Parlaments muß greifbare Fortschritte brin-
gen. 

(Haehser [SPD]: Ich denke, man darf nicht 
vorlesen!) 

Viertens. Die Daueraufgabe bleibt bestehen, daß 
eine verstärkte und stetige Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik zustande kommt und weiterge-
führt wird, und zwar zur Herstellung von Preissta-
bilität, Wachstum und Vollbeschäftigung. 

Meine Damen und Herren, die Entwicklung der 
Gemeinschaft im zurückliegenden Jahr hat bewie-
sen, daß es für Europessimismus keinen Grund gibt. 
Trotz vieler Schwierigkeiten hat sich die EG als 
funktionsfähig und für Zukunftsaufgaben aufge-
schlossen gezeigt. Die Gemeinschaft hat mit der 
Süderweiterung eine neue Dimension erhalten. Die 
Union wird alles daransetzen, daß der äußeren Er-
weiterung die innere Reform und der Ausbau des 
Binnenmarktes folgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Abg. Haehser [SPD]: Ausgezeichnet!) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Brück. 

Brück (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Im Dezember 1983 sprach eine Delegation 
des Deutschen Bundestages in Lissabon mit Mini-
sterpräsident Mario Soares. Die Verhandlungen 
über den Beitritt Spaniens und Portugals zur Euro-
päischen Gemeinschaft kamen zu diesem Zeitpunkt 
nicht so recht voran. Mario Soares drängte zu Recht 
auf einen raschen Abschluß der Verhandlungen. 
Das veranlaßte einen Kollegen, den portugiesischen 
Ministerpräsidenten zu fragen: Warum will Portu-
gal partout der Europäischen Gemeinschaft beitre-
ten? Die Antwort des portugiesischen Ministerprä-
sidenten war einfach: Wir sind Europäer. 

Keine andere Formulierung könnte besser aus-
drücken, warum Spanien und Portugal am 1. Januar 
des kommenden Jahres Mitglieder der Europäi-
schen Gemeinschaft sein werden. Die EG wird wie-
der ein Stück europäischer werden. Aus den sechs 
Gründerstaaten von einst sind jetzt doppelt so viele 
geworden. Natürlich stehen noch viele Staaten Eu-
ropas außerhalb der Europäischen Gemeinschaft. 
Für sie muß die Gemeinschaft immer offen blei-
ben. 
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Das muß auch an dem Tag deutlich gemacht wer-

den, da der Deutsche Bundestag in erster Lesung 
das Ratifikationsgesetz — ich nenne jetzt einmal 
die Formulierung dieses Gesetzentwurfes — zu 
dem Vertrag über den Beitritt des Königreichs Spa-
nien und der Portugiesischen Republik zur Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, zur Europäischen 
Atomgemeinschaft und zur Europäischen Gemein-
schaft für Kohle und Stahl zum erstenmal disku-
tiert. Lange hatten sich diese beiden Länder jen-
seits der Pyrenäen auf der iberischen Halbinsel von 
Europa abgewandt. Der Blick der beiden Länder 
richtete sich vor allem nach Übersee, wovon wir 
heute — dank der Tatsache, daß in vielen Ländern 
dieser Welt spanisch und portugiesisch gesprochen 
wird — durchaus profitieren können. Jetzt aber fin-
den diese beiden Länder wieder Anschluß an jenes 
Europa, zu dem sie kulturell gehören und das sie in 
Kunst und Kultur weitgehend mitgeprägt haben. 

Wir Sozialdemokraten sind stolz darauf, daß die 
Verträge auf spanischer und portugiesischer Seite 
die Unterschriften unserer Freunde Felipe Gonza-
les und Mario Soares tragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Beide europäische Sozialisten fühlen sich mit 
Deutschland und mit der deutschen Sozialdemokra-
tie eng verbunden. Wir Sozialdemokraten sind auch 
stolz darauf, daß es die demokratischen Sozialisten 
in den beiden Ländern waren, die den faschisti-
schen Diktaturen den härtesten Widerstand entge-
gengesetzt haben. 

An dieser Stelle möchte ich allen spanischen De-
mokraten und allen portugiesischen Demokraten 
für den Widerstand gegen die Diktatur in ihren bei-
den Ländern über viele Jahrzehnte hinweg dan-
ken. 

(Beifall bei der SPD, der FDP und den 
GRÜNEN) 

Nicht zuletzt dieser Dank ist es auch, der uns alle 
verpflichtet, den jungen Demokratien auf der iberi-
schen Halbinsel den Weg in die Europäische Ge-
meinschaft zu ebnen. Das war kein leichter Weg 
und — Herr Kollege Schwörer, ich stimme Ihnen zu 
— es wird kein leichter Weg sein. 

Die Verhandlungen zwischen der EG und den bei-
den künftigen Mitgliedstaaten waren schwierig. Da-
bei waren es nicht nur die anderen Mittelmeeran-
rainer, also Frankreich, Italien und Griechenland, 
die Probleme im Beitritt der beiden Länder sahen. 
Auch die Bundesregierung hat sich während dieser 
Verhandlungen — das muß man heute auch sagen 
— nicht gerade immer mit Ruhm bekleckert. 

Wenn ich sage, daß der Weg auch in Zukunft 
nicht leicht sein wird, dann denke ich auch an das 
Wohlstandsgefälle in Europa. Es wird schwierige 
Anpassungsprozesse geben. Wir in Mittel- und 
Nordeuropa müssen darüber nachdenken, wie wir 
den Schwächeren im Süden unseres Kontinents 
besser helfen können. 

Die jetzige Umverteilung von Geld in der Euro-
päischen Gemeinschaft über die Agarpolitik führt 
beispielsweise dazu, daß das doch reiche Dänemark 

pro Kopf mehr aus der Gemeinschaftskasse erhält 
als beispielsweise Italien, und zwar einfach deshalb, 
weil in Europa die Umverteilung durch die Mägen 
der Kühe geht. Hast du viele Kühe, kriegst du mehr 
Geld aus Europas Kassen. Fachleute behaupten so-
gar, die Gefahr drohe, daß Portugal Nettozahler in 
der Gemeinschaft werden könnte. 

Dies darf nicht sein, auch wenn das innenpoli-
tisch durchaus in das Schema der Bundesregierung 
paßt: Nimm den Armen, und gib den Reichen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach du meine 
Güte! Jetzt kommt diese Platte wieder!) 

Das darf in Europa nicht so sein. 

Weil ich damit beim Geld angelangt bin, will ich 
auch noch einige wenige Worte zu dem Tagesord-
nungspunkt b) sagen, in dem es um die Anhebung 
des Mehrwertsteueranteils der Gemeinschaft von 
1 % auf 1,4 % geht. Wir Sozialdemokraten haben im-
mer wieder gesagt, daß wir einer Erhöhung dieser 
Mittel nur im Zusammenhang mit dem Beitritt 
Spaniens und Portugals zur Gemeinschaft zustim-
men werden. Das gilt auch heute noch. 

Nur: Wir wissen inzwischen, daß die Gemein-
schaft mit der Erhöhung nicht auskommen wird. 
Schon jetzt sind die zusätzlichen Mittel praktisch 
verausgabt. Die Haushaltslücken der Jahre 1984 
und 1985 in der EG sind nur auf nicht vertragsge-
mäße Weise gedeckt worden, man könnte auch sa-
gen: Sie sind illegal gedeckt worden. 

Dabei kann die Bundesregierung die Schuld für 
die ständig steigenden Ausgaben der Gemeinschaft 
nicht immer nur auf andere schieben. Ich nenne als 
Beispiel für unsere Schuld, die Schuld der Bundes-
republik und dieser Bundesregierung, die Agrar-
preise und das deutsche Veto. 

Betrachtet man sich die mittelfristige Finanzpla-
nung der Bundesregierung, dann denkt sie wohl an 
eine Erhöhung des Anteils von 1,4 % auf 1,6 %. Ich 
frage mich in diesem Zusammenhang, ob das, was 
wir bisher an Finanzierung der Gemeinschaft ha-
ben, ein gutes System ist. Wäre es nicht besser — 
darüber werden wir im Zusammenhang mit dem 
Entwurf eines Vertrages zur Gründung der Euro-
päischen Union sprechen —, wenn die Gemein-
schaft eine Verbrauchsteuer als ihre eigene Steuer 
hätte statt eines Anteils an einer nationalen Steuer? 
Sie müßte dann auch allein die Verantwortung 
übernehmen. 

Zur eventuellen Anhebung des Mehrwertsteuer-
anteils kann ich schon jetzt für die sozialdemokrati-
sche Bundestagsfraktion sagen, daß wir eine Erhö-
hung der Eigenmittel der Gemeinschaft für nicht 
möglich halten, wenn nicht vorher erstens die not-
wendige Agrarreform durchgeführt wird, zweitens 
der Binnenmarkt — wie vorgesehen — vollendet 
wird, drittens der Ausbau des Europäischen Wäh-
rungssystems vollendet wird und viertens die Fort-
entwicklung der Europäischen Gemeinschaft hin zu 
einer Europäischen Union mit vorzeigbaren Ergeb-
nissen abgeschlossen ist. 

Die Erweiterung der Gemeinschaft auf jetzt zwölf 
Mitgliedstaaten mit 320 Millionen Menschen macht 
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sie zu einem Faktor in unserer Welt. Eine solche 
Gemeinschaft darf nicht handlungsunfähig sein. 

Deshalb stellt sich — jetzt, da wir zwölf Mitglied-
staaten haben — heute mehr als noch zuvor die 
Frage nach einer Verbesserung der Entscheidungs-
mechanismen in der Gemeinschaft und nach einer 
Demokratisierung dieser Entscheidungsmechanis-
men. Darauf werden wir alle zusammen in den 
kommenden Jahren achten müssen. 

Wir Sozialdemokraten werden beiden Gesetzent-
würfen zustimmen. 

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Schäfer (Mainz). 

Schäfer (Mainz) (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Haltung der FDP-Bundestags-
fraktion zu dieser Frage ist seit langem bekannt. 
Wir haben uns schon sehr lange für den Eintritt 
Portugals und Spaniens in die Europäische Ge-
meinschaft eingesetzt. Außenminister Genscher hat 
schon sehr früh — auch in der vergangenen Koali-
tion — sehr harte Kämpfe — auch in der EG — mit 
Nachbarstaaten auszustehen gehabt, die am An-
fang nicht so an diesem Beitritt interessiert gewe-
sen sind, wie das die Bundesrepublik Deutschland 
von jeher war. 

Wir freuen uns auch, daß Einigkeit im Hause be-
steht, daß es zu dieser zentralen Frage eine gemein-
same Haltung der großen Fraktionen gibt. Ich 
glaube auch, daß man in Spanien und Portugal 
weiß, daß sich die Bundesrepublik Deutschland 
sehr lange eingesetzt hat und sich ihrer langen 
historischen Bindungen zu beiden Staaten bewußt 
gewesen ist. 

Der Beitritt Spaniens und Portugals — das haben 
die Kollegen Schwörer und Brück schon ausgeführt 
— wird einen wesentlichen Fortschritt für die EG 
als Ganzes bedeuten. Er wird die südeuropäische 
Komponente stärken. Aber ich glaube, neben all 
den Problemen, die sich in den beiden Reden, die 
wir gerade gehört haben, angedeutet haben, muß 
man immer wieder sehen, daß sich für die Portugie-
sen und Spanier mit Europa große Hoffnungen und 
Erwartungen — das hat Herr Brück ausgeführt — 
verbinden. Das Gefühl, von Europa ausgeschlossen 
gewesen zu sein, das natürlich in der langen Dikta-
tur seine Ursachen hat, wird weichen, ebenso das 
Gefühl einer gewissen Isolation, wie sie historisch 
auf der iberischen Halbinsel immer bestanden hat. 

Wir dürfen nicht außer acht lassen, daß dieser 
Beitritt natürlich auch eine Reihe von Konsequen-
zen hat, auf die gerade schon hingewiesen wurde, 
und zwar sowohl für die Gemeinschaft wie auch für 
die beiden beitretenden Länder. Eine Folge ist die 
Erhöhung der Eigenmittel, über die wir j a heute 
schon gesprochen haben, wobei ich mir darüber im 
klaren bin, daß diese Erhöhung, Herr Kollege 
Brück, nicht das letzte Wort sein wird. Hierüber 
muß zu gegebener Zeit erneut gesprochen werden. 

Wir dürfen natürlich bei allem Verständnis für 
unsere Sparpolitik in Europa nicht allmählich in 
den Geruch geraten, daß wir es, die Deutschen, sind, 
die die Europäische Gemeinschaft sozusagen mit 
der Elle der Finanzpolitik allein messen. Hier müs-
sen wir sehr vorsichtig sein. Eine solche Tendenz 
können Sie in der Presse bestimmter europäischer 
Länder verfolgen. Gerade der Anlaß dieses Beitritts 
sollte uns bewußt machen, daß es sich, wie unlängst 
in einem Zeitungskommentar zu lesen war, nicht 
nur um ein Mehr an Wein, Obst und Olivenöl oder 
um ein Mehr an Markt handelt, sondern auch um 
ein Mehr an Menschen, an Menschen mit Hoffnun-
gen und Erwartungen. 

Gerade deshalb, weil wir den Beitritt mit großer 
Sympathie für diese Länder verfolgen, sollte unser 
Augenmerk heute aber auch auf der künftigen Ent-
wicklung in diesen Ländern liegen. Portugal und 
Spanien werden sich an die Gemeinschaft anpassen 
müssen. Aber was heißt das konkret für die Verwal-
tung dieser Länder, für die Industrie der Länder, 
für die Menschen in diesen Ländern? Sie werden 
sich daran gewöhnen müssen, mit Tausenden von 
Verordnungen und Richtlinien der Gemeinschaft 
konfrontiert zu werden, sie werden mit einer einge-
spielten europäischen Maschinerie konfrontiert, die 
für viele nicht durchschaubar ist. Portugal und Spa-
nien werden sich anpassen müssen. 

Aber vielleicht ist es mehr als ein Anpassungs-
prozeß, vielleicht ist es ein ziemlich abrupter An-
passungszwang; denn der Beitritt wird sich auf die 
Lebenshaltungskosten, auf die Preise, auf die wirt-
schaftliche Situation, auf die sozialen und auch auf 
die wirtschaftlichen Strukturen beider Länder aus-
wirken. Portugal wird seine Nahrungsmittel nicht 
mehr vom Weltmarkt, sondern aus der EG importie-
ren. Spanien wird ein neues Steuersystem einfüh-
ren, eben das in der EG übliche Mehrwertsteuersy-
stem. Es muß innerhalb von sieben Jahren die Zölle 
abbauen, und das heißt etwas in einem Land, das 
seine Wirtschaft bisher durch hohe Außenzölle ge-
schützt hat. Es muß seine Stahlproduktion zurück-
fahren, und es muß seine Fischereiflotte verklei-
nern, wie Sie wissen, ein großes Problem während 
der Beitrittsverhandlungen. 

Bereits jetzt sprechen seriöse Beobachter durch-
aus vom Verlust von Arbeitsplätzen in Spanien, die 
auf Grund der bisherigen Anpassungsstrategie in 
den Bereichen Stahl und Werften zu verzeichnen 
sind. Allein die Einführung des Mehrwertsteuersy-
stems wird in Spanien eine Inflationssteigerung 
von zwei bis drei Prozent nach sich ziehen. Die EG-
Kommission geht von einem Rückgang des Brutto-
inlandproduktes von 3% aus. Dies alles kann jedoch 
kein Anlaß zu Pessimismus sein — sollte aber auch 
an diesem Tag erwähnt und bedacht werden —; 
denn der europäische Alltag wird schnell einkeh-
ren, sowohl in der Gemeinschaft als auch in Portu-
gal und Spanien. 

Der Beitritt zur Gemeinschaft enthält also Chan-
cen und Risiken für beide Länder. Er macht uns in 
einem Gründerland der Europäischen Gemein-
schaft bewußt, welche Ausstrahlung, welche Attrak- 
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tivität dieses ehrgeizige Projekt einer wirtschaftli-
chen und politischen Einigung nach außen hat. 

Meine Damen und Herren, es ist von Herrn 
Brück und von Herrn Kollegen Schwörer angedeu-
tet worden — das darf ich als Außenpolitiker noch 
vermerken —, daß der Beitritt beider Länder auch 
für unsere künftige Außenpolitik eine wichtige 
Rolle spielen wird; denn das Gewicht Europas wird 
stärker. Das Gewicht Europas wird stärker insbe-
sondere in dem Versuch, in Lateinamerika zu Lö-
sungen zu finden, wo es eine lange Tradition — 
nicht nur eine gute Tradition — Spaniens gibt, 

(Berger [CDU/CSU]: Hoffentlich haben Sie 
recht, Herr Kollege!) 

aber auch, was das südliche Afrika betrifft, wo Por-
tugal durchaus heute in der Lage ist, manches an 
Einblick und an Kenntnissen zu vermitteln, was aus 
einer sicher nicht sehr glücklichen Kolonialge-
schichte kommt, aber heute doch eine große Rolle 
spielt, wenn man weiß, daß portugiesische Politiker 
in Ländern wie Angola und Mozambique heute wie-
der freundlichst empfangen werden und man auch 
auf ihre Mitwirkung bei der Lösung der schwieri-
gen Probleme dort rechnet. 

Ich bin sehr froh, daß sich das Gewicht Europas 
außenpolitisch verstärkt, auch in Richtung — das 
muß ich hier ganz offen sagen — auf die Vereinig-
ten Staaten, denn hier gibt es manchmal gewisse 
Interessenkonflikte, speziell, wenn ich an Latein-
amerika denke. 

All das wird uns außenpolitisch stärken. Es wird 
uns noch manche wirtschaftlichen Nüsse zu knak-
ken geben. Aber ich gehe davon aus, daß wir heute 
gemeinsam sehr froh sein können, daß es geschafft 
ist, daß beide Länder am 1. Januar nächsten Jahres 
Mitglieder der Europäischen Gemeinschaft sein 
werden. 

Wir freuen uns auf eine sehr enge und, wie ich 
hoffe, zukunftsträchtige Zusammenarbeit mit Spa-
nien und Portugal, hoffen auf eine zügige Beratung 
beider Vorlagen, damit der Fahrplan für den Bei-
tritt eingehalten werden kann. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Werner (Dierstorf). 

Werner (Dierstorf) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Die Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft im Jahre 1957 im 
Rahmen unseres Wirtschaftswunders entstand aus 
der Idee des gegenseitigen Nutzens. Die Bundesre-
publik Deutschland als exportabhängiger Industrie-
staat war am Absatz der Industrieprodukte und ent-
sprechendem Abbau aller Handelshemmnisse in-
teressiert, während Frankreich Absatzmärkte für 
seine landwirtschaftliche Überschußproduktion 
suchte. 

Heute, zu einem Zeitpunkt, wo die Absatzmärkte 
der bisherigen EG-Mitglieder weitgehend erschöpft 
sind, geht die Suche nach Exportmöglichkeiten  

wortwörtlich weiter. Dazu aus der Drucksache 
10/3790: 

Die Gemeinschaft wird mittel- und längerfri-
stig aus dem Beitritt der beiden iberischen 
Staaten zunehmend wirtschaftlichen Nutzen 
ziehen. Die Ausdehnung des Gemeinschafts-
marktes auf eine erheblich höhere Zahl von 
Verbrauchern eröffnet den exportorientierten 
Industrien der derzeitigen EG-Länder neue Ab

-

satzmärkte .. . 

Aus der gleichen Drucksache: 

Die ... Agrarproduktion der Beitrittsländer läßt 
befürchten, daß die Überschußproduktion bei 
Wein, Olivenöl sowie Obst und Gemüse ver-
schärft wird. 

Ich als Landwirt kenne diese Situation etwas, daß 
Industrieexporte gefördert werden und das auf dem 
Rücken der Landwirtschaft geschieht. 

Hauptinteresse der EG sind die nahezu weltweit 
uneingeschränkten Handelsmöglichkeiten der In-
dustrie, der Aufbau eines wirtschaftlichen und poli-
tischen Machtfaktors, neuerdings auch über Agrar-
exporte. Der Beitritt von Spanien und Portugal mag 
geleitet worden sein von der Hoffnung auf wirt-
schaftliche und politische Stabilität und einen An-
schluß an industrielle Entwicklungen. 

Die Schwierigkeiten und Probleme, die sich 
durch den EG-Beitritt ergeben, möchte ich am Bei-
spiel der Landwirtschaft verdeutlichen, da sie das 
Hauptgebiet und damit auch die Hauptleidtragende 
der EG-Agrarpolitik ist und die größten Probleme 
bei den Beitrittsverhandlungen im Fischerei-, 
Agrar- und Sozialbereich aufgetreten sind. 

Die direkten existentiellen Probleme der deut-
schen Landwirtschaft konnten bisher noch sozial 
verträglich gemacht werden: früher durch die Mög-
lichkeit, andere Arbeit zu finden, durch die Landab-
gabenrente und auch durch soziale Sicherungs-
maßnahmen. Für die Landwirtschaft Spaniens und 
Portugals ist die Ausgangssituation für den Start in 
die EG jedoch weitaus schwieriger, als sie für die 
Deutschen war. Die wirtschaftliche Gesamtlage die-
ser beiden Länder ist von Arbeitslosigkeit und In-
flation geprägt. Entsprechend ist die Möglichkeit, 
Bauern, die ihre Existenz verlieren, wirtschaftlich 
aufzufangen und Ersatzarbeitsplätze zu schaffen, 
auch bei Unterstützung durch Maßnahmen der EG 
sehr gering. 

Durch den Beitritt von Portugal und Spanien 
werden die landwirtschaftliche Nutzfläche, die Zahl 
der landwirtschaftlichen Erwerbsbevölkerung und 
die Zahl der Betriebe in der Gemeinschaft um rund 
40 % steigen. Demgegenüber steigt die landwirt-
schaftliche Produktion nur um 15 %. 

Die Struktur der spanischen Landwirtschaft ist 
durch extreme Unterschiede auf regionaler und be-
trieblicher Ebene gekennzeichnet. Im Norden über-
wiegt der kleinbäuerliche Familienbetrieb mit nied-
rigem Produktivitätsniveau und hohem Anteil der 
Beschäftigung in der Landwirtschaft. Im Zentrum 
und im Süden herrscht der Großgrundbesitz mit 
zunehmend durchrationalisierten Monokulturen 



11724 	Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. September 1985 

Werner (Dierstorf) 

und entsprechend hoher Arbeitslosigkeit unter den 
Landarbeitern vor. 

Die extremen Unterschiede machen folgende 
Zahlen deutlich: 860 000 landwirtschaftliche Be-
triebe verfügen über weniger als ein Hektar — das 
ist ungefähr ein Drittel aller spanischen Betriebe 
mit nur 2,5 % der landwirtschaftlichen Fläche. Von 
den Betrieben, deren Grundbesitz größer ist als ein 
Hektar, liegen mehr als die Hälfte — 57 % — zwi-
schen einem und fünf Hektar; das macht 8 % der 
landwirtschaftlichen Nutzfläche aus. Betriebe mit 
über 50 Hektar Land — das sind 4 % aller Betriebe, 
die über mehr als einen Hektar verfügen — be-
sitzen dagegen 35 % der gesamten landwirtschaftli-
chen Nutzfläche. 

Die Jahresmilchleistung beträgt in Spanien 2 500 
Liter; EG-Durchschnitt: 4 300 Liter. 

Was wird nun aus dieser Landwirtschaft nach 
dem Eintritt Spaniens in die EG? Dann müßten 
nach rein rechnerischen Vorstellungen von konkur-
renzfähigen Strukturen der Betriebe doch alle Be-
triebe unter fünf Hektar, wenn es sich nicht gerade 
um Sonderkulturen handelt, aufgeben. Das sind 
dann aber mehr als eine Million Menschen, die 
keine Arbeit finden würden. 

Nun wird versucht, das relativ niedrige Ertrags-
potential durch ertragreiche Sorten, durch intensive 
Düngung usw. zu steigern. So werden die EG-Über-
schüsse weiter steigen. Gleichzeitig würden damit 
ökologische Probleme auch in die Gebiete kommen, 
die heute durch ein niedriges Ertragsniveau und 
kleine Betriebsflächen noch ökologisch intakt sind. 

Es wird sich für Spanien und Portugal verstärkt 
wie hier bei uns immer wieder die Frage stellen: Ist 
Strukturwandel, das Aufgeben von Betrieben zu-
gunsten wachsender Betriebe eine Lösung der an-
stehenden Probleme, oder ist sie genau das Gegen-
teil, der falsche Weg? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir behaupten: Es ist der falsche Weg! Zwar könnte 
es unter bestimmten Bedingungen zweckmäßig 
sein, daß sich Betriebe zusammentun, aber nicht 
unter Aufgabe von Arbeitsplätzen. Gesamtgesell-
schaftlich darf Landwirtschaft nicht nur nach Maß-
stäben der Rentabilität und der Rationalisierung 
gesehen werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das führt sonst zu Betrieben von zwei Millionen 
Legehennen in Käfighaltung, das führt zu Trink-
wasser- und Gülleproblemen und führt zu Zerstö-
rung von Natur und Artenvielfalt.  

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wahrscheinlich ernte ich jetzt ein mitleidiges Lä-
cheln bei vielen von Ihnen; aber ich glaube, daß die 
kleinen, arbeitsintensiven bäuerlichen Betriebe 
noch einmal gebraucht werden, um denjenigen 
Menschen zu helfen, die ohne Arbeit sind und auch 
keine wieder bekommen, weil Arbeit auch Befriedi-
gung und Erfüllung sein kann — und das wohl 
besonders in der Landwirtschaft. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Allenthalben spricht man davon, daß eine Ände-
rung in der europäischen Agrarpolitik kommen 
muß. Das Grünbuch der EG macht erste Vorschlä-
ge, um Überschüsse abzubauen. Die Bauern aber 
sehen darin wenig Gutes für sich. Sie vermissen 
weiterhin Perspektiven und sind verunsichert. 

Ich wünsche den portugiesischen und spanischen 
Bauern, daß ihnen ein Schrumpfungsprozeß durch 
die EG, wie ihn die Bauern in der Bundesrepublik 
hinter und vor sich haben, erspart bleiben möge. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Staatsminister im Auswärtigen Amt, Herr Dr. Sta-
venhagen. Herr Dr. Stavenhagen, da das die erste 
Rede ist, die Sie in Ihrer neuen Eigenschaft hier 
halten, darf ich Ihnen die guten Wünsche des Hau-
ses mit auf den Weg geben. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Vielen Dank. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
bedanke mich bei den Kollegen für die positiven 
Äußerungen zum Beitritt von Spanien und Portugal 
und auch zu den damit verbundenen notwendigen 
finanziellen Maßnahmen. Herr Kollege Brück, der 
Dank würde noch intensiver ausfallen, wenn Sie 
nicht die Gelegenheit genutzt hätten, einige Seiten-
hiebe, und zwar unzutreffende Seitenhiebe, gegen 
die Bundesregierung auszuteilen nach dem Motto: 
Nimm den Armen, gib den Reichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Lieber Herr Brück, ich würde mit Ihnen gern sehr 
ausführlich darüber diskutieren, was mehr Vertei-
lungsungerechtigkeit schafft: eine sparsame Haus-
haltsführung oder ausufernde Schuldenpolitik; dar-
über läßt sich reden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Die Haltung der Bundesregierung zu den Agrar-

preisen ist nun alles andere als die Ursache der 
Defizite in Brüssel. Damit sind auch nicht die Stei-
gerungsraten im ersten Vorentwurf des EG-Haus-
halts 1986 zu erklären. Vielmehr ist es gerade durch 
die Maßnahmen der Bundesregierung in Verbin-
dung mit anderen gelungen, hier überhaupt einen 
ersten Schritt zur Begrenzung von Defiziten zu-
stande zu bringen. Deswegen gehen Ihre Vorwürfe 
hier in die Irre. 

Der bevorstehende Beitritt von Spanien und Por-
tugal zur Europäischen Gemeinschaft leitet ein 
neues Kapitel in der Geschichte der EG ein. 

Vizepräsident Westphal: Herr Staatsminister, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Brück? 

Brück (SPD): Herr Staatsminister, ist es nicht so, 
daß die Agrarpreise in der Tat über viele Jahre 
immer auf Wunsch der anderen Mitgliedstaaten er-
höht worden sind und die Bundesregierung nur aus 
europäischer Gesinnung nachgegeben hat, daß 
dann aber endlich der Forderung von uns Deut- 
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schen, die Agrarpreise nicht mehr zu erhöhen, von 
den anderen Mitgliedstaaten und der Kommission 
nachgegeben worden ist und ausgerechnet die Bun-
desregierung ihr Veto eingelegt hat? 

Dr. Stavenhagen, Staatsminister im Auswärtigen 
Amt: Herr Kollege, richtig ist, daß man natürlich 
nicht gleichzeitig das Ausufern der Mengen kon-
trollieren und bremsen und dabei noch bei den Prei-
sen herunterfahren kann. Beides würde die deut-
sche Landwirtschaft in der Tat zu hart treffen. Des-
wegen hat man sich darauf geeinigt, die Mengen zu 
begrenzen und in diesem Fall bei den Preisen vor-
sichtig zu sein. Dies war die Position der Bundesre-
gierung; das ist zutreffend, Herr Kollege. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Mit der Aufnahme der beiden iberischen Staaten 

wird, wenn sie Rechtskraft erlangt, die Süderweite-
rung abgeschlossen. Die Bundesregierung hat sich 
von Anfang an konsequent für diese Erweiterung 
der EG nach Süden eingesetzt und sie zu einem 
wichtigen Anliegen ihrer Europapolitik gemacht. 

Die Gründungsverträge von Rom und Paris ge-
ben den Mitgliedstaaten den Auftrag, die Gemein-
schaft für alle demokratischen Staaten Europas of-
fenzuhalten. Als daher in den 70er Jahren die Dik-
taturen in Spanien und Portugal überwunden wur-
den, war es uns Aufgabe und Verpflichtung, diesen 
Ländern auf ihrem Weg in die Gemeinschaft entge-
genzukommen und ihnen in dieser Gemeinschaft 
einen freiheitlich-demokratischen Bezugspunkt für 
die Gestaltung ihrer politischen Zukunft zu eröff-
nen. 

Die Gemeinschaft erhält durch den Beitritt 
Spaniens und Portugals neue Impulse für ihre in-
nere Entwicklung und die Gestaltung ihrer Außen-
beziehungen. Die Entscheidung der beiden Bei-
trittsländer für Europa ist ein Zeichen für die unge-
brochene Anziehungskraft der Gemeinschaft und 
der Idee eines immer engeren Zusammenschlusses 
der europäischen Völker. 

Die Zwölfergemeinschaft wird, wie schon er-
wähnt wurde, die größte Handelsmacht der Erde 
mit 320 Millionen Menschen. Sie bietet damit einen 
einzigartigen Freiraum für wirtschaftliche Entwick-
lung und Fortschritt. Hierin vor allem ist die wirt-
schaftliche Bedeutung der zweiten Süderweiterung 
zu sehen: Den bisherigen Mitgliedstaaten bietet sie 
neue Möglichkeiten wirtschaftlicher Ausdehnung, 
den Beitrittsländern gibt sie Zugang zum Gemein-
schaftsmarkt und seinen Förderungsinstrumenten 
und damit neue Impulse zur Bewältigung wirt-
schaftlicher und sozialer Ungleichgewichte. 

Mit der jetzt beschlossenen Süderweiterung wird 
der Mittelmeerraum in das Zentrum des Interesses 
rücken. Neue Möglichkeiten kommen auf die Ge-
meinschaft zu, aber auch neue Verantwortung. 

Wir müssen uns natürlich darüber im klaren sein 
— auch dies ist angesprochen worden —, daß die 
volle Integration Spaniens und Portugals in die Ge-
meinschaft Zeit, Verständnis, Geduld und beson-
dere Anstrengungen erfordert. Das bisher Erreichte 
darf durch die Erweiterung von zehn auf zwölf Mit

-

glieder nicht gefährdet und in Frage gestellt wer-
den. Im Gegenteil, die Gemeinschaft darf nicht nur 
numerisch erweitert werden, sie muß auch inhalt-
lich vertieft und stabilisiert werden. Die Beschlüsse 
des Europäischen Rates von Mailand zur Einset-
zung einer Regierungskonferenz zur Herbeifüh-
rung konkreter Fortschritte auf dem Weg in die 
Europäische Union, die von der Bundesregierung 
maßgeblich mitinitiiert worden sind und über deren 
Umsetzung in konkrete Vorschläge in diesen Tagen 
beraten wird, weisen in die richtige Richtung. Die 
spanische und die portugiesische Regierung neh-
men an dieser Konferenz teil. 

Die Erweiterung der Gemeinschaft um zwei wei-
tere Mitglieder gibt es natürlich nicht umsonst. Die 
wirtschaftliche und soziale Stabilität, zu der die Ge-
meinschaft nun auch im Südwesten Europas beitra-
gen wird, führt zu finanziellen Mehrbelastungen — 
auch darauf ist schon hingewiesen worden —, z. B. 
in der Agrarpolitik und bei den Maßnahmen zur 
Verbesserung der Wirtschafts- und Sozialstruktur. 
Die Höhe der Mehrbelastungen, die sich aus der 

 Erweiterung im Rahmen der Regelung über die ei-
genen Einnahmen der Gemeinschaft ergeben, läßt 
sich nicht exakt abschätzen. Die Bundesregierung 
hat aber in den Beitrittsverhandlungen darauf ge-
drängt, die möglichen Kosten des Beitritts in ver-
tretbaren Grenzen zu halten. So wurde beispiels-
weise für Wein die Preisstützung bei Überschüssen 
verringert; bei Olivenöl sollen Garantieschwellen 
angewendet werden, sobald Überschüsse drohen. 

Die Süderweiterung der Gemeinschaft ist aus un-
serer Sicht einer der Hauptgründe für den Beschluß 
des Rates vom 7. Mai dieses Jahres über das Sy-
stem der eigenen Mittel der Gemeinschaft, der dem 
Hohen Haus heute ebenfalls vorliegt. Im übrigen 
bewirkt die Fortentwicklung der Gemeinschafts-
politiken in Teilbereichen ebenfalls höhere finan-
zielle Belastungen. Mit diesem — ratifizierungsbe-
dürftigen — Beschluß wird die Obergrenze für die 
an die Gemeinschaft abzuführenden Mehrwert-
steuereigenmittel von 1 % auf 1,4 % der einheitlichen 
Bemessungsgrundlage erhöht. Ohne diese Erhö-
hung ließe sich die Erweiterung im Rahmen des 
Systems der eigenen Einnahmen der Gemeinschaft 
nicht finanzieren. Die Bundesregierung hat in den 
Verhandlungen in Brüssel andererseits aber durch-
gesetzt, daß es ohne Ratifizierung des Beitrittsver-
trages durch alle Mitgliedstaaten keine Erhöhung 
der Obergrenze gibt. 

Der Ratsbeschluß vom 7. Mai regelt weiter die 
lange umstrittene Haushaltsentlastung für das 
Vereinigte Königreich um die um ein Drittel ermä-
ßigte deutsche Beteiligung an den Kosten dieser 
Entlastung. Ich erinnere in diesem Zusammenhang 
an die Schlußfolgerungen des Europäischen Rates 
von Fontainebleau im Juni des vergangenen Jahres. 
Dort ist „beschlossen worden, daß jeder Mitglied-
staat, der gemessen an seinem relativen Wohlstand 
eine zu große Haushaltslast trägt, zu gegebener Zeit 
in den Genuß einer Korrekturmaßnahme gelangen 
kann". 

Der Beitritt Spaniens und Portugals zur Europä-
ischen Gemeinschaft ist eine Herausforderung nicht 
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nur in finanzieller Hinsicht. Es wird an der Gemein-
schaft, ihren Institutionen und vor allem an dem 
politischen Willen der tragenden Kräfte in sämtli-
chen Mitgliedstaaten — den alten und den neuen — 
liegen, ob die Gemeinschaft ihre Süderweiterung 
nach innen und außen gestärkt meistern und zum 
Vorteil aller wird nutzen können. Die Bundesrepu-
blik Deutschland ist in ihrem wohlverstandenen Ei-
geninteresse aufgerufen, ihren vollen Beitrag 
hierzu zu leisten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In diesem Sinne bitte ich alle Fraktionen dieses 
Hauses, den Beitritt Spaniens und Portugals zur 
Europäischen Gemeinschaft und den Beschluß über 
das System der eigenen Mittel der Gemeinschaft zu 
befürworten und die Beratungen in den Ausschüs-
sen so zügig wie möglich durchzuführen. 

Ich wäre dankbar, wenn das parlamentarische 
Zustimmungsverfahren in beiden Fällen bis zum 
Jahresende abgeschlossen werden könnte, damit 
Eigenmittelbeschluß und Beitrittsvertrag zum 1. Ja-
nuar 1986 wie vorgesehen in Kraft treten können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe deshalb die Aussprache. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Gesetz-
entwürfe auf den Drucksachen 10/3790 und 10/3791 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus-
schüsse zu überweisen. — Gibt es dazu anderwei-
tige Vorschläge, Herr Haehser? — 

(Haehser [SPD]: Das hätten wir auch 
schneller haben können!) 

— Das ist offensichtlich nicht der Fall; denn das 
war kein anderer Vorschlag. — Dann sind die Über-
weisungen so beschlossen. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Frau Hönes, Dr. Müller (Bremen), Schmidt 
(Hamburg-Neustadt) und der Fraktion DIE 
GRÜNEN 
Einsetzung eines Untersuchungsausschus-
ses 
— Drucksache 10/3732 — 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
von bis zu zehn Minuten für jede Fraktion verein-
bart worden. — Kein Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — 
Der  Abgeordnete Mann wünscht das Wort zur Be-
gründung. Bitte schön, Sie haben das Wort. 

Mann (GRÜNE): Herr Präsident! Verehrte Kolle-
ginnen und Kollegen! Liebe Bürgerinnen und Bür-
ger! Ich möchte ganz kurz den Ihnen vorliegenden 
Antrag auf Drucksache 10/3732 auf Einsetzung ei-
nes Untersuchungsausschusses noch einmal be-
gründen. 

Wie Sie sich vielleicht erinnern werden, lag dem 
Hohen Hause im April 1983 ein Antrag unserer 
Fraktion zur Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses vor. Dieser Untersuchungsausschuß ist 
auch eingesetzt worden. Es handelt sich dabei um 
den 1. Untersuchungsausschuß, den sogenannten 
Flick-Untersuchungsausschuß. Leider wurde hin-
sichtlich des Untersuchungsthemas unserem dama-
ligen Antrag nicht stattgegeben. Dieser Antrag ent-
spricht im wesentlichen dem Ihnen heute vorliegen-
den Antrag. Wir bitten um Ihre Zustimmung, und 
zwar brauchen wir nach dem Grundgesetz die Zu-
stimmung eines Viertels der Mitglieder des Bundes-
tages zur Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses. Wir bitten Sie alle um Zustimmung zur 
Untersuchung insbesondere folgender Fragen — 
gestatten Sie, daß ich uns allen noch einmal in Erin-
nerung rufe, worum es geht —: Der Ausschuß soll 
klären, erstens ob und in welcher Weise und wel-
chem Ausmaß Parteien Spenden in Form von Geld-
beträgen oder geldwerte Leistungen über steuerlich 
privilegierte Organisationen erhalten haben, zwei-
tens ob und in welcher Weise und welchem Ausmaß 
zur Verdeckung solcher Finanzierungen Geldbeträ-
ge auch in das Ausland transferiert und von dort 
der jeweils begünstigten Partei zur Verfügung ge-
stellt worden sind, und wenn j a, welche Personen 
und Institutionen hieran beteiligt waren, und 
schließlich — ein sehr wesentlicher Punkt, auch in 
der Arbeit des 1. Untersuchungsausschusses — ob 
und in welcher Weise und welchem Ausmaß Spen-
den der genannten Art in die veröffentlichten Re-
chenschaftsberichte der Parteien aufgenommen 
worden sind und in welcher Form. 

Mein Kollege Schily hat verschiedentlich den 
Versuch unternommen, diese sehr wesentlichen 
Fragen im Rahmen des 1. Untersuchungsausschus-
ses zu klären. Leider haben die Vertreter aller ande-
ren Fraktionen unserem Anliegen, außer dem Kom-
plex Flick diese wichtigen Fragen der Parteienfi-
nanzierung zu klären, nicht stattgegeben. 

Wir stellen diesen Antrag, auch ausgelöst durch 
eine öffentliche Diskussion im Sommerloch, die bei 
einigen von uns jetzt vielleicht schon wieder in Ver-
gessenheit geraten ist. Ich möchte — ich sehe die 
Frau Kollegin Adam-Schwaetzer im Augenblick 
nicht — daran erinnern, daß die Frau Kollegin 
Adam-Schwaetzer zunächst im Zusammenhang mit 
Veröffentlichungen im „Spiegel" über die Finanzie-
rungspraxis bei der Friedrich-Ebert-Stiftung als 
FDP-Vertreterin die Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses gefordert hat. Ich erinnere auch 
daran, daß von dieser Seite des Hauses im Sommer-
loch Äußerungen so interpretiert werden konnten, 
als gäbe es hier heute eine Mehrheit für unseren 
Antrag. 

Ich bin darauf gespannt, wie nach dieser Debatte 
in namentlicher Abstimmung über unseren Antrag 
abgestimmt werden wird, und danke für Ihre Ge-
duld. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Gehen Sie bitte nicht zu 
weit weg; denn Sie haben sich als erster zu Wort 
gemeldet. 
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Vizepräsident Westphal 
Ich eröffne die Aussprache. Sie haben das Wort, 

Herr Mann. 

(Dr. von Wartenberg [CDU/CSU]: Haben 
Sie keine neuen Gesichter?) 

Mann (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Präsident. 

Nachdem ich Sie, verehrte Kolleginnen und Kol-
legen, mit der Begründung des Antrages in die kon-
krete Problematik einzuführen versucht habe, 

(Lattmann [CDU/CSU]: Ist Ihnen aber 
nicht gelungen!) 

möchte ich unseren Antrag in einen allgemeinpoli-
tischen Zusammenhang stellen. Ich glaube, das ist 
ein sehr ernster Zusammenhang. Ich denke, man 
kann das Thema der heutigen Diskussion nennen 
„Geld und Politik" 

(Zurufe von der CDU/CSU: Reden Sie mal 
von der Staatsknete, die Sie kassieren! — 

Da  fangen wir bei Cäsar an!) 

oder auch „Korruption — die andere Seite der 
Macht". 

Ich möchte Sie bitten, mir vielleicht einmal zuzu-
hören. Ich erlaube mir, sozusagen zur Einführung 
aus der „Süddeutschen Zeitung" vom 10. Septem-
ber 

(Zurufe von der CDU/CSU: Die haben wir 
gelesen! — Wir können selbst lesen!) 

aus der Rezension des jüngst erschienenen Buches 
des Münchener Politikwissenschaftlers Paul Noack 
„Korruption — die andere Seite der Macht" zu 
zitieren. Diese Rezension beginnt wie folgt: 

Korruption sei ein „Schimpfwort für die 
Herbstzeiten eines Volkes". Mit diesem Nietz-
sche-Zitat beginnt der Münchener Ordinarius 
für Politikwissenschaft Paul Noack seine 
durchaus aktuell gemeinten Untersuchungen 
zum Phänomen der politischen Korruption. 

Dann zitiert der Rezensent Oswald Spengler — ich 
zitiere —: 

Durch das Geld vernichtet die Demokratie sich 
selbst, nachdem das Geld den Geist vernichtet 
hat. 

Ich möchte — vor allen Dingen für diese Seite des 
Hauses — den Rezensenten weiter zitieren, und ich 
würde mich sehr freuen, wenn Sie mir zuhören wür-
den, auch wenn Sie diesen Artikel nachlesen kön-
nen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist unser 
freies Recht!) 

Wenn Sie reden wollen, können Sie ja den Saal so 
lange verlassen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wir bleiben 
hier! — Wir kennen ihn schon!) 

Die harsche Kritik, die Noack hier an den eta-
blierten Parteien und vor allem auch an amtie-
renden Politikern übt, gewinnt ihre Tiefendi-
mension dadurch, daß der Autor sich keines-
wegs auf eine Detailanalyse der Flick-Affäre 
konzentriert. Er schildert diese vielmehr als 
konsequenten Schlußpunkt einer Geschichte 

der politischen Korruption in der Bundesrepu-
blik, die mit verhältnismäßig harmlosen Beam-
tenbestechungen in der zweiten Hälfte der 50er 
Jahre begonnen habe (Fall Löffelholz, Leihwa-
genaffäre Kilb), 

— vielleicht erinnern sich die Älteren unter Ih-
nen — 

sich dann auf einzelne Parlamentarier konzen-
trierte (Fall Wienand, Steiner, Geldner) und im 
dritten Stadium die großen gemeinnützigen 
Verbände erfaßt habe (Fall Vietor/Neue Hei-
mat) und schließlich im großen Netzwerk der 
Flick-Affäre mit der Erfassung der politischen 
Parteien insgesamt kulminierte. 

So weit der Rezensent zu Noack, einem, wie ich fin-
de, sehr ernst zu nehmenden Politikwissenschaft-
ler. 

Ich will einmal meine Bewertung an den Anfang 
stellen. Ich halte die Situation unter bestimmten 
Voraussetzungen, über die wir heute gemeinsam 
diskutieren sollten, nicht für so ernst, wie Professor 
Noack das vielleicht tut. Ich meine sehr wohl, daß es 
Möglichkeiten zur Selbstreinigung, von denen so 
sehr oft die Rede war — ich glaube, Herr Geißler 
erwähnte das im November vorigen Jahres so 
schön —, gibt. Das setzt allerdings voraus, meine 
Damen und Herren, daß wir ein wenig aus unseren 
Fraktions- und Parteiperspektiven heraus auf un-
sere gemeinsame Verantwortung — Sie reden so oft 
von den staatstragenden Parteien — für unser Ge-
meinwesen schauen. 

(Berger [CDU/CSU]: Das Wort „Verantwor

-

tung" aus Ihrem Munde klingt wirklich 
hohl!) 

Wir sollten diese Ankündigung, wir seien bereit 
zur Selbstreinigung, nicht nur immer wieder erneu-
ern, sondern wir sollten damit auch Ernst machen. 
Wenn wir das tatsächlich ernst meinen — Sie nik-
ken so schön —, dann sage ich an dieser Stelle auch 
einmal etwas, was Sie uns vorwerfen: Wir Grünen 
haben es sozusagen als jüngste Partei in diesen 
Affären, die die Parteienfinanzierung angehen, na-
türlich sehr einfach. Sie erheben immer wieder den 
Vorwurf, wir würden aus Staatsmitteln finanziert. 
Bitte schön, diese Parteienfinanzierung ist nicht 
von uns beschlossen worden, und sie ist im Herbst 
1983 auch nicht mit einer Mehrheit von uns geän-
dert worden, sondern sie ist nach Kamingesprächen 
und anderen Absprachen von einer großen Koali-
tion in diesem Hause beschlossen worden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir haben hier etwas vorgefunden. Ich möchte in 
keiner Weise pharisäerhaft argumentieren. Sie kön-
nen sicher sein: Je länger unsere Geschichte dauert, 
um so mehr werden Sie uns auch Fehler vorhalten 
können — um das einmal an dieser Stelle zu sa-
gen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ihre Geschichte 
dauert nicht lange! — Bohl [CDU/CSU]: 

Man muß es j a nicht annehmen!) 
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Mann 
Ich darf nach dieser an unsere eigene Adresse 

gerichteten Anmerkung in meinen Ausführungen 
fortfahren und um Ihr Gehör bitten. 

Es gibt — so sehe ich das im wesentlichen — zwei 
Wege, den Flick-Skandal und auch den Parteienfi-
nanzierungsskandal zu bewältigen. Die eine Ebene 
ist die klassische Skandalebene. Ich habe die große 
Angst, daß es die Bevölkerung allmählich satt hat, 
mit immer wieder neuen Blicken von den Abgrün-
den, in die Sümpfe dessen, was hier in Bonn pas-
siert, Kenntnis zu nehmen. Ich fürchte sehr stark, 
daß hier eine Verdrossenheit über Parteien und Po-
litiker entsteht, die mit den Realitäten der Mehrheit 
auch der Abgeordneten in diesem Hause nichts zu 
tun hat. 

Die zweite Ebene — das ist die Ebene, wo wir alle 
gefordert sind —, ist die strukturelle Ebene. Sind 
wir bereit, aus der Flick-Affäre, dieser deutschen 
Watergate-Affäre — wie ich sie spontan nennen 
möchte —, wirklich zu lernen? Sind Sie dazu bereit, 
Herr Bohl? 

(Bohl [CDU/CSU]: Hören Sie doch auf da

-

mit! Ist doch Quatsch, was Sie erzählen!) 

Das hätte konkrete Auswirkungen, z. B. bei der 
Regelung der Verhaltensrichtlinien. Das hätte kon-
krete Auswirkungen z. B. bei der Frage der Partei-
enfinanzierung. Ich nehme an, der Kollege Struck 
wird dazu noch Stellung nehmen. Durch die Klagen 
der GRÜNEN beim Bundesverfassungsgericht so-
wohl zu den Parteistiftungen als auch zur Parteien-
finanzierung besteht für uns auch die politische 
Chance, dieses Problem noch einmal aufzugreifen. 
Ich halte — das ist meine Überzeugung — die jetzt 
beschlossene Parteienfinanzierung für nicht demo-
kratisch. Ich halte es für verfassungsrechtlich ver-
fehlt, die Parteien zu quasi gemeinnützigen Organi-
sationen zu machen. 

(Berger [CDU/CSU]: Sind sie das etwa 
nicht?) 

Ich halte es auch für verfehlt, darauf zu setzen, daß 
die bisherige Spendenpraxis wiederkommt, und die 
Parteien davon abhängig zu machen, daß die Spen-
den wieder fließen. Ich bin der Meinung, demokrati-
sche Parteien sollten von ihren Mitgliedern abhän-
gig sein. Diese Mitglieder müssen die Chance der 
Mitbestimmung haben. Diese Mitglieder müssen 
durch ihre Mitgliedsbeiträge die Chance haben, auf 
das Parteileben Einfluß zu nehmen. 

Ich will Ihnen an dieser Stelle noch etwas zu den 
GRÜNEN sagen. Unser Rotationsprinzip z. B. hat 
den Hintergrund, daß wir Angst davor haben, daß 
grüne Politiker mit wirtschaftlichen Interessen der-
artig verflochten sind wie die meisten Spitzenpoliti-
ker, die in diesem Hause sitzen. Die wenigsten sit-
zen heute hier, vor allem nicht die von der Regie-
rungsbank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Ich komme zum Schluß. 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Gott sei 
Dank!) 

Ich möchte, bezogen auf einen sehr lesenswerten 
Artikel von Claus Offe in der „Zeit" vom 7. Dezem

-

ber 1984 „Parteienstaat in der Krise? — Von der 
Suchtbildung der Parteien" den letzten Satz zitie-
ren und darum bitten, ihn wirklich ernst zu neh-
men: 

So könnte eine nicht bloß trügerische Kathar-
sis der Flick- und Parteiaffäre darin bestehen, 
einer neuen rigorosen und konstruktiven Wer-
tung politischer Regeln und Institutionen den 
Weg zu ebnen. 

Ich glaube, das ist der Punkt. Wir werden auch 
nicht durch neue Gesetze — ich habe das bereits im 
Juni hier gesagt — das Problem lösen, sondern es 
geht auch um den Stil, es geht um unsere Selbst-
achtung. Es geht darum, was wir ankündigen und 
was wir in die Tat umsetzen. Hier sind wir alle 
gefordert. Ich appelliere hier heute von dieser Stelle 
aus an Sie alle, unserem Antrag zuzustimmen. 

(Berger [CDU/CSU]: GRÜNE und Stil ist 
ein Widerspruch in sich!) 

Ein solcher Untersuchungsausschuß könnte Licht 
in immer noch viel Dunkel der Parteienfinanzie-
rung bringen. Wir sollten uns auch nicht darauf hin-
ausreden, Herr Baum, daß von unabhängigen Ge-
richten, von Staatsanwaltschaften Untersuchungen 
stattfinden. Das ist sehr gut so. Ich betone an dieser 
Stelle: Ohne eine unabhängige Justiz und ohne eine 
unabhängige Presse findet diese Selbstreinigung 
nicht statt. Aber wir als Parteien einschließlich der 
GRÜNEN sind aufgefordert, an den strukturellen 
Ursachen anzusetzen und nicht darauf zu setzen, 
daß ein Teppich ausgebreitet wird wie über so man-
chen Bonner Skandal in der Vergangenheit und 
vermutlich auch noch in der Zukunft. 

Vielen Dank. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Bereits im April 1983 
hatte die Fraktion DIE GRÜNEN einen Antrag auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses ge-
stellt, der in seiner Ziffer 7 fast wortgleich mit dem 
heutigen Antrag ist. Schon damals hatte der Deut-
sche Bundestag diesen Antrag abgelehnt, und auch 
diesmal werden wir uns mit guten Gründen diesem 
grünen Propaganda- und Schaubegehren entgegen-
stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
Meine Damen und Herren, an unserer Auffas-

sung, daß wir keiner parlamentarischen Untersu-
chung des Parteispendenbereiches auf Bundes-
ebene bedürfen, hat sich nichts geändert. Im Gegen-
teil, der Bericht der vom Bundespräsidenten einge-
setzten Kommission über die Parteienfinanzierung 
ist hier im Bundestag und auch öffentlich diskutiert 
worden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Ströbele? 

Bohl (CDU/CSU): Im Moment nicht. 
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Bohl 
Wir haben das seit dem 1. Januar 1984 in Kraft 

befindliche Parteienfinanzierungsgesetz verab-
schiedet, das endlich die Parteienfinanzierung auf 
eine rechtlich unzweifelhafte und saubere Grund-
lage gestellt hat 

(Ströbele [GRÜNE]: Machen Sie Ihre Jacke 
auf, damit man die Weste sehen kann!) 

und das die Finanzen der Parteien in angemessener 
Weise transparent macht. Es besteht also absolut 
kein Untersuchungsbedarf. 

Das sehen wohl letztlich auch die GRÜNEN so, 
die ja in den letzten zwei Jahren keinen Antrag auf 
Einsetzung eines Untersuchungsausschusses in 
Sachen Parteispenden gestellt haben. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wir hatten einen schö

-

nen Ausschuß, und der hat doch jede Wo

-

che getagt!) 

— Ich will Ihnen einmal etwas sagen, Herr Ströbe-
le: Es kommt hier im Bundestag nicht auf den Kehl-
kopf an. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 
Anlaß für den jetzigen Antrag ist vielmehr die 

neueste „Spiegel"-Veröffentlichung über die SPD-
nahe Friedrich-Ebert-Stiftung. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie noch einmal unterbrechen. Es besteht 
beim Abgeordneten Schily der Wunsch, eine Zwi-
schenfrage zu stellen. Wollen Sie Zwischenfragen 
für die ganze Zeit ausschließen? 

Bohl (CDU/CSU): Nein, Herr Präsident. Ich 
möchte diesen Gedanken noch zwei, drei Minuten 
weiter ausführen und stehe dann für Zwischenfra-
gen gern zur Verfügung. 

Vizepräsident Westphal: Herr Schily, Sie können 
sich also nachher wieder melden. 

Bohl (CDU/CSU): Bekanntlich sollen der Fried-
rich-Ebert-Stiftung Mittel aus Industrie und Wirt-
schaft zugeflossen sein, die auf eigentümlichen We-
gen dann der SPD-Parteikasse zugute kamen. 

Wir meinen, daß dieser neue Verdacht gegen die 
SPD schon sehr schwerwiegend ist und auch der 
Aufklärung bedarf. Dennoch halten wir einen Un-
tersuchungsausschuß zum jetzigen Zeitpunkt für 
nicht geboten. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Wann denn?) 

Hier ist in erster Linie die SPD selbst gefordert. 
Wir, die CDU/CSU, gehen jedenfalls davon aus und 
erwarten, daß die Sozialdemokraten selbst die auf-
geworfenen Fragen beantworten. 

Erst in jüngster Zeit hat ja die SPD einmal mehr 
festgestellt, daß sie von Anfang an für eine rück-
haltlose Aufklärung aller im Zusammenhang mit 
der Parteienfinanzierung erhobenen Vorwürfe ein-
tritt. Gut so! Dann fangen Sie, meine Damen und 
Herren von der SPD, doch jetzt damit an! 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Die gegen die Friedrich-Ebert-Stiftung erhobenen 
Vorwürfe können von Ihnen selbst aufgeklärt wer

-

den; Sie können nicht auf Staatsanwaltschaft, Fi-
nanzämter, Bundesrechnungshof und andere ver-
weisen, sondern müssen sich schon selbst um Auf-
klärung bemühen. Sie können auch nicht allein auf 
den toten Alfred Nau verweisen, der sein Wissen 
mit sich genommen habe. Ihre ehemaligen Schatz-
meister Halstenberg und Wischnewski werden 
schon gewußt haben, warum sie immer gegen sol-
che Untersuchungsausschüsse waren. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Frau 
Huber [SPD]: Das ist ja gar nicht wahr!) 

— Das ist ganz eindeutig! Ich kann Ihnen sogar die 
Unterlagen zeigen, nach denen sich der Herr Hal-
stenberg ganz entschieden gegen einen solchen Un-
tersuchungsausschuß ausgesprochen hat. 

Ich hatte Herrn Schily eine Zwischenfrage ver-
sprochen. Bitte sehr. 

Vizepräsident Westphal: Der Abgeordnete Schily 
hat also das Recht zu einer Zwischenfrage. 

Schily (GRÜNE): Herr Kollege Bohl, Sie werden 
ja mit mir zusammen das schöne deutsche Sprich-
wort „Hannemann, geh du voran" kennen. Würden 
Sie für die Fraktion der CDU/CSU erklären wollen, 
daß Sie, wenn Sie schon einen Untersuchungsaus-
schuß ablehnen, endlich wenigstens bereit sind, die 
Anonymität bestimmter Spendenzahlungen an die 
CDU und die CSU zu lüften und uns insbesondere 
mitzuteilen, in welcher Millionenhöhe Sie Spenden 
aus Kreisen der deutschen Banken und der deut-
schen Versicherungswirtschaft erhalten haben? 
Meinen Sie nicht, zu einer Korrektur Ihrer Äuße-
rungen Anlaß zu haben, wenn Sie auch an die „Spie-
gel"-Veröffentlichungen über die Zuwendungen aus 
Kreisen der deutschen Versicherungswirtschaft an 
Parlamentarier mit offensichtlich deutlichen Auf-
trägen denken? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Bohl (CDU/CSU): Herr Kollege Schily, mit den 
Finanzen der GRÜNEN werde ich mich anschlie-
ßend noch befassen. Ihre Unterstellung, die einmal 
mehr durch Ihre Frage hier zu Tage tritt, ist 
schlicht und einfach falsch. Wir, die CDU/CSU, ha-
ben die notwendigen Erklärungen öffentlich abge-
geben. Der Bundeskanzler, der Parteivorsitzende 
der CSU und andere haben im parlamentarischen 
Untersuchungsausschuß die notwendigen Erklä-
rungen abgegeben. Ich kann keine Veranlassung 
sehen, hier im Bundestag noch weitere Erklärun-
gen dazu abzugeben. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Würden Sie noch eine 
weitere Zwischenfrage des Abgeordneten Schily ge-
statten? 

Bohl (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Schily (GRÜNE): Herr Kollege Bohl, ist Ihnen be-
kannt, daß mehrere Spendenberichte der CDU 
Spenden in Größenordnungen von einigen 100 000 
DM — wenn nicht in Millionenhöhe — . mit dem 
schlichten Vermerk „anonym" ausweisen, und in 
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Schily 
welchen Erklärungen des Herrn Bundeskanzlers 
bzw. des Vorsitzenden der CDU ist die Anonymität 
dieser Spenden aufgehoben worden? Ich wäre für 
einen Hinweis dankbar. Ich kenne diese Erklärun-
gen nicht. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Kollege Schily, die Erklä-
rung des Bundeskanzlers als des Vorsitzenden der 
CDU, daß alle Parteien gegen die Publizierungs-
pflicht zum Teil verstoßen haben, steht, und daran 
ist auch nicht zu rütteln. Das haben wir immer 
zugegeben, und das ist auch nicht zu leugnen. 

Viel mehr würde mich mal interessieren, ob Sie 
tatsächlich den Strafantrag gegen Franz Josef 
Strauß gestellt haben und welchen Erfolg Sie hier-
bei gehabt haben. Das würde mich viel mehr inter-
essieren. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich 
möchte zur SPD zurückkommen. Besonders inter-
essant ist ja das Rücktrittsschreiben von Hans-Jür-
gen Wischnewski, der festgestellt hat, daß die Spen-
deneingänge bei der SPD dramatisch zurückgegan-
gen seien. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wie ist es denn bei der 
CDU?) 

Wir halten in diesem Zusammenhang fest, daß 
die SPD immer den Eindruck erweckt hat, sie habe 
in Sachen Spenden absolut korrekt gehandelt. 
Wenn das in früheren Jahren der Fall war, so ist es 
doch eigentlich überraschend, wenn die Spenden-
einnahmen so drastisch zurückgegangen sind. 
Wenn früher alles so korrekt war, warum kommen 
dann eigentlich keine Spenden mehr? 

Ich muß schon sagen: Ich finde es unerträglich, 
meine Damen und Herren von der SPD, wie Sie auf 
der einen Seite allen Versuchen der GRÜNEN und 
einem Großteil der Medien Vorschub leisten, jede 
Art von Parteispenden zu diskriminieren und zu 
diskreditieren. Sie versuchen sich als Saubermän-
ner zu gerieren. Auf der anderen Seite unterneh-
men Sie aber keinen ernsthaften Versuch, vor der 
eigenen Tür zu kehren. 

Kommen Sie in Sachen Parteispenden ins Schuß-
feld, dann lautet für Sie die Devise: Unwissenheit 
mimen, nur das absolut Unbestreitbare zugeben, ab-
wiegeln, ansonsten bagatellisieren und schließlich 
den politischen Gegner konsequent diffamieren. Ich 
muß Ihnen sagen: Ich finde das beachtenswert, 
meine Damen und Herren von der SPD. 

Ich erinnere Sie an Alfred Nau und an seine omi-
nöse 7,6-Millionen-Spende. Ich erinnere Sie an die 
2,8-Millionen-Flick-Gelder für die Friedrich-Ebert-
Stiftung. Ich erinnere Sie an die millionenschweren 
Spendenaktionen in der Industrie und in der Wirt-
schaft für die Wahlkämpfe von Helmut Schmidt. Ich 
erinnere Sie an das August-Bebel-Institut in Ber-
lin. Das sind nur einige wenige Stichworte für Ihre 
erbärmliche Haltung, die Sie an den Tag legen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Dr. Vo

-

gel [SPD]: Erbärmlich sind Sie!) 

— Herr Kollege Vogel, ich wäre Ihnen ausgespro

-

chen dankbar, wenn Sie dazu beitragen könnten, 

daß z. B. Ihr Bundesgeschäftsführer, Herr Glotz, 
endlich meine Briefe beantwortet, die ich ihm ge-
schrieben habe, damit wir Aufklärung darüber be-
kommen, welche Rolle Ihr Bundesgeschäftsführer, 
Herr Glotz, im Zusammenhang mit dem August-
Bebel-Institut gespielt hat. 

(Dr. Vogel [SPD]: Sie wissen genau, daß die 
Sache eingestellt ist!) 

Das wäre ausgesprochen interessant. Geben Sie 
mir bitte darauf einmal eine Antwort. Das ist Ihre 
typische Manier. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Dr. Vogel 
[SPD]: Kümmern Sie sich um Ihre Staats

-

bürgerlichen Vereinigungen!) 

— Sie wissen, daß das August-Bebel-Institut nicht 
mehr gemeinnützig ist. Wollen Sie bestreiten, daß 
Herr Glotz Ihrem Parteikassierer in Berlin auf des-
sen Bitte um eine Spende für das August-Bebel-
Institut geantwortet hat: Jawohl, ich bin grundsätz-
lich bereit, diese Spende an die Partei zu zahlen? 

(Zuruf des Abg. Dr. Vogel [SPD]) 

Wollen Sie bestreiten, daß er gesagt hat: Ich bin der 
Überzeugung, daß die Partei solcher finanzieller 
Unterstützungen bedarf? Es muß Herr Glotz noch 
aufklären, ob die Zahlungen an das August-Bebel-
Institut nach seinem eigenen Selbstverständnis 
Zahlungen an die SPD sein können. Geben Sie dar-
auf mal eine Antwort! 

(Mann [GRÜNE]: Herr Bohl, das gehört in 
einen Untersuchungsausschuß, aber nicht 

in das Plenum!) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage zuerst vom Abge-
ordneten Ströbele und dann vom Abgeordneten 
Lambinus? 

Bohl (CDU/CSU): Nein, ich habe nur noch eine 
Minute Redezeit, Herr Präsident; aber ich wende 
mich ohnehin den GRÜNEN zu. 

Ich muß Ihnen, meine Damen und Herren von 
den GRÜNEN, auch sagen: Sie haben gar keine Ver-
anlassung, uns hier irgendwelche Vorwürfe zu ma-
chen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wir sind nicht gekauft, 
das ist der Unterschied!) 

70 % Ihres Etats bestreiten Sie heute noch mit 
staatlichen Zuwendungen, und Sie genieren sich 
auch nicht, in Ihren mit offensichtlich aus staatli-
chen Zuwendungen finanzierten regionalen Ge-
schäftsstellen die Benutzung von Büroeinrichtun-
gen, Telefonen und Kopiergeräten durch Sympathi-
santen der Rote-Armee-Fraktion zu dulden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Was machen Sie denn 
mit dem Geld?) 

Wir haben keinen Anlaß, von Ihnen Belehrungen in 
Sachen Parteispenden entgegenzunehmen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das nimmt Ihnen doch 
keiner ab!) 
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Bohl 
Sie wollen ja letztlich nur die demokratischen Par-
teien in unserem Lande in Mißkredit bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Ströbele [GRÜNE]: Besser als gekauft zu 

sein!) 

Diese Parteien haben einen beispielhaften Beitrag 
zum demokratischen Wiederaufbau unseres Landes 
geleistet. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das stimmt!) 

Diese Ihre durchsichtige Absicht werden wir durch-
kreuzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Struck. 

Dr. Struck (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Bohl, Ihr Beitrag, den Sie 
soeben geleistet haben, war kein Beitrag, der zur 
Verständigung über diese wichtige Frage, wie sich 
die Fraktionen dieses Hauses zur Einsetzung eines 
Untersuchungsausschusses verhalten sollen, geeig-
net gewesen wäre. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau, das waren al

-

les Gründe dafür!) 

Ich sage Ihnen ganz deutlich, Herr Kollege Bohl: Es 
ist unredlich und heuchlerisch, wenn Sie hier vom 
August-Bebel-Institut sprechen, obwohl Sie genau 
wissen, daß die Staatsanwaltschaft nach einjähri-
ger Ermittlung das Verfahren eingestellt hat, weil 
kein Verdacht auf eine strafbare Handlung vorhan-
den war. 

(Beifall bei der SPD — Bohl [CDU/CSU]: 
Das stimmt ja nicht!) 

Herr Kollege Bohl, in diesem Zusammenhang 
sage ich Ihnen noch etwas: Es ist außerordentlich 
unredlich, über den ehemaligen Schatzmeister der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands Alfred 
Nau hier Äußerungen abzugeben und Wertungen 
vorzunehmen, die dem Untersuchungsausschuß, 
dem Sie und ich angehören, vorbehalten bleiben 
müssen. Wir sind mit unserem Bericht noch nicht 
am Ende — das wissen Sie genauso gut wie ich —, 
und Sie nehmen hier ein Urteil vorweg, über das 
wir uns erst noch einmal verständigen sollten, Herr 
Kollege Bohl. Ich finde es unglaublich, daß Sie sich 
in diesem Zusammenhang immer auf Zeugen beru-
fen, von denen Sie genau wissen, daß diese Zeugen 
nicht Ihre Zeugen sein können. 

Die SPD-Bundestagsfraktion, für die ich hier 
spreche, wird den Antrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN auf Einsetzung eines Untersuchungsausschus-
ses ablehnen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Warum?) 

— Das sage ich jetzt. — Wir sind von Anfang an für 
die rückhaltlose Aufklärung aller im Zusammen-
hang mit der Parteienfinanzierung erhobenen Vor-
würfe eingetreten, wir haben den Flick-Untersu-
chungsausschuß beantragt 

(Ströbele [GRÜNE]: Das war verdienst

-

voll!) 

und seine Arbeit nach Kräften gefördert. Wir haben 
auf dem Weg der Klage vor dem Bundesverfas-
sungsgericht die Herausgabe der von der Bundesre-
gierung zurückgehaltenen Steuerakten an den Un-
tersuchungsausschuß zusammen mit Ihrer Frak-
tion durchgesetzt, 

(Ströbele [GRÜNE]: Sehr vernünftig!) 

und wir haben, meine Damen und Herren, durch 
Anrufung der Strafgerichte die Herausgabe ein-
schlägiger Strafakten an den Untersuchungsaus-
schuß erreicht. In diesem Zusammenhang erlaube 
ich mit den Hinweis, daß morgen das Oberlandesge-
richt Köln über die Beschwerde der SPD-Fraktion 
entscheiden wird. Wir gehen davon aus, daß das 
OLG Köln unserer Beschwerde stattgeben wird und 
wir noch weitere Akten einsehen werden. 

Das Wichtigste in diesem Zusammenhang ist: Die 
SPD-Bundestagsfraktion hat die Pläne des Bundes-
kanzlers und die Pläne der Koalitionsfraktionen, 
durch eine unzulässige Amnestie Straffreiheit für 
bestimmte Beteiligte zu erreichen, vereitelt. 

(Beifall bei der SPD — Berger [CDU/CSU]: 
Das stimmt wieder nicht!) 

Herr Kollege Mann, die Gründe, die meine Fraktion 
schon damals zur Ablehnung Ihres Antrages betref-
fend die Parteienfinanzierung geführt haben, gelten 
auch heute noch. Die SPD-Bundestagsfraktion hat 
überhaupt keine Veranlassung, an der Objektivität 
von Staatsanwaltschaften und Betriebsprüfern zu 
zweifeln, 

(Zustimmung bei der SPD) 

und wir haben auch gar keine Veranlassung, daran 
zu zweifeln, daß dieses Vertrauen in Staatsanwälte 
und Betriebsprüfer gerechtfertigt ist; denn die Pro-
zesse, die jetzt stattfinden und die noch stattfinden 
werden, zeigen, daß die Versuche, die von bestimm-
ten Kreisen teilweise mit Hilfe des Präsidenten des 
Bundesfinanzhofes durchgeführt werden, hier zu 
blockieren, keinen Erfolg haben werden. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Schily? 

Dr. Struck (SPD): Bitte sehr. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön, Herr Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Kollege Struck, würden Sie 
mir zustimmen, daß die Prüfung, die Staatsanwälte 
und Prüfer des Bundesrechnungshofes vornehmen, 
unter ganz anderen Vorzeichen erfolgen als die 
Prüfung unter politischen Kriterien durch einen 
Untersuchungsausschuß des Deutschen Bundesta-
ges, und stimmt nicht mit dieser Auffassung über-
ein, daß wir hier auch im Flick-Untersuchungsaus-
schuß unter politischen Vorzeichen Fragen nachge-
gangen sind, die nicht unmittelbar mit den Spen-
denvorwürfen und den Bestechlichkeitsvorwürfen, 
die in Strafverfahren geklärt werden, zu tun haben, 
sondern daß da eine Prüfung der politischen Sau-
berkeit der Demokratie stattfinden muß und daß es 
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zu den vornehmsten Aufgaben des Parlaments ge-
hört, solchen Vorwürfen auch nachzugehen? 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dr. Struck (SPD): Herr Kollege Schily, ich stimme 
mit Ihnen darin überein — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie einen Moment unterbrechen. — Ich darf 
die Kollegen, die die Absicht haben, dieser Debatte 
nicht aufmerksam zu folgen, bitten, dieses draußen 
zu tun. 

(Heiterkeit) 

Dr. Struck (SPD): Herr Kollege Schily, ich stimme 
mit Ihnen darin überein, nur ziehe ich daraus nicht 
die Schlußfolgerung, die Sie gezogen haben. Ich bin 
vielmehr der Auffassung, daß es hier entscheidend 
darauf ankommt, zu überprüfen, was seit der Dis-
kussion über die Einsetzung des ersten Untersu-
chungsausschusses an neuen Erkenntnissen hinzu-
gekommen ist. Meine Damen und Herren, wenn Sie 
erlauben, möchte ich auf einen Punkt hinweisen, 
der uns von der SPD-Fraktion mit großer Sorge 
erfüllt. 

Es gibt in der Fachwissenschaft, aber leider auch 
in juristischen Kreisen, die sich mit den Fragen der 
Parteienfinanzierung zu beschäftigen haben, offen-
bar eine gewisse Tendenz — das ist wohl auch an 
einem anderen Ort heute hier in Bonn, nämlich an 
einem gerichtlichen Ort, diskutiert worden —, eine 
Amnestie durch die Hintertür zu erreichen, und 
zwar mit Hilfe des Präsidenten des Bundesfinanz-
hofes. Wir verurteilen diese Versuche. Sie werden 
auf unseren Widerstand stoßen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Der Bundesrechnungshof prüft auf Grund einer 
Klage der GRÜNEN zum Thema Finanzierung der 
Stiftungen das Finanzgebaren der Stiftungen, und 
wir haben gar keinen Anlaß, an der Objektivität des 
Bundesrechnungshofes zu zweifeln. 

Meine Damen und Herren, es war die SPD, die 
dafür gesorgt hat, daß der Präsident des Bundes-
rechnungshofes von diesem Parlament gewählt 
wird, und wir wollen diesen Bundesrechnungshof 
auch so stark sehen, weil er objektiv prüft. 

(Beifall bei der SPD — Mann [GRÜNE]: 
Das reicht nicht, Herr Kollege Struck!) 

Zu Ihrem Antrag. Es ist außerordentlich bedauer-
lich — vielleicht hätten sachkundige Mitglieder der 
Fraktion DIE GRÜNEN an diesem Antrag mitwir-
ken sollen, Herr Kollege Schily —, daß dieser An-
trag Staatsbürgerliche Vereinigungen und Berufs-
verbände in einem Atemzug mit Stiftungen nennt. 
Das ist sehr bedauerlich. 

Meine Damen und Herren, ich kann Ihnen — nun 
komme ich zurück auf den unsachlichen Beitrag 
des Kollegen Bohl — eine Reihe von sogenannten 
Geldwaschanlagen für die Union und für die FDP 
nennen, von denen wir in den nächsten Wochen und 
Monaten sicherlich auch vor Gericht noch hören 
werden. Ich nenne an der Spitze die Staatsbürgerli-
che Vereinigung Köln/Koblenz. Wenn hier von Ver-

tretern der Union vom August-Bebel-Institut gere-
det wird, dann ist das geradezu lächerlich; denn der 
Redner, der vor mir gesprochen hat, müßte wissen 
— er weiß das auch, im übrigen aus der gleichen 
Quelle wie ich —, daß die Staatsbürgerliche Vereini-
gung von 1954 e. V., Köln/Koblenz, in allein elf Jah-
ren — von 1969 bis 1980 — 214 Millionen DM an 
CDU und FDP verteilt hat. Das ist der Skandal, 
über den wir reden müssen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zu diesen sogenannten Geldwaschanlagen gehört 
aber auch eine Reihe anderer Vereine, Herr Kollege 
Bohl, die auch Ihrem Parteischatzmeister geläufig 
sein müßten: das Seminar für sozial- und staatspoli-
tische Bildung und Arbeit der Christlichen Arbei-
terschaft in Nordrhein-Westfalen, die Gesellschaft 
zur Förderung der freien Marktwirtschaft in Eu-
ropa e. V., der Internationale Wirtschaftsclub e. V., 
die Gesellschaft zur Förderung der Wirtschaftspoli-
tik e. V., Neuwied, und und und. 

Besonders hebe ich den Verein zur Förderung 
der pfälzischen Wirtschaft mit Sitz in Mainz hervor. 
Jeder, der weiß, wer aus diesem Haus mal Minister-
präsident in Rheinland-Pfalz war, weiß auch, was 
ich damit meine. Ich hatte das Vergnügen, dem 
Bundeskanzler als Zeugen im Untersuchungsaus-
schuß des Landtags Rheinland-Pfalz zuzuhören. 
Was Sie hier zur Ehrenrettung des Herrn Bundes-
kanzlers zu sagen versucht haben, Herr Kollege 
Bohl, widerspricht dem, was in der gesamten bun-
desdeutschen Öffentlichkeit über das Verhalten die-
ses Kanzlers im Zusammenhang mit Parteispenden 
zu sagen ist. 

(Beifall bei der SPD — Anhaltende allge

-

meine Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ich 
muß Sie noch mal unterbrechen. 

Ich bitte die Kollegen, nun Ihre Plätze einzuneh-
men und zuzuhören oder meinem vorhin gegebenen 
Rat zu folgen, draußen Ihre Gespräche weiterzufüh-
ren. 

Ich warte noch einen Moment, Herr Kollege 
Struck, bis ich Ihnen wieder das Wort gebe. 

Ich habe gebeten, Platz zu nehmen. Der Wunsch 
gilt nach allen Seiten. Er gilt auch für den hinteren 
Teil des Saales. Wir haben noch einen Redner in 
dieser Debatte. Ich bitte, aufmerksam zuzuhören. 
Um so eher kommen wir zum Abschluß dieser De-
batte. 

Bitte schön, Herr Abgeordneter Struck, Sie haben 
das Wort. 

Dr. Struck (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich nehme an, daß ich diesmal auch für 
die Fraktion der FDP und auch für die Fraktion der 
CDU/CSU reden kann, wenn ich folgenden Satz for-
muliere: Die Stiftungen, die den politischen Par-
teien der Bundesrepublik Deutschland nahestehen, 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. September 1985 	11733 

Dr. Struck 
leisten eine wertvolle Arbeit im Inland und im Aus-
land. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der FDP — Ströbele 

[GRÜNE]: Für wen wertvoll?) 

Die Stipendiaten nicht nur der Friedrich-Ebert-Stif-
tung könnten sehr ausführlich darüber berichten. 
Gerade wir Sozialdemokraten wissen, daß die Ar-
beit dieser Stiftung hohes Ansehen genießt, und wir 
danken den Mitarbeitern der Friedrich-Ebert-Stif-
tung 

(Beifall bei der SPD) 

vor allem im Ausland, die dort im vordiplomati-
schen Bereich viel für das Ansehen der Bundesre-
publik Deutschland und der westlichen Demokra-
tien tun. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich bin sicher, daß dies in gleicher Weise für die 
Stiftungen der anderen Parteien gilt. 

Eine Gleichsetzung dieser Stiftungen mit z. B. der 
Staatsbürgerlichen Vereinigung in einem Untersu-
chungsausschuß würde dem wichtigen Auftrag die-
ser Stiftungen nicht gerecht. Es wird darauf ankom-
men, daß wir das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts und das Gutachten des Bundesrechnungs-
hofs zu den hier interessierenden Fragen sehr aus-
führlich diskutieren. 

Ich sage für meine Fraktion im Deutschen Bun-
destag: Wir werden den Antrag der GRÜNEN in 
namentlicher Abstimmung ablehnen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter 
Struck, Sie haben im Verlauf Ihrer Rede den Be-
griff „heuchlerisch" verwendet. Dies ist unparla-
mentarisch. Ich schlage Ihnen vor, ihn nicht wieder 
zu verwenden. 

Wir kommen zu der Rede des Abgeordneten 
Beckmann. Bitte schön, Herr Beckmann. 

Beckmann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen! Meine Herren! Lassen Sie mich zu-
nächst einige Anmerkungen zu den rechtlichen 
Voraussetzungen für die Einrichtung von Untersu-
chungsausschüssen machen. Nach allgemeiner Auf-
fassung resultieren derartige Ausschüsse aus dem 
sogenannten Enquete-Recht des Parlaments, also 
dem Recht auf Untersuchung von Tatsachen und  — 
dies  ist die erste wichtige Erkenntnis — dem Recht, 
Kommissionen einzusetzen, die einen klar definier-
ten Untersuchungsauftrag haben und — dies ist die 
zweite wichtige Erkenntnis — der Information des 
Parlaments und der Öffentlichkeit sowie der Vorbe-
reitung einer Beschlußfassung des Parlaments die-
nen sollen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Genau darum 
geht es!) 

Ausschlaggebend ist drittens, daß der Untersu

-

chungsausschuß letztlich deswegen eingesetzt wird, 
um die politische Verantwortung für die untersuch

-

ten Tatbestände und beteiligten Personen festzu-
stellen. 

(Ströbele [GRÜNE]: Genau!) 

Das Untersuchungsrecht ist hingegen kein In-
strument für die Opposition, im Wege einer Art Par-
lamentsjustiz über die Verwaltung oder die Regie-
rung zu Gericht zu sitzen. 

(Beifall bei der FDP) 

Dies, meine Damen und Herren, wäre eine völlige 
Verkennung des parlamentarischen Minderheiten-
rechts. Leider hat gerade die jüngste Vergangenheit 
gezeigt, daß das Mittel Untersuchungsausschuß 
dazu mißbraucht wurde, sachfremde Zwecke zu ver-
folgen. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das glauben Sie 
ja selber nicht!) 

Gerade die GRÜNEN haben es verstanden, den so-
genannten Flick-Ausschuß als Plattform für eine 
Selbstdarstellung zu nutzen, die die Grenzen des 
Erträglichen oft überschritten hat. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Die GRÜNEN haben, indem sie mit geradezu aben-
teuerlichen Begründungen versucht haben, das Be-
weisthema auf völlig neben der Sache liegende 
Sachverhalte auszudehnen, deutlich gemacht, daß 
es ihnen eigentlich nicht um den untersuchten Tat-
bestand ging, sondern darum, größtmögliches politi-
sches Kapital aus der Sache zu schlagen, 

(Beifall bei der FDP — Ströbele [GRÜNE]: 
Und was tun Sie?) 

Meine Damen und Herren, angesichts der Ent-
wicklung, die ich hier aufgezeigt habe, glaube ich, 
daß der hier vorliegende Antrag der GRÜNEN nicht 
aus einem ernstzunehmenden und ernstgemeinten 
Aufklärungsinteresse gestellt wird, sondern ledig-
lich dem Zweck dient, ein öffentliches Tribunal zu 
installieren, das die Politik der staatstragenden 
Parteien dieses Hauses durch den Dreck ziehen 
soll. 

(Vorsitz : Vizepräsident Frau Renger) 

Es steht zu befürchten, daß dieser hier betriebene 
Mißbrauch dazu führen wird, das Enquete-Recht — 
und damit eines der wichtigsten Minderheiten-
rechte des Parlaments — zu entwerten. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeord-
neten Mann? 

Beckmann (FDP): Nein, ich bedaure sehr. — 

Aber  auch andere Gesichtspunkte lassen erhebli-
che Zweifel an der Zulässigkeit des hier gestellten 
Antrags aufkommen. Es fehlt ein klar definierter 
Untersuchungsgegenstand. Tatsachen, die unter-
sucht werden könnten, werden durch Gerüchte und 
Vermutungen ersetzt, die sich zum Teil auf Zei-
tungsberichte stützen und die durch parallel ge- 
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führte Untersuchungen staatlicher Organe und 
Stellen nicht bestätigt werden konnten. 

Darüber hinaus vermag ich auch nicht zu erken-
nen, wo der eigentliche Bedarf für die Einrichtung 
eines derartigen Untersuchungsausschusses liegen 
soll. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wir wollen wissen, wer 
von wem gekauft worden ist!) 

Dank der ausführlichen Berichterstattung der Me-
dien sind z. B. das Parlament und die Öffentlichkeit 
über den in Rede stehenden Vorgang gut infomiert. 
Ich glaube auch nicht, daß die Einrichtung eines 
weiteren Untersuchungsausschusses wesentlich 
dazu beitragen kann, den Kenntnisstand in Sachen 
Parteispenden gerade in der Öffentlichkeit zu erhö-
hen, zumal das beantragte Untersuchungsthema 
bereits mehrfach Gegenstand der Beratungen im 
Zusammenhang mit der Flickspenden-Sache gewe-
sen ist. Ich darf zudem daran erinnern, daß wir 
noch kurz vor der Sommerpause hier im Hause in 
einer Aktuellen Stunde den sogenannten Pharma-
Skandal, der dann doch keiner war, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist noch 
sehr die Frage!) 

debattiert haben und daß wir demnächst die De-
batte über den Ausschußbericht des Flick-Aus-
schusses hier zu führen haben. Da gibt es hinläng-
lich Gelegenheit, die hier angesprochenen Themen 
zu diskutieren. 

Außerdem, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, haben die Beratungen im Flickausschuß 
gezeigt, welche enormen Probleme es mit sich 
bringt, wenn die Ermittlungen im Untersuchungs-
ausschuß zu denen der Staatsanwaltschaft und der 
Gerichte parallel verlaufen. Dies führt zu unnötigen 
Reibungsverlusten und Kollisionen, aber auch zu 
Überschneidungen der Legislative mit der Exeku-
tive, 

(Zustimmung bei der FDP) 

die unter dem verfassungsrechtlichen Gesichts-
punkt der Gewaltenteilung nicht immer als unbe-
denklich gelten können. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich habe bei der Einsetzung des 1. Untersu-
chungsausschusses 1983 auf diesen, wie ich meine, 
schwerwiegenden verfassungsrechtlichen Gesichts-
punkt hingewiesen. Hier muß nachdrücklich auf die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
verwiesen werden, das hierzu festgestellt hat — ich 
zitiere —: 

Die in der Verfassung vorgenommene Vertei-
lung der Gewichte zwischen den drei Gewalten 
muß aufrechterhalten bleiben. Keine Gewalt 
darf ein von der Verfassung nicht vorgesehenes 
Übergewicht über die andere Gewalt erhalten, 
und keine Gewalt darf der für die Erfüllung 
ihrer verfassungsmäßigen Aufgaben erforderli-
chen Zuständigkeiten beraubt werden. 

Herr Kollege Struck, ein Wort an Sie: Ich halte es 
für völlig unangemessen, von dieser Stelle aus Er

-

wartungen an das Urteil des Oberlandesgerichts 
Köln zu richten. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Sie als Jurist müssen doch wissen, daß man das 
nicht tut. Hände weg von der dritten Gewalt. 

(Lachen bei der SPD) 

In diesem Zusammenhang ist insbesondere zu 
berücksichtigen, daß der beantragte Untersu-
chungsgegenstand bereits Gegenstand der Ermitt-
lungen der Staatsanwaltschaft, der Finanzämter 
und des Bundesrechnungshofs ist. Zudem ist darauf 
zu verweisen, daß sich das Bundesverfassungsge-
richt in einem noch laufenden Verfahren ausführ-
lich mit der Frage des Finanzgebarens der Stiftun-
gen beschäftigt. Würde nun auch noch der Bundes-
tag mit der Einsetzung eines Untersuchungsaus-
schusses eingreifen, wäre die Konfusion perfekt. 
Der Kompetenzwirrwarr wäre wohl kaum noch zu 
entflechten, und der Erfolg wäre nicht die Wahr-
heitsfindung, sondern vielmehr eine Diskreditie-
rung eines wichtigen parlamentarischen Kontroll-
instruments. Das wird meine Fraktion jedenfalls 
nicht zulassen. 

(Beifall bei der FDP) 

Wir werden auch nicht mit ansehen, wie die Frak-
tion der GRÜNEN ihr nach der Rotation entstande-
nes Defizit an profilierten und ernst zu nehmenden 
Mitgliedern dadurch zu überspielen sucht, 

(Mann [GRÜNE]: Ich habe einen Vorschlag 
gemacht. Wie stehen Sie dazu?) 

daß man parlamentarische Kontrollrechte zu Spiel-
bällen parteipolitischen Taktierens macht. 

(Beifall bei der FDP) 

Das ist ein völlig mißlungener Versuch, wieder ein 
wenig in das beliebte, aber in der letzten Zeit für 
Sie recht kümmerlich strahlende Rampenlicht der 
Öffentlichkeit zu gelangen. 

(Mann [GRÜNE]: Hat Frau Adam

-

Schwaetzer den Ausschuß gefordert 
oder nicht?) 

Wir Liberalen werden aber auch nicht zulassen — 
und das verstehen wir unter verantwortlichem Ge-
brauch von Kontrollrechten —, daß irgendwelche 
Tatbestände dem Zugriff der staatlichen Verfol-
gungsorgane entzogen werden. Wir haben immer 
deutlich gemacht, daß wir für eine rückhaltlose Auf-
klärung von Vorgängen eintreten, die einen gesetz-
widrigen Hintergrund haben. Dem Einsetzen eines 
Untersuchungsausschusses können wir aber nur 
dann zustimmen, wenn ein klar definierter Unter-
suchungsauftrag gegeben ist, die Untersuchung der 
Information des Parlaments und der Öffentlichkeit 
dient und der Ausschuß die Vorbereitung einer Be-
schlußfassung des Plenums zum Ziele hat. Irgend-
welche sachfremde andere Erwägungen, die in die-
sem Falle vorliegen, werden wir deshalb nicht un-
terstützen. 
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Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU — Ströbele [GRÜNE]: 

Schöne Freie Demokraten seid ihr!) 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Wortmeldun-
gen liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Die Fraktion DIE 
GRÜNEN verlangt gemäß § 52 unserer Geschäfts-
ordnung namentliche Abstimmung. Wer dem An-
trag auf Drucksache 10/3732 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich, die Abstimmungskarte mit Ja, wer 
dagegen stimmen oder sich der Stimme enthalten 
will, den bitte ich, die entsprechende Abstimmungs-
karte in die aufgestellten Urnen zu legen. 

Ich eröffne die Abstimmung. 

Ich frage, ob alle Stimmkarten abgegeben worden 
sind. — Das scheint der Fall zu sein. Ich schließe die 
Abstimmung und bitte um Auszählung *). 

Meine Damen und Herren! Wenn die anwesenden 
Abgeordneten Platz nehmen würden, könnten wir 
in den Beratungen fortfahren, ohne auf die Auszäh-
lung zu warten. 

(Anhaltende allgemeine Unruhe) 

— Meine Damen und Herren, ich bitte Sie, Platz zu 
nehmen, damit wir in den Beratungen fortfahren 
können. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 8 a) und b) 
auf: 

a) Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung der Abgabenordnung 
-- Drucksache 10/3295 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Forschung und Technologie 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Apel, Amling, Bachmaier, Bernrath, Buck-
pesch, Büchner (Speyer), Dr. Corterier, Dreß-
ler, Hansen (Hamburg), Frau Dr. Harten-
stein, Huonker, Ibrügger, Kastning, Kirsch-
ner, Klein (Dieburg), Dr. Klejdzinski, Dr. 
Kübler, Lambinus, Lennartz, Lohmann (Wit-
ten), Meininghaus, Dr. Mertens (Bottrop), Dr. 
Müller-Emmert, Dr. Nöbel, Frau Odendahl, 
Pauli, Dr. Penner, Purps, Frau Renger, 
Reschke, Schäfer (Offenburg), Schlatter, 
Schmitt (Wiesbaden), Dr. Schmude, Dr. 
Schöfberger, Schröer (Mülheim), Dr. Soell, 
Dr. Spöri, Frau Steinhauer, Toetemeyer, 
Weisskirchen (Wiesloch), Dr. Wernitz, Zander 
und der Fraktion der SPD 

Steuerliche Erleichterungen für die gemein-
nützigen Sportvereine und andere gemein-
nützige Vereine 
— Drucksache 10/3094 — 

*) Ergebnis Seite 11737 D 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Sportausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat sind 
eine gemeinsame Beratung der Tagesordnungs-
punkte 8 a) und b) und eine Aussprache von 60 Mi-
nuten vorgesehen. Erhebt sich dagegen Wider-
spruch? — Das ist nicht der Fall. Das Wort zur 
Begründung wird nicht erbeten. Dann eröffne ich 
die Aussprache. 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Klein (Die-
burg). 

Klein (Dieburg) (SPD): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Liebe Sportfreunde! Bei dem vor-
liegenden Antrag der SPD-Fraktion geht es nicht 
um die Interessen der Berufssportler oder der Spit-
zensportler. Es geht vielmehr um die vielfältigen 
Interessen der Zehntausende von Sportvereinen 
und ihrer Mitglieder, die Tag für Tag ihre Arbeit 
leisten, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Arbeit? Vergnü

-

gen!) 

ohne daß ihre Namen in den Schlagzeilen der 
Presse zu finden sind. Diese Vereine haben vieles 
geleistet. Aber diesen Vereinen ist in den letzten 
Jahren ständig das Leben schwerer gemacht wor-
den. Uns geht es um die Möglichkeit der Entfaltung 
dieser Sportvereine, die ohne großes Aufsehen ihre 
Arbeit leisten, Breitensport betreiben, ohne die 
Spitzensport nicht möglich wäre. 

Wir als Sozialdemokraten glauben, daß dieser 
Teil des Sports vom Fiskus schlechter behandelt 
wird als die anderen Spitzensportler, die oftmals  — 
was  das Steuerliche angeht — den Umweg, den 
Ausweg finden, den Belastungen des Finanzamts zu 
entgehen, sei es über Monaco oder über andere 
Orte in Europa. 

(Zurufe von den GRÜNEN und von der 
CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren! Im Interesse dieser 
Leute und dieser scheinbar namenlosen Sportler 
und Vereine ist unser Antrag gestellt, die ohne 
klangvolle Namen antreten, die aber für den deut-
schen Sport wertvolle Leistungen erbringen. 

Es geht um folgendes: Einmal wollen wir haben, 
daß die Übungsleiterpauschale von derzeit 2 400 
DM auf künftig 3 600 DM angehoben wird. Ich darf 
Sie daran erinnern, daß wir 1980 die letzte Ände-
rung hatten. Zuvor ist 1977 zum ersten Mal eine sol-
che Regelung zugunsten der Übungsleiter einge-
führt worden. Uns geht es darum, die Überschuß-
grenze zu ändern, die Freibeträge und Freigrenzen 
zu verändern. Das alles können Sie ganz präzise in 
unserem Antrag nachlesen. Es geht auch um wei-
tere Punkte, die in unserem Antrag aufgeführt und 
die der Regierung zu bedenken aufgegeben worden 
sind. 

Meine Damen und Herren, liebe Sportfreunde! 
Uns kommt es darauf an, daß Sportvereine Sport 
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treiben können und sich nicht etwa mit dem Fi-
nanzamt herumschlagen müssen. 

(Dr. Struck [SPD]: Sehr wahr!) 

Jochen Kühl vom Deutschen Sportbund hat im 
Sommer dieses Jahres in einem sehr lesenswerten 
Beitrag geschrieben: 

Viele Mitarbeiter der Vorstände der Sportver-
eine stöhnen über die Vielfalt der steuerlichen 
Vorschriften; sie stöhnen über die Kommerzia-
lisierung des deutschen Sports, die viel Unord-
nung in den Sportbetrieb hineingebracht hat. 

Meine Damen und Herren, uns als Sozialdemo-
kraten geht es darum, wieder Ordnung in den deut-
schen Sportbetrieb hineinzubringen und vor allem 
sicherzustellen, daß die vielen komplizierten steu-
erlichen Belastungen, die sich in den letzten Jahren 
neu ergeben haben, geändert werden und daß wir 
den Sportvereinen wirklich die Möglichkeit schaf-
fen, sich auch entfalten zu können — was in den 
letzten Jahren zunehmend schwieriger geworden 
ist. 

Die Regierung der Wende ist jetzt drei Jahre im 
Amt; aber weder die Regierung noch die sie tragen-
den Parteien haben in der Steuer- oder Finanzpoli-
tik etwas im Interesse der vielen kleinen Vereine 
getan. Wortreiche Bekundungen hat es von Ihrer 
Seite, von der CDU, genug gegeben. Und Zeichen 
des Wohlwollens gab es von der CDU und der FDP 
verbal auch genug. Aber man kann das ganze Al-
phabet durchbuchstabieren: Von Schäuble bis 
Schwarz, von Tillmann bis Zimmermann haben Sie 
alle bei Grußadressen unentwegtes Wohlwollen der 
CDU/CSU gegenbüber dem deutschen Sport zum 
Ausdruck gebracht, ohne konkret etwas zu tun. Das 
einzige, was passierte, ist, daß Sie nun die soge-
nannten Ausbildungskosten — die eigentlich nur 
ein Kosename für Spielerkauf oder Spielerverkauf 
sind — geändert haben. Bei der konkreten Hilfe für 
den deutschen Sport, haben Sie nichts getan, ob-
wohl Sie jetzt drei Jahre im Amt sind. Meine Da-
men und Herren von der CDU, das muß ganz hart 
gesagt werden! 

(Zuruf von der CDU/CSU: Was haben Sie 
in 13 Jahren getan?) 

Die Äußerung des CDU-Finanzministers von 
Rheinland-Pfalz, Dr. Wagner, aus dem Sommer die-
ses Jahres muß ja für Sie, wenn Sie es gehört 
haben, wie eine Ohrfeige geklungen haben, als er 
an Herrn Stoltenberg schrieb: 

Für vordringlich halte ich gesetzliche Regelun-
gen, die die Probleme des bezahlten Sports be-
friedigend regeln. Hier haben sich erhebliche 
Unsicherheiten breitgemacht. Viele Schatzmei-
ster und Kassierer von Sportvereinen sind be-
unruhigt, weil der Entzug der Steuervergünsti-
gungen ihren Vereinen droht. 

Meine Damen und Herren, das ist eine klare und 
deutliche Aussage. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die CDU-Länder 
tun etwas!) 

Ich meine: Wenn schon vom eigenen Lager her, 
nämlich von der Union, Mutmaßungen und Quali-
tätskritik an der Leistung dieser Regierung geäu-
ßert werden, dann muß j a einiges daran sein. Wenn 
Sie solches von der SPD oder von anderen hören, 
dann glauben Sie es nicht. Herr Wagner hat ja letzt-
lich gesagt, daß die Regierung über lange Zeitspan-
nen hinweg untätig gewesen ist und daß endlich im 
steuerlichen Bereich gegenüber den Sportvereinen 
einiges geschehen muß. Wenn Vereine die Möglich-
keit hätten zu klagen, dann müßten sie eigentlich 
nach drei Jahren eine Untätigkeitsklage gegen 
diese Regierung anstrengen, weil sie im Hinblick 
auf wichtige Interessen des deutschen Sports untä-
tig gewesen ist. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, man kann nachgerade 
sagen: Der deutsche Sport ist von dieser Regierung 
enttäuscht, und er ist von der CDU/CSU und von 
der FDP leider auch wiederholt getäuscht worden. 
Die Bundesregierung hat es bisher abgelehnt, auch 
nur einen Bruchteil ihrer Versprechungen einzulö-
sen, die zu Oppositionszeiten gegeben worden sind. 
Im Klartext: Die SPD hat in den letzten Jahren 
zwei kleine Anfragen gestellt. Sie sind von der Re-
gierung inhaltlich überhaupt nicht beantwortet 
worden, und in den Begleitantworten waren diese 
Aussagen in einer Art und Weise dümmlich, wie es 
sich eigentlich für eine Regierung nicht geziemt, 
sich gegenüber dem Parlament zu äußern. 

(Beifall bei SPD) 

Ich finde, es ist schlimm, daß diese Reaktionen der 
Regierung letztlich auch ein sehr rücksichtsloser 
Affront gegenüber den Sportvereinen und ihren 
Mitarbeitern gewesen sind. Statt dessen haben sich 
Teile der Regierung wiederholt dort getummelt, wo 
es um steuerliche Interessen der Wohlhabenden 
geht. Sie haben gefordert, daß die Gewerbesteuer 
generell abgeschafft werden soll. Teile der FDP ha-
ben eine drastische Senkung des Spitzensteuersat-
zes bei der Einkommensteuer verlangt, oder man 
hat verlangt, daß die Vermögensteuer erneut ge-
senkt werden soll. Daran ersieht man, daß diese 
Regierung unentwegt bemüht ist, die Interessen der 
Wohlhabenden zu wahren. An die Interessen der 
kleinen Sportvereine hat sie letztlich nicht ge-
dacht. 

(Beifall bei SPD) 

Ich hoffe sehr, daß wir nach dem Ende dieser 
Debatte heute etwas zugunsten der selbstlosen Ar-
beit der vielen Verbandsfunktionäre aussagen kön-
nen. Herr Kollege Tillmann, es gibt immerhin 
60 000 Sportvereine mit 19 Millionen Mitgliedschaf-
ten. Sie sollten das also nicht unterschätzen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr viele Wäh
- ler von uns!) 

In einer Veröffentlichung des Deutschen Sport-
bundes aus diesem Sommer — das wird Ihnen gar 
nicht gefallen, was ich jetzt vorlesen werde — ist zu 
lesen, daß die damalige Opposition der CDU/CSU 
bereits 1979 in einem Antrag an den Deutschen 
Bundestag vieles verlangt hat und daß die Realisie-
rung der damaligen Zielsetzungen damals viel ge- 
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holfen hätte. Seit dem Wechsel in Bonn stehe der 
Verwirklichung dieses Antrags nichts mehr im 
Wege. „Wie dringend der Handlungsbedarf des Ge-
setzgebers ist", so der Deutsche Sportbund, „zeigt 
die Initiative des Landes Baden-Württemberg und 
auch der Brief von Rheinland-Pfalz zur Vereinfa-
chung der Vereinsbesteuerung." Meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU, weshalb tun Sie eigent-
lich nichts? Weshalb verhalten Sie sich passiv? Wes-
halb sind Sie nicht in der Lage, hier etwas im 
gemeinsamen Interesse in Bewegung zu setzen? 

(Zuruf von der SPD: Als Opposition waren 
Sie besser!) 

Wenn Sie schon unsere Kritik von der SPD nicht 
beeindruckt, dann sollten Sie sich wenigstens den 
Brief von Dr. Wagner aus Rheinland-Pfalz und die 
Initiative von Baden-Württemberg hinter die Ohren 
schreiben, und Sie sollten versuchen, daß sich in der 
nächsten Zeit im Interesse des deutschen Sports, 
den Sie bitter enttäuscht haben, meine Damen und 
Herren von der CDU/CSU, etwas bewegt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich bin dankbar dafür, daß Herr Staatsminister 
Schäuble jetzt unter uns ist, der 1979 im Parlament 
hier an dieser Stelle einen Antrag der CDU/CSU 
begründet hat, von dem er heute nichts mehr wis-
sen will. Wir stehen mit unserem Antrag, der j a die 
Diskussion nur ein bißchen in Bewegung gebracht 
hat, dafür, daß die Interessen, die Sie damals formu-
liert haben, Herr Schäuble, heute nach, wie ich 
glaube, sechs Jahren, drei Monaten und 26 Tagen 
von dem Antragsteller CDU/CSU auch einmal ver-
wirklicht werden. Damals wurden große Dinge for-
muliert. Sie wurden aber nicht in die Wirklichkeit 
umgesetzt. 

Meine Damen und Herren, es geht mir und uns 
darum, den Vereinen zu helfen. Wir sollten nicht 
unterschätzen, was sich im deutschen Sport voll-
zieht, wenn er über Jahre hinweg enttäuscht oder 
gar getäuscht wird. Wir müssen feststellen, daß 
viele andere Bereiche in unserer Gesellschaft — die 
Parteien, die Gewerkschaften, die Kirchen — über 
Mitgliederschwund klagen. Der deutsche Sport 
kann das Gegenteil behaupten; er hat jetzt 19 Mil-
lionen Mitgliedschaften. Das Lebensgefühl vieler 
Leute erfüllt sich offenbar im Sport viel stärker als 
in anderen Bereichen unserer Gesellschaft. Darauf 
muß die Politik eine Antwort geben. Dieser Ent-
wicklung muß Rechnung getragen werden. 

Ich habe vor einiger Zeit in der FAZ etwas Kluges 
gelesen, das ich Ihnen nicht vorenthalten will. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Die sollten Sie 
öfter lesen!) 

Da stand: 

Die Parteien tun gut daran, auf die Vereins-
meier nicht vom hohen Staatsroß herabzublik-
ken. Mancher Verein, mancher Verband, man-
che Initiative einzelner hilft mehr, die Welt zu-
sammenzuhalten, als mancher Politiker in 
Bonn dies glauben mag. 

Meine Damen und Herren, daran ist sehr viel Wah-
res. 

Ich hoffe sehr, daß wir mit unserem Antrag, den 
wir heute hier einbringen 

(Clemens [CDU/CSU]: Unsere jahrelange 
Untätigkeit beenden!) 

und der die Diskussion in den Ausschüssen 
braucht, helfen, daß vieles in unserem Lande verän-
dert wird. — Herr Kollege Clemens, wenn Sie sich 
hier schon äußern, dann muß ich Ihnen sagen, daß 
viele im Lande draußen verstanden haben, daß Ihre 
Ankündigungen, daß Ihre Aussagen in einem kras-
sen Widerspruch zu dem stehen, was Sie hier tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Leute draußen haben das kapiert. Die Wahler-
gebnisse von Nordrhein-Westfalen, im Saarland 
und von Hessen wären nicht erklärbar, wenn die 
Bürger draußen und auch die Sportler nicht emp-
funden hätten, daß zwischen Ihren Aussagen und 
Ihrem Handeln ein eklatanter Widerspruch be-
steht. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, ich gebe zunächst das von den Schriftfüh-
rern ermittelte Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über die Drucksache 10/3732 bekannt. Abge-
gebene Stimmen: 411; keine ungültigen Stimmen. 
Mit Ja haben 18 Mitglieder des Hauses gestimmt, 
mit Nein 393. 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen 410; davon 

ja: 	18 

nein: 	392 

Ja 

DIE GRÜNEN 
Auhagen 
Frau Dann 
Horacek 
Lange 
Mann 
Dr. Schierholz 
Schily 
Schmidt (Hamburg- 

Neustadt) 
Schulte (Menden) 
Senfft 
Ströbele 
Suhr 
Tischer 
Vogel (München) 
Frau Wagner 
Werner (Dierstorf) 
Werner (Westerland) 

fraktionslos 

Handlos 

Nein 

CDU/CSU 
Dr. Abelein 
Frau Augustin 
Austermann 

Bayha 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Berger 
Frau Berger (Berlin) 
Biehle 
Dr. Blank 
Dr. Blüm 
Böhm (Melsungen) 
Dr. Bötsch 
Bohl 
Bohlsen 
Boroffka 
Braun 
Breuer 
Broll 
Brunner 
Bühler (Bruchsal) 
Carstens (Emstek) 
Carstensen (Nordstrand) 
Clemens 
Dr. Czaja 
Dr. Daniels 
Daweke 
Frau Dempwolf 
Dörflinger 
Dolata 
Dr. Dollinger 
Doss 
Ehrbar 
Engelsberger 
Erhard 

(Bad Schwalbach) 
Feilcke 
Fellner 
Frau Fischer 
Fischer (Hamburg) 
Francke (Hamburg) 
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Dr. Friedmann 
Ganz (St. Wendel) 
Frau Geiger 
Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Gerlach (Obernau) 
Gerstein 
Glos 
Dr. Göhner 
Dr. Götz 
Günther 
Dr. Hackel 
Dr. Häfele 
von Hammerstein 
Hanz (Dahlen) 
Haungs 
Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 
Hedrich 
Frau Dr. Hellwig 
Dr. Hennig 
Herkenrath 
Hinrichs 
Hinsken 
Höffkes 
Höpfinger 
Frau Hoffmann (Soltau) 
Dr. Hornhues 
Hornung 
Frau Hürland 
Dr. Hüsch 
Dr. Hupka 
Graf Huyn 
Jäger (Wangen) 
Jagoda 
Dr. Jahn (Münster) 
Dr. Jenninger 
Dr. Jobst 
Jung (Lörrach) 
Kalisch 
Dr.-Ing. Kansy 
Frau Karwatzki 
Keller 
Klein (München) 
Dr. Köhler (Duisburg) 
Dr. Köhler (Wolfsburg) 
Kolb 
Kraus 
Krey 
Dr. Kronenberg 
Dr. Kunz (Weiden) 
Lamers 
Dr. Lammert 
Landré 
Dr. Langner 
Lattmann 
Dr. Laufs 
Link (Diepholz) 
Link (Frankfurt) 
Linsmeier 
Lintner 
Dr. Lippold 
Löher 
Dr. h. c. Lorenz 
Louven 
Lowack 
Maaß 
Frau Männle 
Magin 
Marschewski 
Metz 
Dr. Meyer zu Bentrup 
Michels 
Dr. Mikat 
Dr. Miltner 
Milz 
Dr. Möller 
Müller (Remscheid) 
Müller (Wadern) 
Müller (Wesseling) 
Nelle 
Frau Dr. Neumeister 

Niegel 
Dr.-Ing. Oldenstädt 
Dr. Olderog 
Pesch 
Pfeffermann 
Pfeifer 
Dr. Pinger 
Pöppl 
Pohlmann 
Dr. Pohlmeier 
Dr. Probst 
Rawe 
Regenspurger 
Repnik 
Dr. Riedl (München) 
Dr. Riesenhuber 
Rode (Wietzen) 
Frau Rönsch 
Frau Roitzsch 

(Quickborn) 
Dr. Rose 
Rossmanith 
Rühe 
Ruf 
Sauer (Salzgitter) 
Sauer (Stuttgart) 
Saurin 
Sauter (Epfendorf) 
Sauter (Ichenhausen) 
Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 
Schemken 
Scheu 
Schlottmann 
Schmidbauer 
Schmitz (Baesweiler) 
Schneider 

(Idar-Oberstein) 
Freiherr von Schorlemer 
Schreiber 
Dr. Schroeder (Freiburg) 
Schulhoff 
Dr. Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Schultz (Wörrstadt) 
Schulze (Berlin) 
Dr. Schwarz-Schilling 
Dr. Schwörer 
Seehofer 
Seesing 
Seiters 
Spilker 
Spranger 
Dr. Sprung 
Dr. Stark (Nürtingen) 
Dr. Stavenhagen 
Dr. Stercken 
Stommel 
Straßmeir 
Strube 
Stücklen 
Stutzer 
Susset 
Tillmann 
Dr. Todenhöfer 
Uldall 
Frau Verhülsdonk 
Vogel (Ennepetal) 
Vogt (Duren) 
Dr. Voigt (Northeim) 
Dr. Voss 
Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 
Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Warnke 
Dr. Warrikoff 
Dr. von Wartenberg 
Weirich 
Weiß 
Werner (Ulm) 
Frau Dr. Wex 

Frau Will-Feld 
Frau Dr. Wilms 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 
Frau Dr. Wisniewski 
Wissmann 
Dr. Wittmann 
Wittmann (Tännesberg) 
Würzbach 
Dr. Wulff 
Dr. Zimmermann 
Zink 

SPD 
Amling 
Dr. Apel 
Bachmaier 
Bahr 
Bamberg 
Bernrath 
Bindig 
Frau Blunck 
Brandt 
Brück 
Buckpesch 
Büchler (Hof) 
Dr. von Bülow 
Buschfort 
Catenhusen 
Collet 
Dr. Corterier 
Curdt 
Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Daubertshäuser 
Delorme 
Dr. Diederich (Berlin) 
Dreßler 
Dr. Ehmke (Bonn) 
Dr. Ehrenberg 
Eickmeyer 
Dr. Emmerlich 
Esters 
Ewen 
Fischer (Homburg) 
Fischer (Osthofen) 
Franke (Hannover) 
Frau Fuchs (Köln) 
Frau Fuchs (Verl) 
Gansel 
Gilges 
Glombig 
Dr. Glotz 
Grunenberg 
Dr. Haack 
Haar 
Haehser 
Hansen (Hamburg) 
Frau Dr. Hartenstein 
Dr. Hauchler 
Hauck 
Heimann 
Heistermann 
Herterich 
Hettling 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 
Horn 
Frau Huber 
Huonker 
Immer (Altenkirchen) 
Jahn (Marburg) 
Jansen 
Jaunich 
Junghans 
Jungmann 
Kiehm 
Kirschner 
Kisslinger 
Klein (Dieburg) 
Dr. Klejdzinski 

Kolbow 
Dr. Kübler 
Kuhlwein 
Lambinus 
Lennartz 
Leonhart 
Frau Dr. Lepsius 
Liedtke 
Löffler 
Lohmann (Witten) 
Lutz 
Frau Matthäus-Maier 
Matthöfer 
Meininghaus 
Menzel 
Dr. Mitzscherling 
Müller (Schweinfurt) 
Dr. Müller-Emmert 
Müntefering 
Nagel 
Nehm 
Neumann (Bramsche) 
Dr. Nöbel 
Frau Odendahl 
Oostergetelo 
Paterna 
Dr. Penner 
Peter (Kassel) 
Pfuhl 
Porzner 
Purps 
Ranker 
Rapp (Göppingen) 
Rappe (Hildesheim) 
Reimann 
Frau Renger 
Reuter 
Rohde (Hannover) 
Roth 
Sander 
Schäfer (Offenburg) 
Schlaga 
Schlatter 
Schluckebier 
Dr. Schmidt (Gellersen) 
Schmidt (München) 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmitt (Wiesbaden) 
Dr. Schmude 
Schreiner 
Schröder (Hannover) 
Dr. Schwenk (Stade) 
Sieler 
Frau Simonis 
Frau Dr. Skarpelis-Sperk 
Dr. Soell 
Stahl (Kempen) 
Steiner 
Frau Steinhauer 
Stobbe 
Stockleben 
Dr. Struck 
Frau Terborg 
Tietjen 
Frau Dr. Timm 
Toetemeyer 
Frau Traupe 
Urbaniak 
Vahlberg 
Verheugen 
Dr. Vogel 
Vogelsang 
Vosen 
Walther 
Wartenberg (Berlin) 
Weinhofer 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Wernitz 
Westphal 
Frau Weyel 
Dr. Wieczorek 
Wiefel 
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von der Wiesche 
Wimmer (Neuötting) 
Dr. de With 
Wolfram 

(Recklinghausen) 
Frau Zutt 

FDP 

Baum 
Beckmann 
Bredehorn 
Cronenberg (Arnsberg) 
Eimer (Fürth) 
Engelhard 
Dr. Feldmann 
Gallus 

Gattermann 
Genscher 
Grüner 
Frau Dr. Hamm-Brücher 
Dr. Haussmann 
Dr. Hirsch 
Hoppe 
Kleinert (Hannover) 
Dr. Graf Lambsdorff 
Mischnick 
Möllemann 
Neuhausen 
Paintner 
Ronneburger 
Schäfer (Mainz) 
Frau Dr. Segall 
Dr. Solms 
Dr. Weng (Gerlingen) 
Wolfgramm (Göttingen) 

Damit ist der Antrag abgelehnt. 

Wir fahren in den Beratungen fort. Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Spilker. 

Spilker (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Wir debattieren hier heute in er-
ster Lesung den Entwurf eines Gesetzes zur Ände-
rung der Abgabenordnung — es ist ein Entwurf des 
Bundesrats — und den Antrag der Fraktion der 
SPD, über den wir hier eben so einiges gehört ha-
ben. Beide Vorlagen, die sachlich eigentlich wenig 
miteinander zu tun haben, sind deshalb miteinan-
der verbunden, weil sie das Gemeinnützigkeitsrecht 
berühren. 

Zunächst zur Änderung der Abgabenordnung. Sie 
betrifft zwar auch die Vereine, allerdings in einem 
anderen Zusammenhang als der SPD-Antrag. Sie 
geht nämlich in ihrer Wirkung weit über den Be-
reich der Vereine hinaus, wobei insbesondere auch 
die Stiftungen betroffen sind. 

Der Entwurf greift aus dem Katalog der Maßnah-
men, den die Bundesregierung in ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage der Koalitionsfraktionen zur 
Kulturförderungspolitik aufgelistet hat — Druck-
sache 10/2237 —, eine Maßnahme heraus, die außer-
dem im Entschließungsantrag der Koalitionsfrak-
tionen — Drucksache 10/2262 — enthalten ist, der 
den Ausschüssen seit November 1984 vorliegt. Wir 
begrüßen den Vorschlag des Bundesrates, den ge-
meinnützigen Körperschaften die Bildung von 
Rücklagen zuzugestehen, damit sie Mittel für grö-
ßere Projekte nach und nach ansammeln können. 
Wir sind allerdings der Auffassung, daß das nicht 
die einzige Maßnahme zur Verbesserung der steu-
erlichen Rahmenbedingungen für Kunst und Kul-
tur bleiben kann und darf. 

Wir sehen die vorgeschlagene Änderung der Ab-
gabenordnung vielmehr in einem größeren Zusam-
menhang, wie dies in unserem erwähnten Ent-
schließungsantrag zum Ausdruck kommt. Deshalb 
wird die CDU/CSU-Fraktion in den Ausschüssen 
darauf drängen, daß der vom Bundesrat einge-
brachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Abgabenordnung zusammen mit dem erwähnten 
Entschließungsantrag der Koalitionsfraktionen zur 

verstärkten Förderung von Kunst und Kultur bera-
ten wird. 

Nun, meine Damen und Herren, zum Antrag der 
SPD. Nach den Ausführungen, die Sie, Herr Klein, 
hier zur Begründung machten, muß ich Ihnen sa-
gen: 

(Zuruf des Abg. Lambinus [SPD]) 

Wir haben den Sportorganisationen frühzeitig zur 
Kenntnis gebracht, daß wir bemüht sind, unseren 
alten Antrag zu realisieren, wenn die wirtschaftli-
chen und finanziellen Bedingungen dies erlauben. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Wann ist das so

-

weit?) 

Sie werden mir Recht geben, daß das zumindest im 
Augenblick noch nicht der Fall ist. Abgesehen da-
von, meine Damen und Herren, daß nicht Vereine 
Sport betreiben, sondern dies immer noch die Mit-
glieder tun, innerhalb der Vereine, aber auch außer-
halb, haben wir immer wieder betont, daß wir den 
gemeinnützigen Vereinen helfen, wenn es notwen-
dig und möglich ist. Das ist Politik. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Der Aufschwung 
ist doch da!) 

Darüber darf es keinen Zweifel geben. Wenn Sie 
Herrn Minister Schäuble mit dem Antrag aus dem 
Jahre 1979 erwähnen, muß ich Ihnen in aller Nüch-
ternheit erwidern: Hätten Sie die Kassen nicht ge-
plündert, 

(Lambinus [SPD]: Sie wissen doch, daß das 
nicht stimmt! — Zuruf von der SPD: Wel

-

che Kassen denn?) 

wäre unser Problem heute einfacher zu lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Büchner 
[Speyer] [SPD]: Sie machen eine Steuerre

-

form mit 20 Milliarden DM!) 

Wenn Sie mir — der Kollege Schäuble steht ja nicht 
hier — die Frage stellen, 

(Weitere Zurufe von der SPD) 

warum wir unseren Antrag aus dem Jahre 1979 
nicht wieder eingebracht haben, möchte ich zu-
nächst einmal Sie fragen, warum Sie 1979 diesen 
Antrag nicht Gesetz werden ließen. — Sie hatten 
doch die Möglichkeit dazu. 

(Sehr wahr! bei der CDU/CSU) 

Das hatten Sie in der Hand, nicht wir! 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, gestat-
ten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Klein? 

Spilker (CDU/CSU): Bitte, Herr Klein. 

Klein (Dieburg) (SPD): Herr Kollege Spilker, ist 
Ihnen möglicherweise entgangen, daß wir nach die-
sem Antrag von 1979 im Sinne Ihrer Intention die 
Übungsleiterpauschale von früher 1 200 auf 2 400 
DM angehoben haben und daß auch für den 
Schach- und den Motorflugsport einige positive Ver- 
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Klein (Dieburg) 
änderungen herbeigeführt worden sind? Ist Ihnen 
das wirklich entgangen? 

(Zuruf von der SPD: Zu 100 %!) 

Spilker (CDU/CSU): Herr Klein, das mit dem 
Schach war — wenn ich das vorwegnehmen darf — 
mit Sicherheit keine Meisterleistung. 

(Klein [Dieburg] [SPD]: Ihr Antrag!) 

Im übrigen sage ich Ihnen eines: Allein die Anhe-
bung einer Pauschale löst nicht das Grundproblem 
im Bereich des gemeinnützigen Amateursports im 
Verhältnis zum bezahlten Teil des Sports. Darauf 
komme ich noch zurück. 

(Klein [Dieburg] [SPD]: Aber ein Stück! — 
Frau Dr. Timm [SPD]: Es war aber in Erin

-

nerung! — Weitere Zurufe) 

Meine Damen und Herren, Sie machen es sich 
hier schon sehr leicht und auch sehr einfach. Sie 
stellen heute in bestimmten Bereichen Anträge, die 
Sie aus ideologischen, gesellschaftspolitischen 
Gründen, aber auch fiskalischen Gründen ablehn-
ten, als Sie die Möglichkeit hatten, das zu verwirkli-
chen, 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Das stimmt 
nicht!) 

was Sie heute fordern. 
(Büchner [Speyer] [SPD]: Wir haben das 
1977 überhaupt eingeführt und haben den 
Anfang gemacht, Herr Spilker! Das wissen 

Sie doch!) 

So ist es natürlich auch mit Ihrem vorliegenden 
Antrag. Ich habe es eben erwähnt und wiederhole 
es, damit Sie es ja nicht vergessen: Hätten Sie, als 
wir derartige Anträge gestellt haben — und jetzt 
komme ich auf Herrn Bundesminister Schäuble zu-
rück —, diesen zugestimmt, bräuchten wir doch 
heute diese ganze Debatte nicht zu führen. 

(Dr. Struck [SPD]: Dann stimmen Sie doch 
wenigstens jetzt zu, Herr Spilker, dann ist 

doch alles in Ordnung!) 

Wenn Sie mich heute fragen, warum wir das nicht 
getan haben, so sollen Sie meine Antwort haben. Ob 
Sie jetzt ununterbrochen dazwischenreden oder so-
gar -rufen, wird mich nicht mehr berühren; ich 
komme darauf jedenfalls nicht mehr zurück. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Brück? 

Spilker (CDU/CSU): Nein, Frau Präsident. 

Vizepräsident Frau Renger: Sie haben das vollkom-
men in der Hand. 

Spilker (CDU/CSU): Ich möchte jetzt zunächst ein-
mal meinen Gedanken zu Ende bringen 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jawohl, und im 
Zusammenhang vortragen!) 

und Ihr ständiges Vorhaben, hier einen Kollegen 
von seiner Linie abzubringen, nicht mehr unterstüt

-

zen. Wir sind zwar in einem Parlament, aber wir 
wollen hier doch einmal ein bißchen mehr Ordnung 
einführen. 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, wir wissen sehr wohl 
— und das weiß auch der Sport —, wie die Tätigkeit 
der Bundesregierung zu bewerten ist. Herr Klein, 
Sie haben nicht das Recht und sind nicht legiti-
miert, hier für den Sport zu sagen, er sei von dieser 
Regierung enttäuscht. 

(Zuruf von der SPD: Natürlich!) 

Ich bin Präsident eines großen Sportverbands, und 
ich stelle fest, daß die Mehrheit dieses Verbandes 
mit der Politik der Bundesregierung durchaus zu-
frieden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der CDU/CSU: Die sind über

-

haupt nicht enttäuscht!) 

Wenn ich meine ehrenamtliche Tätigkeit für den 
Sport erwähne, geben Sie mir wenigstens die Legi-
timation, dies festzustellen. 

Wir wissen sehr wohl, was wir seinerzeit bean-
tragt haben, und stehen auch dazu. Wir haben — 
daran darf ich Sie erinnern — frühzeitig den DSB- 
Sportorganisationen mitgeteilt, daß wir uns um die 
Verwirklichung der einen oder der anderen Maß-
nahme bemühen werden, wenn die Mittel dafür zur 
Verfügung stehen und wenn das mit anderen Not-
wendigkeiten zu vereinbaren ist, sei es im Bereich 
des gewerblichen Mittelstandes, sei es im Bereich 
des Steuerrechts oder in anderen Bereichen. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Sie haben doch 
20 Milliarden an Steuern verplant — ohne 

Sport!) 

Sie wissen doch selbst, was Sie uns hinterlassen 
haben und was von uns nunmehr geordnet werden 
muß. Im Rahmen unserer erfolgreichen Konsoli-
dierungspolitik, über die wir in der letzten Woche 
ausreichend und ausgiebig debattiert haben, sollte 
man sich nach unserer Auffassung bei Steuerson-
derprogrammen äußerst zurückhalten. Das muß 
ich Ihnen, meine Damen und Herren, schon emp-
fehlen. 

Sie können doch nicht auf der einen Seite — den-
ken Sie an die letzte Woche — ununterbrochen Sub-
ventionskürzungen anmahnen, um Subventionen 
im selben Augenblick — ich will nicht sagen: im sel-
ben Atemzug — immer wieder zu fordern. Mit die-
ser Politik haben Sie unserem Lande bereits großen 
Schaden zugefügt, und diesen wollen wir zunächst 
beheben. 

Heute schreiben wir das Jahr 1985. Sechs Jahre 
sind seit der Einbringung unseres Antrags — er 
wird gar nicht geleugnet — vergangen. Die politi-
sche Entwicklung seit dieser Zeit kennen wir alle, 
die wir hier sind, ob wir auf der einen Seite oder auf 
der anderen Seite sitzen. 

Von dieser Entwicklung ist der Sport nicht ausge-
nommen. Dabei meine ich zunächst den Amateur-
sport, der in seinem Spitzenbereich immerhin auch 
einen bezahlten Teil hat und haben muß. 
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Spilker 
Die seit 1979 verstärkte Kommerzialisierung 

weiter Bereiche des Sports ist in der Begründung 
Ihres Antrags mit Recht angesprochen worden. Ich 
möchte aber auch den sogenannten gewerblichen 
Sport erwähnen, mit dem ich nicht den Profisport, 
nicht die Bundesliga, nicht Teile des Tennis, nicht 
Teile vom Golf, sondern den Sport im Rahmen ei-
nes Gewerbebetriebs meine. Das wird meist überse-
hen. 

Die Entwicklung des Amateursports mit seinem 
bezahlten Teil bringt im Hinblick auf das Gemein-
nützigkeitsrecht nun Fragen und Probleme mit 
sich, die mit Einzelregelungen nicht zu beantworten 
und nicht zu lösen sind. 

Jeder weiß, daß es im großen Bereich des Ama-
teursports auch Vergütungen und steuerliche Hil-
fen gibt. Wir sollten aber nicht verkennen, daß sich 
durch viele Einzelregelungen Ungleichheiten ent-
wickelt haben, die wir auf keinen Fall vermehren 
dürfen. 

Dies gilt auch für das Gemeinnützigkeitsrecht ge-
nerell. So scheint es uns notwendig zu sein, das 
Recht der Gemeinnützigkeit in seiner Gesamtheit 
grundlegend zu überprüfen, um es gegebenenfalls 
danach gesetzlich neu zu ordnen. 

Meine Fraktion schlägt der Bundesregierung da-
her vor, eine hochrangige unabhängige Sachver-
ständigenkommission zu berufen, die diese notwen-
digen Arbeiten möglichst bald in Angriff nimmt 
und hoffentlich auch bald zum Abschluß bringt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, dies soll keine Vertrö-
stung sein. Deshalb werden wir in den Ausschüssen 
prüfen, ob man nicht den einen oder anderen Punkt 
des Antrags verwirklichen kann, ohne das Ergebnis 
der Sachverständigenkommission vorwegzuneh-
men. 

Anhebungen von bestehenden Freigrenzen — ob 
nun Freibeträge oder Unkostenpauschalen im Ein-
kommen-, Körperschaft- und Gewerbesteuerrecht 
— sind bei der geschilderten Situation wenig geeig-
net, einen sachlichen Beitrag zur aufgabengerech-
ten Beurteilung des Sports und der in ihm tätigen 
vielen ehrenamtlichen Mitglieder zu leisten. 

Wir wollen — das werden wir auch tun — demje-
nigen helfen, meine Damen und Herren, der dem 
Sport dient. Wer aber am Sport verdient, der soll 
und muß seiner steuerlichen Pflicht wie jeder an-
dere Bürger nachkommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Mann? 

Spilker (CDU/CSU): Gewiß ist es populär, den 
Freibetrag für Übungsleiter anzuheben, weitere 
steuerliche Vergünstigungen für wirtschaftliche 
Zweckbetriebe des Sports zu fordern oder steuerli-
che Voraussetzungen dafür zu beantragen, daß ge-
meinnützige Sportvereine oder Verbände Sportarti-
kel für die Ausrüstung ihrer Sportler und Mann

-

schaften als Zuwendungen von Firmen steuerfrei in 
Empfang nehmen können, oder gar die Spendenbe-
scheinigungskompetenz für die Vereine zu fordern. 
Nur: All diese Forderungen bzw. ihre Realisierung 
ändern an der grundlegenden Problematik nichts. 
Denken Sie einmal an den Grundsatz der Gleichbe-
handlung im Steuerrecht für den gesamten gemein-
nützigen Bereich. Denken Sie auch an den Wettbe-
werb. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kollege, darf ich 
Sie unterbrechen; ich komme sonst nicht in Ihre 
Rede hinein. Haben Sie ja oder nein zu der Zwi-
schenfrage gesagt? 

Spilker (CDU/CSU): Ich habe vielleicht nicht ganz 
deutlich, aber sehr bestimmt nein gesagt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Vielen Dank. 

Spilker (CDU/CSU): Denken Sie doch auch an den 
Wettbewerb und damit an den Mittelstand, wenn 
Sie weitere steuerliche Sonderrechte für die wirt-
schaftlichen Zweckbetriebe fordern. Wenn Sie das 
tun und daran denken, werden Sie mir zustimmen, 
wenn ich vorschlage, diese Fragen in aller Sorgfalt 
in den zuständigen Ausschüssen zu beraten. 

Die SPD-Fraktion spricht in ihrem Katalog Fra-
gen an — ich erwähnte dies schon —, deren steuer-
liche Bedeutung erst in den letzten Jahren deutlich 
wurde. Es bringt nicht viel, wenn heute jeder auf 
seinem Standpunkt beharrt. Man muß das Steuer-
recht an die veränderte Wirklichkeit anpassen und 
nicht umgekehrt. Wir wollen und werden dem ge-
meinnützigen Sport helfen, und hier sehe ich in der 
Tat einen Silberstreif nicht nur am Horizont, son-
dern viel näher. Bekanntlich wird durch eine Un-
terkommission der Körperschaftsteuerreferenten 
von Bund und Ländern unter Hinzuziehung des 
Deutschen Sportbundes mit Nachdruck die Frage 
erörtert, wie die Gemeinnützigkeit des Sports 
sichergestellt werden kann, wenn der Verein dem 
aktiven Sportler den Verdienstausfall erstattet, 
seinen Trainingsausfall finanziell abstützt oder im 
Zusammenwirken mit der Industrie versucht, die 
Kosten für die materielle Sportausrüstung zu sen-
ken. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ei-
nen Moment bitte. Sie haben jetzt 15 Minuten von 
der Zeit verbraucht, die der Regierungskoalition 
und der Regierung von dieser Stunde zur Verfü-
gung stehen. Ich wollte Sie nur darauf aufmerksam 
machen. Ob Sie weiterreden können, müssen Ihre 
Kollegen sagen. Dann würden Sie weitere Zeit ver-
brauchen. 

Spilker (CDU/CSU): Frau Präsident, ich werde 
mich bemühen, in Kürze aufzuhören. 

Ich sprach von dieser Unterkommission und über 
die Frage, wie die Gemeinnützigkeit des Sports si-
chergestellt werden kann, wenn der Verein dem ak- 
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Spilker 
tiven Sportler einige Kosten ersetzt. Ich habe sie 
soeben im einzelnen aufgezählt. 

(Zuruf von der SPD: Was schlägt denn die 
Regierung vor? Dazu gibt es noch keine 

Vorlage!) 

Um es deutlich zu sagen: Wir halten das Anliegen 
des Deutschen Sportbundes in dieser Frage für be-
rechtigt. Wir würden es begrüßen, wenn wir als Er-
gebnis dieser Beratungen sehr bald eine Möglich-
keit fänden, den bezahlten Sport innerhalb des ge-
meinnützigen Vereins nicht nur zu dulden, sondern 
zu ermöglichen. 

Meine Damen und Herren, ich muß leider zum 
Ende kommen. Ich habe noch einiges für Sie vorbe-
reitet, insbesondere für Herrn Klein. 

(Dr. Struck [SPD]: Das können wir nachher 
draußen machen!) 

Ich möchte noch einen Gedanken erwähnen, der 
hier immer wieder untergeht, wenn es darum geht, 
über Zweckbetriebe und über steuerliche Erleichte-
rungen für sie zu sprechen. Ich erwähnte vorhin 
schon einmal die Gefahr der Wettbewerbsverzer -
rung, wenn sich gemeinnützige Vereine wirtschaft-
lich betätigen. Wir nehmen diese Gefahr in der Tat 
sehr ernst, 

(Zuruf von der SPD: Wir auch!) 

denn wir dürfen nicht nur an den Sport, sondern 
müssen auch an die gewerbliche Wirtschaft und den 
Einzelhandel denken. Ich glaube in der Tat, daß die 
bisherige Förderung der Zweckbetriebe ausrei-
chend ist, und im übrigen werden wir im Steuerbe-
reinigungsgesetz da oder dort noch auf dieses 
Thema in positivem Sinne zurückkommen. Es sollte 
möglich sein — das ist ein dringendes Anliegen von 
uns —, den Vereinen in diesem Bereich durch steu-
erliche Vereinfachungen zu helfen und sie zu unter-
stützen. Die Notwendigkeit der Zweckbetriebe wird 
von niemandem bestritten. Das Gegenteil ist der 
Fall. Manchmal ist die Praxis anders. Ich möchte 
das an einem Beispiel — damit bin ich am Ende —
erläutern. 

Sport und Geselligkeit gehören zusammen. Wer 
nicht will, daß sportliche Jugendpflegearbeit wieder 
in die Hinterzimmer von Wirtschaften gedrängt 
wird, muß dem Verein erlauben, diese mit den sich 
daraus ergebenden Folgerungen in eigenen oder 
angemieteten Räumen zu leisten. Wenn diese Ju-
gendgruppe dann einen Beitrag zum Umweltschutz 
leistet, indem sie einen Wald von Unrat säubert und 
das Altmaterial veräußert, dann darf es nicht ge-
schehen, daß der Fiskus die Hand aufhält und da-
mit jede Eigeninitiative für die Zukunft verhindert, 
eine Initiative, die wir nicht nur beim Sport, son-
dern auf dem gesamten Gebiet der Gemeinnützig-
keit brauchen. Die natürlichen Wechselbeziehun-
gen zwischen Verein und Gastronomie sind, glaube 
ich, für jeden erkennbar. Wir wollen sie auch nicht 
unnötig mit Diskussionen rein theoretischer Art 
strapazieren, denn in der Praxis, vor Ort, sieht das 
im allgemeinen besser aus. Es geht hier um ein Mit-
einander, nicht um ein Gegeneinander. Ich denke 
dabei an die Menschen, die durch den Sport mehr 

Freude am Leben gewinnen, die einen persönlichen 
Beitrag zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen 
leisten oder die sich freiwillig in den Dienst der 
Gemeinnützigkeit stellen. Vergessen wir, meine Da-
men und Herren, bei allem, was wir hier tun, nicht, 
daß eine freie Gesellschaft nur so lange frei sein 
kann, wie Bürger bereit sind, ehrenamtliche Aufga-
ben in dieser Gemeinschaft zu übernehmen. Denen 
wollen wir helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Vogel (München). 

Vogel (München) (GRÜNE): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Was diese beiden 
Anträge von den Sportfreunden von der SPD und 
von den Stiftungsunterstützern des Bundesrates 
miteinander verbindet, ist der Begriff der Gemein-
nützigkeit. Herr Spilker hat schon darauf hingewie-
sen, daß hier doch wohl einiges im argen liegt und 
daß das gesamte Gemeinnützigkeitsrecht grund-
sätzlich einmal geprüft werden sollte, denn nicht 
alles, was sich als gemeinnützig tituliert, ist gemein-
nützig. Wir haben ja gerade in den letzten Jahren 
das Thema der Geldwaschanlagen für die politi-
schen Parteien verfolgt, die auch als gemeinnützig 
anerkannt wurden, wohl allein schon deshalb, weil 
ihr Zweck die Förderung der Marktwirtschaft war. 

Gleichzeitig haben sich Verbände, die sich um die 
Erhaltung der Natur und der menschlichen Gesund-
heit sorgen, sehr viel schwerer getan. So wurde z. B. 
dem Bundesverband gegen Giftgas e. V., dessen 
Zweck es ist, die Bevölkerung über die Gefahren 
der Lagerung chemischer Kampfstoffe aufzuklären, 
die Gemeinnützigkeit deshalb abgesprochen, weil 
die Oberfinanzdirektion Koblenz die Meinung ver-
tritt, die Lagerung von Giftgasen müsse „ ... im 
Interesse der Verteidigungsbereitschaft des We-
stens" von der Bevölkerung in Kauf genommen 
werden. Vor dem Bundesfinanzhof wurde im letzten 
Sommer ein Streit zwischen einem Umweltverband 
und dem Finanzamt ausgetragen. Das Finanzamt 
hatte dem Umweltverband die Gemeinnützigkeit 
bestritten, weil der Zweck, den Bau von Atomkraft-
werken überhaupt zu verhindern, nicht als Forde-
rung der Allgemeinheit zu verstehen sei. Gleichzei-
tig aber sind nach den Einkommensteuerrichtlinien 
„Aktivitäten zur Verringerung der Strahlenbela-
stung durch kerntechnische Anlagen" gemeinnüt-
zig. Daß die Verringerung gemeinnützig ist, die Ver-
hinderung dagegen nicht, ist eine Logik, die vielen 
politischen Maßnahmen in diesem Hause zugrunde 
liegt. 

Es gibt aber noch weitere Peinlichkeiten in der 
Gemeinnützigkeitsregelung: Sie können sich viel-
leicht alle noch daran erinnern, wie vor ein, zwei 
Jahren die Spendenquittungen von Traditionsver-
bänden der Waffen-SS herumgegeistert sind. Heute 
hat Staatssekretär Häfele in Beantwortung der Fra-
ge 90 gesagt, das sei heute nicht mehr so. Als diesen 
Verbänden der Waffen-SS die Gemeinnützigkeit 
aberkannt wurde, wurde in Baden-Württemberg 
dem Verband der Verfolgten des Nazi-Regimes 
gleichzeitig auch die Gemeinnützigkeit aberkannt. 
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Vogel (München) 
Hier liegt doch vieles im argen. Meines Erachtens 
ist hier nicht erst eine hochrangige Kommission 
erforderlich, die das prüfen soll, sondern hier sollte 
einmal ein Bericht darüber vorgelegt werden, wel-
che Institutionen als gemeinnützig anerkannt wer-
den. 

Aber zunächst einmal zu dem Entwurf des Bun-
desrates. Hier geht es ja um etwas ganz anderes, 
nämlich um die Förderung der Kapitalbildung von 
gemeinnützigen und wohl auch nicht so gemeinnüt-
zigen Körperschaften. Nach dem Entwurf sollen die 
gemeinnützigen Organisationen in Zukunft freie 
Rücklagen bilden können. Argumentiert wird da-
mit, daß es ermöglicht werden soll, daß für größere 
Investitionen Kapital gebildet werden kann. Das 
war allerdings bisher auch schon möglich, aller-
dings nur für solche Vorhaben, die eng mit dem 
gemeinnützigen Zweck verbunden sind, und zwar 
in einer kontrollierten und nachprüfbaren Form. 

Strittig war hier z. B. die Rücklagenbildung in 
Form von Wertpapieren. Dies hatte insbesondere 
einigen Stiftungen nicht gefallen. Der Gesetzesvor-
schlag geht in dem Eifer, alles für vermehrte Kapi-
talbildung zu tun, sogar so weit, daß es künftig mög-
lich sein soll, daß Gemeinnützige ihre Mittel dafür 
einsetzen, Anteile von Kapitalgesellschaften zu er-
werben, um ihren prozentualen Anteil an deren Ka-
pital aufrechtzuerhalten. Ich zitiere aus der Druck-
sache; in der Begründung heißt es: 

Steuerbegünstigte Körperschaften haben ihr 
Vermögen nicht selten in der Form von Beteili-
gungen an Kapitalgesellschaften angelegt. 

Was sind das nur für seltsame „steuerbegünstigte 
Körperschaften"? Es sind im allgemeinen Stiftun-
gen, die im wesentlichen aus erbschaftsteuerlichen 
Gründen gebildet wurden. Familienstiftung plus 
Kapitalgesellschaft ist eine Form der Aufteilung 
des Gesamtvermögens, die auch hierzulande gar 
nicht mehr so selten ist. Wenn die Kapitalgesell-
schaften ihr Eigenkapital erhöhen wollen, kann 
dies mit Hilfe des Kapitals der Stiftung vollzogen 
werden. Um hier keinen bösen Verdacht aufkom-
men zu lassen, sollte die Regierung den Gesetzent-
wurf dahin erweitern, daß die betreffende gemein-
nützige Körperschaft und die Kapitalgesellschaft, 
in die die Mittel investiert werden, nicht verwandt 
oder verschwägert sein dürfen. 

Der SPD ist es heute ein besonderes Anliegen, 
sich als Sportfreund darzustellen. Das ist wohl der 
Grund, daß in dem Antrag verwirrenderweise nur 
die gemeinnützigen Sportvereine als zu fördern ste-
hen, aber im weiteren Verlauf praktisch auf alle 
gemeinnützigen Organisationen abgehoben wird. 
Wahrscheinlich haben Sie die irreführende Formu-
lierung gewählt, damit die Sportvereine — der zah-
lenmäßig größere Teil der gemeinnützigen Vereine 
— direkt erkennen können, was die SPD alles für 
sie tut. 

Dabei muß man die Vorschläge allerdings kriti-
scher anschauen. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Ein Glück, daß es 
Sie noch nicht gegeben hat!) 

Zum Beispiel schlagen Sie vor, die Übungsleiter

-

pauschale anzuheben. Das ist das Einkommen, das 
steuerfrei aus einer nebenberuflichen Tätigkeit als 
Übungsleiter oder Vortragender bei gemeinnützi-
gen Vereinen verdient werden kann. Wie hoch der 
Arbeitseinsatz ist, spielt dabei keine Rolle. 

Man müßte da zumindest den Gesichtspunkt der 
Ungleichbehandlung von Einkommen im Auge be-
halten. Der eine kann 800 DM steuerfrei dazuver-
dienen, der andere soll nach Ihren Vorstellungen 
bis 3 600 DM dazuverdienen können. 

Einer Abwägung bedarf auch der Vorschlag, daß 
die Grenze von 12 000 DM für den Gewinn entfallen 
soll. Sie reden im Finanzausschuß immer davon, 
daß das Steuerrecht nicht ständig durchlöchert wer-
den soll. Gleichzeitig bringen Sie immer wieder sol-
che Vorschläge. Nach unserer Meinung müßte viel 
eher dafür gesorgt werden, daß die Sportvereine 
mit direkten Zuwendungen gefördert werden, daß 
dazu auch die Gemeindefinanzen besser ausgestat-
tet werden 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

und daß damit der Breitensport am Ort ganz gezielt 
gefördert wird. Es kann j a wohl nicht angehen, daß 
der Golfverein, der 1 200 DM Jahresbeitrag hat, ge-
nauso gefördert wird, wie Leichtathletikvereine, wo 
sich die Leute auf der Aschenbahn betätigen. 

Wir werden jedenfalls bei Ihrem Gesetzesvor-
schlag kritisch prüfen, ob diese Änderungen genau 
den Vereinen zugute kommen, die es nötig haben, 
oder ob es nicht gerade die bekommen, die es nicht 
nötig haben. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Solms. 

Dr. Solms (FDP): Frau Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Ich erlaube mir doch 
eine Bemerkung zum Ergebnis der namentlichen 
Abstimmung. Ich finde es doch interessant, daß die 
Abgeordneten der GRÜNEN, die diesen Antrag ge-
stellt haben, ganze 18 Stimmen zuwege bringen. Ein 
Drittel der Abgeordneten der Fraktion DIE GRÜ-
NEN war nicht anwesend. 

(Mann [GRÜNE]: In Südafrika!) 

So nehmen Sie Ihre Pflichten als frei gewählte Ab-
geordnete dieses Parlaments wahr. Statt hier zu 
sein und Ihren Dienst zu tun — das hat man ja am 
Abstimmungsverhalten gesehen —, machen Sie Pu-
blikums- und fernsehwirksame Gags im Ausland. 
Und uns werfen Sie dann immer diese Dinge vor. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Horacek [GRÜNE]: Guck mal da drüben! 
Wo sind denn Deine Leute! Da sitzt nur 
einer! — Weitere Zurufe von den GRÜ

-

NEN) 

Ich muß mich kurzfassen, 

(Ströbele [GRÜNE]: Die sitzen in der Knei

-

pe! — Mann [GRÜNE]: Zählen Sie mal Ihre 
Lieben!) 
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weil die Redezeit gekürzt worden ist. Ich bin der 
Meinung, daß wir uns in der Frage der Steuerbe-
günstigung von Sportvereinen und anderen ge-
meinnützigen Vereinen hier gegenseitig gar nicht 
überbieten können. Denn alle wollen das Beste für 
die Vereine. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Es wird hier keiner Seite gelingen, durch noch so 
schöne Erklärungen einen Vorsprung zu erzielen. 
Ich glaube, wir sollten gerade in der Steuerpolitik 
damit aufhören, punktuelle begünstigende Vor-
schläge einzubringen, die heute diesen, morgen je-
nen begünstigen. Zum Schluß haben wir dann ein 
Steuerrecht, das keiner mehr überblickt und das in 
der Gesamtheit unverständlich für den Bürger und 
damit ungerecht geworden ist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Das ist es jetzt 
schon!) 

Ich komme gerade von einer Diskussion der 
Deutschen Steuergewerkschaft über diese Frage. 
Ich kann Ihnen sagen, daß der Unwillen derer, die 
das zu bearbeiten haben, ein Maß erreicht hat, daß 
die Bereitschaft zur Mitarbeit kaum noch vorhan-
den ist. 

(Ströbele [GRÜNE]: Davon leben die Steu

-

erberater!) 

— Aber, Herr Kollege, Sie wissen doch: Da waren 
wir alle Sünder in den letzten 20, 30 Jahren. Uns 
allen ist es nicht gelungen, das Steuerrecht zu ver-
einfachen. Wir hatten die besten Absichten, haben 
es aber wieder und wieder verschlechtert. 

(Ströbele [GRÜNE]: Wir nicht! — Weitere 
Zurufe von den GRÜNEN) 

— Ihre Vorschläge dazu, meine Herren von den 
GRÜNEN, haben keinen Fortschritt gezeigt. 

(Horacek [GRÜNE]: Ich distanziere mich!) 

Ich weise darauf hin, daß der Gesetzgeber zur 
Zeit mit einer Serie mit Vorlagen befaßt ist, die die 
Gemeinnützigkeit berühren. In folgenden Gesetz-
entwürfen und Anträgen sind Gemeinnützigkeits-
fragen angesprochen: im Steuerbereinigungsgesetz, 
im Gesetz zur Verbesserung des Gemeinnützig-
keitsrechts, im Gesetz zur Änderung des Einkom-
mensteuergesetzes, des Körperschaftsteuergeset-
zes und des Bewertungssteuergesetzes, im Gesetz 
zur Änderung der Abgabenordnung in den beiden 
hier vorliegenden Anträgen. Darüber hinaus sind 
Gutachten erarbeitet worden, beispielsweise das be-
merkenswerte Gutachten zur Gemeinnützigkeit 
von Wohnungsunternehmen. Ich glaube, es geht 
nicht mehr an, daß wir alle diese Dinge einzeln 
beraten, ohne den Gesamtzusammenhang herzu-
stellen. Deshalb fordert die FDP-Fraktion, daß eine 
unabhängige Sachverständigenkommission einbe-
rufen wird, die sich des Gemeinnützigkeitsrechts 
allumfassend annimmt. Wir können nicht mehr so 
weiterfahren, für jeden Verein, für jeden Tatbe-
stand neue steuerliche Voraussetzungen zu schaf-
fen. 

Wir brauchen Klarheit über den Begriff der Ge-
meinnützigkeit. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Wir brauchen Klarheit darüber, wo die Grenzen 
zwischen privaten Freizeitbetätigungen und selbst-
loser Tätigkeit im Interesse der Allgemeinheit lie-
gen. Denn nur letztere verdient steuerliche Förde-
rung. Wir benötigen eine neutrale Antwort auf die 
immer lauter werdenden Klagen, schon das gel-
tende Vereinssteuerrecht sei unter wettbewerbspo-
litischen Gesichtspunkten fragwürdig. Trifft es 
denn zu, wie das Hotel- und Gaststättengewerbe 
behauptet, daß die gegenwärtige steuerliche Be-
handlung der gemeinnützigen Vereine mittelständi-
sche Existenzen, insbesondere im Gaststättenbe-
reich, aber auch im Handel, beispielsweise im Han-
del mit Sportartikeln, gefährdet? 

All diese Fragen müssen im Zusammenhang ge-
prüft werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Man kann hier nicht einzelne Dinge hervorheben. 
Das heißt, es muß sich eine unabhängige Sachver-
ständigenkommission dieser Fragen annehmen, um 
die Voraussetzungen dafür zu schaffen. Denn das 
ist im politischen Alltagsgeschäft nicht in der not-
wendigen Abgewogenheit möglich. 

Ich darf zum Schluß noch darauf hinweisen, daß 
die FDP deutlich erklärt, daß ihre Sympathie insbe-
sondere den Vorlagen gilt, die sich darauf richten, 
das Stiftungsrecht insbesondere im kulturellen Be-
reich, bei Wissenschaft und Forschung zu verbes-
sern. 

(Clemens [CDU/CSU]: Für den Sport doch 
hoffentlich auch!) 

Dies ist ein neues Anliegen, das wir gerade erst in 
einer Großen Anfrage der Koalitionsfraktionen zur 
Kulturförderungspolitik gemeinsam formuliert ha-
ben. Wir hoffen, daß es in diesem Bereich Verbesse-
rungen geben wird. Genauso bin ich persönlich der 
Meinung, daß eine Erhöhung der Lehrgangsleiter

-

pauschale von 2 400 DM auf 3 600 DM durchaus dis-
kutabel ist. Aber ich glaube, singuläre Maßnahmen 
helfen uns nicht weiter. Vielmehr müssen wir diese 
Fragen im Gesamtzusammenhang diskutieren und 
dann gemeinsame Lösungen erarbeiten. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Parlamentarische Staatssekretär Dr. Häfele. 

Dr. Häfele, Parl. Staatssekretär beim Bundesmini-
ster der Finanzen: Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die beiden Anträge, die wir heute 
abend hier miteinander bereden, wollen die Tätig-
keit, die ehrenamtliche Tätigkeit der Vereine stär-
ken. Damit anerkennen wir alle vor allem die Ar-
beit der vielen ehrenamtlichen Helfer, die in den 
Vereinen Großartiges leisten. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Viele Worte, aber 
getan haben Sie nichts!) 
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Daß die Bundesregierung dies besonders aner-
kennt, haben wir auch schon mit Taten bewiesen. 
Einer meiner ersten Amtshandlungen — das kann 
ich hier einmal öffentlich sagen —, als ich als Parla-
mentarischer Staatssekretär ins Finanzministe-
rium eingezogen bin, war, eine entsprechende Ver-
fügung des vorherigen Finanzministers aufzuheben 
und damit wenigstens die Erstattung von Ausbil-
dungskosten bis zu 5 000 DM bei den Vereinen an-
zuerkennen. Das hatte die Regierung vorher stän-
dig abgelehnt. Wir dagegen haben es gleich in den 
ersten Wochen — mit einem Federstrich — aner-
kannt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben auch gleich zu Beginn eine Unterkom-
mission eingesetzt, um mit den Landesfinanzbehör-
den das den Vereinen, den Amateurvereinen sehr 
am Herzen liegende Problem, das der Kollege Spil-
ker angesprochen hat, der ja in der Sportbewegung 
eine verantwortliche Position hat, zu lösen, nämlich 
die Amateurvereine aus der Zwielichtigkeit zu be-
freien, in die sie oft unfreiwillig hineinkommen, in-
dem wir den Amateurbereich vom bezahlten Be-
reich getrennt haben. Wir sind — ich kann das 
heute abend einmal sagen — dran 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Aber nicht mehr 
lange!) 

— ob es dieses Jahr noch klappt, bin ich nicht ganz 
sicher, aber zu Beginn des nächsten Jahres wird 
das Ergebnis, und zwar, wie es ausschaut, ein positi-
ves Ergebnis, vorliegen —, hier eine teilweise Ge-
meinnützigkeit auf die Beine zu bringen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das bewegt die Vereine, die Amateurvereine drau-
ßen am meisten — darüber wird viel zu wenig ge-
sprochen —: daß wir sie aus dieser Grauzone befrei-
en. Ich fordere die Finanzämter auf, in der Zwi-
schenzeit nicht da und dort den Überscharfen zu 
spielen, bis wir diese vernünftige Lösung gefunden 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schwarz  [CDU/CSU]: Das war ein guter 

Satz!) 

Schließlich haben wir auch die Anregung des Kol-
legen Solms aufgegriffen. Der Bundesfinanzmini-
ster wird demnächst eine unabhängige Sachver-
ständigenkommission ins Leben rufen, um die ge-
samten Probleme der Gemeinnützigkeit — das ist 
ja nicht mehr stimmig — zu lösen, d. h. in das 
Ganze eine klare Linie zu bringen. Die Vereine wol-
len Klarheit, eine klare Linie. Wir wollen künftig 
sauber miteinander verfahren. 

Soviel wollte ich sagen. Ich danke für Ihre Auf-
merksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Der Herr Abgeordnete 
Struck hat das Wort. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dagegen können 
Sie doch gar nichts sagen!) 

Dr. Struck (SPD): Frau Präsident! Meine Damen 
und Herren! Liebe Sportfreunde! 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

— Ich sage das als einer der Leistungsträger der 
Abgeordnetenfußballmannschaft, wie mir die Sport-
kollegen bestätigen werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Davon verstehen Sie nichts. 

Ich will zunächst etwas zu dem Gesetzentwurf 
des Bundesrates zur Änderung der Abgabenord-
nung als Steuer- und Finanzpolitiker sagen. Dieser 
Gesetzentwurf wird von uns grundsätzlich begrüßt. 
Vor allem der eigentlichen Zielsetzung, die Lei-
stungsfähigkeit der forschungsfördernden Stiftun-
gen langfristig zu sichern, stimmen wir zu. Aller-
dings muß ganz klar gesehen werden, daß die vor-
gesehene Möglichkeit der Rücklagenbildung dazu 
führt, daß in den ersten Jahren weitaus weniger 
Mittel von den Körperschaften für ihre eigentlichen 
satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden müs-
sen als bisher. 

Wir müssen uns über einige Fragen dieses Ge-
setzentwurfes noch im Ausschuß unterhalten. Es 
sollte z. B. daran gedacht werden, die für eine Kapi-
talerhöhung einsetzbaren Mittel beispielsweise auf 
25 % der Erträge aus der Tochtergesellschaft zu be-
grenzen. Weitere Einzelheiten werden wir in den 
Ausschußberatungen sicherlich noch erörtern. 

Nun zu dem Antrag der SPD-Fraktion. Aus Ihren 
Äußerungen, Herr Parlamentarischer Staatssekre-
tär Häfele, war nur ein Schluß zu ziehen: Die Ver-
nunft der Bundesregierung wächst um so mehr, je 
näher der Wahltag kommt. 

(Clemens [CDU/CSU]: Das war bei den frü

-

heren Bundesregierungen nicht der Fall?) 

— Nein. Wir waren von Anfang an vernünftig, vom 
Beginn unserer Arbeit an. Wir sind nicht nur mit 
Blick auf den Wahltag vernünftiger geworden. 

Herr Kollege Häfele und meine Damen und Her-
ren von den Koalitionsfraktionen, der Bundeskanz-
ler rühmt sich, ein Enkel Konrad Adenauers zu 
sein. In einem Punkte ist er das wirklich und auch 
sein Kanzleramtsminister, Herr Schäuble, nämlich 
insoweit, als man Adenauer den Spruch zuschreibt: 
„Was schert mich mein Geschwätz von gestern?" Da 
sind sowohl Herr Kohl als auch der Minister im 
Kanzleramt absolut konsequent: Auch sie schert 
das Geschwätz von gestern nicht. Ich nehme den 
Antrag der Fraktion der CDU/CSU, Herr Kollege 
Spilker — Drucksache 8/2668 — zur Hand 

(Spilker [CDU/CSU]: Den habe ich er

-

wähnt!) 

— ja, Sie haben ihn erwähnt — oder die Rede des 
Kollegen Schäuble, die er am 17. Mai 1979 hier ge-
halten hat — 8. Wahlperiode, 154. Sitzung, Seite 
12363 —. Damals hat er allen genau das gesagt, was 
wir in unserem Antrag jetzt fordern. 

Zu Ihnen, Herr Kollege Spilker — wir machen 
das j a sozusagen unter uns Fachleuten ohne Pole-
mik —: Wir haben einen Gesetzentwurf deshalb 
nicht eingebracht, weil wir schon der Auffassung 
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sind, daß ein Entschließungsantrag besser geeignet 
ist, im zuständigen Fachausschuß einen Konsens zu 
erreichen. Das gilt auch vor dem Hintergrund des-
sen, was Sie früher für richtig gehalten haben, Herr 
Kollege Spilker. 

Herr Kollege Tillmann, vielleicht kann man doch 
ohne große Polemik auch darüber reden, was denn 
eigentlich in der Bundesrepublik Deutschland im 
Interesse der Sportvereine noch machbar ist. Wir 
sind alle Sportler und alle Mitglieder von Sportver-
einen. Wir sollten das nicht vordergründig nutzen, 
um politisches Kapital aus einer Sache zu schlagen, 
bei der wir uns hinsichtlich der Zielsetzung eigent-
lich einig sein sollten. 

Herr Kollege Spilker, Sie haben gesagt, der Deut-
sche Sportbund sei mit der Bundesregierung nach 
der Wende sehr zufrieden. 

(Spilker [CDU/CSU]: Das habe ich nicht ge

-

sagt!) 

— Na gut, dann habe ich Sie mißverstanden. Er 
kann auch gar nicht mit der Bundesregierung zu-
frieden sein. Ich erinnere Sie an ein Schreiben, das 
der Vorsitzende der Deutschen Sportkonferenz 
Willy Weyer an den Bundeskanzler Dr. Kohl mit 
Datum vom 29. August 1985 gerichtet hat. Thema: 
Sport und Steuern. Dieses Schreiben ist auch den 
Vorsitzenden der im Bundestag vertretenen Frak-
tionen zugegangen. Aus diesem Schreiben kann 
man wirklich nicht entnehmen, daß der deutsche 
Sport mit dem zufrieden ist, was nach der Bundes-
tagswahl im Bereich Sport und Steuern bisher pas-
siert ist. Die Pressemitteilung des Deutschen Sport-
bundes zu diesem Thema steht unter der Über-
schrift: „Weyer erinnert den Bundeskanzler und 
mahnt zur Eile". Genau das haben auch wir getan. 
Wir mahnen Sie zur Eile, meine Damen und Herren 
von den Regierungsfraktionen. Halten Sie sich an 
das, was Sie vor einigen Jahren gefordert haben, 
was Sie damals für richtig gehalten haben und wir 
heute für richtig halten. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter 
Struck, gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abge-
ordneten Spilker? 

Dr. Struck (SPD): Immer, Herr Kollege Spilker. 

Spilker (CDU/CSU): Herr Kollege, würden Sie 
freundlicherweise zur Kenntnis nehmen, daß Sie 
eben von falschen Voraussetzungen ausgegangen 
sind? Ich habe Herrn Kollegen Klein gesagt, er sei 
nicht legitimiert, für den Deutschen Sportbund zu 
sprechen. Das habe ich gesagt, nicht mehr und 
nicht weniger. 

(Zuruf von der SPD: Stehenbleiben!) 

Dr. Struck (SPD): Herr Kollege Spilker, ich weiß 
nicht, ob Sie Interesse an einer Antwort haben; 
denn Sie gehen schon wieder weg. Aber ich will 
Ihnen die Frage gern beantworten. 

Legitimiert, für den deutschen Sport zu sprechen, 
sind die Gremien des deutschen Sports, z. B. die 
Deutsche Sportkonferenz — den Vorsitzenden habe 
ich eben zitiert — oder der Deutsche Sportbund. 

Der Kollege Heiner Klein hat Vertreter des deut-
schen Sports zitiert. Niemand von uns wird sich 
anmaßen wollen — Sie nicht und wir nicht —, für 
den deutschen Sport in seiner Gesamtheit zu reden. 
Das zur Klarstellung. 

(Zustimmung bei der SPD — Abg. Spilker 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer weiteren 

Zwischenfrage) 

— Herr Spilker, wenn Sie noch eine Zusatzfrage 
haben, bitte! 

Spilker (CDU/CSU): Dann muß ich Sie fragen, ob 
Sie sich beim Zuhören nicht doch getäuscht haben; 
denn Kollege Klein hat nicht zitiert, sondern festge-
stellt, daß der Sport — ob in seiner Gesamtheit oder 
nicht, weiß ich nicht — mit der Politik nicht einver-
standen ist. Das ist kein Zitat. 

Dr. Struck (SPD): Aber, Herr Kollege Spilker, der 
Kollege Heiner Klein hat nichts anderes als das 
getan, was auch ich jetzt getan habe. Es geht um 
das, was die Deutsche Sportkonferenz — ich stelle 
Ihnen das hinterher gern zur Verfügung — zu dem 
Thema Sport und Steuern kürzlich gesagt hat, näm-
lich in der Pressemitteilung vom 9. September, also 
in dieser Woche; der Brief an den Kanzler stammt 
vom 29. August. Lassen Sie uns das jetzt nicht ver-
tiefen! Wir sind uns vom Prinzip her einig, daß wir 
das Thema Sport und Steuern mit den Gremien des 
Sports beraten sollten. 

Ich sage noch einmal: Die SPD-Fraktion will aus 
diesem Thema kein Kapital in dem Sinne schnei-
den, daß wir Sie vorführen wollen, nur damit wir 
irgendeinen vordergründigen Vorteil hätten. Viel-
mehr wollen wir gemeinsam mit Ihnen, die Sie die 
Mehrheit in diesem Hause haben, etwas im Inter-
esse der deutschen Sportvereine zu erreichen ver-
suchen. Da bitten wir um Ihre Hilfe. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Der Sport wurde getäuscht!) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat Herr Ab-
geordneter Tillmann. 

Tillmann (CDU/CSU): Frau Präsident! Meine Da-
men und Herren! Nach Ihrem durchaus sachlichen 
Beitrag, Herr Kollege Struck, tue ich mich leichter, 
zu sagen, daß ich Ihren Antrag für begrüßenswert 
und wertvoll halte, nicht nur weil er offenlegt und 
aktenkundig macht, was Sie in 13 Jahren alles hät-
ten tun können, wenn Sie es nur hätten tun wollen 

(Zuruf von der SPD: Na, na!) 

— aber es ist ja leider wenig geschehen —, sondern 
weil er auch zu entsprechenden Initiativen aus 
SPD-regierten Bundesländern führen müßte, die 
ich allerdings vermisse. Diese Bundesländer hätten 
doch die Möglichkeit, über den Bundesrat entspre-
chende Initiativen einzuleiten. Aber hier muß ich 
sagen: Fehlanzeige! Bisher gibt es Initiativen nur 
aus CDU-regierten Bundesländern, die in den Bun- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 156. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 12. September 1985 	11747 

Tillmann 
desrat und damit in das Gesetzgebungsverfahren 
gekommen sind. 

(Büchner [Speyer] [SPD]: Das ist ja pein

-

lich!) 

— Herr Kollege Büchner, ich meine es tatsächlich 
so. Der Antrag hat auch in der Sache etwas für 
sich. 

Herr Kollege Struck, Sie haben deutlich gemacht, 
daß wir alle in diesem Bereich das Beste für den 
Sport tun wollen. Es hat keinen Sinn, sich hier 
gegenseitig Sünden der Vergangenheit vorzuwer-
fen. Wir sollten bei den Beratungen in den Aus-
schüssen jetzt versuchen, das Beste für den Sport 
zu erreichen. Er hat einen Anspruch darauf, von 
uns vernünftig behandelt zu werden. Er hat einen 
Anspruch darauf, vernünftige Rahmenbedingungen 
für seine wertvolle Arbeit zu bekommen. 

Daher begrüße ich es — auch Herr Kollege Spil-
ker hat es schon angesprochen —, Herr Staatsse-
kretär, daß wir zu dieser unabhängigen Experten-
kommission kommen, die eine vernünftige Grund-
lage für das neue Gemeinnützigkeitsrecht, das wir 
alle brauchen, auf den Tisch legen soll. 

Was ich hier heute mit besonderer Freude gehört 
habe, Herr Staatssekretär, ist etwas, was ich eigent-
lich schon gar nicht mehr erwartet habe, daß näm-
lich die Unterkommission der Körperschaftsteuer-
referenten noch Anfang nächsten Jahres zu den Er-
gebnissen ihrer Arbeit kommen soll. Ich halte diese 
Beschleunigung auch für dringend erforderlich. 

(Zustimmung von der CDU/CSU) 

Der deutsche Sport wartet hier auf Ergebnisse. 

Ich will aber auch noch einmal herausstellen, 
meine sehr verehrten Damen und Herren von der 
SPD, daß es nicht so ist, daß wir als Regierung und 
als Koalition hier mit leeren Händen dastehen. 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

— Ich dachte, ich würde ein freundliches Gesicht 
machen, aber wenn das nicht so sein sollte: ich bin 
wirklich hervorragend sportlich fair und gut aufge-
legt. Ich will also noch einmal sagen — Herr Staats-
sekretär Häfele hat das auch schon betont —, die 
Herstellung gemeinnützigkeitsgerechter Verhält-
nisse bei der Zahlung von Ausbildungskosten ist 
vom Deutschen Sportbund gefordert, ist von der Re-
gierung so durchgesetzt worden und ist ein Erfolg 
für den deutschen Sport. 

Ich darf ferner noch einmal darauf hinweisen — 
Herr  Kollege Spilker hat das schon angesprochen 
—, daß uns die Beratung des Steuerbereinigungsge-
setzes noch Gelegenheit gibt, Entscheidendes zu 
tun für die Verbesserung der Bedingungen der Ver-
eine. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Es ist ja bekanntlich eine Initiative des Bundesra-
tes, die Freigrenze von 12 000 DM im Bereich des 
§ 68 Nr. 7 der Abgabenordnung abzuschaffen. Die-
ser Gesetzesinitiative des Bundesrates hat die Bun-
desregierung bereits zugestimmt, Herr Staatssekre-
tär, und ich hoffe, daß sich daran im Gesetzge

-

bungsverfahren nichts ändern wird. Ich kenne die 
Bedenken der Wirtschaft, z. B. des Deutschen Hotel- 
und Gaststättenverbandes, ich möchte aber darauf 
aufmerksam machen, daß es sich bei dieser Frei-
grenze um den Bereich der Zweckbetriebe handelt, 
daß hier die Freigrenze nur für Einnahmen aus 
Zweckbetrieben wegfällt, Herr Kollege Struck, und 
nicht für Einnahmen aus wirtschaftlichen Ge-
schäftsbetrieben. Wenn es hier zu Turbulenzen ge-
kommen sein sollte, die den Dehoga verunsichern, 
dann muß ich hier die Behörden in den Ländern 
und Gemeinden bitten, beim Vollzug der Gesetze 
und Vorschriften darauf zu achten, daß nicht kul-
turelle, sportliche und gesellige Veranstaltungen 
dazu benutzt werden, wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb zu kaschieren. Es ist hier aber nicht die 
Frage an den Gesetzgeber, Entsprechendes zu tun, 
sondern hier muß der Vollzug sein Defizit beseiti-
gen. Dazu kann ich nur auffordern. 

Insgesamt gesehen wiederhole ich: Wir begrüßen 
es, daß wir uns auf Grund des Antrages der Kolle-
gen der SPD und der Fraktion mit diesen Themen 
jetzt in den Ausschüssen intensiv beschäftigen kön-
nen. Ich darf Ihnen mitteilen, daß heute mittag die 
Vorsitzenden der Sportausschüsse der Länderparla-
mente und der Vorsitzende des Sportausschusses 
des Deutschen Bundestages zum ersten Mal zusam-
mengekommen sind, um auch über die Frage Sport 
und Steuern zu sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Kollegen aus den Ländern werden — das haben 
wir vereinbart — diese Themen auch in den jeweili-
gen Landesparlamenten zur Debatte stellen. Sie 
werden die zuständigen Minister und die Sportaus-
schüsse bitten — darauf müssen wir Wert legen, 
Herr Staatssekretär Häfele —, daß nicht nur der 
Bund hier bereitwillig mitzieht, sondern daß auch 
die Bundesländer in diesen Steuerfragen ihren Bei-
trag leisten, um zu erreichen, daß auch bei ihnen 
eine ebenso sportfreundliche Gesinnung im Rah-
men von Gemeinnützigkeitsverordnungen und 
Steuerfragen vorhanden ist beziehungsweise — 
sollte sie nicht vorhanden sein — noch entsteht, so 
wie es beim Bund — was sich heute hier gezeigt hat 
— offensichtlich der Fall ist. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Kol-
lege Büchner. 

Büchner (Speyer) (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die Fraktion der SPD 
begrüßt es, daß unser Antrag zumindest jetzt dazu 
geführt hat, daß Sie sich in den letzten beiden Re-
den von Ihrer Seite dazu bereit erklärt haben, jetzt 
in eine ernsthafte Diskussion über diese wichtige 
Frage einzutreten, nachdem Sie drei Jahre lang 
zwar begleitende Gespräche geführt haben und wir 
immer wieder vorgehalten bekamen, was Sie ver-
sprochen haben, aber nicht zu einem Vorschlag ge-
kommen sind und nichts umgesetzt haben. Wir- be-
grüßen, daß Sie diesen Antrag heute zum Anlaß 
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nehmen, jetzt mit uns offensichtlich gemeinsam tä-
tig zu werden. 

(Schwarz [CDU/CSU]: Peter, bleib doch 
ehrlich!) 

Wir haben das Problem — darauf will ich noch 
einmal hinweisen — der steuerlichen Trennung der 
gemeinnützigen Amateursportvereine von Gemein-
schaften und Organisationen, die den Sport über-
wiegend oder ganz mit Gewinnabsicht betreiben, 
nicht erst seit einigen Wochen. Das wird immer 
dringender, das ist wohl wahr, und es ist höchste 
Zeit — das müssen wir gemeinsam von der Bundes-
regierung fordern —, daß sie in enger Absprache 
mit dem deutschen Sport Regelungen beschließt, 
die gewissen Erscheinungen nicht ganz den Boden 
wegziehen. Das sind alles keine Millionen- oder Mil-
liardenunternehmen, sondern das sind Unterneh-
men, die auch in den Breitensport hineinwirken. 
Hier muß gehandelt werden, bevor hier Wichtiges 
verlorengeht. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir wollen gerne auch aufnehmen, daß Sie, Herr 
Kollege Solms — er ist jetzt nicht mehr da —, dies 
in einen größeren Zusammenhang stellen wollen. 
Wir sind nicht dagegen, nur darf das nicht dazu füh-
ren, daß noch einmal drei Jahre ins Land gehen und 
die Sportvereine und Verbände mit Versprechun-
gen hingehalten werden, ohne daß konkrete Maß-
nahmen durchgeführt werden. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Wir bieten Ihnen auf der Grundlage unseres An-
trages eine zügige und sachliche Beratung an. Bitte 
wählen Sie nicht den Weg über Kommissionen und 
über grundsätzliche Untersuchungen, sondern sor-
gen Sie dafür — die Nähe der Wahl wird Sie auch 
dazu drängen, wie ich Ihren etwas einsichtigeren 
Einlassungen der letzten paar Minuten ent-
nehme —, daß wir baldmöglichst zu einer Regelung 
kommen, die die wirklich für die Gemeinschaft täti-
gen Vereine und Verbände auch mit dem ausstattet, 
was sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben heute brau-
chen. Was wir 1977 begonnen haben, muß jetzt, 
nach acht Jahren Gültigkeitsdauer, fortgeschrieben 
werden. Dies ist eine dringende, eine gemeinsame 
Aufgabe. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und 
Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 
Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Überweisung der Vorla-
gen auf den Drucksachen 10/3295 und 10/3094 an 
die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
vor. Zusätzlich wird interfraktionell die Überwei-
sung der Vorlagen zur Mitberatung an den Aus-
schuß für Bildung und Wissenschaft und den 
Rechtsausschuß vorgeschlagen. Gibt es dazu Ein-
wendungen? — Das ist nicht der Fall. Dann ist das 
so beschlossen. 

Ich rufe die Punkte 9 a und 9 b der Tagesordnung 
auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und So-
zialordnung (11. Ausschuß) zu dem Antrag 
der Abgeordneten Dreßler, Conradi, Frau Dr. 
Däubler-Gmelin, Egert, Dr. Ehmke (Bonn), 
Gilges, Frau Luuk, Peter (Kassel), Poß, San-
der, Schröer (Mülheim), Sieler, Frau Stein-
hauer, Vogelsang, Wartenberg (Berlin), von 
der Wiesche, Zeitler und der Fraktion der 
SPD 
Änderung der Arbeitserlaubnisverordnung 
— Drucksachen 10/2627, 10/3581 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Tischer 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
eine Wiedereingliederungshilfe im Woh-
nungsbau für rückkehrende Ausländer 
— Drucksache 10/3760 — 

Überweisungsvorschlag des Ältesten rates:  

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung (federführend) 
Innenausschuß 
Finanzausschuß 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Im Ältestenrat sind eine gemeinsame Beratung 
der beiden Punkte der Tagesordnung und ein Bei-
trag von bis zu zehn Minuten für jede Fraktion ver-
einbart worden. Gibt es dagegen Widerspruch? — 
Das ist nicht der Fall. Dann ist das so beschlossen. 

Das Wort hat der Herr Parlamentarische Staats-
sekretär Vogt. 

Vogt, Parl. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Arbeit und Sozialordnung: Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Unsere Ausländerpoli-
tik hat zwei wichtige Grundsätze. Erstens geben wir 
denen Hilfe, die bei uns bleiben wollen, wir unter-
stützen sie bei der Eingliederung. Zweitens helfen 
wir denen, die in ihre Heimat zurückkehren wollen. 
Diese Gruppe unterstützen wir bei der Wiederein-
gliederung in ihre Herkunftsländer. 

Aber die Entscheidung liegt bei den Betroffenen. 
Wir drängen nicht. Wir schieben nicht ab. Wir bie-
ten Hilfe an. 

Das Rückkehrförderungsgesetz hat gezeigt, daß 
viele ausländische Arbeitnehmer nicht auf Dauer 
bei uns bleiben wollen. Die Inanspruchnahme war 
bekanntlich dreimal so hoch wie erwartet. Aber 
auch unabhängig von den Hilfen des Rückkehrför-
derungsgesetzes sind Jahr für Jahr Hunderttau-
sende in ihre Heimatländer zurückgekehrt. Seit 
1974 waren es 3' 7 2  Millionen allein aus den Anwer-
bestaaten. Und in keinem Jahr waren es weniger 
als 227 000. 

Die Rückkehr, meine Damen und Herren, ist für 
viele ein schwieriger Schritt. Die Arbeitnehmer ha-
ben manchmal Jahre, Jahrzehnte in einer anderen 
Kultur verbracht. Viele Kinder wurden hier gebo-
ren. Das bringt Reintegrationsprobleme mit sich. 
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Unser Gesetzentwurf ist ein Baustein eines umfas-
senden Reintegrationskonzeptes. 

Der Gesetzentwurf setzt bei einem Hauptanlie-
gen der meisten Heimkehrer an: bei der eigenen 
Wohnung, bei dem eigenen Haus. Dieses Ziel steht 
auch bei den ausländischen Arbeitnehmern ganz 
oben auf der Wunschliste. Der Gesetzentwurf er-
möglicht es vor allem türkischen Arbeitnehmern, 
mit deutschen Bauspardarlehen in der Türkei zu 
bauen. Dieses Gesetz ist übrigens auch ein Doku-
ment einer guten Zusammenarbeit mit der Türkei, 
denn es geht auf einen türkischen Wunsch zurück. 
Wir haben es in engem Kontakt mit dem türkischen 
Partner erarbeitet. Die Türkei hat diesen Gesetz-
entwurf ausdrücklich begrüßt. 

Lassen Sie mich die Einzelheiten kurz skizzie-
ren: 

Erstens. Anspruchsberechtigt sind grundsätzlich 
die zur Rückkehr in ihre Heimat entschlossenen 
Ausländer aus den ehemaligen Anwerbestaaten au-
ßerhalb der Europäischen Gemeinschaft; das sind 
Jugoslawen, Koreaner, Marokkaner, Türken und 
Tunesier. 

Zweitens. Der Bausparer kann die Bauspar-
summe zum Wohnungsbau im Heimatland verwen-
den, und zwar steuer- und prämienunschädlich. 

Drittens. Die Bausparsumme für den Wohnungs-
bau im Heimatland wird auf 60 000 DM begrenzt. 
Das entspricht den durchschnittlichen Baukosten 
in den Herkunftsländern. 

Viertens. Das Gesetz gilt für Bausparverträge, 
mit deren Auszahlung bis Ende 1993 begonnen sein 
wird. Begünstigt sind also nicht nur diejenigen, die 
schon einen Bausparvertrag haben, es wird viel-
mehr auch noch der Abschluß von Neuverträgen 
ermöglicht. Deshalb können auch Arbeitnehmer, 
die bisher keine Bausparer waren, in den Genuß 
der Anwendung des Gesetzes gelangen. 

Fünftens. Das Bauspardarlehen wird nur an die-
jenigen Ausländer ausgezahlt, die spätestens in-
nerhalb von vier Jahren nach Beginn der Auszah-
lung in das Heimatland zurückkehren. Denn das 
Ziel des Gesetzes ist eine Wiedereingliederungshil-
fe. Kehrt der Ausländer nicht zurück, hat er das 
Bauspardarlehen, die Zinsvorteile und die Sparför-
derung zurückzuzahlen; denn erstens ist dann das 
Ziel der Wiedereingliederungshilfe nicht erreicht 
und zweitens würde er sonst anders behandelt als 
die deutschen Bausparer, die bekanntlich ihre Ver-
träge auch nicht im Ausland verwenden dürfen. 

Wir rechnen damit, daß vor allem türkische Ar-
beitnehmer von dem Angebot Gebrauch machen 
werden; denn zur Zeit haben rund 150 000 Auslän-
der einen Bausparvertrag, davon 130 000 Türken. 
Im übrigen hat sich die türkische Regierung bereit 
erklärt, das Rückzahlungsrisiko, das Währungsri-
siko und das Transferrisiko für die Darlehen an die 
türkischen Bausparer zu übernehmen. Das ist eine 
notwendige Voraussetzung für die Inanspruch-
nahme dieses Gesetzes. Ich hoffe, daß das türkische 
Beispiel auch bei den anderen Ländern Schule 

macht, damit der gesamte Adressatenkreis dieses 
Gesetzes erreicht werden kann. 

Ich sagte, meine Damen und Herren, das Gesetz 
ist ein Mosaikstein unseres Wiedereingliederungs-
konzeptes. Weitere Maßnahmen werden in Zusam-
menarbeit mit den Herkunftsländern geplant; ei-
nige sind schon eingeleitet. Dazu gehört z. B. die 
vom Auswärtigen Amt und einigen Bundesländern 
angebotene Entsendung deutscher Lehrer an türki-
sche Schulen. Das hilft den Rückkehrerkindern bei 
der Eingliederung in das türkische Bildungssy-
stem. 

Hervorheben will ich auch die Bemühungen um 
bessere berufliche Ausbildung von rückkehrenden 
ausländischen Arbeitnehmern. Hierbei ist an eine 
Qualifizierung bei uns wie auch im Heimatland ge-
dacht. 

Daneben prüft die Bundesregierung, ob und wie 
sie bei der Gründung selbständiger Existenzen in 
den Herkunftsländern helfen kann. 

Rückkehrhilfen und Anstrengungen zur Integra-
tion von Ausländern in unsere Gesellschaft ergän-
zen sich. Wir bevormunden niemanden. Wir geben 
unseren ausländischen Mitbürgern mit dem Gesetz 
ein Stück zusätzlicher Entscheidungsfreiheit. Ich 
bitte den Deutschen Bundestag um eine zügige Be-
ratung dieses Gesetzes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich eröffne die Aus-
sprache über die Tagesordnungspunkte 9 a und b. 

Das Wort hat die Frau Abgeordnete Steinhauer. 

Frau Steinhauer (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr geehrten Herren und Damen! Der Vertreter 
der Bundesregierung, Herr Staatssekretär Vogt, hat 
die zwei Punkte der Ausländerpolitik der Bundesre-
gierung herausgestellt: Integration hier im Lande 
und Rückkehrförderung. Leider hat er aber nur zur 
Rückkehrförderung gesprochen. Ich hoffe, das ist 
nicht symptomatisch für die Reihenfolge der Politik 
dieser Regierung. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Doch, das ist 
es!) 

Die verbundene Debatte enthält unter Punkt a) 
die Ihnen vorliegende Beschlußempfehlung und 
den Bericht des Ausschusses für Arbeit und Sozial-
ordnung über den Antrag meiner Fraktion, die Ar-
beitserlaubnisverordnung in einem wichtigen 
Punkt zu ändern. Diese Änderung wird nicht die 
Welt bewegen, aber sie wird vielen Menschen in 
unserem Lande helfen; helfen, um mehr Sicherheit 
für ihren Arbeitsplatz, ihren Aufenthalt in der Bun-
desrepublik und damit für ihre Lebensplanung zu 
bringen. 

(Zuruf von der FDP: Sehr richtig!) 

Arbeitnehmer, die innerhalb der Bundesrepublik 
nicht die Freizügigkeit genießen, wie sie für deut-
sche Staatsbürger und inzwischen auch für Bürger 
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft selbstverständlich ist, bedürfen einer 
Arbeitserlaubnis. Betroffen von dieser Auflage sind 
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also alle Arbeitnehmer aus den sogenannten Dritt-
staaten. 

Das Fehlen oder der Verlust einer solchen Ar-
beitserlaubnis ist für viele ausländische Arbeitneh-
mer in unserem Lande im wahrsten Sinne des Wor-
tes existenzbedrohend und -vernichtend. Das Leben 
unserer ausländischen Mitbürger wird nur noch 
komplizierter dadurch, daß besagte Arbeitserlaub-
nisverordnung fein zwischen einer allgemeinen Ar-
beitserlaubnis und einer besonderen Arbeitserlaub-
nis unterscheidet. 

Die sogenannte besondere Arbeitserlaubnis ist 
für den betreffenden Arbeitnehmer von besonde-
rem Wert, auch wenn sie ihren Namen nicht aus 
diesem Grund hat, weil sie ihm eine bedeutend fe-
stere Rechtsposition vermittelt. Nun gehörte bisher 
zur Antragsvoraussetzung unter anderem, daß der 
Antragsteller in den vorausgegangenen letzten fünf 
Jahren eine ununterbrochene rechtmäßige Er-
werbstätigkeit nachweisen kann. 

So weit, so gut. Aber wir wissen alle, daß das 
Leben oft nicht so glatt verläuft und ein bestimmter 
Verlauf auch kaum zu verordnen ist. Die Folge ist, 
daß manchem ausländischen Arbeitnehmer ohne 
eigenes Verschulden Unterbrechungen der Arbeits-
verhältnisse widerfuhren, die den Arbeitsämtern, 
die diese erwünschte besondere Arbeitserlaubnis 
erteilen müssen, diese Erteilung aber unmöglich 
machten. Diesen beklagenswerten Zustand sollte 
die Annahme unseres Antrags beenden. Wir woll-
ten, daß der Nachweis der erforderlichen fünf Jahre 
ohne jede einengende Frist möglich sein sollte. 

Die jetzt vorliegende Beschlußempfehlung sieht 
für die fünf Jahre Tätigkeit eine Rahmenfrist von 
insgesamt acht Jahren vor. Einer solchen Regelung 
stimmt die SPD-Bundestagsfraktion zu, weil dieser 
Kompromiß ausreicht, um die von uns gewollte 
Hilfe zu erreichen. Wir begrüßen es dankbar, daß 
der Beschluß im federführenden Ausschuß einstim-
mig erfolgte. 

(Zustimmung bei der FDP) 

Wir hoffen, daß der Bundesarbeitsminister als-
bald die entsprechende Arbeitserlaubnisverord-
nung ändern wird, auch wenn er heute hier dazu 
nichts sagen wird. 

Wir stellen mit Genugtuung fest, daß die Kollegen 
und Kolleginnen der Regierungskoalition im Aus-
schuß unserem Verbesserungsvorschlag zuge-
stimmt haben. Auf diese Weise siegten nicht Mehr-
heitsverhältnisse, sondern Einsicht und Hilfsbereit-
schaft. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Im Interesse der 
Arbeitnehmer!) 

Eine solche Konstellation findet sich in diesem 
Hause nicht häufig. Deshalb sei mir die so formu-
lierte ausdrückliche Würdigung gestattet. 

(Beifall bei der FDP) 

Außer der Beschlußfassung zur Arbeitserlaubnis-
verordnung steht noch die erste Beratung des von 
der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über eine Wiedereingliederungshilfe im 
Wohnungsbau für rückkehrende Ausländer an. 

Darüber hat der Herr Staatssekretär soeben aus-
führlich berichtet. 

Mit diesem Gesetzentwurf will die Bundesregie-
rung heimkehrenden ausländischen Arbeitneh-
mern aus Ländern ebenfalls außerhalb der Europäi-
schen Gemeinschaft Bauspardarlehen für Bauten 
in ihren Heimatländern gewähren, wenn diese Ar-
beitnehmer auf eine Rückkehr in die Bundesrepu-
blik verzichten. 

Die erste Beratung eines Gesetzentwurfs ist we-
der Ort noch Anlaß, um über die Tauglichkeit eines 
solchen Vorhabens abschließend zu urteilen. Nur 
soviel soll angemerkt werden: schon die erste Sich-
tung der vorgesehenen Regelungen wirft kritische 
Fragen auf. 

Innerhalb von vier Jahren nach Auszahlung des 
Bauspardarlehens muß der Antragsteller die Bun-
desrepublik verlassen haben. Kann einem ausländi-
schen Arbeitnehmer zugemutet werden, solche exi-
stenziellen Fragen seiner Lebensplanung auf vier 
Jahre im voraus zu treffen? Und wenn die guten 
Absichten mißlingen: übersieht er die finanziellen 
Folgen der dann fälligen Zahlung des Unterschieds-
betrages zwischen dem günstigen Bauspardarle-
henszins und dem Durchschnittszins für Hypothe-
kardarlehen auf sein Wohnungsgrundstück? Sind 
solche Forderungen überhaupt rechtlich zu Ende 
gedacht? 

Dazu gehört aber auch die Frage nach etwaigen 
Auswirkungen auf die Bausparer ganz allgemein, 
also nicht nur auf die ausländischen Arbeitneh-
mer. 

Diesen und weiteren Fragen wird die SPD-Frak-
tion in den Ausschußberatungen gründlich nachge-
hen. Sie wird, wie schon beim sogenannten Rück-
kehrförderungsgesetz mit seinen Abschiebeprä-
mien, jeden Versuch ablehnen, daß mit Geld zum 
Weggang aus der Bundesrepublik Deutschland in 
eine neue Armut verführt wird — und dies im wohl-
verstandenen Interesse unserer ausländischen Mit-
bürger und Kolleginnen und Kollegen. 

Dem Überweisungsvorschlag stimmt die SPD-
Fraktion zu. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Ab-
geordnete Jagoda. 

Jagoda (CDU/CSU): Frau Präsidentin, meine ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte 
Frau Kollegin Steinhauer, ich bin Ihnen sehr dank-
bar, daß Sie hier ein Beispiel dafür gegeben haben, 
wie im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
doch manchmal miteinander gerungen worden ist, 
aber auch vernünftige Vorschläge der Opposition 
angenommen worden sind. 

(Heyenn [SPD]: Selten!) 

— Ich habe diesem Ausschuß auch als Oppositions

-

abgeordneter angehört, Herr Kollege, kann mich 
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aber an ein solches Beispiel zu meinen Oppositions-
zeiten nicht erinnern. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Ich möchte zu diesem Problem etwas sagen. Wir 
haben j a zugestimmt; aber ich möchte nicht, daß 
der Eindruck erweckt wird, als seien das katastro-
phale Zustände gewesen. Nachdem die Bundesre-
gierung den Anwerbestopp am 23. November 1973 
verfügt hat, hat der Präsident der Bundesanstalt für 
Arbeit eine Dienstanweisung herausgegeben. Aus 
dieser Dienstanweisung können Sie sehen, daß eine 
Arbeitserlaubnis für ausländische Arbeitnehmer, 
die nach dem Anwerbestopp in das Bundesgebiet 
eingereist sind, unter Berücksichtigung der Ver-
hältnisse des Einzelfalls zu erteilen war und daß die 
Zahlen darüber Auskunft geben, daß es zahlenmä-
ßig nur geringe Fälle sind, die uns hier zur Rege-
lung vorliegen. 

Lassen Sie mich aber, meine sehr verehrten Da-
men und Herren, zu dem Gesetzentwurf der Bun-
desregierung kommen. Die Grundwertbildung un-
serer Politik verpflichtet uns zur sozialen Integra-
tion der ausländischen Arbeitnehmer und ihrer Fa-
milien in unsere Gesellschaft sowie zur Erhaltung 
der kulturellen Eigenständigkeit und der Förde-
rung ihrer Kontakte zum Heimatland. Es ist dafür 
zu sorgen, daß die ausländischen Arbeitnehmer und 
ihre Familien während ihres Aufenthalts in 
Deutschland unter menschenwürdigen Bedingun-
gen leben, ihre personale und berufliche Zukunft 
selbst wählen, ihre kulturelle Eigenständigkeit be-
wahren und dadurch die Möglichkeit der Rückkehr 
und Wiedereingliederung in ihre Heimat offenhal-
ten können. Das ist Gedankengut der Union; da-
nach handeln wir auch in der Ausländerpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir sind für Integration und Rückkehrmöglichkeit. 
Der ausländische Arbeitnehmer soll frei entschei-
den können. Entscheidet er sich für die Rückkehr 
in sein Heimatland, dann empfinden wir es als un-
sere Pflicht, ihm bei seiner Wiedereingliederung zu 
helfen. 

Den Kritikern, die in dieser Politik eine Art Ab-
schiebung sehen, möchte ich sagen, daß die Wirk-
lichkeit unsere Politik bestätigt. Umfragen haben 
ergeben, daß mehr als drei Viertel der in Deutsch-
land tätigen ausländischen Arbeitnehmer einen 
Rückkehrwunsch äußern, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das ist auch 
kein Wunder!) 

daß 42 % der ausländischen Bevölkerung weniger 
als zehn Jahre in der Bundesrepublik bleiben und 
daß jährlich zirka eine halbe Million Ausländer un-
ser Land wieder verlassen. Hier wird deutlich, daß 
es der Wunsch der Betroffenen ist, in ihre Heimat 
zurückzukehren. 

Deshalb begrüße ich für meine Fraktion, daß die 
Bundesregierung in dieser Legislaturperiode schon 
zum zweiten Mal den Rückkehrwilligen eine spür-
bare Hilfe zur Wiedereingliederung in ihre Heimat 
anbietet. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Allen Unkenrufen zum Trotz — ich möchte die Dis-
kussion um das erste Gesetz hier nicht wieder auf-
leben lassen — war das Gesetz zur Förderung der 
Rückkehrbereitschaft von Ausländern ein voller Er-
folg. 

(Zustimmung des Abg. Müller [Wesseling] 
[CDU/CSU]) 

Ich bin sicher, daß auch dieses Gesetz den Betroffe-
nen helfen und unserem Ansehen in diesen Län-
dern nutzen wird. 

Ziel dieses Gesetzes ist es, ausländischen Bauspa-
rern zu gestatten, mit ihren bei uns angesparten, 
von uns geförderten und auszahlungsreifen Bau-
sparverträgen Wohnungseigentum in ihrer Heimat 
zu schaffen. Dies ist eine Abweichung von dem bis-
herigen Grundsatz, daß mit Bausparverträgen Woh-
nungseigentum nur bei uns in der Bundesrepublik 
geschaffen werden kann. 

Dieses Gesetz schafft nur Ansprüche für Auslän-
der aus Anwerbeländern außerhalb der EG. Diese 
Einschränkung, meine Damen und Herren, ist ver-
tretbar, weil die Bürger von ehemaligen Anwerbe-
staaten, die jetzt der EG angehören, den deutschen 
Arbeitnehmern gleichgestellt sind; soweit es sich 
um neue Mitglieder handelt, werden sie dies in ab-
sehbarer Zeit sein. Sie können daher bausparrecht-
lich nicht anders behandelt werden als unsere deut-
schen Bausparer. 

Das Gesetz bindet diesen Vorteil an die Voraus-
setzung, daß der Betroffene innerhalb des Zeit-
raums von vier Jahren das Bundesgebiet auf Dauer 
verläßt. Diese Gesetzesforderung zur dauerhaften 
Rückkehr in das Heimatland ist zu akzeptieren. 
Würde eine solche Verknüpfung mit der Rückkehr 
nicht vorgenommen, ergäbe sich eine ungerechtfer-
tigte Benachteiligung deutscher Bausparer gegen-
über den Ausländern. 

(Dr. Rose [CDU/CSU): Genauso ist es!) 

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat in seiner 
Presseerklärung vom 24. Mai 1985 gesagt, daß die-
ser Gesetzentwurf nach seiner Auffassung einen 
Fortschritt in der Ausländerpolitik darstelle. Ich be-
grüße diese Stellungnahme. 

Nach Auffassung des DGB-Vorstandsmitglieds 
Siegfried Bleicher soll in unzulässiger Weise eine 
Koppelung zwischen Bausparförderung und Rück-
kehr vorgenommen worden sein. Diese Kritik teile 
ich nicht. Nähmen wir diese Koppelung nicht vor, 
würde in der Praxis der deutsche Bausparer be-
nachteiligt, weil er in der Regel mit seinem Bau-
sparvertrag nur bei uns Wohnungseigentum schaf-
fen kann. 

Es ist auch nicht unbillig, daß der ausländische 
Bausparer, der das Bundesgebiet nicht rechtzeitig 
verläßt, zur sofortigen Rückzahlung des Bauspar-
darlehens einschließlich der Zinsvorteile und der 
Bausparförderung verpflichtet wird. Diese Rück-
zahlungsverpflichtung ergibt sich vielmehr objektiv 
daraus, daß der Zweck dieses Gesetzes, nämlich die 
Gewährung einer Wiedereingliederungshilfe im 
Heimatland, bei einem Verbleiben in der Bundesre-
publik nicht erreicht würde. 
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Jagoda 
Der Gesetzentwurf trägt auch Fällen einer mögli-

chen unverschuldeten Verzögerung der Rückreise 
Rechnung. Für Härtefälle sieht der Entwurf vor, 
daß die Rückzahlungsverpflichtung dann nicht aus-
gelöst wird, wenn die Rückkehr in die Heimat in-
nerhalb von drei Monaten nach Ablauf der Vierjah-
resfrist erfolgt. 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Be-
grenzung der Bausparsumme von 60 000 DM wird 
von meiner Fraktion begrüßt. Sie ist nicht nur 
durch die durchschnittlichen Baukosten in den Hei-
matländern der begünstigten Arbeitnehmer ge-
rechtfertigt, sondern sie wird auch verhindern hel-
fen, daß sich der rückkehrende Arbeitnehmer mit 
zu hohen Rückzahlungsverpflichtugen belastet. 

Ich begrüße für meine Fraktion ausdrücklich, daß 
die Bundesregierung vorgeschlagen hat, daß dieses 
Angebot an die ausländischen Bausparzahler zeit-
lich begrenzt werden soll. Das Gesetz räumt nur 
denjenigen ausländischen Bausparern den Vorteil 
zur Schaffung von Wohnungseigentum im Heimat-
land ein, wenn der Bausparvertrag bis zum 31. De-
zember 1993 zur Auszahlung kommt. Wir wären 
überfordert und wir würden scheitern, wenn wir 
versuchen würden, allein die Wiedereingliederung 
von Rückkehrern in ihren Heimatländern zu betrei-
ben. Eine erfolgreiche Wiedereingliederung kann 
nur in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit den 
Herkunftsländern geleistet werden. 

Die türkischen Arbeitnehmer werden schon al-
lein wegen ihrer großen Zahl von diesem Gesetz 
wahrscheinlich am meisten Gebrauch machen. Des-
halb freue ich mich, daß die deutsch-türkischen 
Verhandlungen positive Fortschritte gemacht ha-
ben und daß wir mit diesem Gesetz einen schon seit 
langem von der türkischen Seite immer wieder vor-
getragenen Wunsch, nämlich die in Deutschland ab-
geschlossenen Bausparverträge in der Türkei zu 
nutzen, erfüllen können. 

Ich möchte die Bundesregierung bestärken, so 
fortzufahren und ihre Bemühungen auf die ande-
ren, nicht der EG angehörenden Anwerbeländer 
wie Jugoslawien, Marokko und Tunesien auszudeh-
nen. 

Es ist erfreulich, daß die Frage der in § 5 der Vor-
lage geforderten Sicherung des Darlehens für die 
türkischen Bausparer bereits durch Verhandlungen 
zwischen dem Bundesarbeitsminister und der tür-
kischen Regierung problemlos und unbürokratisch 
gelöst worden ist. Dies könnte ein Vorbild für an-
dere Verhandlungen mit anderen Ländern sein. 

Erfreulich ist auch, daß neben der in diesem Ge-
setz vorgesehen Wiedereingliederungshilfe im Woh-
nungsbau auch in den anderen Bereichen, wie 
Schule, berufliche Bildung und Existenzgründung, 
geplant und gehandelt wird. Ich wünsche den Ge-
sprächen darüber mit den Regierungen der Her-
kunftsländer unserer ausländischen Arbeitnehmer 
viel Erfolg. 

Die Wiedereingliederung von Rückkehrern ist in 
erster Linie eine Angelegenheit der Herkunftslän-
der. Wenn die Bundesregierung dem Parlament 
aber vorschlägt, dieses Gesetz zu verabschieden, 

dann ist dies eine bemerkenswerte Geste. Wir fol-
gen der Regierung auf diesem Weg, weil wir die 
Auffassung vertreten, daß wir eine soziale Ver-
pflichtung gegenüber den ehemals angeworbenen 
ausländischen Arbeitnehmern haben. Daraus leiten 
wir die Rechtfertigung ab, eine solche Hilfe, die 
dann immerhin über 100 Millionen DM ausmachen 
wird, zu leisten, zumal viele Herkunftsländer mit 
größeren und großen wirtschaftlichen Problemen 
zu kämpfen haben, die auch die Wiedereingliede-
rung von Rückkehrern erschweren. 

Namens meiner Fraktion bitte ich die anderen 
Fraktionen um eine zügige Beratung und eine bal-
dige Verabschiedung dieses Gesetzes. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Cronenberg. 

Cronenberg (Arnsberg) (FDP): Frau Präsident! 
Verehrte Kolleginnen und Kollegen! Der Grad unse-
rer Zustimmung sowohl für die Beschlußempfeh-
lung wie auch für den eingebrachten Gesetzentwurf 
wird nicht durch die Länge meiner Rede zum Aus-
druck gebracht. Die beiden Vorredner haben im 
Grunde genommen inhaltlich die Positionen be-
schrieben, die wir für richtig halten, und deswegen 
kann ich für die Beschlußempfehlung sozusagen 
ungeteilte Zustimmung und für den Gesetzentwurf 
positive Bewertung für die Beratungen signalisie-
ren. 

Unsere Ziele, die Integration der seit langem bei 
uns lebenden ausländischen Arbeitnehmer und ih-
rer Familien zu fördern, die Begrenzung des weite-
ren Zuzugs und die Förderung der Rückkehrbereit-
schaft, alles drei Forderungen aus der Regierungs-
erklärung — sie könnten aus einem FDP-Wahlpro-
gramm stammen —, werden durch diese Vorlage 
zum Ausdruck gebracht. 

(Beifall bei der FDP) 

Ich habe lediglich zwei Bitten an die Regierung. 

Erstens. Der Kollege Neuhausen hat schon mal 
zum Ausdruck gebracht, daß im Zusammenhang 
mit dem Benachteiligtenprogramm für Jugendliche 
auch zahlreiche jugendliche Ausländer der zweiten 
Generation besonders gefördert werden sollen. Ich 
hoffe, daß diese Bitte zur Förderung der soeben 
genannten Ziele erfüllt werden kann. 

Zweitens möchte ich ausgesprochene Zustim-
mung signalisieren, wenn die Regierung andeutet, 
daß sie den rückkehrwilligen Ausländern bei dem 
Bemühen, sich selbständig zu machen, Unterstüt-
zung gewähren will. Das ist im Interesse der Rück-
kehrer wie auch potentieller Lieferanten sinnvoll, 
denn solche Gründungen im Ausland können ja 
möglicherweise mit deutschen Maschinen durchge-
führt werden. 

In diesem Sinne Zustimmung signalisierend, be-
danke ich mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 
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Vizepräsident Frau Renger: Der Herr Abgeordnete 
Tischer hat das Wort. 

Tischer (GRÜNE): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! In einem Punkt kann ich jetzt mit 
Ihnen allen, meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen, nicht überstimmen, und das ist die seltsame 
Harmonie, die zu dem berühmt-berüchtigten The-
ma der Ausländerpolitik hier auf das Pult gelegt 
wird. Mich hat das in der Tat plattgewälzt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Hier geht es 
aber doch um Menschen! Da können Sie 

mitmachen!) 

Es gibt wohl kaum einen weiteren politischen Be-
reich in der jüngeren oder älteren deutschen Ge-
schichte, der so belastet ist wie die Beziehungen der 
jeweiligen Regierenden gegenüber den ausländi-
schen Mitmenschen, sprich: den Umgang mit aus-
ländischen Mitmenschen in dieser Republik. Es gibt 
wohl kaum einen weiteren politischen Bereich, in 
dem so viele böswillige bis braune Zitate zu finden 
sind wie im Verhalten gegenüber ausländischen 
Mitmenschen. Es ist eine schlimme Tradition deut-
scher Ausländerpolitik, für die man sich schämen 
muß. Dieser Tradition muß ein klares Ende gesetzt 
werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Denn alle unsere ausländischen Mitmenschen in 
dieser Republik warten sehnsüchtig auf den Tag, an 
welchem sie wirklich in innerem Frieden und ohne 
Angst glücklich und ohne die Abschiebedrohung bei 
uns und mit uns leben können, sei es die schwan-
gere Türkin in Berlin, die nun wenige Tage vor der 
Entbindung per Polizeigewalt in die Türkei abge-
schoben werden soll, oder sei es ein früherer Ar-
beitskollege von mir aus Ulm, der mitsamt seiner 
Frau und fünf Kindern voraussichtlich bis nächsten 
Mittwoch per Polizeigewalt laut amtlichem Be-
schluß vom Landratsamt Ulm oder Alb-Donau-
Kreis in die Türkei zu verschwinden hat. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Warum?) 

Wenn wir uns heute mit der Arbeitserlaubnisver-
ordnung und der Wiedereingliederungshilfe im 
Wohnungsbau für rückkehrende Ausländer be-
schäftigen, dann bietet sich beim Lesen dieser bei-
den Papiere Vorsicht an, und zwar deshalb, weil 
diese Rechtskoalition mit dem Anwerbestopp und 
polizeistaatlicher Willkür keinen Fingerbreit von 
der schlimmen Tradition deutscher Ausländerpoli-
tik gewichen ist. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Hier geht es doch um 
Bauspardarlehen! Reden Sie doch dazu!) 

Im Gegenteil, noch nie wurde in der Geschichte der 
BRD per Abschiebeaktion so radikal und für natio-
nalistisches Gedankengut beinahe werbewirksam 
umgegangen wie heute. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Das ist eine Märchen

-

stunde! Wie der abliest!) 

Hierzu braucht man nur die heutigen Zeitungen 
aufzuschlagen und einmal die Nachrichten aus Ber-
lin nachzulesen. 

Vorsicht beim Durchlesen der vorliegenden Bun-
destags-Drucksachen ist auch deshalb geboten, weil 
diese Regierung aus Protesten gegen die von ihr 
betriebene Ausländerpolitik gelernt hat und zuneh-
mend raffinierter, ja, beinahe heimtückischer vor-
geht als je zuvor. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Unerhört! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich möchte diesen Vorwurf und die integrierte 
Tücke der Gesetzesvorlagen konkretisieren. Der 
Gesetzentwurf über eine Wiedereingliederungshilfe 
im Wohnungsbau für rückkehrende Ausländer er-
möglicht ausländischen Mitmenschen, über prä-
mienbegünstigtes Sparen in Zukunft auch außer-
halb der Bundesrepublik ein Häusle mit diesen Gel-
dern zu bauen. Dies begrüßen wir, da es eine wirt-
schaftliche und menschliche Erleichterung für die 
Betroffenen ist. Da besteht auch Konsens. Dann 
kommt jedoch der hinterlistige Teil im Gesetzent-
wurf der Bundesregierung. Die Bundesregierung 
verbindet diese Möglichkeit in § 3 dieser Gesetzes-
vorlage mit der unmenschlichen Verpflichtung, daß 
diese ausländischen Mitmenschen innerhalb von 
vier Jahren nach Beginn der Auszahlung der Bau-
sparsumme die BRD zu verlassen haben. Diese 
Klausel ist schlichtweg eine Unverschämtheit, bei 
der sich diese Bundesregierung fragen lassen muß, 
wo da nur der hochgerühmte Familiensinn bleibt, 
den insbesondere Wanderprediger Heiner Geißler 
in seinen unfamiliär scharfzüngigen Reden hervor-
gehoben hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Abg. Jagoda 
[CDU/CSU] meldet sich zu einer Zwischen

-

frage) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Tischer (GRÜNE): Nein, ich möchte das gern im 
Zusammenhang vortragen und ich lasse mich dabei 
nicht stören. 

(Jagoda [CDU/CSU]: Ich hätte gern ge

-

wußt, wie Sie den im Heimatland wieder

-

eingliedern wollen, wenn er hierbleibt! — 
Sauer  [Salzgitter] [CDU/CSU]: Er kann nur 
ablesen! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

— Aber es ist richtig. Das Schöne ist j a, daß Sie das 
ärgert. 

Tatsache ist doch, daß es gerade ausländische Fa-
milien sein werden, die mit diesem trickreichen An-
gebot angelockt werden sollen, konkret: die Türken. 
Das hat der Herr Staatssekretär selber vorhin auch 
angesprochen. Sie sind es in der Regel, die sich mit 
hart erspartem Geld ein Häuschen bauen. Diese Fa-
milien werden jedoch mit diesem Gesetz zum Haus-
bau in der Türkei verführt und anschließend — 
nach vier Jahren ab Benutzung der Bauspargelder 
— aus der Bundesrepublik herausgeschmissen. An-
schließend sitzen sie in der Türkei mit einem Berg 
von Schulden vor dem Nichts, denn einen Arbeits-
platz wird dieser durch seinen Hausbau verschul-
dete türkische Mitmensch in der Türkei nicht be- 
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kommen. Dazu ist die Arbeitsmarktsituation in der 
Türkei viel zu fatal. Das wissen Sie ganz genau. 

Da die Bausparhöchstumme laut Gesetzentwurf 
auf 60 000 DM begrenzt ist, muß der türkische 
Häusle-Bauer in der Türkei, der arbeitslos ist, einen 
enormen Schuldenberg abtragen, da auch in der 
Türkei mit 60 000 DM kein Haus zu bauen ist. 

(Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: Wie oft wa

-

ren Sie denn in der Türkei?) 

Diese Fakten beweisen, daß für diese Bundesregie-
rung der Schutz der Familie nur ein nationales Pri-
vileg ist. 

Mit diesem Gesetz trickst diese Bundesregierung 
ausländische Mitmenschen durch die Hintertür aus 
der Bundesrepublik heraus und führt die Betroffe-
nen zusätzlich noch in ein wirtschaftliches Chaos. 

(Zuruf von der FDP: Lesen Sie langsam!) 

Vor der Inanspruchnahme dieses Gesetzes der Bun-
desregierung seien alle ausländischen Mitmen-
schen gewarnt, da dieses Gesetz ähnlich Kleinge-
drucktes enthält wie jene unseriösen Haustürge-
schäfte, vor denen die Kriminalpolizei immer zu 
warnen pflegt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Daß diese Bundesregierung mit solcherlei Ab-
schiebepraktiken diese Mitmenschen auch sehr gut 
auszubeuten versteht, zeigen folgende Zahlen, mit 
denen diese und die vorherige SPD/FDP-Bundesre-
gierung noch üble Gewinne zu Buche brachten. 
Durch Rückkehrgesetze wurden im Rentenbereich 
4 Milliarden DM, an Arbeitgeberanteilen 2 Milliar-
den DM, bei der Arbeitslosenversicherung 18 Millio-
nen DM und beim Kindergeld 240 Millionen DM in 
den letzten Jahren eingespart. 

(Dr. Rose [CDU/CSU]: Das tut den deut

-

schen Arbeitgebern gut!) 

Interessant ist auch die Entstehungsgeschichte 
des Vorantrags zur Änderung der Arbeitserlaubnis-
verordnung. Hatte doch die SPD-Fraktion den ver-
nünftigen Vorschlag eingebracht, eine besondere 
Arbeitserlaubnis dann zu erteilen, wenn fünf Jahre 
Beschäftigung, gleich, in welchem Zeitraum, nach-
gewiesen werden können. Da die Muskeln der SPD 
jedoch immer größer sind als der Wille zur Durch-
setzung, 

(Zustimmung des Abg. Dr. Rose [CDU/ 
CSU]) 

ließ sie sich in dieser wichtigen Angelegenheit zu 
schnell auf den Kompromiß mit der Regierungsko-
alition ein, 

(Jagoda [CDU/CSU]: Ihre Redenschreiber 
sind j a gegen alle! — Heiterkeit bei der 

CDU/CSU) 

diese fünf Beschäftigungsjahre in einen achtjähri-
gen Rahmen zu pressen. Dies ist zwar immer noch 
besser als die jetzige Arbeitserlaubnisverordnung, 
und deshalb werden DIE GRÜNEN mit großen 
Bauchschmerzen zustimmen. Jedoch benachteiligt 
diese Acht-Jahres-Eingrenzung jene ausländischen 
Frauen, die in den ersten Jahren ihrer Anwesenheit 

hier Erziehungsarbeit leisten. Es ist traurig und 
eine Halbherzigkeit der SPD, daß in dieser Sache 
nicht mehr Druck erfolgte, um diesen betroffenen 
Frauen zu helfen. 

(Kleinert [Hannover] [FDP]: Immer noch 
nicht koalitionsfähig?) 

Besonders die Diskriminierung der ausländischen 
Frauen durch Nichtanerkennung der Haus- und Er-
ziehungsarbeit wird hier trotz Gesetzesverbesse-
rung fortgeschrieben. 

(Kleinert [Hannover] [FDP] [zur SPD]: Mit 
denen kommen Sie nie zurecht! — Heiter

-

keit bei der FDP) 

Ich komme zum Schluß. Um der schlimmen Tra-
dition deutscher Ausländerpolitik ein Ende zu be-
reiten, werden sich DIE GRÜNEN mit aller Kraft 
dafür einsetzen, 

(Jagoda [CDU/CSU]: Die ist aber nicht 
groß! — Sauer [Salzgitter] [CDU/CSU]: 

Kleine radikale Minderheit!) 

daß ausländische Mitmenschen unbefristet und 
gleichwertig mit uns und bei uns leben können, 
ohne Abschiebeängste haben zu müssen. Wir haben 
jedoch gemeinsam mit unseren ausländischen 
Freudinnen und Freunden Angst vor einer Bundes-
regierung, die immer brutaler und mit polizeistaat-
licher Gewalt gegen diese unsere Mitmenschen vor-
geht, 

(Neuhausen [FDP]: Wer schreibt denn so 
was auf?) 

einer juristischen Gewalt, die dunklen Zeiten 
ebenso ähnlich wird wie deren Sprache, was fol-
gende zwei Zitate belegen. 

Zitat 1: 

Das Problem ist, daß wir offen aussprechen 
müssen, daß wir mit der Zahl der türkischen 
Gastarbeiter bei uns, wie wir sie jetzt haben, 
die Zukunft nicht erreichen können. Die Zahl 
kann so nicht bleiben. Sie muß verringert wer-
den. 

Zitat 2: 

Wir fordern, daß sich der Staat verpflichtet, in 
erster Linie für die Erwerbs- und Lebensmög-
lichkeiten der Staatsbürger zu sorgen. Wenn es 
nicht möglich ist, die Gesamtbevölkerung des 
Staates zu ernähren, so sind die Angehörigen 
fremder Nationen (Nichtstaatsbürger) aus dem 
Reiche zu weisen. 

Das zweite Zitat ist aus dem Parteiprogramm der 
NSDAP; das erste Zitat war von unserem lieben 
Herrn Bundeskanzler. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Tages-
ordnungspunkt 9 a. Wer der Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung auf 
Drucksache 10/3581 zuzustimmen wünscht, den 
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Vizepräsident Westphal 
bitte ich um ein Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — 

(Bohl [CDU/CSU]: DIE GRÜNEN haben 
gar nicht mitgestimmt! Die wollen nicht 
mal eine Ausschußüberweisung! — Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

— Augenblick! 

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU) 

— Augenblick! Ich habe gehört, daß ist schon allen 
mal hier passiert. Ich wiederhole die Frage: Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Ich kann also davon ausgehen, daß die Beschluß-
empfehlung einstimmig angenommen worden ist. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Zu dem Tagesordnungspunkt 9 b schlägt der Älte-
stenrat vor, den Gesetzentwurf auf Drucksache 10/ 
3760 zur federführenden Beratung an den Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung und zur Mitberatung 
an den Innenausschuß, den Finanzausschuß, den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau sowie zur Mitberatung und zur Beratung ge-
mäß § 96 unserer Geschäftsordnung an den Haus-
haltsausschuß zu überweisen. Gibt es dazu andere 
Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Die Überwei-
sung ist so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 10 auf: 

Beratung der Übersicht 11 des Rechtsaus-
schusses (6. Ausschuß) über die dem Deut-
schen Bundestag zugeleiteten Streitsachen 
vor dem Bundesverfassungsgericht 
— Drucksache 10/3351 — 

Zu der Beschlußempfehlung des Rechtsausschus-
ses liegt auf Drucksache 10/3822 ein Änderungsan-
trag der Fraktion DIE GRÜNEN vor. 

Im Ältestenrat ist für die Aussprache ein Beitrag 
bis zu fünf Minuten je Fraktion vereinbart worden. 
— Ich sehe dazu keinen Widerspruch. Es ist so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. — Als erster hat der 
Abgeordnete Mann das Wort. 

Mann (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Angesichts der Um- und Neugestaltung 
der gesamten Medienlandschaft, die wir unter der 
Amtszeit unseres selbsternannten Kabelministers 
Schwarz-Schilling 

(Seesing [CDU/CSU]: Nicht selbsternann

-

ten!) 

in diesem unserem Lande augenblicklich erleben, 
und der Leitfunktion, die das niedersächsische Lan-
desrundfunkgesetz für die Gestaltung der Medien-
landschaft in der Bundesrepublik Deutschland 
spielt, sollte es sich der Deutsche Bundestag nicht 
nehmen lassen, seine Auffassung zu dieser Frage 
vor dem Bundesverfassungsgericht darzulegen. So-
weit ich von den Kollegen gehört habe, ist es wohl 
das erste Mal, daß wir uns zu einer solchen Sam-
melübersicht äußern. Nun ja, das wird der Bedeu-
tung der Sache aus unserer Sicht gerecht. 

Die Rundfunkfreiheit, eine Säule der Meinungs-
vielfalt, deren ständige Gewährleistung für eine le-
bendige demokratische Auseinandersetzung unab-
dingbar ist, wird durch das niedersächsische Lan-
desrundfunkgesetz auf das schwerste in Gefahr ge-
bracht. Dieses Gesetz verstößt gegen Art. 5 Abs. 1 
GG, da es nicht die Kriterien erfüllt, die nach den 
Rundfunkurteilen des Bundesverfassungsgerichtes 
für die Rundfunkfreiheit, sei sie nun binnen- oder 
außenplural konzipiert, konstitutiv sind. In diesem 
Gesetz wird nicht sichergestellt, wie das Bundesver-
fassungsgericht es in seinem 3. Rundfunkurteil ver-
langt, daß die gesellschaftlich relevanten Gruppen 
wie auch Minderheiten im Medium Rundfunk an-
gemessen zu Wort kommen. Im Gegenteil, das Me-
dium Rundfunk wird den wirtschaftlich mächtigen 
Verlegern ausgeliefert. Presseunternehmen wer-
den, wie auch das bisherige Zulassungsverfahren in 
Niedersachsen zeigt, ausdrücklich privilegiert. 
Nicht Pressevielfalt, sondern Pressekonzentration 
wird erreicht. 

In eklatanter Weise verstößt das niedersächsi-
sche Landesrundfunkgesetz gegen das Gebot der 
„Staatsferne". Die Zulassungskompetenz liegt bei 
der Landesregierung. Weite Ermessensspielräume 
im Genehmigungsverfahren ermöglichen der Lan-
desregierung durchaus eine inhaltliche Bestim-
mung des Meinungsspektrums, das im Äther ver-
treten sein darf. Über die Begründung der Antrag-
steller des Normenkontrollverfahrens hinaus er-
weckt auch die Zusammensetzung des Landesrund-
funkausschusses — von 26 Mitgliedern werden 
mindestens zehn durch das Parlament oder die Par-
lamentsfraktionen bestimmt — Bedenken in bezug 
auf die „Staatsferne". Zu einer Sicherung der Viel-
falt ist der Landesrundfunkausschuß nicht in der 
Lage, da ihm das dazu notwendige Sanktionsinstru-
mentarium fehlt. 

Mit Werbung, Spenden und Sponsoren sollen die 
Programme uneingeschränkt finanziert werden 
können. Die Beschränkung der Werbung auf 20% 
des wöchentlichen Sendeumfangs ist keine Be-
schränkung. In der Werbewirtschaft geht man da-
von aus, daß ein Programm mit mehr als 15% Wer-
beanteil vom Zuschauer nicht mehr akzeptiert wird. 
Keine private amerikanische Fernsehanstalt 
kommt auf einen Werbeanteil von 20 %. Lediglich in 
Japan gibt es ein privates Fernsehprogramm, das 
einen 18 %igen Werbeanteil aufweisen kann. Der 
Einfluß der Financiers auf das ausgestrahlte Pro-
gramm ist nicht wirksam zu unterbinden. 

Mit diesem Landesrundfunkgesetz, meine Damen 
und Herren, wird einer kommerziellen Medienbe-
rieselung, die den Menschen in die Passivität und 
Vereinzelung drängt, die Bahn bereitet. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Na, na!) 

Die vom Grundgesetz intendierte und vom Bundes-
verfassungsgericht in seiner Rechtsprechung gefor-
derte Informationsvielfalt bleibt dabei auf der 
Strecke, ganz abgesehen von den sozialen und kul-
turellen Folgen. 

(Beckmann [FDP]: Gibt es denn nicht den 
Knopf zum Abschalten?) 
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Mann 
Unsere Fraktion, Herr Beckmann, unterstützt 

deshalb den Antrag von 200 Mitgliedern der SPD-
Fraktion auf Feststellung der Verfassungswidrig-
keit des niedersächsischen Landesrundfunkgeset-
zes. Allerdings, meine Kollegen von der SPD-Frak-
tion, muß ich Sie fragen: Wie ernst nehmen Sie Ihre 
eigene Klage noch, Herr Dr. Emmerlich? Herr 
Schröder hat die Lizenzvergabe an die FFN — 
Funk  und Fernsehen Norddeutschland —, einen Zu-
sammenschluß von norddeutschen Verlegern, in 
Niedersachsen massiv unterstützt. Mit der Unter-
stützung dieser Lizenzvergabe unterlaufen Sie Ih-
ren eigenen Klageantrag. Entsprechend ist das Ver-
halten der SPD-regierten Bundesländer Bremen 
und Hamburg hinsichtlich der Vorschaltgesetze 
und auch hinsichtlich des Entwurfs für ein Ham-
burgisches Landesmediengesetz unter verfassungs-
rechtlichen Gesichtspunkten zu bewerten. Das 
heißt, meine Kollegen von der SPD: Ihr realpoliti-
sches Handeln — das ist unsere Befürchtung — 
steht nicht im Einklang mit Ihrer Klage vor dem 
Bundesverfassungsgericht. Insofern setzen Sie Ihre 
medienpolitische Glaubwürdigkeit aufs Spiel. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Die haben die 
doch gar nicht!) 

Wir GRÜNEN treten — das möchte ich ganz zum 
Schluß sagen — für eine Veränderung der Rund-
funklandschaft zur Erreichung von mehr tatsächli-
cher Meinungsvielfalt ein, z. B. durch Zulassung 
freier, nichtkommerzieller Radios oder die Einrich-
tung von lokalem Hörfunk und Fernsehen. Einem 
bloßen Mehr — ich komme zum Ende — an Unter-
haltungsprogrammen bei gleichzeitiger Verödung 
des Programm- und Meinungsspektrums stellen 
wir uns in den Weg. Angesichts der Gefahren, die 
die neuen Medientechnologien für unsere kulturelle 
und soziale Lebensweise beinhalten, müssen wir 
strikt auf den Auftrag des Grundgesetzes achten, 
die Rundfunkfreiheit so auszugestalten, daß ein 
Höchstmaß an Meinungsvielfalt ermöglicht wird. 

Deswegen, meine Kolleginnen und Kollegen, bitte 
ich Sie auch herzlich, unserem Änderungsantrag 
zuzustimmen, daß der Bundestag gegenüber dem 
Bundesverfassungsgericht von der Möglichkeit zur 
Stellungnahme Gebrauch machen möge. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 
(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Saurin. 

Saurin (CDU/CSU): Herr Kollege Mann, die CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion wird Ihren Antrag, eine 
Stellungnahme abzugeben oder aber auch von sei-
ten des Deutschen Bundestages dem Verfahren im 
Zusammenhang mit der Normenkontrollklage der 
SPD-Abgeordneten beizutreten, ablehnen. Ein Bei-
tritt zu diesem Verfahren oder auch eine Stellung-
nahme des Deutschen Bundestages stößt einerseits 
in materiell-rechtlicher Hinsicht auf ganz erhebli-
che Bedenken und würde zum zweiten, da ganz ent-
scheidend Länderkompetenzen berührt sind, den 
Bundestag, glaube ich, überfordern. 

(Mann [GRÜNE]: Es geht um Art. 5!) 

Wenn von Ihnen viele Punkte gegen das nieder-
sächsische Landesrundfunkgesetz vorgebracht wer-
den, muß man, glaube ich, doch einmal eines deut-
lich feststellen. Sowohl der SPD wie auch den GRÜ-
NEN geht es doch letztlich darum, eine reaktionäre 
Zementierung der öffentlich-rechtlichen Medien-
landschaft in Funk und Fernsehen vorzunehmen. 

(Mann [GRÜNE]: Das hätte Herr Weirich 
auch so sagen können!) 

Die Klage der SPD, Ihre Aussagen hier sind Aus-
druck einer medienpolitischen Konzeptionslosig-
keit. Wenn nicht unionsregierte Länder die Füh-
rung im Medienbereich ergriffen hätten, hätten wir 
die Medienzukunft in der Bundesrepublik Deutsch-
land verschlafen. Diejenigen in der Bundesrepublik 
Deutschland, die sonst immer den mündigen Bür-
gern predigen, haben Angst, daß der Bürger Me-
dienvielfalt, Programmvielfalt selbständig und 
mündig benutzen kann, u. a. dadurch, daß er z. B. 
auch einen Knopf gebrauchen kann, wenn es ihm 
nicht gefällt. 

Wenn Sie konkrete Kritikpunkte am niedersäch-
sischen Landesrundfunkgesetz angesprochen ha-
ben, so ist festzustellen, daß die Angebotsvielfalt 
durch den Landesrundfunkausschuß gewährleistet 
wird, der sogar binnenpluralistisch zusammenge-
setzt ist. Als zweites hat dieser Landesrundfunkaus-
schuß Sanktionsmöglichkeiten gegen den Miß-
brauch der Programmaufträge, die im Landesrund-
funkgesetz formuliert sind. 

In § 15 Satz 2 des Landesrundfunkgesetzes gibt es 
Ausgewogenheitsvorschriften. Feststellungen, An-
weisungen und Widerrufe des Landesrundfunkaus-
schusses sind Verwaltungsakte und damit kontrol-
lierbar. 

Wir haben eine gegenständliche Vielfalt formu-
liert, die über das hinausgeht, was die Verfassungs-
rechtsprechung überhaupt nur sehr geringfügig 
vorschreibt. Wir haben in Niedersachsen ein Profes-
sionalitätserfordernis — nicht um viele zu verhin-
dern, sondern um privatem Rundfunk überhaupt ei-
nen Anfang zu sichern und ihm eine Chance zu 
geben. 

Die Staatsferne ist in Niedersachsen dadurch ge-
sichert, daß der Landesrundfunkausschuß selbstän-
dig alle wichtigen wertenden Entscheidungen unab-
hängig von der Landesregierung trifft. Und es ist 
dort ein ausreichender Persönlichkeitsschutz vorge-
sehen. 

Ich glaube, daß wir am heutigen Tage nicht ein-
fach nur Regelungen kritisieren können. Vielmehr 
müssen wir neue Regelungen eine Chance geben. 
Da sich die Medienlandschaft in Zukunft verändern 
wird, kann ein Gesetz heute nicht alles in weiser 
Voraussicht bereits regeln, was die Programmviel-
falt der Zukunft überhaupt erst als Auftrag an den 
Gesetzgeber herantragen wird. 

(Zuruf von der FDP: So ist es!) 

Deshalb sollte das niedersächsische Landesrund-
funkgesetz eine Chance haben. 

Wenn wir Ihren Weg und den Weg der SPD be-
schreiten, wäre sichergestellt, daß wir uns in der 
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Saurin 
Bundesrepublik Deutschland auch in den nächsten 
zehn, 15 oder 20 Jahren aus der medienpolitischen 
Zukunft verabschieden und letztlich ausländische 
Programme die Medienvielfalt in der Bundesrepu-
blik Deutschland sicherstellen und zusätzliche Sen-
dungen für die Bürger anbieten. 

Ihre Position reicht von einer totalen Blockadepo-
litik in Hessen, wo überhaupt nichts passiert, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es!) 

über widersprüchlichste Gesetzgebungen in Nieder-
sachsen, die ein reines Taktieren vor Wahlen dar-
stellen, bis hin zu gewissen anpassenden Momen-
ten anderer Bundesländer, um gewisse Gemein-
samkeiten auf Grund einer Verbundheit — z. B. 
beim NDR mit Schleswig-Holstein und Niedersach-
sen — sicherzustellen. 

Die CDU/CSU wird diesem Verfahren nicht bei-
treten und hält es nicht für nötig, hier eine Stellung-
nahme abzugeben. Wir sind der Meinung, daß wir in 
mehreren Bundesländern Bahnbrechendes mit un-
serer neuen Mediengesetzgebung erreicht haben, 
erreichen werden und damit letztendlich sicherstel-
len werden, daß der Bürger in Zukunft wählen 
kann, was er im Fernsehen sehen will, und nicht Sie 
oder die Genossen ihm vorschreiben, was er sehen 
darf. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Dr. Emmerlich. 

Dr. Emmerlich (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Wegen der Vielzahl 
der beim Bundesverfassungsgericht anhängig wer-
denden Streitigkeiten hat der Bundestag bisher nur 
dann Stellung genommen, wenn seine Rechte und 
die der Abgeordneten tangiert waren, oder in beson-
deren Ausnahmefällen. Beide Voraussetzungen 
sind im vorliegenden Fall nicht gegeben. Schon des-
halb schlagen wir nicht vor, eine Stellungnahme 
des Bundestages abzugeben. 

(Beifall bei der FDP) 

Hinzu, verehrter Herr Mann, kommt aber eine 
weitere Erwägung aus unserer Sicht. Sie haben es 
soeben gehört: Wir gehen zu Recht davon aus, daß 
die derzeitige Mehrheit des Bundestages aus CDU/ 
CSU und FDP in einer Stellungnahme der nieder-
sächsischen Landesregierung Hilfe zuteil werden 
lassen würde. 

(Beckmann [FDP]: Sehr fein gesprochen!) 

Wenn Sie derartiges erreichen wollen, muß ich Ih-
nen sagen: Ich halte eine derartige Unterstützung 
für Herrn Albrecht durch den Deutschen Bundes-
tag nicht für hilfreich. Sie scheinen da offenbar an-
derer Meinung zu sein. 

(Mann [GRÜNE]: Das Bundesverfassungs

-

gericht würde es sicher nicht wundern, wie 
diese Mehrheit Stellung nähme!) 

Die Kritik an der Medienpolitik der SPD, die hier 
von Herrn Saurin vorgetragen worden ist, geht 

ebenso fehl wie die Kritik, die Sie, Herr Mann, vor-
getragen haben. 

(Mann [GRÜNE]: Sie sitzen hier zwischen 
allen Stühlen!) 

Wir Sozialdemokraten wollen verhindern, daß 
Rundfunk und Fernsehen in die Hände mächtiger 
privater Finanzgruppen fallen und von CDU-Lan-
desregierungen gegängelt werden können, wie es 
jetzt in Niedersachsen durch die Regierung Al-
brecht versucht wird. 

(Vogel [München] [GRÜNE]: Die ist so

-

wieso bald weg!) 

Wir kämpfen darüber hinaus gegen ein Fern-
sehen und gegen einen Rundfunk, die vom Kom

-merz beherrscht sind und in denen die Programm-
gestaltung nahezu ausschließlich von der Höhe der 
Einschaltquote bestimmt wird. Wir wollen nicht, 
daß durch Rundfunk und Fernsehen den Menschen 
die Fähigkeit, miteinander zu reden, ihre Freizeit 
selbst zu gestalten und ein erfülltes Familienleben 
zu führen, sehr geehrter Herr Seesing, mehr und 
mehr genommen wird. Wir verfolgen diese Ziele be-
harrlich und im Rahmen des Möglichen. Eine me-
dienpolitische Zukunft, die diesen Grundsätzen wi-
derspricht, ist keine Zukunft, sondern ein bekla-
genswerter Zustand. Diesen beklagenswerten Zu-
stand will die CDU/CSU herbeiführen. 

(Beifall bei der SPD) 

Weil die GRÜNEN nirgendwo Verantwortung tra-
gen und auch nicht bereit sind, Verantwortung zu 
übernehmen, 

(Vogel [München] [GRÜNE]: So ein 
Quatsch! — Ströbele [GRÜNE]: Geben Sie 

uns doch die Verantwortung!) 

glauben sie, es sich erlauben zu können, die techno-
logische Entwicklung und die Machtpositionen, die 
die CDU und die CSU im Bund und in den Ländern 
einnehmen, mit ihren schönen Reden zu ignorie-
ren. 

(Mann [GRÜNE]: Wir haben auch Gesetz

-

entwürfe eingebracht, Herr Kollege Em

-

merlich! Machen Sie sich einmal sachkun

-

dig!) 

Die GRÜNEN sind nicht bereit und nicht in der 
Lage, nüchtern zu prüfen, welche realen Möglich-
keiten es gibt, der Medienpolitik von CDU und CSU 
entgegenzutreten. Weil sie fehlenden Realitätssinn 
haben, haben sie heute hier den Antrag gestellt, die 
Mehrheit des Bundestages möge eine Stellung-
nahme beim Bundesverfassungsgericht abgeben. 
Dieser fehlende Realitätssinn ist es, was sie daran 
hindern wird, das Vertrauen der Bürger, das sie ein-
mal fälschlicherweise errungen hatten, zu erhalten, 
geschweige denn zu mehren. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD — Vogel [München] 
[GRÜNE]: Das sind dumme Sprüche! Un

-

glaublich! — Mann [GRÜNE]: Ich wollte 
mal Zeuge des medienpolitischen Eiertan

-

zes der SPD werden. Das ist jetzt gelun

-

gen!) 
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Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Kleinert (Hannover). 

Kleinert (Hannover) (FDP): Meine sehr verehrten 
Damen! Meine Herren! Das Ding sieht sich so for-
mal, so theoretisch an, und doch steckt eigentlich 
mehr dahinter, als man aus den Worten der Vorred-
ner zu dieser Stunde heraushören konnte. Ich bin 
schon der Meinung, daß wir uns sehr intensiv mit 
der Frage befassen sollten, wie und in welcher 
Weise die Dinge gestaltet werden, die man durch-
aus abstellen kann, wenn jedermann die Kraft dazu 
hat, und ich rate dringend zum Abstellen. Darin 
waren sich wohl alle einig. Insbesondere die letzten 
pessimistischen Prognosen von Ihnen, Herr Em-
merlich, teile ich durchaus. Alles, was da von Fami-
lie und Freizeit und von vernünftigem Miteinander

-

umgehen von Ihnen gekommen ist, akzeptiere ich. 

Aber nun haben Sie sich ein ganz drolliges 
Thema ausgesucht, und dann haben Sie auch noch 
gesagt: Als Fraktion machen wir das sowieso nicht; 
das machen wir als Abgeordnete. Dabei ist mir in 
der Akte aufgefallen, daß Sie noch einmal fünf, die 
wohl gerade verreist waren, mit einer besonderen 
Vollmacht nachgeschoben haben, um sich näher an 
die Fraktionszahl heranzukrabbeln. Andere Gründe 
kann das eigentlich gar nicht gehabt haben. Ich ver-
stehe das nicht. Sie können doch ganz locker mal 
hergegangen sein, und die gerade da sind, stimmen 
zu. Es waren immerhin 196 Mann; bei Ihnen geht 
das ja alles recht zackig zu. Da hätten Sie es doch 
mit den 196 Mann gut sein lassen können. Aber 
nein, es mußten noch einmal fünfe mit Extravoll-
macht nachgeschoben werden. 

(Ströbele [GRÜNE]: Die Fraktion war vor

-

her schon da!) 

Ich will mich auf folgendes beschränken: Wissen 
Sie, das Bundesverfassungsgericht sollte wohl eine 
möglichst breite Palette von tatsächlichen Vor-
kommnissen — so möchte ich es mal nennen — auf 
dem Gebiet der Landesgesetzgebung zur Verfügung 
haben, wenn es dann zu befinden hat, was es mit 
dieser Landesgesetzgebung auf sich hat. Wir möch-
ten Ihnen das nicht gern allein überlassen, aber 
darüber reden wir noch. Bloß, warum Sie sich aus-
gerechnet ein so sehr harmloses Gesetz wie das nie-
dersächsische mit seiner wenigstens mal einiger-
maßen privat ausgerichteten Grundlinie vorgenom-
men haben, statt sich mal am WDR zu orientieren, 
das verstehen wir einfach nicht so recht. 

(Beifall bei der FDP — Dr. Emmerlich 
[SPD]: Als Unternehmerpartei verstehen 
Sie das nicht! Das ist ganz klar! Das ent

-

spricht exakt Ihren Interessen!) 

— Herr Emmerlich, wir kennen uns viel zu lange, 
als daß Sie das ernst meinen können, was Sie eben 
gesagt haben. 

(Dr. Emmerlich [SPD]: Was sind Sie denn 
anderes als Unternehmerpartei?) 

Die kleinen Leute sind die einzigen, die zu bezahlen 
hätten, wenn Sie regierten. Und die kleinen Leute 
sind die einzigen, die in ganz großem Stile die Nutz-
nießer sind, wenn die Wirtschaft dieses Landes flo

-

riert, und diesen Sachverhalt werden wir immer 
wieder betonen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Das möchten wir uns auch nicht von irgendwelchen 
grämlichen Rundfunkbeamten zerreden lassen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Diese grämlichen Rundfunkbeamten hätten Sie 
sich mal einfallen lassen müssen, wenn Sie sich 
schon so hilfreiche Gedanken über die Medienland-
schaft machen. 

In einigen Punkten — unsere Landtagsfraktion 
hat das im Niedersächsischen Landtag ausgeführt 
— ist uns die Staatsferne nicht klar genug. 

(Hört ! Hört! bei den GRÜNEN) 

Da gibt es einige Punkte, über die man reden kann. 
Wir sind dabei. Bloß, ich lasse mir doch nicht von 
jemandem, der auf beiden Augen blind ist, sagen, 
daß ich schiele. 

(Heiterkeit) 

Das geht doch nicht. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, bevor 
Sie zu weiteren Organen des Körpers kommen, die 
auch irgendwie beteiligt sein könnten: Da möchte 
jemand eine Zwischenfrage stellen. 

Kleinert (Hannover) (FDP): Bitte schön, Herr 
Mann! 

Mann (GRÜNE): Vielen Dank, Herr Kollege Klei-
nert. 

Sie haben von den kleinen Leuten gesprochen. 
Stimmen Sie mir darin zu, daß auch die kleinen 
Leute über die Rundfunk- und Fernsehgebühren 
heute schon und in Zukunft erst recht die Kosten 
dieses kommerziellen Fernsehens tragen sollen und 
daß die kleinen Leute fürwahr das Geld für andere 
Dinge benötigen, als mit weiteren Programmen 
überschwemmt zu werden 

(Zuruf von der SPD) 

— ja, es ist so üblich, daß die Fragen hier so gestellt 
werden; das haben wir inzwischen auch schon ge-
lernt —, und daß sie danach überhaupt kein Bedürf-
nis haben? Und geben Sie mir weiter zu, daß die 
kleinen Leute heute schon mit 20 Pfennig an den 
Pilotprojekten beteiligt sind, bei denen 99% aller 
Haushalte für 1 % der Haushalte im Projektgebiet 
zahlen müssen? Stimmen Sie mir darin zu, daß das 
die kleinen Leute sind? 

Kleinert (Hannover) (FDP): Mit Freude, Herr 
Mann, erkenne ich, daß Sie anfangen, mich zu ver-
stehen, 

(Heiterkeit) 

weil Sie soeben zutreffend zum Ausdruck gebracht 
haben, daß dieses Land nicht aus ein paar Großkop-
feten besteht, über die Illustrierte berichten, son-
dern aus unheimlich vielen kleinen Leuten. Dieses 
Land besteht überhaupt aus kleinen Leuten. Und 
deshalb interessieren wir uns dafür, wie man es am 
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Kleinert (Hannover) 
besten einrichtet, daß die bei den anstehenden Pro-
blemen möglichst gut wegkommen. Dazu brauchen 
wir gar keine neuen Parteierfindungen. Darüber 
haben wir schon vor Ihnen nachgedacht. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Und in der ganzen medienpolitischen Frage, Herr 
Emmerlich, sage ich nur eines: Dat ick en Dösbüd-
del bin, dat argert mi nich. Dat 'n Dösbüddel mi dat 
secht, dat argert mi. 

(Heiterkeit und Beifall bei der FDP und 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Wie ick den Laden hier 
kenne, war det jetzt Niedersächsisch. 

(Heiterkeit) 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung, und zwar zuerst 
über den Änderungsantrag der Fraktion DIE GRÜ-
NEN auf Drucksache 10/3822. Wer dem Änderungs-
antrag der GRÜNEN-Fraktion zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — Wer 
stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Damit ist der 
Änderungsantrag mit Mehrheit abgelehnt. 

Wir stimmen nunmehr über die Beschlußemp-
fehlung des Rechtsausschusses auf Drucksache 
10/3351 ab. Wer dieser Beschlußempfehlung zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Dann  ist diese Beschlußempfehlung des Ausschus-
ses mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Punkt 11 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
10. September 1984 zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Republik Bu-
rundi über die Förderung und den gegensei-
tigen Schutz von Kapitalanlagen 
— Drucksache 10/3286 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
— Drucksache 10/3524 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Auhagen 

(Erste Beratung 140. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Das Wort zur Aussprache wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich rufe das 
Gesetz mit seinen Art. 1 bis 3, Einleitung und Ober-
schrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Stimmenthaltungen? — Dann 
ist das Gesetz mit Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent

-

wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
1. Oktober 1984 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Dominicanischen 
Bund über die Förderung und den gegensei-
tigen Schutz von Kapitalanlagen 

— Drucksache 10/3287 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

— Drucksache 10/3525 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Mitzscherling 

(Erste Beratung 140. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Das Wort zur Aussprache wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung. Ich rufe das 
Gesetz mit seinen Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-
schrift auf. Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustim-
men wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Die 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Das Gesetz ist mit 
Mehrheit angenommen. 

Ich rufe den Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Lohnstatistik 

— Drucksache 10/1916 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 
— Drucksache 10/3577 — 
Berichterstatter: 
Abgeordneter Müller (Wesseling) 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 
— Drucksache 10/3578 — 
Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler 
Dr. Friedmann 
Frau Seiler-Albring 
Dr. Müller (Bremen) 

(Erste Beratung 83. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Das Wort zur Aussprache wird nicht gewünscht. 

Ich rufe die  Art. 1 bis 3, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Enthaltungen? — Dann sind die aufgerufe-
nen Vorschriften angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. 
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Vizepräsident Westphal 
Wer dem Gesetz als Ganzem zuzustimmen 

wünscht, den bitte ich, sich zu erheben. — Wer 
stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 
— Das Gesetz ist mit Mehrheit bei einigen Enthal-
tungen angenommen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Lastenausgleichsbank 
— Drucksache 10/2873 — 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 
— Drucksache 10/3597 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Nöbel 
Krey 

(Erste Beratung 126. Sitzung) 

Wird das Wort zur Berichterstattung gewünscht? 
— Das ist nicht der Fall. 

Das Wort zur Aussprache wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung. 

Ich rufe die Art. 1 bis 6, die Einleitung und die 
Überschrift mit den vom Ausschuß empfohlenen 
Änderungen auf. Wer den aufgerufenen Vorschrif-
ten zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — Damit sind die aufgerufenen Vorschrif-
ten mit Mehrheit angenommen. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Das Gesetz ist mit großer Mehr-
heit bei drei Gegenstimmen und einer Enthaltung 
angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 15 bis 22 auf: 

15. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen 
im Verkehr mit ausländischen Staaten (Aus-
landsunterhaltsgesetz; AUG) 

— Drucksache 10/3662 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

16. Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines ... Strafrechtsände-
rungsgesetzes (... StrÄndG) — § 168 StGB 
— Drucksache 10/3758 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

17. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 

Änderung des Bundesentschädigungs- und 
des Rechtsträger-Abwicklungsgesetzes 

— Drucksache 10/3651 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

18. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
vordringlichen Regelung von Fragen der Be-
steuerung von Personengesellschaften 

— Drucksache 10/3663 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

19. Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung des Einkommensteuergesetzes, des 
Körperschaftsteuergesetzes und des Bewer-
tungsgesetzes 

— Drucksache 10/3426 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Finanzausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
Haushaltsausschuß gemäß § 96 GO 

20. Erste Beratung des vom Bundesrat einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zur Ände-
rung tarifrechtlicher Bestimmungen im See-
hafenhinterlandverkehr 

— Drucksache 10/3532 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

21. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zu 
dem Protokoll vom 2. März 1983 zur Ände-
rung des Übereinkommens zur Verhütung 
der Meeresverschmutzung durch das Ein-
bringen durch Schiffe und Luftfahrzeuge 

— Drucksache 10/3647 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Innenausschuß 
Verteidigungsausschuß 

22. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Dritten Geset-
zes zur Änderung des Gesetzes über die Auf-
gaben des Bundes auf dem Gebiet der Bin-
nenschiffahrt 

— Drucksache 10/3661 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Ausschuß für Verkehr (federführend) 
Innenausschuß 
Sportausschuß 

Das Wort wird dazu nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt die Überweisung der Ge-
setzentwürfe auf den Drucksachen 10/3662, 10/3758, 
10/3651, 10/3663, 10/3426, 10/3532, 10/3647 und 
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Vizepräsident Westphal 
10/3661 an die in der Tagesordnung aufgeführten 
Ausschüsse vor. Gibt es dazu anderweitige Vor-
schläge? — Das ist nicht der Fall. Dann sind die 
Überweisungen so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfrak-
tionellen Vereinbarung soll der Tagesordnungs-
punkt 23 abgesetzt werden. — Ich stelle fest, daß 
Sie damit einverstanden sind. 

Dann kommt der Tagesordnungspunkt 24, den 
ich jetzt aufrufe: 

Beratung des Antrags des Bundesministers 
der Finanzen Veräußerung des bundeseige-
nen Geländes in München, Ingolstädter 
Straße 172 
— Drucksache 10/3619 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 
Haushaltsausschuß 

Das Wort dazu wird nicht gewünscht. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag an den 
Haushaltsausschuß zu überweisen. Gibt es ander-
weitige Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann 
ist die Überweisung so beschlossen. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 25 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Aus-
schuß) zu der Unterrichtung durch die Bun-
desregierung 
Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über 
die Niederlassungsfreiheit und den freien 
Dienstleistungsverkehr auf dem Gebiet des 
Hypothekarkredits 
— Drucksachen 10/2952 Nr. 15, 10/3776 — 
Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Kreile 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Finanzausschusses auf Drucksache 
10/3776. Wer dieser Beschlußempfehlung zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die Be-
schlußempfehlung des Ausschusses ist bei einigen 
Enthaltungen angenommen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 26 a) und b) 
auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 92 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/3785 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 94 des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) über Anträge 
zu Petitionen 

— Drucksache 10/3786 — 

Das Wort wird nicht gewünscht. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer den Be-
schlußempfehlungen des Petitionsausschusses zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — 
Die  Beschlußempfehlungen des Petitionsausschus-
ses sind mit großer Mehrheit bei drei Enthaltungen 
angenommen worden. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer heutigen Tagesordnung. Ich berufe 
die nächste Sitzung des Deutschen Bundestages auf 
morgen Freitag, den 13. September 1985, 8 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 20.34 Uhr) 

Berichtigung 

154. Sitzung, Seite 11566 B, Zeile 11: Statt „frauen-
feindlich" ist „frauenfreundlich" zu lesen. 
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Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (SPD) (Druck-
sache 10/3795 Fragen 14 und 15): 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Warum haben im Landkreis Rastatt und in der Kurstadt 
Baden-Baden die Maßnahmen zur Luftraumüberwachung 
und Minderung des Fluglärms, der vom Militärflughafen Söl-
lingen ausgeht, nachgelassen, und was gedenkt die Bundes-
regierung zum Schutz der Bürger zu unternehmen? 

Wann wird der bereits mehrmals vom Bundesministerium 
der Verteidigung zugesagte Einsatz von Radarkontrollgerä-
ten im Luftraum von Baden-Baden definitiv erfolgen? 

1. Ergebnisse von sogenannten Lärmkonferen-
zen in Söllingen und in Lahr haben in eindeutigen 
Flugbetriebsanweisungen beider Flugplätze ihren 
Niederschlag gefunden. Von einem Nachlassen der 
Bemühungen, den Fluglärm auch im Raum Rastatt 
im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten zu min-
dern, kann daher nicht gesprochen werden. 

Im Monat August ist dieser Luftraum lediglich 
oberhalb 3 300 m stärker als sonst genutzt worden. 
Dies wird in Kürze eingestellt. 

Ausbildungsmaßnahmen dieser Art erfolgen aus-
schließlich zum Schutz der Bürger, sie sind kein 
Selbstzweck. 

2. Der Einsatz des Tiefflugüberwachungsgeräts 
Skyguard im Raum Baden-Baden ist vom Bundes-
ministerium der Verteidigung bereits zugesagt wor-
den. Aufgrund der Vielzahl der vorzusehenden Ein-
satzorte und der begrenzten Kapazität war eine 
Durchführung im Raum Baden-Baden bzw. im 
Landkreis Rastatt bisher noch nicht möglich. Der 
Einsatz ist inzwischen zeitlich festgelegt. Der ge-
naue Termin wird aus verständlichen Gründen vor-
her öffentlich nicht genannt. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Dörflinger (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/3795 Frage 16): 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die in vielen 
Städten der Bundesrepublik Deutschland mit großem Erfolg 
gezeigte Wanderausstellung „Aufstand des Gewissens. Der 
militärische Widerstand gegen Hitler und das NS-Regime 
1933 bis 1945" geeignet ist, die Wurzeln des deutschen Wider-
standes im nationalsozialistischen Terrorregime der Bevöl-
kerung anschaulich und wirkungsvoll nahezubringen, und 
wie beurteilt die Bundesregierung vor diesem Hintergrund 
Meldungen, wonach es der saarländische Ministerpräsident 
abgelehnt habe, die Schirmherrschaft über die jetzt im Saar-
land laufende Ausstellung zu übernehmen? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
Wanderausstellung „Aufstand des Gewissens. Der 
militärische Widerstand gegen Hitler" gut geeignet 
ist, Wurzeln des deutschen Widerstandes der Bevöl-
kerung anschaulich und wirkungsvoll nahezubrin-
gen. 

Die Ausstellung wurde in der Öffentlichkeit, den 
Medien und in der Bundeswehr überaus positiv auf-
genommen. 

Die starke Nachfrage nach der Ausstellung 
führte zu einer Verlängerung des Ausstellungspro- 
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gramms und zum mehrfachen Nachdruck des Kata-
logs. 

Im Saarland wurde in der Landeshauptstadt 
Saarbrücken kein geeigneter Raum für diese Aus-
stellung gefunden, deshalb wurde nach Saarlouis 
ausgewichen. 

Es trifft zu, daß auf die schriftlich vorgetragene 
Bitte, die Schirmherrschaft zu übernehmen, der 
saarländische Ministerpräsident durch seine Per-
sönliche Referentin mitteilen ließ, daß er dieses, wie 
er sagte aus Zeitgründen, nicht tun könne. Der dar-
aufhin gebetene Landtagspräsident des Saarlandes 
lehnte ebenfalls unter Berufung auf Zeitgründe die 
Übernahme der Schirmherrschaft ab. Beide waren 
auch trotz entsprechender Bitte nicht bereit, ein 
schriftlich abgefaßtes Grußwort, das dann zu Be-
ginn der Ausstellung hätte verlesen werden sollen, 
zu übermitteln. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Paterna (SPD) (Drucksache 10/3795 
Fragen 55 und 56): 

Welche Gründe haben die Deutsche Bundespost veranlaßt, 
sich jetzt entgegen ursprünglicher Zielrichtung bei der Be-
schaffung von Computer-Systemen für IBM-Angebote mit 
konzerneigenem SNA-Standard zu entscheiden, und welche 
anderen Ressorts wurden bei dieser Entscheidung beteiligt? 

Welche Reaktionen europäischer Hersteller und Gremien 
auf die Entscheidung der Deutschen Bundespost (DBP) zu-
gunsten des IBM-Standards und zu Lasten eines offenen 
Übertragungsstandards (OSI) sind der Bundesregierung be-
kannt, und wie stellt sie sich zu dem Urteil, mit dieser 
Beschaffungspolitik der DBP werde den mit Milliarden DM 
auch öffentlicher Gelder geförderten Bemühungen um ein 
Gegengewicht zu dem im Markt dominierenden Branchen-
riesen IBM und um einen zukünftig freieren Wettbewerb 
zugunsten auch westeuropäischer Hersteller ein schwerer 
Schlag versetzt? 

Zu Frage 55: 

Der Bundesregierung sind kritische Pressemel-
dungen über die Entscheidung der Deutschen Bun-
despost zur Beschaffung von DV-Systemen für die 
Mittelbehörden bekannt. Diese Kritik ist unzutref-
fend. Der dabei erweckte Eindruck, die Deutsche 
Bundespost sei von ihrer ursprünglichen Zielrich-
tung abgewichen, ist falsch. Richtig ist vielmehr das 
die Deutsche Bundespost die angesprochenen Com-
putersysteme weltweit im Wettbewerb ausgewählt 
und unter Anwendung der auch für die Mitglied-
staaten der EG geltenden Bestimmungen des soge-
nannten GATT-Codex „Regierungseinkäufe" ausge-
schrieben hat. Hierzu gibt es eine Veröffentlichung 
im Supplement zum Amtsblatt der EG vom 16. Ok-
tober 1984. 

Die Auswahl der angesprochenen Computersy-
steme erfolgte im Wettbewerb. Nach Wertung der 
Angebote in technischer, betrieblicher, kostenmäßi-
ger und kaufmännischer Hinsicht war dem wirt-
schaftlichsten Bieter der Zuschlag zu erteilen. Hin-
sichtlich der Kommunikationsschnittstellen hält 

sich die Deutsche Bundespost an die Forderungen 
der Bundesregierung, die im Regierungsbericht zur 
Informationstechnik (BR-Drs. 291/84 vom 7. Juni 
1984) festgelegt sind. 

Diese Forderungen sind auch in dem angespro-
chenen Beschaffungsfall erfüllt. 

Vertraglich ist die Offenlegung der Schnittstellen 
sichergestellt, so daß das Marktangebot voll aus

-

schöpfbar bleibt. Darüber hinaus ist der Übergang 
auf normierte Schnittstellen entsprechend OSI 
ebenfalls vertraglich abgesichert. Abstimmungen 
mit anderen Ressorts waren bei der dargestellten 
Sachlage nicht erforderlich. 

Zu Frage 56: 

Die Deutsche Bundespost hat sich nicht gegen 
einen offenen Übertragungsstandard (OSI) ent-
schieden. Die Deutsche Bundespost ist vielmehr 
daran interessiert, daß der Normierungsprozeß für 
die Kommunikationsprotokolle vorangetrieben 
wird; es ist auch für die angesprochenen Computer-
systeme vertraglich festgelegt, daß die offenen 
Übertragungsstandards dann, wenn OSI-Normen 
vorliegen, genutzt werden können. 

Im übrigen geht die Annahme, die Deutsche Bun-
despost habe die Entwicklungsförderung von OSI 
mit öffentlichen Mitteln durch die angesprochene 
Beschaffungsmaßnahme unterlaufen, deshalb fehl, 
weil die Ausschreibung diese Entwicklung voll mit

-

einbezogen hat. 

Ich möchte noch hinzufügen, daß auch dadurch 
Verwirrung entstanden ist, daß in einer Pressemit-
teilung der Eindruck erweckt worden ist, daß es bei 
dieser Systementscheidung um die Ausrüstung der 
Postschalter mit Schalterterminalsystemen ging. 
Hier handelt es sich aber um ein völlig getrenntes 
Auswahlverfahren, für das auch ein anderes Unter-
nehmen den Zuschlag erhalten hat. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Klejdzinski (SPD) (Drucksache 
10/3795 Fragen 57 und 58): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß vereinzelt Aufkleber 
auf Postkästen und in Telefonzellen aufgetaucht sind, die die 
Bundesbürger im Namen des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen, Dr. Schwarz-Schilling, und seiner Son-
nenscheinfabrik in Berlin auffordern, gebrauchte Batterien 
in die Briefkästen der Deutschen Bundespost zu werfen, da-
mit diese umweltfreundlich vernichtet werden können, und 
wenn ja, wie wird die Bundesregierung auf diese gefälschten 
Aufkleber reagieren? 

Sollten Batterien in die Briefkästen geworfen werden, wer-
den diese Batterien dann von der Deutschen Bundespost 
auch wirklich umweltfreundlich vernichtet werden? 

Zu Frage 57: 

Ja. Die Deutsche Bundespost hat ihre Dienststel-
len angewiesen, die Aufkleber zu entfernen. 
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Zu Frage 58: 
Ja. 

Alte Batterien und ähnliche Abfallstoffe werden 
im Bereich der Deutschen Bundespost als Sonder-
müll behandelt. Außerdem wurde die Öffentlichkeit 
durch Pressemeldungen darüber informiert, daß es 
sich beim Bekleben der postalischen Einrichtungen 
um groben Unfug handle. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Reschke (SPD) (Drucksache 
10/3795 Fragen 59 und 60): 

Wie viele Wohneigentumsobjekte wurden von 1965 bis 1980 
— jeweils aufgegliedert in Fünfjahreszeiträume — und in 
den einzelnen Jahren von 1981 bis 1985 jeweils im 1. und 2. 
Förderweg gefördert? 

Wie viele Eigentumsmaßnahmen wären in den genannten 
Zeiträumen bzw. einzelnen Jahren jeweils im 1. und 2. För-
derweg rein rechnerisch gefördert worden, wenn nur die För-
dermittel des Bundes zur Verfügung gestanden hätten? 

Zu Frage 59: 

Die Zahl der im sozialen Wohnungsbau (1. und 
2. Förderungsweg) geförderten Eigentümerwohnun-
gen hat sich seit 1965 wie folgt entwickelt: 

geförderte Wohnungen 

Zeitraum bzw. Jahr ins

-

gesamt 1. FW 	2. FW 

1965-1969 (nur Gesamt-
summe ver-
fügbar) 258 257 

1970-1974 147 535 133 010 
1975-1979 94 940 262 255 
1980 13 142 43 850 
1981 10 601 36 161 
1982 10 580 29 635 
1983 10 258 34 777 
1984 10 219 30 231 

Die besonders hohen Förderungsergebnisse in 
der 2. Hälfte der 70er Jahre sind insbesondere auf 
das damalige — im Jahre 1977 nochmals aus kon-
junkturellen Gründen aufgestockte — Regional-
programm zurückzuführen, für dessen Schulden-
dienst noch heute und auch auf weitere Sicht hohe 
Belastungen im Rahmen des Einzelplans 25 zu tra-
gen sind. Diese Belastungen werden sich z. B. allein 
im Haushaltsjahr 1985 auf 850 Millionen DM belau-
fen. 

Ab 1980 ergab sich unter dem Zwang der Maß-
nahmen zur Haushaltskonsolidierung ein kontinu-
ierlicher Rückgang der Förderungsergebnisse, der 
1983 und 1984 mit Hilfe des Sonderprogramms zur 
Belebung des sozialen Wohnungsbaues und zur 
Stärkung der Baunachfrage abgefangen werden 
konnte. 

Zu Frage 60: 
Die Frage beruht auf einer mit der Verfassungs-

wirklichkeit nicht übereinstimmenden Hypothese. 

Die Verantwortung für die Finanzierung und 
Durchführung des sozialen Wohnungsbaus liegt bei 
den Ländern. Auch wenn sich der Bund mit Finanz-
hilfen — global — an der Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues beteiligt, werden das Volumen und 
die Struktur der Länderprogramme vor allem von 
den selbstverantwortlichen Entscheidungen der 
Länder bestimmt. 

Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Huonker (SPD) (Drucksache 
10/3795 Fragen 61 und 62): 

Wie viele Wohneigentumsobjekte und Mietwohnungen 
könnten rein rechnerisch mit den im Haushaltsentwurf 1986 
und im Entwurf des Finanzplans dafür jeweils vorgesehenen 
Bundesmitteln gefördert werden, wenn der in Prozentsätzen 
der Herstellungskosten ausgedrückte Förderwert (Barwert) 
gegenüber dem Durchschnitt der Jahre 1980 bis 1985 kon-
stant gehalten würde? 

Welche Informationen liegen der Bundesregierung hin-
sichtlich der entsprechenden Länderprogramme für die 
nächsten Jahre vor — aufgeschlüsselt nach 1. und 2. Förder-
weg? 

Die Fragen erwecken den Eindruck, als gebe es 
neben den Förderprogrammen der Länder ein selb-
ständiges Bundesprogramm, aus dem sich ein kon-
kretes Fördervolumen des Bundes für das jeweilige 
Programmjahr ableiten ließe. Der Bund stellt je-
doch seine Fördermittel als Finanzhilfe den Län-
dern zur Verfügung, die aufgrund ihrer originären 
Zuständigkeit über die Programmhöhe, die Auftei-
lung auf Eigentumsmaßnahmen und Mietwohnun-
gen sowie über die Fördersätze entscheiden. Die 
Programmzahlen der Länder einschließlich der An-
gaben zur Förderintensität, die erst eine Aussage 
über den Anteil des Bundes ermöglichen, liegen für 
1986 noch nicht vor. 

Der Bund wird allerdings seine Finanzhilfen vom 
Programmjahr 1986 ab nur noch für Eigentums-
maßnahmen zur Verfügung stellen. D. h. zumindest 
die vorgesehenen Baudarlehen von 446,5 Millionen 
DM und die Aufwendungsdarlehen von 500 Millio-
nen DM müssen für die Förderung von Eigentums-
maßnahmen eingesetzt werden. In welchem Um-
fang Mietwohnungen und zusätzliche Eigentums-
maßnahmen gefördert werden können, entscheiden 
die Bundesländer, die in der Vergangenheit ein 
Mehrfaches der Bundesmittel in ihren Haushalten 
bereitgestellt haben. Die Entwicklung der Bundes-
mittel ergibt sich aus dem Finanzplan des Bundes. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Immer (Altenkirchen) (SPD) (Druck-
sache 10/3795 Frage 69): 

Was hat die Bundesregierung darüber hinaus seit der Es-
kalation der innenpolitischen Auseinandersetzung in der Re-
publik Südafrika im Verlauf dieses Jahres unternommen, um 
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im Hinblick auf eine friedliche, evolutionäre Entwicklung 
Einfluß zu nehmen, und inwieweit betrachtet sich die Bun-
desregierung in dieser Hinsicht als erfolgreich? 

Die Bundesregierung hat sich seit Beginn der Un-
ruhen in Südafrika immer wieder mit Nachdruck 
für den friedlichen Wandel in Südafrika und ein 
Ende der Repression und Gewalt eingesetzt. Ange-
sichts der jüngsten Verhaftungswelle, die nach Ver-
hängung des Ausnahmezustands durch die südafri-
kanische Regierung erfolgte, hat die Bundesregie-
rung zusammen mit ihren Partnern in der Europäi-
schen Gemeinschaft in einer gemeinsamen Erklä-
rung vom 22. Juli 1985 die sofortige Aufhebung des 
Ausnahmezustands und die Freilassung von Nelson 
Mandela sowie aller unter dem Ausnahmerecht In-
haftierten gefordert. 

Am 30. August 1985 hat die Bundesregierung er-
neut an die südafrikanische Regierung appelliert, 
die politischen Gefangenen in Südafrika freizulas-
sen. 

Die Bundesregierung teilt grundsätzlich die Auf-
fassung, daß verstärktes und fortgesetztes Einwir-
ken der westlichen Länder auf die Regierung in 
Pretoria notwendig ist. In der Fortführung des kriti-
schen Dialogs mit Südafrika wird die Bundesregie-
rung weiterhin intensiv darauf hinwirken, daß die 
südafrikanische Regierung die Einsicht findet, ent-
sprechend ihrer historischen Aufgabe endlich mit 
den authentischen Führern der nichtweißen Bevöl-
kerung zu verhandeln, um eine politische und ge-
sellschaftliche Ordnung zu schaffen, die von allen 
Südafrikanern akzeptiert werden kann. 

Am 10. September 1985 haben die Zehn beschlos-
sen: 

Restriktive Maßnahmen u. a. 

— Das Abraten von kulturellen und wissenschaftli-
chen Veranstaltungen, das Einfrieren offizieller 
Kontakte und internationaler Vereinbarungen 
im Bereich des Sports und der Sicherheit. 

— Einstellung des Exports von sensitiver Ausrü-
stung, die für die Polizei und Streitkräfte der 
Republik Südafrika genutzt werden kann. 

Positive Maßnahmen: 

— Verhaltenskodex: Anpassung, Verstärkung Pu-
blizität 

— Hilfsprogramme für gewaltlose Anti-Apartheids-
organisationen, insbesondere die Kirchen 

— Programme zur Unterstützung der Ausbildung 
der nichtweißen Bevölkerung. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Oostergetelo (SPD) (Drucksache 
10/3795 Frage 71): 

Inwieweit sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 
durch Einflußnahme auf deutsche, in der Republik Südafrika 
engagierte Firmen dazu beizutragen, daß durch ein Verhal-
ten dieser Firmen gemäß der relevanten Verhaltenskodices 
zur Gleichbehandlung farbiger Arbeitnehmer Impulse für 
eine evolutionäre wirtschaftliche, rechtliche und politische 
Entwicklung hin zur Gleichberechtigung aller Bevölkerungs-
teile gegeben werden? 

Die Empfehlungen des 1977 im Rahmen der Eu-
ropäischen Politischen Zusammenarbeit (EPZ) aus-
gearbeiteten Verhaltenskodex haben sich auf die 
Arbeits- und Lebensbedingungen der nichtweißen 
Arbeitnehmer von Tochtergesellschaften europäi-
scher Unternehmen in Südafrika erkennbar positiv 
ausgewirkt; zusammen mit den sogenannten „Sulli-
van-Prinzipien" für US-amerikanische Gesellschaf-
ten hat der EG-Verhaltenskodex darüber hinaus 
der Entwicklung der arbeits- und sozialpolitischen 
Verhältnisse in Südafrika wichtige Impulse gege-
ben. Die Bundesregierung sieht aus diesen Grün-
den im Verhaltenskodex ein Instrument des evolu-
tionären sozialen und politischen Wandels in Süd-
afrika. 

Ziel des Kodex ist es, durch die Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der schwarzafri-
kanischen Arbeitnehmer in den Betrieben europäi-
scher Tochtergesellschaften in Südafrika zum Ab-
bau der Rassendiskriminierung beizutragen. Was 
die deutschen Tochtergesellschaften in Südafrika 
anbelangt, so hat die diesjährige Zusammenfassung 
entsprechender Firmenberichte durch die Bundes-
regierung gezeigt, daß unsere Unternehmen wie be-
reits in den Vorjahren die Empfehlungen des Ko-
dex in hohem Maße verwirklicht haben. 

Die Bundesregierung prüft gegenwärtig zusam-
men mit ihren europäischen Partnern in der EPZ 
die Möglichkeiten einer Fortentwicklung des Ver-
haltenskodex. Sie befindet sich hierzu in Gesprä-
chen mit den Spitzenverbänden der deutschen Wirt-
schaft. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Weng (Gerlingen) (FDP) 
(Drucksache 10/3795 Fragen 79): 

Ist die Bundesregierung bereit, Disziplinarverfahren gegen 
in den Osten abgewanderte spionageverdächtigte öffentlich 
Bedienstete derart anzustreben, daß diese keine Versor-
gungsbezüge — vor allem nicht in der DDR — erhalten? 

Die Antwort lautet: Ja! 

Sanktionen, die in den Anspruch eines Beamten 
auf Versorgungsbezüge eingreifen, sind allerdings 
nach den für das Beamtenverhältnis geltenden 
Grundsätzen nur in einem förmlichen Verfahren 
durch ein Disziplinarurteil eines unabhängigen Ge-
richts möglich. Mit Rechtskraft des Urteils auf Ent-
fernung aus dem Dienst (§§ 89, 90, 117 Abs. 6 BDO) 
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verliert der Beamte nach § 11 der Bundesdiszipli

-

narordnung auch seinen Anspruch auf Versorgung. 

Die Bundesregierung hat insoweit bereits alle er-
forderlichen Schritte eingeleitet. 

Im übrigen erfüllen in den Osten abgewanderte 
spionageverdächtige Bedienstete — unbeschadet ei-
nes Disziplinarverfahrens — die Voraussetzungen, 
die nach § 9 des Bundesbesoldungsgesetzes zum 
Verlust der Bezüge führen. Auch insoweit hat die 
Bundesregierung bereits alles Erforderliche veran-
laßt und die Zahlung der Dienstbezüge für die Be-
amten sofort eingestellt. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Reddemann (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/3795 Frage 80): 

War der spätere Präsident des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz, Heribert Hellenbroich, vor oder während der 
Sicherheitsüberprüfung des Agenten Günter Guillaume An-
gehöriger der Abteilung des Bundesamtes für Verfassungs-
schutz, die Guillaumes Sicherheitsüberprüfung vornahm? 

Herr Hellenbroich war weder vor noch während 
der Sicherheitsüberprüfung Guillaume's Angehöri-
ger der Abteilung des Bundesamtes für Verfas-
sungsschutz, die die Überprüfung durchgeführt 
hat. 

Die Sicherheitsüberprüfung wurde in der Zeit 
vom 8. Dezember 1969 bis 26. Januar 1970 von der 
Abteilung V (Geheimschutz) durchgeführt. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Olderog (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/3795 Frage 81): 

Ist der Bundesregierung bekannt, welche Ziele die Deut-
sche Kommunistische Partei (DKP) mit Veranstaltungen, 
wie dem am 15./16. Juni 1985 in Bochum durchgeführten 
„Kulturpolitischen Forum" verfolgt? 

Nach Ansicht der DKP stehen sich in der Bundes-
republik Deutschland wie in jedem sogenannten 
„kapitalistischen" Land zwei Kulturen wie „Feuer 
und Wasser" gegenüber: Die von den orthodoxen, 
d. h. Moskau-orientierten Kommunisten als „ver-
kommene Rechtskultur" bezeichnete nicht-kommu-
nistische Kultur und die von ihnen als „demokrati-
sche und sozialistische Kulturströmung" bezeich-
nete kommunistische Kultur — so nachzulesen in 
der Eigenbeilage zum Presseorgan der DKP „Un-
sere Zeit" (UZ) Nr. 121 vom 26. Juni 1985, Seite 19. 
Seit zwei Jahren diskutiert die DKP verstärkt dar-
über, wie die von ihr als „verkommene Rechtskul-
tur" oder „imperialistische Kultur" bezeichnete Kul-
tur zurückgedrängt und die „marxistische Kultur" 
erfolgreich als Waffe im Klassenkampf eingesetzt 

werden könne. Dabei fordert die Parteiführung, die 
kommunistische „Kulturarbeit" und „Kulturpolitik" 
zu verbessern, um so die Wirksamkeit der Partei 
und ihren „Einfluß unter den Massen" zu erhöhen, 
wie es z. B. in der Eigenbeilage zur „UZ" Nr. 233 
vom 1. Dezember 1984, Seite 70 heißt. Einen vorläu-
figen Höhepunkt bei diesen Bemühungen bildete 
das „Kulturpolitische Forum" im Juni 1985 in Bo-
chum, auf dem die kulturpolitischen Forderungen 
der DKP deutlich ausgesprochen wurden. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
des Abgeordneten Brück (SPD) (Drucksache 
10/3795 Fragen 82 und 83): 

Was hat die Bundesregierung bisher getan, damit es noch 
in diesem Jahr zu einer Einführung des Europa-Passes auch 
in der Bundesrepublik Deutschland kommt und so den For-
derungen des Europäischen Parlaments entsprochen werden 
kann? 

Trifft es zu, daß bei einer gegenwärtigen Reisepaßgebühr 
von 10 DM für den zukünftigen Europa-Paß eine Gebühr von 
40 DM erhoben werden soll? 

Zu Frage 82: 

Die Bundesregierung hat sich aus Gründen der 
inneren Sicherheit für die Einführung eines fäl-
schungssicheren und maschinenlesbaren Europa-
Passes entschieden; denn der Sicherheitsgewinn 
des fälschungssicheren und maschinenlesbaren 
Personalausweises, dessen Einführung bereits die 
frühere Bundesregierung beschlossen hatte, kann 
nur wirksam werden, wenn auch der Reisepaß auf 
den Sicherheitsstandard des neuen Personalaus-
weises gebracht wird. Das Bundeskabinett hatte 
deshalb am 13. Juli 1983 den Entwurf eines neuen 
Paßgesetzes verabschiedet mit dem Ziel, ab 1985 
den fälschungssicheren und maschinenlesbaren 
Europa-Paß auszugeben. Das Volkszählungsurteil 
vom 15. Dezember 1983 erforderte jedoch daten-
schutzrechtliche Ergänzungen des Personalaus-
weisgesetzes und des Paßgesetzentwurfs. Nachdem 
sich die Koalitionsfraktionen im Herbst 1984 über 
eine Novellierung des Personalausweisgesetzes ver-
ständigt hatten, verabschiedete das Bundeskabinett 
am 6. Februar 1985 einen dementsprechenden über-
arbeiteten Paßgesetzentwurf. Die Bundesregierung 
geht davon aus, daß der Bundestag im Herbst 1985 
das Paßgesetz verabschiedet. 

Zu Frage 83: 

Es trifft nicht zu, daß für die Ausgabe des Europa-
Passes eine Gebühr von 40,00 DM beabsichtigt ist. 
Der Paßgesetzentwurf sieht einen Gebührenhöchst-
satz von 30,00 DM vor, der jedoch in der für den tat-
sächlichen Gebührensatz maßgeblichen Paßgebüh-
renverordnung nicht sofort bei Einführung des Eu-
ropa-Passes ausgeschöpft werden soll. Die Bundes-
regierung wird sich aus europapolitischen Gründen 
bei den Ländern dafür einsetzen, daß die Gebühr 
für den Europa-Paß jedenfalls zunächst nicht die 
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derzeitige Paßgebühr von 10,00 DM übersteigt. 
Hierfür ist allerdings die Zustimmung der Länder 
erforderlich. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Erhard auf die Fragen des 
Abgeordneten Eylmann (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3795 Fragen 85 und 86): 

Hält es die Bundesregierung für geboten, eine gesetzliche 
Neuregelung zur Befreiung und Ermäßigung von Notariats-
gebühren anzustreben, nachdem das Bundesverfassungsge-
richt bereits vor über sieben Jahren durch Beschluß vom 
1. März 1978 die in § 144 Abs. 3 Kostenordnung enthaltene 
Regelung insoweit für verfassungswidrig erklärt hat, als 
darin die Notare verpflichtet werden, ihre Gebühren unter 
den annähernd kostendeckenden Durchschnittssatz von 
50 v. H. der Regelgebühren zu ermäßigen, und wann ist gege-
benenfalls mit einer Gesetzesvorlage zu rechnen? 

Hält es die Bundesregierung für angemessen, den Notaren 
bei Tätigkeiten für die öffentliche Hand erhebliche Gebüh-
renermäßigungen zuzumuten, wenn bei Angehörigen ande-
rer Berufe, die Leistungen für die öffentliche Hand erbrin-
gen, solche Kürzungen nicht erfolgen? 

Zu Frage 85: 

Die Bundesregierung strebt eine gesetzliche Neu-
regelung an. Es hat sich als äußerst schwierig er-
wiesen, eine Regelung zu finden, die die divergie-
renden Interessen der Notare und der an einer Ge-
bührenbegünstigung Interessierten zum Ausgleich 
bringt und gleichzeitig den verfassungsrechtlichen 
Anforderungen Rechnung trägt. Das Bundesmini-
sterium der Justiz hat nach langwierigen Verhand-
lungen mit den Bundesressorts, den Ländern und 
der Bundesnotarkammer Anfang dieses Jahres ei-
nen Gesetzentwurf zur Diskussion gestellt. Nach 
den bisher vorliegenden Äußerungen dürfte der 
Entwurf, jedenfalls nach Auffassung der Mehrheit 
der Landesjustizverwaltungen, eine geeignete 
Grundlage für einen Gesetzesvorschlag der Bun-
desregierung sein; über den Zeitpunkt der Einbrin-
gung eines solchen Entwurfs kann Verbindliches 
heute noch nicht gesagt werden. Ob es in dieser 
Legislaturperiode dazu kommen wird, läßt sich zur 
Zeit noch nicht übersehen. 

Zu Frage 86: 

Die Bundesregierung hält es für angemessen, daß 
für Tätigkeiten des Notars zugunsten der öffentli-
chen Hand im Rahmen der vom Verfassungsrecht 
gezogenen Grenzen Gebührenermäßigungen gel-
ten. Maßgebend für diese Auffassung ist die auch 
vom Bundesverfassungsgericht hervorgehobene Er-
wägung, daß der Beruf des Notars staatlich gebun-
den ist; anders als andere Berufsgruppen, die Lei-
stungen für die öffentliche Hand erbringen, nimmt 
der Notar öffentliche Aufgaben wahr; er genießt, da 
die Bestellung vom Bedürfnis abhängt, eine gewisse 
Einkommensgarantie. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Frage 
des Abgeordneten Tatge (GRÜNE) (Drucksache 
10/3795 Frage 91): 

Liegen der Bundesregierung Informationen darüber vor, 
daß — wie in Zeitungsmeldungen behauptet wird — die US-
Streitkräfte in der Bundesrepublik Deutschland eine Verle-
gung der Air-Base von Frankfurt am Main nach Ramstein 
planen? 

Nach Auskunft der amerikanischen Streitkräfte 
beabsichtigen diese nicht, die auf dem Frankfurter 
Flugplatz befindliche Air-Base nach Ramstein zu 
verlegen. Anderslautende Presseberichte beruhen 
auf reiner Spekulation. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Häfele auf die Fragen 
des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 
10/3795 Fragen 92 und 93): 

Wie viele Schießzwischenfälle mit Auswirkungen außer-
halb des Übungsgeländes hat es in den letzten zehn Jahren 
bei den Übungsplätzen Grafenwöhr und Hohenfels gegeben, 
und ist die Bundesregierung bereit, mit den US-Streitkräften 
eine umfassende Bestandsaufnahme der Sicherheitsverträg-
lichkeit des Übungsbetriebes für die zivile Umgebung durch 
eine gemischte deutsch-amerikanische Kommission vorzu-
nehmen? 

Hält die Bundesregierung im Hinblick auf den zunehmen-
den Schießlärm und die sonstigen Umweltschäden eine um-
fassende Umweltverträglichkeitsprüfung der NATO-Übungs-
plätze Grafenwöhr und Hohenfels für geboten, und wird sie 
die notwendigen Bestandsaufnahmen über die gegenwärti-
gen Forschungs- und Meßvorhaben hinaus in Auftrag ge-
ben? 

Zu Frage 92: 

Innerhalb der letzten 10 Jahre, und zwar in den 
Jahren 1978, 1979, 1980, 1982, 1984 und 1985, kam es 
auf dem Truppenübungsplatz Grafenwöhr zu insge-
samt 9 Fehlschüssen aus verschiedenen Waffen. 
Fehlschüsse auf dem Truppenübungsplatz Hohen-
fels sind der Bundesregierung aus diesem Zeitraum 
nicht bekannt. 

Sicherheitsfragen werden in dem Beratenden 
Deutsch-Amerikanischen Ausschuß für die Trup-
penübungsplätze Grafenwöhr, Hohenfels und Wild-
flecken behandelt. Diese Einrichtung hat sich be-
währt. 

Zu dem Fehlschuß, der sich am 10. August 1985 
auf dem Truppenübungsplatz Grafenwöhr ereignet 
hat und der vermutlich Anlaß für Ihre Fragen ist, 
habe ich Ihnen gegenüber schon mit Schreiben vom 
27. August 1985 Stellung genommen. Die Bundesre-
gierung prüft, wie sich derartige Vorkommnisse 
künftig vermeiden lassen können. Selbstverständ-
lich wird auch dieser Vorfall in der nächsten Sit-
zung des Beratenden Ausschusses behandelt wer-
den. 
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Zu Frage 93: 

Die Truppenübungsplätze Grafenwöhr und Ho-
henfels dienen der Erhaltung der Verteidigungsbe-
reitschaft. Eine Verlegung der Übungsplätze kann 
nicht in Betracht gezogen werden. Vielmehr müs-
sen wir uns mit dem Vorhandensein der Plätze in 
ihren jetzigen Abgrenzungen abfinden. Belastun-
gen der benachbarten Gemeinden und ihrer Bürger 
werden sich auch in Zukunft leider nicht ganz ver-
meiden lassen. Um diese Belastungen auf ein Mi-
destmaß zu beschränken, ist der Beratende 
Deutsch-Amerikanische Ausschuß eingerichtet 
worden. Dieser Ausschuß ist, nicht zuletzt durch 
enge Fühlungnahme seiner Mitglieder mit den Ver-
tretern der betroffenen Gemeinden, über alle von 
den Truppenübungsplätzen ausgehenden Umwelt-
probleme unterrichtet. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen des 
Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) (Drucksache 
10/3795 Fragen 94 und 95): 

Wieviel Katzen- und Hundefelle werden nach Schätzung 
der Bundesregierung jährlich in der Bundesrepublik 
Deutschland verarbeitet, und handelt es sich hier ausschließ-
lich um Importfelle? 

Kann ausgeschlossen werden, daß in der Bundesrepublik 
Deutschland Hunde oder Katzen — z. B. von sich hier aufhal-
tenden Asiaten — geschlachtet werden? 

Zu Frage 94: 

Nach Angaben der pelzverarbeitenden Industrie 
werden jährlich etwa 15 000 Katzenfelle (von Haus-
katzen und verwilderten Hauskatzen) eingeführt 
und in Deutschland verarbeitet. Die Felle werden 
im Sanitätshandel als sogenannte Rheumafelle ver-
kauft. Hinzu kommen Katzenfelle aus inländischen 
Tierverwertungsanstalten, die jedoch zahlenmäßig 
gegenüber den Importen kaum ins Gewicht fallen. 

Nach Angaben der Industrie werden keine Felle 
von Hunden eingeführt. Jedoch werden aus Hunde-
feilen hergestellte Kleidungsstücke — sogenannte 
Gaewolfartikel — im Gegenwert von ca. 100 000 Fel-
len eingeführt. Es handelt sich beim sogenannten 
Gaewolf um bestimmte verwilderte Haushunde aus 
fernöstlichen Ländern, insbesondere China, Korea 
und Sowjetunion. 

Hundefelle aus deutscher Herkunft werden nicht 
verarbeitet. 

Zu Frage 95: 

Die Bundesregierung kann dies nicht ausschlie-
ßen. Nach dem Fleischbeschaugesetz unterliegen 
Hunde der Untersuchung vor und nach dem 
Schlachten einschließlich der Trichinenschau, Kat-
zen nur der Trichinenschau. 

Nach der amtlichen Fleischbeschaustatistik sind 
seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland nur 
in 3 Fällen Hunde geschlachtet worden, Trichinen-
schauergebnisse bei Katzenfleisch sind in der 
Fleischbeschaustatistik nicht aufgeführt. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage des Abgeordneten Pfuhl (SPD) (Drucksache 
10/3795 Frage 98): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die als „Aujeskysche 
Krankheit" bezeichnete Schweineseuche jetzt in der Bundes-
republik Deutschland erneut ausgebrochen ist, und was ge-
denkt sie zu tun, damit eine Ausbreitung verhindert wird? 

Die Aujeszkysche Krankheit kommt seit vielen 
Jahren in der Bundesrepublik Deutschland vor. Sie 
ist seit 1980 nach dem Tierseuchengesetz anzeige-
pflichtig und wird seitdem mit staatlichen Mitteln 
bekämpft. Die Seuche tritt regional schwerpunkt-
mäßig in Gebieten mit großer Schweinedichte auf, 
vor allem in Nordrhein-Westfalen und Niedersach-
sen. Die Bekämpfungsmaßnahmen sind Sperre des 
Seuchengehöftes, Tötung der seuchenkranken und 
seuchenverdächtigen Schweine und deren Ferkel, 
vorbeugende Schutzimpfung. 

Welche Maßnahmen vorrangig anzuwenden sind, 
ist von der Situation in einem größeren Gebiet ab-
hängig. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage des Abgeordneten Kißlinger (SPD) (Druck-
sache 10/3795 Fragen 99 und 100): 

Wie schätzt die Bundesregierung die Gefahr ein, daß auf 
Grund der verkürzten Zahlungsfristen für Getreide, das an 
die deutschen Interventionsstellen verkauft wird, jetzt auch 
vermehrt ausländisches Getreide in die deutsche Interven-
tion fließt? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Kosten für die 
Verkürzung der Zahlungsfristen ein, insbesondere dann, 
wenn tatsächlich vermehrt ausländisches Getreide in die In-
tervention kommt? 

Zu Frage 99: 

Auch in den vergangenen Wirtschaftsjahren, als 
die Zahlungsfristen bei der Intervention nicht na-
tional unterschiedlich gestaltet waren, ist Getreide 
aus anderen Mitgliedstaaten der deutschen Inter-
ventionsstelle angedient worden, 1984/85 z. B. 
126 000 t von insgesamt zur Intervention gebrachten 
3,6 Millionen t Getreide. Im Wirtschaftsjahr 1985/86 
sind bis zum 9. September 1985 der Bundesanstalt 
für landwirtschaftliche Marktordnung rd. 40 000 t 
Getreide aus anderen Mitgliedstaaten angeboten 
worden (29 000 t aus Großbritannien, 11 000 t aus 
Frankreich); zur gleichen Zeit wurden aus deut-
scher Erzeugung rd. 1,2 Millionen t angeboten. 
Diese Zahlen geben keinen Hinweis darauf, daß ge-
genüber den Vorjahren vermehrt ausländisches Ge-
treide in die deutsche Intervention fließt. 

Zu Frage 100: 

Die Kosten der Verkürzung der Zahlungsfristen 
belaufen sich für das Getreidewirtschaftsjahr 
1985/86 schätzungsweise auf ca. 7,3 Millionen DM. 
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Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage der Abgeordneten Frau Weyel (SPD) (Druck-
sache 10/3795 Fragen 101 und 102): 

Warum hat die Bundesregierung die Anweisung an die 
Bundesanstalt für landwirtschaftliche Marktordnung gege-
ben, sämtliches Getreide, das den Interventionsstellen in der 
Bundesrepublik Deutschland angedient wird, bereits nach 
60 Tagen zu 90 v. H. zu bezahlen, obwohl die ermächtigende 
EG-Verordnung ausdrücklich bestimmt, daß im Wirtschafts-
jahr 1985/86 „die Mitgliedstaaten das von kleinen Erzeugern 
stammende und von den Interventionsstellen übernommene 
Getreide ab dem 60. Tag nach der Übernahme bezahlen" kön-
nen? 

Wie gedenkt die Bundesregierung die für die kleinen Er-
zeuger geschaffene und gewollte soziale Komponente zu rea-
lisieren? 

Zu Frage 101: 

Im Zeitpunkt der Andienung des Getreides an die 
Interventionsstellen kann die Getreideproduktion 
von Kleinerzeugern nicht gesondert erfaßt werden. 
Es ist deshalb in der Praxis nicht möglich, die Ver

-

kürzung der Zahlungsfrist nach Erzeugern differen-
ziert auszugestalten. Als die Kommission der Euro-
päischen Gemeinschaften die Mitgliedstaaten er-
mächtigte, die Zahlungsfrist zu verkürzen, war ihr 
bekannt, daß nur ein pauschales Verfahren in 
Frage kommen könnte. Die Kommission hat auch 
keine weiteren Erläuterungen zur Definition der 
„kleinen Erzeuger" gegeben. 

Da in der Bundesrepublik Deutschland, das der 
Intervention angediente Getreide zu rd. 90 % von 
Kleinerzeugern stammt, hat die Bundesregierung 
die Bundesanstalt für landwirtschaftliche Markt-
ordnung angewiesen, entsprechend pauschal zu 
verfahren und dabei die Getreidelieferungen von 
Kleinerzeugern in die Intervention zu berücksichti-
gen. 

Zu Frage 102: 

Die Beantwortung dieser Frage hängt unmittel-
bar mit der vorhergehenden zusammen, bei der die 
Bundesregierung aufgezeigt hat, daß eine Unter-
scheidung der Erzeuger zum Zeitpunkt der Inter-
vention nicht möglich ist. Die getroffene Anweisung 
hilft auch kleinen Erzeugern. 
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